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VORWORT  
 
Im Spätsommer 2006 hat mein einstiger Ausbildungsanwalt, 
Dr. Gottfried Thiery LL.M., an mich den Gedanken heran getragen, als Thema für 
meine Dissertation das Rechtsinstitut der freien Honorarvereinbarung zu wählen. Zu 
diesem Zeitpunkt hatte ich bereits seit Jahren die Überlegung mit mir getragen, den 
Nachweis meiner Befähigung zu höherer wissenschaftlicher Tätigkeit zu erbringen. Ich 
fasste schließlich den Entschluss, das Doktoratsstudium wieder aufzunehmen und nach 
Abfassung einer Dissertation den Doktorgrad zu erwerben – ein Unterfangen, das 
zwischenzeitig infolge meiner intensiven Berufstätigkeit unterbrochen war. Mein Ziel 
war es, meine bereits erworbene Berufspraxis als Rechtsanwaltsanwärter optimal mit 
wissenschaftlicher Expertise zu verbinden. Es sollte so eine Arbeit entstehen, die ein mit 
der Rechtsanwendung Vertrauter für andere Praktiker, entsprechend den Bedürfnissen 
der Rechtsanwendung verfasst hat. Zugleich sollte damit auch den Erfordernissen guter 
wissenschaftlicher Arbeit Genüge getan werden, damit sich die Arbeit in die Reihe der 
bestehenden zivil- und berufsrechtlichen Fachliteratur einordnen kann. Darum habe ich 
mich von ganzem Herzen und mit großer Motivation und Freude bemüht. Ob es mir 
gelungen ist, wird letztlich die fachkundige Leserschaft zu beurteilen haben.  
Die Verfassung der Arbeit hat sich als einigermaßen zeitaufwändig herausgestellt, da 
die methodisch-wissenschaftliche Herangehensweise an die gestellten Rechtsprobleme 
meine eigene Fähigkeit doch mehr als einmal fast überfordert hätten. Die mir 
überbundene Aufgabe, verschiedene Detailaspekte außerhalb des Kerngebietes des 
bürgerlichrechtlichen Faches genau zu untersuchen, hat ebenso wie die einigermaßen 
großen technischen Probleme bei der formrichtigen Erstellung der Arbeit dazu 
beigetragen, dass es zu zeitlichen Verzögerungen gekommen ist. Da im gleichen 
Zeitraum sowohl Gesetzgeber als auch Rechtsprechung in den untersuchten Bereichen 
nicht untätig geblieben sind, waren einige der von mir untersuchten Fragen bis zur 
Fertigstellung der Arbeit bereits obsolet. 
Mein besonderer Dank gilt meinem Dissertationsbetreuer, Herrn Univ.-Prof. 
Dr. Martin Schauer, der durch seine aufwändige und zugleich profunde Prüfung meiner 
Entwürfe das Gelingen der Arbeit überhaupt erst ermöglicht hat. Seine Hinweise haben 
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mir mehr als einmal den richtigen Blick auf die bestehenden rechtlichen Probleme 
geöffnet. So wurde es mir möglich, wichtige Gesichtspunkte zu erkennen, ohne die 
meine Arbeit nicht das ihr eigene wissenschaftliche Gepräge gefunden hätte. 
Insbesondere die ausführliche Behandlung des Rechtsinstituts der quota litis in all ihren 
Facetten ist auf eine Anregung meines Betreuers zurück zu führen. 
Bedanken möchte ich mich ferner bei Frau Univ.-Ass. Dr. Daphne Aichberger-Beig, die 
mir bei methodisch-technischen Fragen wiederholt wertvolle Hilfestellung geleistet und 
Ratschläge erteilt hat.   
Weiters dank sagen möchte ich dem Zweitbegutachter dieser Arbeit, Herrn Kollegen 
Rechtsanwalt Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, für seine ergänzenden Anregungen. 
Dank aussprechen möchte ich auch meinen ehemaligen Ausbildungsanwälten, den 
Kollegen Dr. Gottfried Thiery LL.M. (Wien) und Dr. Werner Borns (Gänserndorf/NÖ), 
die mir wichtige Lehrmeister im Anwaltsberuf waren, und bei denen beiden ich 
nützliche Praxiserfahrung für die Konzeption dieser Arbeit sammeln konnte. Meine 
Fertigkeit im Abfassen und anschaulichen Strukturieren anspruchsvoller und 
umfangreicher juristischer Textdokumente verdanke ich ebenfalls den Genannten, wie 
mir im Übrigen Kollege Dr. Gottfried Thiery den Anstoß zur Themenwahl gegeben hat.  
Ganz selbstverständlich schulde ich auch meiner lieben Familie Dank, die mich 
während der langen Jahre des Doktoratsstudiums in jeder Hinsicht unterstützt, und die 
an mich stets geglaubt hat. Gedankt sei schließlich auch meiner Freundin und Kollegin, 
Frau Rechtsanwältin Dr. Vera M. Weld, die es mir im Zeitraum der Abfassung dieser 
Arbeit – nebst seelischer Aufmunterung – durch eine juristische Anstellung ermöglicht 
hat, den Praxisbezug zum Anwaltsberuf beizubehalten.  
Sollte die Arbeit dennoch Mängel im praktischen oder fachlichen Zugang an das 
Problem aufweisen, so sind diese allein von mir zu verantworten. 
 
Wien, im Juni 2010 Der Verfasser 
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Einleitung 
 
Der Gegenstand der Untersuchung „freie Honorarvereinbarung“ ist gegenüber anderen 
Rechtsgrundlagen einer Honorarschuld abzugrenzen. Da die Honorarvereinbarung nur 
im Verhältnis zum Mandanten (Vertragspartner des Mandatsvertrags) besteht, nicht aber 
zu einem ersatzpflichtigen Prozessgegner, geht es hier nur um Anspruchsgrundlagen im 
Verhältnis zwischen dem Rechtsanwalt und seinem Mandanten. Der 
Untersuchungsgegenstand ist daher privatrechtlicher Natur und Teil des 
Schuld(vertrags)rechts. 
 
Die Arbeit gliedert sich in insgesamt sieben Abschnitte. Da das anwaltliche 
Honorarrecht von einer Reihe besonderer berufsrechtlicher Vorschriften bestimmt wird 
(deren Kenntnis durch den Zivilrechtler nicht unbedingt vorausgesetzt werden kann), 
werden diese zunächst im ersten Abschnitt möglichst anschaulich dargestellt. Sodann 
wird in den Abschnitten zwei und drei der verfassungs- und gemeinschaftsrechtliche 
Rahmen gezeigt, durch den die Möglichkeit privatautonomer Honorarfestsetzung 
gestützt wird.  
 
Durch die Beauftragung des Rechtsanwaltes zu anwaltlichem Tätigwerden erwächst 
diesem grundsätzlich auch ohne besondere Entgeltsvereinbarung ein Honoraranspruch 
gegen den Mandanten1, der durch verschiedene Rechtsnormen (RATG, §§ 1152, 1004 
ABGB etc.) begründet und näher ausgestaltet ist. Gegenstand dieser Arbeit soll aber 
gerade nicht der auf gesetzlichen Grundlagen beruhende Honoraranspruch sein, sondern 
ausschließlich das zwischen den Parteien in Art und Höhe „frei vereinbarte“ Honorar. 
Dieses Honorar wird daher im Zuge dieser Arbeit gegenüber sämtlichen auf anderen 
Rechtsgrundlagen gründenden Honoraren deutlich abzugrenzen sein. Dies ist Aufgabe 
des vierten Abschnittes (ergänzt um die Punkte 3 und 4 im ersten Abschnitt). Am Ende 
des dritten Abschnittes ist zudem die Frage behandelt, inwieweit anwaltliche 
Tarifordnungen im Konflikt mit Normen des europäischen Kartellrechts stehen können. 
                                            
1
  Vgl. OGH 14 Os 100/89, AnwBl 1990, 398 mwN. 
 23 
Soweit eine solche Unvereinbarkeit besteht, würde dies freie Honorarvereinbarungen 
noch weiter aufwerten, zumal diesfalls andere Rechtsgrundlagen für das anwaltliche 
Honorar ausscheiden müssten. 
 
In weiterer Folge will sich diese Arbeit darauf beschränken, die Grenzen aufzuzeigen, 
innerhalb derer eine freie Vereinbarung des Anwaltshonorars möglich und zulässig ist. 
Dabei wird versucht, auch die in der Praxis vorkommenden Gestaltungsformen freier 
Honorarvereinbarungen etwas näher zu beleuchten.  
 
Im Brennpunkt der Arbeit steht eine besondere Form freier Honorarvereinbarungen – 
das in verschiedenen Spielarten in Erscheinung tretende Erfolgshonorar. Der Grund 
dieser Schwerpunktsetzung liegt vor allem in der aktuellen Befassung sowohl des VfGH 
als auch des deutschen BVfG mit der Fragen der Verfassungskonformität der 
sogenannten Streitanteilsvereinbarung (pactum de quota litis). Auch in Schrifttum und 
Praxis zeigt sich in jüngerer Zeit wieder eine verstärkte Auseinandersetzung mit dieser 
Honorarform, wobei durchaus gegensätzliche rechtliche Lösungen hinsichtlich von 
deren Zulässigkeit vertreten werden, und eine Differenzierung der einzelnen 
Fallvarianten des Erfolgshonorars bisweilen, wenn überhaupt, so eher summarisch 
geschieht. Daher dürfte eine detailliertere Behandlung des pactum de quota litis sowie 
der sonstigen rein erfolgsabhängigen Formen anwaltlicher Honorierung einem 
wichtigen Bedürfnis der Lehre wie auch der Praxis entsprechen. Dem versucht diese 
Arbeit nachzukommen. 
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      Erster Abschnitt 
Darstellung grundlegender Rechtsnormen 
 
Dieser Abschnitt will die wichtigsten, das allgemeine Regime des Schuldvertragsrechts 
ergänzenden Normen des Anwaltsrechts kurz darstellen. Dies ist deshalb wichtig, da in 
der nachfolgenden Arbeit immer wieder auf diese Normen verwiesen werden muss. 
 
 
1. Rechtsanwaltsordnung (RAO) 
 
Die Rechtsanwaltsordnung, G 6.7.1868, RGBl. 1868/96 idgF (RAO) regelt die 
Voraussetzungen für den Antritt und die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes sowie 
deren Erlöschen. Sie stellt den Kernbestand des anwaltlichen Berufsrechts dar. So regelt 
dieses (inzwischen als Bundesgesetz2 weiter geltende und oft novellierte) Gesetz u.a. 
auch die standesautonome Verwaltung, insbesondere die Organisation der 
Rechtsanwälte in Kammern samt deren Organen und Kompetenzen (§§ 22-33), sowie 
die Organisation des bundesweit als Dachorganisation agierenden Österreichischen 
Rechtsanwaltskammertages (ÖRAK) samt dessen Organen und Kompetenzen (§§ 35-
44). Der Vertreterversammlung, einem Organ des ÖRAK, kommt in § 37 die 
Zuständigkeit zur Erlassung weitergehender, für das Honorarrecht der Rechtsanwälte 
bedeutsamer Vorschriften zu (siehe Punkt 2 und 4). 
 
                                            
2
     Gemäß Art 10 Abs 1 Z 6 B-VG sind „Angelegenheiten der Rechtsanwälte“ in Gesetzgebung und 
Vollziehung Bundessache; gemäß Anl. 1, Indexzahl 27.01.04 zum Ersten 
Bundesrechtsbereinigungsgesetz (1. BRBG), BGBl I Nr. 191/1999 bleibt die RAO auch nach dem 
31.12.1999 unbefristet weiter in Geltung. 
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Zahlreiche der an die Rechtsanwälte gerichteten Ausübungsvorschriften der RAO 
betreffen die Erfüllung des mit dem Rechtssuchenden geschlossenen Mandatsvertrages: 
so etwa die Pflicht des Rechtsanwalts, die Rechte seines Mandanten gegen jedermann 
mit Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit zu vertreten (§ 9 Abs 1) oder die 
standesrechtliche Einschränkung der Aufrechnungsbefugnis des Rechtsanwaltes 
hinsichtlich der Pflicht zur Ausfolgung empfangener Mandantengelder (§ 19). Ebenso 
enthält die RAO auch Regeln betreffend die Vereinbarung des Honorars, insbesondere 
in § 16 Abs 1 erster Satz die Bekräftigung der im Schuldvertragsrecht grundsätzlich 
geltenden Privatautonomie (dazu den zweiten Abschnitt), aber auch ein 
berufsrechtliches Verbot, Honorarvereinbarungen mit einem bestimmten Inhalt („An-
sich-Lösen der anvertrauten Streitsache“ gemäß § 16 Abs 1 zweiter Satz, siehe dazu im 
zweiten Abschnitt Kapitel 3) abzuschließen. 
  
All diese Vorschriften stellen grundsätzlich öffentliches Recht dar. Inwieweit diesen 
Bestimmungen auch unmittelbar zivilrechtliche Wirkung im Vertragsverhältnis des 
Rechtsanwalts mit seinem Mandanten zukommt, wird noch in einem späteren Abschnitt 
gesondert erörtert. 
 
 
2.  Richtlinien für die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes und die 
Überwachung der Rechtsanwaltsanwärter 1977 (RL-BA) 
 
Die Richtlinien für die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes und die Überwachung der 
Rechtsanwaltsanwärter 1977 idgF (RL-BA) stellen eine (außenwirksame) 
Rechtsverordnung dar.3 Sie wird, gestützt auf die gesetzliche Ermächtigung der 
§§ 37 Abs 1 Z 1, 40 Abs 3 Z 1 RAO, von der Vertreterversammlung des ÖRAK 
erlassen. Durch die in § 37 Abs 1 Z 1 RAO enthaltene Verordnungsermächtigung 
können die Verhaltensvorschriften „zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufes“ näher 
                                            
3  Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RAO § 37, Rz 2; vgl. auch die Vorbemerkung zu den RL-BA. 
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präzisiert werden. Allgemeine Determinanten für diese Verordnungsbestimmungen 
enthalten bereits die gesetzlichen Vorschriften im II. Abschnitt der RAO („Rechte und 
Pflichten der Rechtsanwälte“), die im Vergleich zu den RL-BA zumeist allgemein 
gehalten sind. Viele Verhaltenspflichten des Rechtsanwalts werden, auf der Grundlage 
allgemeiner Gesetzeskriterien, erst durch die RL-BA konkret festgelegt4, wobei die 
Konkretisierung im Verordnungsweg unter Heranziehung der gefestigten 
Standesauffassungen zu geschehen hat.5  
 
Die RL-BA enthalten u.a. Artikel I („Der Rechtsanwalt und sein Beruf“), wo zunächst 
in § 1 festgelegt wird, dass jede berufsmäßige Besorgung fremder Angelegenheiten 
durch den Rechtsanwalt in Ausübung seines Berufes erfolgt. Ergänzend normiert 
§ 5 dritter Satz, dass der Rechtsanwalt darüber hinaus auch bei jeder sonstigen 
beruflichen Tätigkeit (also auch dann, wenn er nicht die Rechtsanwaltschaft ausübt) 
dem rechtsanwaltlichen Berufs- und Standesrecht unterliegt. Diesbezüglich hat die 
Rechtsprechung klargestellt, dass auch ein Rechtsanwalt in Organfunktionen einer 
juristischen Person6 (z.B. Gesellschaft, Stiftung etc.) dem Regime der RL-BA 
unterworfen ist. Es folgen in den §§ 2-9c allgemeine Vorschriften betreffend berufliche 
(und außerberufliche) Verhaltenspflichten. Artikel II behandelt unter dem Titel „Der 
Rechtsanwalt und seine Partei“ Pflichten bei der Auftragsübernahme und -ausführung, 
sowie der Verwahrung und Ausfolgung von Vermögenswerten des Mandanten. Von 
besonderer Bedeutung im Zusammenhang mit der Honorarvereinbarung ist aber Artikel 
IX („Honorar“), zumal dort unter besonderen Umständen die Eingehung von 
Honorarvereinbarungen an sich (§§ 57f) oder aber Honorarvereinbarungen mit 
bestimmtem Inhalt (§ 51) untersagt wird. Diese Vorschriften werden noch Gegenstand 
späterer Ausführungen sein. 
 
                                            
4  Vgl. § 9 Abs 2 RAO: „Der Rechtsanwalt ist überhaupt verpflichtet, durch Redlichkeit und 
Ehrenhaftigkeit in seinem Benehmen die Ehre und Würde des Standes zu wahren.“ und die in dessen 
Ausführung ergangenen Vorschriften, z.B. § 3 RL-BA: „Der Rechtsanwalt hat eine übernommene 
Verbindlichkeit zu erfüllen; jedenfalls dürfen Einwendungen gegen eine solche Forderung Ehre und 
Ansehen seines Standes nicht beeinträchtigen.“ 
5  VfSlg. 11.776; vgl.  Feil/Wennig, dieselben, Anwaltsrecht5, RAO § 37, Rz 2. 
6  Vgl. VfSlg. 17.688/2005, wonach das Standesrecht auch bei Ausübung einer Organfunktion im ORF-
Stiftungsrat durch einen Rechtsanwalt anzuwenden ist. 
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Wie auch die RAO gehören die RL-BA dem öffentlichen Recht an. Bezüglich deren 
Einflusses auf den zivilrechtlichen Mandatsvertrag gilt das zur RAO Gesagte 
sinngemäß. 
 
 
3.  Rechtsanwaltstarifgesetz (RATG) 
 
Das Rechtsanwaltstarifgesetz, BG 22.5.1969 BGBl. Nr. 1969/189 idgF (RATG) regelt 
das Ausmaß der Entlohnung des Rechtsanwalts im zivilgerichtlichen Verfahren, im 
schiedsrichterlichen Verfahren nach den §§ 577ff ZPO, im Strafverfahren über eine 
Privatanklage sowie für die Vertretung von Privatbeteiligten (§ 1 Abs 1 RATG). In den 
vorgenannten Rechtsmaterien gelten die Tarifsätze des RATG zwingend 
(§ 41 Abs 2 ZPO) hinsichtlich der Bestimmung der Kosten, die der Gegner einer 
anwaltlich vertretenen Partei zu ersetzen hat (§ 1 Abs 2 RATG). Im privatrechtlichen 
Vertragsverhältnis zwischen dem Rechtsanwalt und der von ihm vertretenen Partei 
gelten die Ansätze des RATG hingegen nur soweit, als keine anderslautende 
Vereinbarung zwischen den Vertragsteilen besteht (§§ 1 Abs 2, 2 Abs 1 RATG). 
 
Das RATG standardisiert die im Zuge des Gerichtsverfahrens erbrachten anwaltlichen 
Leistungen (Verhandlungen, Schriftsätze, Briefe, Telefonate etc.), indem es sie 
einzelnen Tarifposten zuordnet. Nicht im RATG angeführte Arbeiten, die der 
Erbringung einer tariflich genannten Leistung dienen (z.B. Aktenstudium und 
Rechtsrecherchen für einen Schriftsatz, Diktieren und Schreiben eines Aktenvermerks 
über eine stattegefundene Besprechung etc.), gelten mit diesen Tarifposten als 
mitabgegolten.7 Für jeden Tarifposten ist wiederum – fast immer abgestuft nach dem 
Streitwert, der der erbrachten Leistung zu Grunde zu legen ist – ein degressiv 
ansteigender Betrag vorgesehen. Die Höhe der tariflichen Ansätze wird in regelmäßigen 
Abständen an die Inflation angepasst: dies geschieht durch Zuschlagsverordnungen, zu 
deren Erlassung gemäß § 25 RATG der Bundesminister für Justiz (BMJ) im 
                                            
7  Vgl. Thiele, Anwaltskosten2, 10. 
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Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates ermächtigt ist. Der für eine 
konkrete Leistung geschuldete Betrag ergibt sich so erst aus der für den jeweiligen 
Zeitraum in Kraft befindlichen Zuschlagsverordnung. Gemäß § 24 Abs 1 RATG ist der 
BMJ zudem in bestimmten Fällen ermächtigt, durch Verordnung eine Berechung der 
Entlohnung, die dem Rechtsanwalt für regelmäßig vorkommende Leistungen in 
einfachen und häufig wiederkehrenden Fällen gebührt, zusammenzustellen 
(Normalkostentarif). Dem Normalkostentarif kommt praktische Bedeutung 
hauptsächlich nur im Verhältnis zum Prozessgegner zu8, er wäre aber auch im 
Verhältnis zum eigenen Mandanten als Anspruchsgrundlage denkbar.9 
 
Die Vorschriften des RATG stellen, soweit sie das Ausmaß des Kostenersatzes im 
Verhältnis der Prozessgegner normieren, Teil des Zivilprozessrechtes dar und haben 
somit öffentlich-rechtlichen Charakter. Soweit sie sich auf das Verhältnis des Anwalts 
zu der von ihm vertretenen Partei beziehen, sind sie Teil des Schuldvertragsrechts und 
haben folglich materiellrechtlichen10, privatrechtlichen Charakter. Nun behauptet etwa 
Thiele, die Ansätze des RATG seien bei Erfüllung der darin geregelten Tariftatbestände 
nicht strikt, sondern lediglich in Form einer Angemessenheitsbeurteilung im Sinn des 
§ 1152 ABGB heranzuziehen:11 Demzufolge würden die Gerichte bei Fehlen einer 
Honorarvereinbarung im Honorarprozess den RATG im Verhältnis Anwalt-Klient 
lediglich Empfehlungscharakter beimessen. Letztlich erfolge die Begutachtung der 
Honorarangemessenheit in diesem Fall erst durch die Anwaltskammern gemäß 
§ 28 Abs 1 lit f RAO (Näheres zu dieser Bestimmung Punkt 4) im Einzelfall. Aus dieser 
Ansicht würde meines Erachtens folgen, dass die Tarifansätze des RATG keine 
Fixbeträge  darstellen. Stattdessen würden sie bei Fehlen einer Honorarvereinbarung nur 
eine „Richtschnur“ für die Angemessenheitsprüfung im Einzelfall bilden, und 
                                            
8
  Der amtliche Normalkostentarif ermöglicht es gemäß § 24 Abs 2 RATG dem Parteienvertreter, sein 
Kostenersatzbegehren gegenüber der Gegenseite im Verfahren unter bloßem Hinweis auf diesen 
Tarif zu verzeichnen, wodurch er sich die detaillierte Auflistung nach § 54 ZPO erspart. 
9
  Argumento § 1 Abs 2 RATG: „Die Vorschriften dieses Bundesgesetzes gelten, soweit im folgenden 
nicht anderes bestimmt ist, [...] im Verhältnis zwischen dem Rechtsanwalt und der von ihm 
vertretenen Partei [...]“ 
10
  Obermaier Josef, Das Kostenhandbuch, 4. 
11
  Thiele, ecolex 2000, 397. 
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§ 1152 ABGB bzw. § 354 UGB müssten im Anwendungsbereich des RATG stets als 
Anspruchsgrundlage neben dieses treten.  
 
Zwar sprechen für die Ansicht Thieles die Gesetzesmaterialien zum RATG12: Tatsache 
ist, dass das RATG eine davor geltende, laufend novellierte Verordnung des BMJ 
(BGBl Nr. 33/1954 in der jeweiligen Fassung) abgelöst hat, die dem RATG in Struktur 
und Inhalt weitgehend entsprach. Diese Verordnung war auf der Grundlage des BG vom 
4.6.1923, BGBl Nr. 305/1923 erlassen worden. In § 1 dieses quasi 
„Tarifermächtigungsgesetzes“ war die entsprechende Verordnungsermächtigung auf 
solche Leistungen beschränkt, „die eine durchschnittliche Bewertung zulassen“. Diese 
Ermächtigung bildete die Grundlage dafür, welche Leistungen in die Tarifverordnung 
aufgenommen werden sollten.13 § 1 der Tarifverordnung wiederholt demgemäß, dass 
ihre Bestimmungen und Tarifansätze nur für solche Leistungen Anwendung finde, die 
eine ebensolche durchschnittliche Bewertung zulassen. § 23 Abs 1 zweiter Satz der 
Tarifverordnung – der sinngemäß dem § 21 Abs 1 zweiter Satz RATG entspricht – 
normierte: „Wenn im einzelnen Falle die Leistung des Rechtsanwaltes nach Umfang 
und Art erheblich über den Durchschnitt hinausragt, ist die Entlohnung dafür 
unabhängig vom Tarif angemessen festzusetzen“. Die Regierungsvorlage vermeint nun, 
letztere Bestimmung allein bringe bereits hinreichend zum Ausdruck, dass der Tarif nur 
für Leistungen anwendbar sei, die eine durchschnittliche Bewertung zuließen.14 Die 
ausdrückliche Wiederholung dieses Umstandes in der Verordnung wäre nach der in den 
Materialien geäußerten Ansicht nicht erforderlich gewesen. Aus diesem Grund sei 
davon Abstand genommen worden, die Anwendung des RATG in dessen § 1 
ausdrücklich auf derartige Leistungen zu beschränken.15   
 
Eine derartige Deutung des RATG gerät aber in ein Spannungsverhältnis mit dem 
Gesetzeswortlaut und einer Zusammenschau der den Honoraranspruch regelnden 
Normen: So legt § 17 Abs 1 RAO (der die Rangordnung der 
                                            
12
  EB zur RV 1175 BlgNR 7. GP. 
13
  EB zur RV 1175 BlgNR 7. GP, 12. 
14
  EB zur RV 1175 BlgNR 7. GP, 12. 
15
  EB zur RV 1175 BlgNR 7. GP, 12. 
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Honoraranspruchsgrundlagen zueinander normiert16) fest, dass in Ermangelung einer 
Honorarvereinbarung „in Zivilstreitigkeiten das Maß der Entlohnung“ soweit möglich 
durch einen gesetzlichen Tarif geregelt werden solle, und für jene Posten, die im Tarif 
nicht enthalten seien, „die gesetzlichen Bestimmungen über den Lohnvertrag in 
Anwendung zu kommen“ hätten. Diese Textierung bringt deutlich zum Ausdruck, dass 
der gesetzliche Tarif eben zu keiner Ausmittlung nach den „Bestimmungen über den 
Lohnvertrag“ (worunter zufolge historischer Auslegung auch § 1152 ABGB fällt17) 
führen soll. Das RATG selbst wiederum ordnet in § 26 Abs 2  ausdrücklich an, dass 
seine Bestimmungen ab 01.07.1969 anzuwenden seien, „es sei denn, daß die Höhe der 
Entlohnung der Parteien vereinbart worden ist.“. Auch dieser Gesetzeswortlaut 
begründet keinen Spielraum der Gerichte für eine Überprüfung der gesetzlichen 
Tarifansätze nach Angemessenheitskritierien.  
 
Die (oben referierte) Meinung in den Gesetzesmaterialien, wonach § 21 Abs 1 zweiter 
Satz RATG ausreichend zum Ausdruck bringe, dass eine Angemessenheitsprüfung in 
jede Richtung zu erfolgen habe, dürfte einen Trugschluss darstellen: Die Bestimmung 
lautet: „Wenn im einzelnen Falle die Leistung des Rechtsanwaltes nach Umfang oder 
Art den Durchschnitt erheblich übersteigt, ist die Entlohnung dafür unabhängig vom 
Tarif, insbesondere unter Berücksichtung der aufgewendeten Zeit und Mühen, 
angemessen festzusetzen.“. Dies erfasst klar und deutlich nur den Fall 
„überdurchschnittlicher“ Leistungen. Der umgekehrte Fall „unterdurchschnittlicher“ 
Leistungen wird hingegen nirgends – auch nicht sinngemäß – erwähnt. Irrig ist die 
Berufung der Regierungsvorlage auf § 21 Abs 1 RATG aber auch deshalb, da der 
OGH18 bereits zwei Jahre vor Schaffung des RATG (1969) klargestellt hatte, dass 
§ 23 Abs 1 der Tarifverordnung lediglich auf den Honoraranspruch gegenüber dem 
Prozessgegner, nicht aber im privatrechtlichen Verhältnis gegenüber dem eigenen 
Mandanten anwendbar ist: Demzufolge sei im Verhältnis Anwalt-Mandant lediglich 
§ 2 Abs 2 der Tarifverordnung (der § 2 Abs 2 RATG inhaltsgleich ist) anwendbar. Im 
                                            
16
  Siehe auch Klicka, RdW 1993, 298. 
17  So im Ergebnis auch Thiele, Anwaltskosten2, 3; „Lohnvertrag“ war nach dem ABGB im 
Entstehungszeitpunkt der Advocatenordnung der Oberbegriff für Verträge, durch die sich jemand zur 
Dienstleistung oder zur Verfertigung eines Werkes verpflichtete (vgl. die Stammfassung des 
§ 1151 ABGB).   
18
  OGH 1 Ob 193/66, EvBl 1967/102. 
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entschiedenen Fall hat der OGH die Unanwendbarkeit des § 21 RATG insoweit als 
wesentlich hervorgehoben, als § 2 Abs 2 RATG zusätzlich eine „durch besondere 
Umstände“ oder eine vom eigenen Mandanten veranlasste „besondere 
Inanspruchnahme“ als Voraussetzung für eine Überschreitung der Tarifansätze verlangt, 
während es nach § 23 Abs 1 der Tarifverordnung (entspricht § 21 Abs 1 RATG) 
ausreicht, dass die anwaltliche Leistung den Durchschnitt objektiv betrachtet erheblich 
übersteigt.19 § 23 Abs 1 der Tarifordnung stellt daher keine allgemeine Regelung über 
den Anwendungsbereich der Tarifansätze dar. Die gegenteilige Ansicht über die 
damalige Rechtslage, die in der Regierungsvorlage geäußert wird, widerspricht nicht 
nur klar der Gesetzeslage, sondern auch der (für die Praxis maßgeblichen) Ansicht der 
höchstgerichtlichen Judikatur. 
 
Insofern war die ausdrückliche Beschränkung des Anwendungsbereiches in § 1 der 
Tarifverordnung entgegen der irrigen Ansicht in den Gesetzesmaterialen keineswegs 
überflüssig. Die Weglassung dieser Einschränkung im RATG erweist sich 
demgegenüber als legistisches Missgeschick: Die Gesetzesmaterialien zeigen zwar 
deutlich die Absicht, ein Abgehen von den Tarifansätzen nach unten zuzulassen, jedoch 
finden sich im Gesetzeswortlaut des RATG und in den sonstigen, den Honoraranspruch 
regelnden Normen (vor allem in der RAO) keine unmittelbaren Grundlagen für ein 
solches Gesetzesverständnis.  
 
Ein Wille des Gesetzgebers darf, um beachtlich zu sein, zumindest nicht einer klaren 
und unzweifelhaften Bedeutung der Gesetzesworte zuwiderlaufen.20 Wird das RATG 
unter diesem Gesichtspunkt geprüft, so fällt auf, dass jene Gesetzesbestimmungen, die 
das privatrechtliche Verhältnis Anwalt-Mandant betreffen, zwar grundsätzlich auf einen 
starren „Fixcharakter“ von dessen Tarifansätzen als Mindestbeträge hindeuten, jedoch 
eine Unterschreiten nicht expressis verbis verbieten. Im RATG besagt lediglich 
§ 21 Abs 2, dass unter „die Ansätze des Tarifs [...] nur heruntergegangen werden“ darf, 
                                            
19 Im Verhältnis zum Prozessgegner bleibt freilich die richterliche Befugnis, die Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit der einzelnen Leistungen zu prüfen, gemäß § 21 Abs 1 erster Satz RATG unberührt. 
20
 Gemäß VfSlg. 5.153/1965, 7.698/1975 kann nur dann auf die Materialien zurück gegriffen werden, 
wenn der Gesetzeswortlaut unklar ist, zumal die Gesetzesmaterialien für sich genommen nicht 
verbindlich sind, vgl. Öhlinger, Verfassungsrecht7, 32.  
 32 
„wenn der Rechtsanwalt keine höhere Entlohnung verlangt“. Die vorzitierte 
Rechtsprechung21 zur vorhergehenden Rechtslage hat § 23 Abs 1 der Tarifverordnung 
(der Vorgängerbestimmung des § 21 Abs 1 RATG) Bedeutung nur im Verhältnis zum 
Prozessgegner zugebilligt, während bezüglich des privatrechtlichen Honoraranspruchs 
gegenüber dem eigenen Mandanten ausschließlich § 2 Abs 2 der Tarifverordnung (der 
§ 2 Abs 2 RATG inhaltsgleich ist) anwendbar sein soll. Wegen des systematischen 
Zusammenhangs müsste daher auch die Anwendung des besagten Abs 2 des 
§ 21 RATG, der eine Unterschreitung der vom Rechtsanwalt begehrten Tarifansätze 
verbietet, auf das Verhältnis zum Prozessgegner beschränkt sein. Der für das Verhältnis 
Anwalt-Mandant maßgebliche § 2 RATG enthält keinen dem § 21 Abs 2 
entsprechenden Passus, der auf einen Mindesttarifcharakter des RATG hinweist. Daraus 
könnte der Umkehrschluss gezogen werden, dass im privatrechtlichen Verhältnis zum 
eigenen Mandanten die Tarifansätze unterschritten werden können. Ein solcher 
Umkehrschluss – und daraus resultierend eine „einschränkende“ Anwendung des 
RATG im Sinn einer Angemessenheitsprüfung auch nach unten – könnte mit dem in 
den Gesetzesmaterialien dokumentierten Willen des historischen Gesetzgebers 
teleologisch gerechtfertigt werden. Dieser Weg dürfte gangbar sein, da der 
Gesetzeswortlaut und die Gesamtschau der Honorarrechtsordnung eine solche 
Sichtweise nicht eindeutig und unzweifelhaft verbieten.   
 
Seit dem EU-Beitritt Österreichs könnte sich aus dem europäischen Kartellrecht22 das 
Erfordernis ergeben, die maßgeblichen Vorschriften des RATG (§ 2 Abs 2, § 26 Abs 2) 
bzw der RAO (§ 17 Abs 1) im vorgenannten Sinn zu interpretieren: Aus Art 10 EGV 
folgt grundsätzlich die Pflicht zur gemeinschaftsrechtskonformen Auslegung nationaler 
Rechtsvorschriften. Dabei sind gemäß der EuGH-Rechtsprechung (zum besonders 
bedeutsamen Sonderfall richtlinienkonformer Auslegung) der vom nationalen Recht 
eingeräumte Beurteilungsspielraum sowie die durch Auslegungsgrundsätze des 
                                            
21
  OGH 1 Ob 193/66, EvBl 1967/102. 
22 Inwieweit ein Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht (insb gegen das Verbot nach Art 10 iVm 81 EGV, 
Preiskartelle durch Gesetz zu fördern) gegeben ist, wird im dritten Abschnitt  untersucht werden. 
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nationalen Rechts gesteckten Grenzen voll auszuschöpfen.23 Da eine 
„gemeinschaftsrechtskonforme Auslegung“ des RATG im Sinn einer Unterschreitung 
von dessen Ansätzen im Sinn obiger Ausführungen keinen zwingenden Schranken des 
in Österreich herrschenden Gesetzesverständnisses begegnet, erscheint eine solche 
jedenfalls geboten, soweit dies gemeinschaftsrechtliche Vorgaben (insbesondere das 
europarechtliche Kartellverbot gemäß Art 81 EGV) erfordern sollten.24 
 
Eine Judikatur zum RATG, die dezidiert ein Abweichen von dessen Ansätzen auch im 
Falle „unterdurchschnittlicher“ Leistungen vorsieht, hat sich bisher freilich noch nicht 
gebildet. So hat der OGH in EvBl 1967/10225  insbesondere keine Aussage darüber 
getroffen, dass besagter Umkehrschluss zu §§ 23 Abs 2 iVm 2 Abs 2 der 
Tarifverordnung (inhaltsgleich nunmehr 21 Abs 2 iVm 2 Abs 2 RATG) angebracht 
wäre. 
 
Dessen ungeachtet wurde die Behauptung eines bloßen Richtliniencharakters des RATG 
schon bisher auf höchstgerichtliche Judikatur26 gestützt. Zitiert wird zumeist folgende 
Ausführung des OGH: „Soweit für Leistungen ein besonderer Tarifansatz besteht, ist 
regelmäßig dieser als angemessenes Entgelt anzusehen.“27 In dieser Aussage liegt aber 
meines Erachtens eine verunglückte Begriffsvermengung, weshalb sie nicht 
fehlinterpretiert werden sollte: Denn bei eingehendem Studium der 
Entscheidungsgründe lässt sich nirgends erkennen, dass der OGH die Ansätze des 
RATG – grundsätzlich – einer Angemessenheitsprüfung im Einzelfall unterstellen 
wollte. Der OGH wollte lediglich zum Ausdruck bringen, dass das RATG Vorrang vor 
einer Ausmittlung nach § 1152 ABGB haben soll, wobei er mit dem Wort „regelmäßig“ 
                                            
23
 Dies deutet der EuGH in C-334/92, „Wagner Miret“, Slg 1993, I-06911, Rn 23, an; zugleich führt das 
Gericht aus, dass diesfalls die Staatshaftung gegenüber den Geschädigten platzgreift. 
24
 Eine andere Sichtweise wäre brisant, zumal dann, wenn „starre Mindesttarife“ mit Art 81 EGV 
unvereinbar wären, österreichische Gerichte diese Tarife nicht nur von Amts wegen unangewendet 
lassen müssten, sondern Österreich darüber hinaus verpflichtet wäre, das RATG 
gemeinschaftsrechtskonform abzuändern – letzteres ist durch die EuGH-Rsp insbesondere C-
290/94, „Kommission/Griechenland“, Slg 1996, I-03285, geklärt. 
25
  OGH 1 Ob 193/66, EvBl 1967/102. 
26
  Vgl OGH 1 Ob 630/90, AnwBl 1991, 746. 
27
  OGH 1 Ob 296/71, EvBl 1972/124; 1 Ob 534/78, SZ 51/27; 8 Ob 508/89, AnwBl 1990, 45; 
26.07.1990, 8 Ob 688/89. 
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offenbar darauf hinweist, dass das RATG in einem bestimmten Ausnahmefall ein 
Abweichen von seinen Ansätzen bzw. eine Ausmittlung nach Angemessenheitskriterien 
selbst vorsieht: Gemäß § 2 Abs 2 kann der Rechtsanwalt im Falle einer durch 
„besondere Umstände“ oder einer von seiner Partei veranlassten „besonderen 
Inanspruchnahme“ einen „dadurch gerechtfertigten höheren Anspruch als im Tarif 
vorgesehen“ gegen seinen Mandanten geltend machen.  
 
Folglich wäre es verfehlt, schon aus der bisherigen Rechtsprechung ein entsprechendes 
Gebot der „Angemessenheitsprüfung“ des Rechtsanwaltstarifes in jede Richtung (auch 
nach unten) abzuleiten. Ein solches Verständnis entspricht aber, wie oben gezeigt 
wurde, tatsächlich bestmöglich dem Gesetzeskonzept und könnte zudem neuerdings 
(möglicherweise, wie noch weiter zu untersuchen sein wird) gemeinschaftsrechtlich 
geboten sein. Thiele ist daher im Ergebnis zuzustimmen. Es bleibt abzuwarten, ob die 
Rechtsprechung ebenfalls explizit diesen Weg einschlagen wird. 
 
 
4.  Autonome Honorar-Richtlinien 1976 (AHR) und Allgemeine Honorar-
Kriterien 2005 (AHK) 
 
Ist in einem Werk- oder Dienstvertrag kein Entgelt bestimmt und auch nicht 
Unentgeltlichkeit vereinbart, so gilt gemäß § 1152 ABGB ein „angemessenes Entgelt“ 
als vereinbart. Wird bei einem Mandatsvertrag für die Besorgung eines fremden 
Geschäftes eine Belohnung „nach dem Stande des Geschäftsträgers“ (Auftragnehmers) 
auch nur stillschweigend bedungen, so gehört der Mandatsvertrag gemäß § 1004 ABGB 
zu den entgeltlichen Geschäften. Diese Vorschriften wurden auch seit langem auf den 
Mandatsvertrag des Rechtsanwalts angewendet.28 Seit 01. Jänner 2007 besteht freilich 
eine viel umfassendere Norm, die möglicherweise für den Mandatsverhältnis direkt 
einschlägig ist – das Unternehmensgesetzbuch (UGB): Wird bei einem 
                                            
28  Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RATG § 1, Rz 2; gesetzliche Grundlage ist mE § 17 Abs 1 RAO, siehe 
Punkt 3. 
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unternehmerischen Geschäft (das gemäß §§ 1, 4 Abs 2 e contrario, 343, 345 UGB auch 
vorliegt, wenn ein Rechtsanwalt das Geschäft im Rahmen seines Unternehmens 
schließt) kein Entgelt bestimmt und auch nicht Unentgeltlichkeit vereinbart, so gilt 
diesfalls generell ein derartiges „angemessenes Entgelt“ als bedungen. Inwiefern 
§ 354 UGB die älteren Bestimmungen der §§ 1004, 1152 ABGB (quasi als lex specialis 
und lex posterior) inhaltlich verdrängt hat, wird noch Gegenstand späterer 
Ausführungen sein.  
 
Ein „angemessenes Honorar“ wird nach den vorgenannten Bestimmungen nur dann 
geschuldet, wenn für die betreffende Leistung kein tariflicher Ansatz im Gesetz besteht 
– somit geht das RATG (das meines Erachtens dispositives Privatrecht darstellt, siehe 
dazu Punkt 3) in seinem Anwendungsbereich den hier dargestellten 
Anspruchsgrundlagen vor.29 Details zum Verhältnis von RATG und „angemessenem 
Entgelt“ werden noch im vierten Abschnitt ausführlich dargestellt.  
 
Was nun aber im konkreten Streitfall als „angemessenes Entgelt“ im Sinn dieser 
Bestimmungen anzusehen ist, haben die Gerichte im Streitfall im Rahmen der 
Sachverhaltsfeststellung zu erheben. Dabei haben sie sich geeigneter Sachverständiger 
zu bedienen, wobei ihnen die RAO mögliche Stellen für diese Aufgabe bietet: Gemäß 
§ 28 Abs 1 lit f RAO gehört zum Wirkungskreis des Ausschusses jeder 
Rechtsanwaltskammer die Erstattung von Gutachten über die Angemessenheit des 
Honorars und der Vergütung für Dienstleistungen des Rechtsanwaltes. Freilich kann aus 
§ 28 Abs 1 lit f RAO nicht abgeleitet werden, dass ausschließlich die 
Rechtsanwaltskammern zur Begutachtung der Honorarangemessenheit heranzuziehen 
sind.30 Das Gericht könnte ebenso gut andere geeignete Personen heranziehen.  
 
                                            
29  OGH, 1 Ob 630/90, AnwBl 1991, 746; siehe auch Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RATG § 1, Rz 2 
mwN; dies wird in § 1 AHK ausdrücklich wiederholt. 
30  Klicka, RdW 1993, 301. 
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Mit der durch das Berufsrechtsänderungsgesetz (BRÄG 2006, BGBl I 2005/164) 
erfolgten Neuformulierung des § 37 Abs 1 Z 431 wird der Vertreterversammlung des 
ÖRAK (in Verbindung mit § 40 Abs 3 Z 1) eine Ermächtigung dahingehend 
eingeräumt, dass sie „Richtlinien zu den Kriterien für die Ermittlung des angemessenen 
Honorars“ festlegen kann. Dies ist mit Beschluss der Vertreterversammlung im Oktober 
200532 auch geschehen, womit „Allgemeine Honorar-Kriterien“ (AHK) erlassen 
wurden. Die AHK ermöglichen es den Ausschüssen, der ihnen eingeräumte Befugnis 
zur Erstattung von Gutachten über die Honorarangemessenheit im konkreten Einzelfall 
nach Anrufung durch das Gericht oder die Vertragsparteien österreichweit nach 
einheitlichen Maßstäben nachzukommen.33 
 
Nicht mehr in Kraft34 stehen infolge der Einführung der AHK nunmehr die älteren 
Autonomen Honorar-Richtlinien 1976 (AHR). Diese waren aufgrund der früheren 
Fassung des § 37 Abs 1 Z 4 RAO erlassen worden und haben nunmehr keine 
standesrechtliche Bindungswirkung für Kammermitglieder bei der 
Honorarbegutachtung mehr. Den Parteien steht es aber offen, die AHR durch Abschluss 
einer „freien Honorarvereinbarung“ zur Grundlage der Honorarberechnung zu machen. 
Diesfalls ist die Anspruchsgrundlage für die Honorarschuld nicht § 1152 ABGB bzw. 
§ 354 UGB, sondern der bestehende Vertragskonsens. 
 
AHR und AHK unterscheiden sich grundlegend von den vorhin dargestellten 
Rechtsnormen. Die Frage nach deren rechtlichem Charakter ist dogmatisch nicht 
uninteressant.35 So hat der OGH36 klargestellt, dass die Gerichte an die AHR nicht 
gebunden sind. Diese Rechtsprechung besagt, dass sich die Vertragsteile im Falle eines 
Rechtsstreites im Verhältnis Anwalt-Mandant auf die AHR nicht berufen können, 
diesen somit keine zivilrechtliche Außenwirkung zukommt. Der OGH betrachtete die 
                                            
31  Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RAO § 37, Rz 4. 
32  Kundgemacht auf der Homepage des ÖRAK (http://www.rechtsanwaelte.at) am 10.10.2005; gemäß 
§ 19 AHK sind diese dort dauerhaft bereitzustellen. 
33  Vgl. Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RAO § 37, Rz 4. 
34  Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RAO § 37, Rz 4. 
35  Besonders aufschlussreich zu diesem Problemkreis sind die Ausführungen bei Klicka, RdW 1993, 
298ff.  
36  OGH 4 Ob 139/54, JBl 1954, 571; 1 Ob 67/62, EvBl 1962/344 = SZ 35/33; 14 Os 100/89, 
AnwBl 1990, 398. 
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AHR zunächst lediglich als „beiläufigen Wegweiser“ bei der Honorarermittlung37, sieht 
aber in jüngerer Rechtsprechung nunmehr in den AHR eine „gutachterlichen Äußerung“ 
über die Bewertung rechtsanwaltlicher Leistungen im Durchschnittsfall.38 Diese 
Auffassung trifft aber – wie Klicka39 gezeigt hat – das Wesen der AHR/AHK nicht: 
Nicht die AHR/AHK selbst sind das Gutachten, denn die §§ 351ff ZPO sehen generelle 
Gutachten (die unabhängig vom konkreten Streitfall erstellt werden) nicht vor.40 Klicka 
weist nach, dass (wie dies in der Praxis auch geschieht) im Einzelfall ein 
Sachverständiger durch das Gericht zu bestellen ist, wobei der Autor weiters bestreitet, 
dass die AHR den Sachverständigen bei der Erstellung seines 
Sachverständigengutachtens binden. Dem Autor zufolge hätten die AHR auch keine 
Bindungswirkung gegenüber Mitgliedern und Organen der Rechtsanwaltskammern, 
sondern wären auch für diese lediglich eine „Orientierungshilfe“ bei der 
Gutachtenserstattung.41 Klicka folgert richtig, dass erst der jeweilige Sachverständige 
das Gutachten (im Prozess oder bei gütlicher Vermittlung) erstellt. Entgegen Klicka 
dürften die AHR/AHK aber sehr wohl hoheitlichen Charakter aufweisen. Sowohl AHR 
als auch AHK sind ihrem Wortlaut42 zufolge einseitig verbindlich gestaltet: Dabei 
macht es grundsätzlich keinen Unterschied, dass die AHK lediglich Richtwerte für die 
Honorarfestsetzung aufstellen, weil auch von diesen die Normadressaten nicht 
willkürlich, sondern nur nach Maßgabe vorgegebener Kriterien abweichen können. 
AHR/AHK stellen somit eine standesinterne generelle Regelung dar, die für alle 
Kammermitglieder bindend ist.43 Die Richtlinienkompetenz nach § 37 Abs 1 Z 4 RAO 
                                            
37  OGH 1 Ob 67/62, EvBl 1962/344 = SZ 35/33; 2 Ob 96/64, EvBl 1964/401. 
38  OGH 14 Os 100/89, AnwBl 1990, 398; 4 Ob 139/54, JBl 1954, 571. 
39  Klicka, RdW 1993, 298ff. 
40  Klicka, RdW 1993, 300 – der Autor zeigt auf, dass für die Qualifikation als kodifiziertes Gutachten 
nicht nur die gesetzliche Grundlage fehlt und eine solche grundlegende Bestimmungen der ZPO 
(insbesondere betreffend Parteirechte) untergraben würde, sondern diese Ansicht überdies dem 
Selbstverständnis der AHR widerspricht, da deren Einleitung zufolge die AHR „bei der 
Begutachtung“ zu verwenden sind. 
41  Klicka, RdW 1993, 300. 
42  Vgl. § 2 AHK: „Nach gefestigter Standesauffassung dienen […] die nachstehenden Kriterien zur 
Beurteilung der Angemessenheit des Honorars.“ § 4: „ […] Bei der Beurteilung der Angemessenheit 
des Honorars ist zu berücksichtigen, ob diese Leistungen nach Art und Umfang den Durchschnitt 
erheblich übersteigen oder unterschreiten.“ § 5: „Als Bemessungsgrundlage für Honoraransätze (§ 4) 
können, soweit sich nicht aufgrund des Interesses des Auftraggebers oder aus der Sache selbst ein 
anderer Wert ergibt, nachstehende Beträge als angemessen betrachtet werden: […]“ 
43  Dass eine Bindung der Kammermitglieder besteht, hat der OGH in einem obiter dictum zu 14 Os 
100/89, SZ 35/33 ausgesprochen. 
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ermächtigt die Vertreterversammlung aber zur Erlassung von für alle 
Standesangehörigen (nicht nur Kammerorgane) verbindlichen Vorschriften. Nach ihrem 
Adressatenkreis richten sich AHR/AHK nicht bloß an die mit der Honorarbegutachtung 
betrauten Kammerorgane, sondern an alle Rechtsanwälte und sind folglich als 
(außenwirksame) Rechtsverordnung zu bezeichnen.44 Zwar ergibt sich durch die 
Rechtsprechung45, dass diese Rechtsverordnung keine zivilrechtliche Außenwirkung – 
im Verhältnis Anwalt-Mandant – entfaltet.46 Sie ist verbindlich ausschließlich für 
Standesangehörige, nicht aber für standesfremde Personen. Dies stellt dogmatisch 
keinen Widerspruch dar: So ist etwa auch für die Annahme der Sittenwidrigkeit oder 
Nichtigkeit im Sinne des § 879 ABGB nach gefestigter Rechtsprechung47 das Vorliegen 
einer Standeswidrigkeit keineswegs ausreichend. Auch sind nach der Rechtsprechung48  
Rechtsgeschäfte in der Regel gültig, wenn sich ein standesrechtliches Verbot nur an 
einen der beiden Vertragspartner richtet. Da sich die AHR/AHK nicht an den am 
Vertrag beteiligten Mandanten richten (wenngleich sie schwerpunktmäßig dessen 
Individualschutz bezwecken) bestehen gegen deren zivilrechtliche Unwirksamkeit keine 
grundlegenden Bedenken.  
 
Würden die Gerichte (entgegen der bestehenden Gepflogenheit) standesfremde 
Personen mit der Honorarbegutachtung betrauen, so wäre die vorhin genannte 
(kammerinterne) Bindungswirkung ausgeschaltet. Diesfalls hätten die AHR/AHK auch 
für den Sachverständigen lediglich die Bedeutung einer unverbindlichen 
Orientierungshilfe, wobei entscheidend für die Sachverhaltsklärung allein wäre, welcher 
Betrag für die erbrachte Leistung üblicherweise bezahlt wird.49 Freilich bedienen sich 
die Gerichte in der Praxis tatsächlich – soweit dies beobachtbar ist – ausschließlich der 
Rechtsanwaltskammern zur Honorarbegutachtung. Diese Gerichtsübung dürfte daran 
                                            
44  Insofern zutreffend sprechen auch Feil/Wennig von einer „Verordnungsermächtung“ bzw. von den 
AHK als „Verordnung“, wenngleich sie einen normativen Charakter selbst der AHR verneinen, 
dieselben, Anwaltsrecht5, RAO § 37 Rz 4. 
45  OGH 14 Os 100/89, SZ 35/33, 102; 4 Ob 139/54, JBl 1954, 571. 
46  Dies begründet der OGH damit, dass die RAO Organen der Standesvertretung keine Kompetenz zur 
Erlassung zivilrechtlich wirkender Normen einräumen will, 4 Ob 139/54, JBl 1954, 571. 
47   Vgl. OGH in RIS-Justiz RS0038374. 
48   Vgl. OGH in RIS-Justiz RS0016840. 
49  Klicka, RdW 1993, 301. 
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liegen, dass die Kammerfunktionäre eine besonders hohe Routine aufweisen und zudem 
den Markt für Anwaltsleistungen aus eigener Erfahrung gut kennen. 
 
Die AHK dienen im Fall des Honorarprozesses praktisch als (meines Erachtens immer 
noch verbindliche) Richtschnur, nach der die Ausschüsse der Rechtsanwaltskammern 
für das Gericht die Angemessenheit eines strittigen Honoraranspruches begutachten. 
Die AHK kennen – anders als die älteren AHR – allerdings keine fixen Mindestsätze 
und lassen so in jede Richtung einen großen Beurteilungsspielraum für den Einzelfall 
(Näheres dazu im dritten Abschnitt). 
 
Das System der AHK wie auch der AHR ist es, für einzelne Rechtsmaterien eine 
Bemessungsgrundlage (meist gesondert nach schwieriger/einfacher Angelegenheit bzw. 
Umfang des Interesses/Betriebsgröße etc.) anzugeben. Lediglich bei wenigen 
ausgewählten Leistungen (im Bereich der Strafverteidigung, §§ 9f AHK) werden 
Leistungen auch sogleich Honorarbeträge zugeordnet. Ansonst verweisen die AHK auf 
die sinngemäße Anwendung der Tarifsätze des RATG, sodass diese mit anzuwenden 
sind. Die AHK/AHR widmen sich sowohl jenen Bereichen, die außerhalb des 
Anwendungsbereichs des RATG liegen (Vertretung in Verwaltungssachen, 
Verteidigung in offiziosen Strafsachen) als auch den vom RATG erfassten zivilen 
Rechtsstreitigkeiten. Sofern eine Materie in den AHK/AHR nicht erwähnt ist, haben die 
Honorargutachter im Prozess die Angemessenheit der Leistungen im Einzelfall 
festzustellen. An der Anspruchsgrundlage ändert eine derartige „Lücke“ aber nichts. 
 
 
5. Europäisches Rechtsanwaltsgesetz (EiRAG) 
 
Das Bundesgesetz über den freien Dienstleistungsverkehr und die Niederlassung von 
europäischen Rechtsanwälten in Österreich (EiRAG), BGBl. I 2001/98 idgF, regelt 
gemäß seinem § 1 die Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs und die 
Niederlassung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft in Österreich durch Angehörige 
anderer EU- bzw. EWR-Staaten, die berechtigt sind, als Rechtsanwalt in einem EU- 
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bzw. EWR-Staat unter einer der in einer Anlage zu diesem Bundesgesetz angeführten 
Bezeichnungen beruflich tätig zu sein (europäische Rechtsanwälte). Die im letzten Satz 
angesprochene Akzessorietät besteht jedoch nicht immer50: Das aufrechte Bestehen 
einer entsprechenden anwaltlichen Berechtigung in einem anderen EU/EWR-Staat ist 
nur dann erforderlich, wenn die Stellung eines „europäischen Rechtsanwalts“ erlangt 
werden soll. Daneben besteht gemäß § 24 auch die Möglichkeit, als Bürger eines 
EU/EWR-Staates (ohne dort zuvor die Berechtigung zur Ausübung der 
Rechtsanwaltschaft erlangt zu haben) bei Nachweis als gleichwertig anerkannter 
Befähigungsnachweise und Ablegung einer Eignungsprüfung die Niederlassungsfreiheit 
in Österreich unmittelbar – als „österreichischer Rechtsanwalt“ – auszuüben. 
 
Das Gesetz regelt im 2. Teil zunächst die Voraussetzungen der Ausübung der 
Dienstleistungsfreiheit gemäß Art 49 EGV („dienstleistende europäische 
Rechtsanwälte“, §§ 2-8), sodann im 3. Teil jene der Niederlassungsfreiheit gemäß 
Art 43 EGV („niedergelassene europäische Rechtsanwälte“, §§ 9-38). Die Rechte und 
Pflichten gerade der „niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte“ sind jenen 
„österreichischer Rechtsanwälte“ im Sinne des § 1 RAO stark angenähert (vgl. § 13), 
entsprechen ihnen aber nicht zur Gänze. In diesem 3. Teil sind in den §§ 18-24 auch die 
Voraussetzungen geregelt, unter denen EU/EWR-Staatsangehörige darüber hinaus auch 
„österreichische Rechtsanwälte“ werden können, und zwar mittelbar über die 
Zwischenstufe eines „niedergelassenen europäischen Rechtsanwaltes“ in §§ 18-21, 
sowie unmittelbar, ohne zuvor die Stellung eines „europäischen Rechtsanwalts“ erlangt 
zu haben, in § 24.  
 
Für die Berechtigung derartiger „europäischer Rechtsanwälte“, Honorarvereinbarungen 
abzuschließen, ist etwa § 4 von Bedeutung, wonach „dienstleistende europäische 
Rechtsanwälte bei „Ausübung einer Tätigkeit, die mit der Vertretung oder Verteidigung 
eines Mandanten im Bereich der Rechtspflege oder vor Behörden zusammenhängt“, die 
gleiche „Stellung“ und die gleichen „Rechte und Pflichten“ wie ein österreichischer 
Rechtsanwalt haben (Abs 1). Bei der „Ausübung sonstiger rechtsanwaltlicher 
                                            
50    Dies stellen im Übrigen auch die EB zur RV 59 BlgNR 21. GP, 14, ausdrücklich fest. 
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Tätigkeiten haben dienstleistende europäische Rechtsanwälte die in Österreich 
geltenden Regeln für die Ausübung der Rechtsanwaltschaft soweit einzuhalten, als sie 
von ihnen als dienstleistende Rechtsanwälte beachtet werden können, und nur insoweit, 
als ihre Einhaltung objektiv gerechtfertigt ist, um eine ordnungsgemäße Ausübung der 
Tätigkeit des Rechtsanwalts sowie die Beachtung der Würde des Berufs und der 
Unvereinbarkeiten zu gewährleisten.“ Gemäß § 7 Abs 1 unterliegen dienstleistende 
europäische Rechtsanwälte bei Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs u.a. der 
Disziplinarbehandlung durch die dazu in Österreich berufenen Organe. Eine 
gleichlautende Bestimmung enthält § 17 Abs 1 hinsichtlich der „niedergelassenen 
europäischen Rechtsanwälte“. Letztere haben grundsätzlich alle Pflichten 
österreichischer Rechtsanwälte zu beachten (§ 13).  
 
Diese Bestimmungen sind vor allem dann brisant, wenn ein „europäischer 
Rechtsanwalt“ eine – in seinem Herkunftsland zulässige – Honorarvereinbarung 
abzuschließen gedenkt, die nach österreichischem Standesrecht untersagt ist (siehe dazu 
die Ausführungen zu den Binnenmarktfreiheiten den dritten Abschnitt. Inwieweit dem 
standesrechtlichen Regime einerseits und zwingenden Zivilrechtsnormen andererseits 
durch die Wahl ausländischen Rechts entgangen werden kann, wird Gegenstand des 
siebenten Abschnittes sein). Während „dienstleistende europäische Rechtsanwälte“ 
schon nach dem Gesetzeswortlaut nur bei im Inland ausgeübten Tätigkeiten (§ 4 Abs 1, 
Abs 2) dem österreichischen Standesrecht – allenfalls nur eingeschränkt – unterliegen, 
lässt dies der Gesetzeswortlaut bei „niedergelassenen europäischen Rechtsanwälten“ 
offen. Hier ist eine richtlinienkonforme Interpretation erforderlich, um diese Frage zu 
lösen: Das EiRAG erfolgte in Umsetzung der Richtlinie des Europäischen Rates vom 
16. Februar 1998, RL 98/5/EG. Art. 6 Abs 1 dieser Richtlinie stellt eindeutig klar, dass 
nur bei in Österreich verwirklichten Sachverhalten österreichisches Standesrecht zur 
Anwendung gelangen soll.51  
 
                                            
51  Vgl. Art. 6 Abs 1 RL 98/5/EG: „Der … Rechtsanwalt unterliegt … hinsichtlich aller Tätigkeiten, die 
er im Aufnahmestaat ausübt, den gleichen Berufs- und Standesregeln wie die Rechtsanwälte, die 
unter der jeweiligen Berufsbezeichnung des Aufnahmestaats praktizieren.“ 
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Meines Erachtens wäre eine Anwendung österreichischen Standesrechts (etwa des 
Verbots der quota litis) auf andere als „in Österreich ausgeübten Tätigkeiten“ 
europäischer Rechtsanwälte (gemeint: ausländischer Rechtsanwälte, nicht hingegen von 
österreichischen Anwälten, die ihre Binnenmarktfreiheiten im EU-Ausland ausüben) 
gemeinschaftsrechtswidrig, weil es eine durch die Richtlinie nicht gedeckte zusätzliche 
Beschränkung der darin garantierten Niederlassungsfreiheit darstellen würde. Bei „in 
Österreich ausgeübten Tätigkeiten“ hingegen kommen die standesrechtlichen 
Beschränkungen auch für „europäische Rechtsanwälte“ gemäß Richtlinie und Gesetz 
vollinhaltlich zum Tragen. Inwieweit möglicherweise dennoch eine Spannung zur 
Dienstleistungs- oder Niederlassungsfreiheit der betroffenen Anwälte (mit der 
Konsequenz der Unanwendbarkeit des Standesrechts im Einzelfall) besteht wird im 
dritten Abschnitt näher erörtert.   
 
 
6. Standesregeln des Conseil des Barreaux de la Communauté Européenne 
(CCBE-Standesregeln) 
 
Der Conseil des Barreaux de la Communauté Européenne52 („Rat der Europäischen 
Anwaltschaften“, CCBE) stellt einen privaten, 1960 nach belgischem Recht 
gegründeten „Internationalen Verein ohne Gewinnabsicht“ (association internationale 
sans but lucratif) mit Sitz in Brüssel dar. Die Mitgliedschaft steht gemäß den Statuten 
allen Vertretungsorganisationen des Anwaltsberufes offen, die in einem der 
Mitgliedsstaaten der EU, des EWR oder der Schweiz von den zuständigen staatlichen 
Behörden als solche anerkannt sind.53 Derzeit bestehen 31 Mitglieder, darunter für 
Österreich der ÖRAK. Aufgabe des Vereins ist insbesondere die Vertretung der 
anwaltlichen Standesinteressen auf gemeinschaftlicher wie internationaler Ebene, sowie 
die Beratung der Organe der EU bzw. des EWR und die Vermittlung zwischen diesen 
                                            
52  Authentisch ist nur die französische Fassung, vgl. Art. I der CCBE-Statuten, abrufbar unter 
www.ccbe.eu.  
53  Vgl. Art. IV der CCBE-Statuten. 
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und den Vereinsmitgliedern.54 Gestützt auf diese Aufgabe hat der Verein die CCBE-
Standesregeln („Standesregeln für Rechtsanwälte der Europäischen Gemeinschaft“, 
Erstfassung 28.10.1988, aktuelle Fassung 19.05.2006) beschlossen, durch die zum 
Ausdruck kommen soll, was nach seiner Ansicht einer europaweit einheitlichen 
Auffassung über die anwaltlichen Standespflichten entspricht.55 Diese Standesregeln 
sollen (gemäß ihren Punken 1.4 und 1.5) bei grenzüberschreitender Tätigkeit von 
Rechtsanwälten zur Anwendung kommen, die der Dienstleistungs-Richtlinie 
RL 77/249/EWG vom 22. März 1977 unterliegen. Zur Umsetzung seiner Aufgaben 
besitzt der Verein freilich keine Kompetenz, seine Mitglieder zur Umsetzung 
standesrechtlicher Verhaltensregeln einseitig zu zwingen – er kann lediglich Vorschläge 
für die Textierung gesetzlicher oder sonst außenwirksamer genereller Normen 
(propositions de textes légaux ou réglementaires) erarbeiten.56 Nach meiner Meinung ist 
für eine unmittelbare zivilrechtliche Außenwirkung der CCBE-Standesregeln im 
Verhältnis Anwalt-Mandant wegen der fehlenden hoheitlichen Befugnisse des Vereins 
kein Platz. Die CCBE-Standesregeln stellen lediglich eine Empfehlung57 an alle 
Mitgliedsorganisationen – einschließlich den ÖRAK – dar, diese Regeln bei Erlassung 
standesautonomer Vorschriften bzw. bei ihrem sonstigen hoheitlichen Handeln 
entsprechend zu berücksichtigen.58 Sie richten sich ferner auch als Vorschlag an die 
Rechtssetzungsorgane der Europäischen Gemeinschaft, die darin festgelegten 
Grundsätze zu beachten. Den CCBE-Standesregeln kommt kraft ihrer Festlegung durch 
den Verein aber nicht der Charakter von Gemeinschaftsrecht, ja überhaupt kein 
hoheitlicher Charakter zu. Es ist daher stets gesondert zu prüfen, inwieweit deren 
Grundsätze in Rechtsnormen der Gemeinschaft oder des nationalen Rechtes tatsächlich 
                                            
54  Vgl. Art III der CCBE-Statuten. 
55  So auch Stomper, Interdisziplinäre Gesellschaften, 43, wonach die CCBE-Standesregeln lediglich die 
gemeinsame Auffassung der Anwaltsorganisationen wiedergeben. 
56  Vgl. Art. III der CCBE-Statuten. 
57    So sprechen die Mitgliedsorganisationen in Punkt 1.3.2 der CCBE-Standesregeln (Fassung 
19.05.2006) den Wunsch aus, dass diese Regeln u.a. „in kürzester Zeit durch nationales und/oder 
EWR-Recht für [...] verbindlich erklärt werden“. 
58  So geschehen bspw. in § 29 der deutschen Berufsordnung für Rechtsanwälte (BORA): „Bei 
grenzüberschreitender Tätigkeit im Sinn von Nr. 1.5 der Standesregeln für Rechtsanwälte der 
Europäischen Gemeinschaft (CCBE) in der Fassung vom 28. Oktober 1988 (Anlage zu dieser 
Berufsordnung) gelten anstelle dieser Berufsordnung jene Standesregeln, soweit nicht europäisches 
Gemeinschaftsrecht oder deutsches Verfassungs-, Gesetzes- oder Verordnungsrecht Vorrang haben. 
[...]“) 
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Eingang gefunden haben. Zumindest im Bereich der autonomen Rechtssetzung durch 
die im CCBE vertretenen Standesorganisationen konnte der Inhalt der CCBE-
Standesregeln bereits Anfang der 90-er Jahre nahezu lückenlos umgesetzt werden.59 Er 
bildet daher insoweit heute einen inhaltlich harmonisierten Teil der nationalen 
Standesrechte der EWG- und EU-Mitgliedsstaaten sowie der Schweiz. Eine Aufnahme 
der CCBE-Standesregeln ins nationale Gesetzesrecht – dies wäre für zahlreiche seiner 
Bestimmungen (etwa solche kollisionsrechtlichen Charakters) erforderlich – ist bislang 
freilich nicht erfolgt.60 
 
Die Klärung der Frage nach dem rechtlichen Charakter der CCBE-Standesregeln ist 
bedeutsam, da sie unter Punkt 3.3 bis 3.8 Vorschriften betreffend die 
Honorarvereinbarung und –gebarung enthalten, beispielsweise ein Verbot des 
Abschlusses von Streitanteilsvereinbarungen (quota litis-Verbot, mehr dazu im dritten 
Abschnitt). 
 
 
Zweiter Abschnitt 
Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen 
 
 
1. Kapitel  Privatautonomie als grundrechtliches Schutzobjekt 
 
Grundlage für das Bestehen „freier Honorarvereinbarungen“, deren Grenzen hier näher 
untersucht werden sollen, ist die im Vertragsrecht allgemein geltende Privatautonomie 
(Vertragsfreiheit). Demnach sind Personen in den Grenzen des zwingenden Rechtes 
frei, miteinander Verträge abzuschließen und sich darin zu verpflichten, wozu sie 
wollen. 
 
                                            
59   Hempel, AnwBl 1991, 210. 
60   Vgl. Hellwig Hans-Jürgen, AnwBl 2002, 191. 
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Unstrittig ist, dass bei Inanspruchnahme des Rechtsanwalts mit dem Rechtssuchenden 
ein Vertrag entsteht.61 Auf eben diesem privatrechtlichen Vertragsverhältnis beruht der 
Honoraranspruch des Rechtsanwalts gegenüber seinem Mandanten.  
 
Auch im Dienstleistungsbereich der Rechtsanwälte besteht grundsätzlich 
Vertragsfreiheit hinsichtlich der Festsetzung des für die anwaltliche Leistung 
geschuldeten Entgelts.62 In diesem Sinn normiert im Berufsrecht der Rechtsanwälte 
§ 16 Abs 1 RAO die grundsätzliche Berechtigung des Anwalts, sich jederzeit eine 
bestimmte Belohnung zu bedingen. Gleiches ordnet auch ausdrücklich § 2 Abs. 1 des 
RATG an, sowie auf Verordnungsebene der 1999 neu gefasste § 50 Abs. 1 RL-BA. Die 
AHK (zur strittigen Frage über deren Rechtscharakter siehe im ersten Abschnitt 
Punkt 4) verweisen in ihrem § 1 ebenfalls auf die Berechtigung des Anwalts, sein 
Honorar frei zu vereinbaren.  
 
Die Privatautonomie im Dienstleistungsbereich ist – auch für die freien Berufe wie den 
Anwaltsstand – verfassungsrechtlich abgesichert.63 Dies insbesondere durch das 
verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf Freiheit der Erwerbsbetätigung 
(Art 6 StGG), sowie jenes auf Unverletzlichkeit des Eigentums (Art 5 StGG; 
Art 1 1. ZProtMRK).  
 
Von entscheidender Bedeutung für die freie Honorarvereinbarung ist vor allem das 
Grundrecht auf Erwerbsfreiheit gemäß Art 6 StGG. Der sachliche Schutzbereich dieses 
Grundrechtes umfasst jede nachhaltige, auf wirtschaftlichen Erfolg gerichtete Tätigkeit 
– wobei keine Beschränkung auf eine Erlaubtheit der Tätigkeit oder aber ein bestimmtes 
(etwa nur gewerbliches) Berufsbild besteht.64 Auch freiberufliche Tätigkeit wie die der 
Rechtsanwälte fällt somit unter den Schutzbereich des Art. 6 StGG.65 
                                            
61  Vgl. etwa Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RATG § 1, Rz 2, denen zufolge der Vertrag durch 
Bestimmungen der RAO und hilfsweise jenen über den Mandatsvertrag geregelt wird, so auch die 
Rsp, etwa 1 Ob 534/78, SZ 51/27 mwN; zur vertragsrechtlichen Ingerenz der RAO, siehe sechster 
Abschnitt. 
62  Berka, WBl 1992, 309. 
63  Berka, WBl 1992, 309. 
64  Grabenwarter, Erwerbsfreiheit, 6. 
65  Während der VfGH in VfSlg 5.433/1966 (so bestätigt bis VfSlg 9.713/1983) einen 
Grundrechtseingriff bei Aberkennung staatlicher Organfunktionen noch generell ablehnt, so spricht er 
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Das Grundrecht der Erwerbsfreiheit setzt dem einfachen Gesetzgeber aber nicht bloß 
bezüglich Beschränkungen des Zugangs zu einer erwerbswirtschaftlichen Tätigkeit 
Schranken, sondern (in eingeschränktem Ausmaß) auch hinsichtlich von 
Ausübungsvorschriften.66 In diesem Zusammenhang ist die Möglichkeit des einfachen 
Gesetzgebers begrenzt, das Recht des Anwalts zur vertraglichen Vereinbarung seines 
Honorars zu beschneiden. Zu berücksichtigen bleibt freilich, dass 
Ausübungsvorschriften vielen Arten der Erwerbstätigkeit immanent sind – die 
Bandbreite zulässiger Eingriffsarten ist daher größer als bei Zugangsbeschränkungen.67  
 
Von Bedeutung für das anwaltliche Honorarrecht ist in diesem Zusammenhang, dass der 
VfGH seit Ende der 80-er Jahre Beschränkungen des Preiswettbewerbes wiederholt68 
unter dem Gesichtspunkt der Erwerbsfreiheit geprüft und vereinzelt wegen 
Grundrechtsverletzung aufgehoben hat: So etwa das Verbot des Verkaufes von Waren 
unter dem Einstandspreis69, oder aber das Verbot der Unterschreitung von 
standesrechtlich angeordneten Mindestgebührensätzen durch Ziviltechniker.70 
 
Grabenwarter zufolge zeigt die Rechtsprechung zur Erwerbsfreiheit seit den 90-er 
Jahren eine klare Parteinahme zugunsten des politischen Konzepts der freien 
Marktwirtschaft.71 Wohl veranlasst durch diese Rechtsprechungslinie72 ist es 1999 im 
Bereich des Anwaltsrechtes zur Abschaffung der Honorarvorschriften §§ 50 Abs 1, 53-
                                                                                                                                
differenzierend in späteren Entscheidungen – vgl. VfSlg 12.578/1990; VfSlg 12.296/1990 – aus, dass 
selbst eine mit öffentlichen Funktionen verbundene Tätigkeit im grundrechtlichen Schutzbereich liegt, 
sofern damit eine über bloße Aufwandsentschädigung hinausgehende qualifizierte Erwerbsabsicht 
verbunden ist; in VfSlg 12.921/1991 schließlich wird bei Verweigerung einer staatlichen Autorisation 
zur Prüfung von Maschinen der Grundrechtseingriff ohne weiteres angenommen; Grabenwarter 
zufolge ist diese Rechtsprechung nicht frei von Widersprüchen, derselbe, Erwerbsfreiheit, 8.  
66  Grabenwarter, Erwerbsfreiheit, 20; vgl. auch VfSlg 16.927/2003; Öhlinger, Verfassungsrecht5, 392. 
67  Grabenwarter, Erwerbsfreiheit, 20; vgl. in der Rsp zuletzt VfSlg. 17.312/2004. 
68  So bspw VfSlg 12.379/1990; VfSlg 12.481/1990; vgl. Thiery, AnwBl 2006, 464. 
69  VfSlg 12.379/1990. 
70  VfSlg 12.481/1990.  
71  Grabenwarter, Erwerbsfreiheit, 185; siehe auch Berka, WBl 1992, 310. 
72  So führte bspw. Berka 1992 aus, die damaligen Standesvorschriften für Rechtsanwälte, die einen 
Preiswettbewerb (von eng umschriebenen Einzelfällen abgesehen) prinzipiell ausschlossen, dürften 
gesetz- und verfassungswidrig sein, „wenn man sie mit den Maßstäben des Erkenntnisses des VfGH 
zu den Ingenieuren mißt“, derselbe, WBl 1992, 316; ähnlich argumentiert Krejci, demzufolge die 
Ziviltechniker-Entscheidung Maßstäbe für die Gestaltung der Honorarordnungen anderer freier Berufe 
gesetzt hat, derselbe, ÖZW 2007, 97.  
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55 RL-BA gekommen.73 Nach den vorgenannten Bestimmungen hatte die 
Unterschreitung gewisser Mindestsätze grundsätzlich ein Disziplinarvergehen 
dargestellt und war nur in Ausnahmefällen zulässig gewesen74 - dies entsprach inhaltlich 
weitgehend den vom VfGH zuvor aufgehobenen Normen für Ziviltechniker. 75  
 
Die Erwerbsfreiheit nach Art 6 StGG ist freilich auf Staatsbürger beschränkt. Die 
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen jedoch nicht alle in Österreich tätigen 
Rechtsanwälte.76 Von Bedeutung für die grundrechtliche Absicherung privatautonomer 
Honorarfestsetzung ist auch das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf 
Unverletzlichkeit des Eigentums nach Art 5 StGG bzw. Art 1 1. ZProtMRK. Dieses 
schützt ebenfalls die Privatautonomie77 und ist so eng mit der Erwerbsfreiheit 
verschränkt. Letzteres Grundrecht steht als sogenanntes „Jedermannsrecht“78 auch 
Ausländern zur Verfügung. 
 
Vom Grundrechtsschutz für Ausländer streng zu unterscheiden sind jene subjektiven 
Rechte, die EU- und sonstigen EWR-Ausländern aufgrund des Gemeinschaftsrechtes 
zustehen, sich aber innerstaatlich nicht auf dem Schutzniveau des nationalen 
Verfassungsrechtes befinden (siehe dazu Näheres im dritten Abschnitt dieser Arbeit). 79 
                                            
73  Beschluss der Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages vom 
17.9.1999, AnwBl 1999, 621. 
74 Berka, WBl 1992, 313; vor der Abänderung lautete § 50 Abs 1 RL-BA: „Der Rechtsanwalt darf sein 
Honorar – auch ein Pauschalhonorar – nur in einem Ausmaß vereinbaren, das an der für 
durchschnittliche Leistungen gebührenden Entlohnung gemessen nicht in einem offensichtlichen 
Missverhältnis zum Wert des Gegenstandes, zur voraussichtlichen Leistung oder zum angestrebten 
Ergebnis steht. In gleicher Weise ist auch die Vereinbarung eines Zeithonorars zulässig“. Gemäß § 53 
RL-BA alt durfte der Rechtsanwalt im Vorhinein „einen Nachlass auf das tarifmäßige Honorar nur in 
Aussicht stellen oder gewähren, wenn besonders berücksichtigungswürdige Gründe diesen 
rechtfertigen.“ Ein Verstoß gegen diese Bestimmungen stellte gemäß § 1 des Disziplinarstatuts 
(DSt 1990) ein Disziplinarvergehen dar. 
75  Vgl. VfSlg 12.481/1990, Abschnitt II.1; Berka, WBl 1992, 316. 
76  Zwar verlangt § 1 Abs 2 lit a RAO die österreichische Staatsbürgerschaft als Erfordernis für die 
Ausübung der Rechtsanwaltschaft, allerdings ist gemäß § 1 Abs 3 RAO die Staatsangehörigkeit eines 
Vertragsstaates des EWR oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft der österreichischen 
Staatsbürgerschaft gleichzuhalten; unter den Voraussetzungen des EiRAG können Angehörige 
anderer EU- bzw. EWR-Staaten zudem anwaltliche Leistungen in Österreich erbringen oder sich als 
Rechtsanwälte niederlassen. 
77  Grabenwarter, Erwerbsfreiheit, 3. 
78 Solche, nach älterer Terminologie als „Menschenrechte“ bezeichnet, stehen allen Menschen und nicht 
bloß Staatsbürgern zu, Öhlinger, Verfassungsrecht7, 304. 
79  Ein Verstoss von Bescheiden gegen unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht ist zwar vor dem 
VwGH und den UVS jederzeit bekämpfbar, vgl. Fischer/Köck, Europarecht4, 1053; jedoch kann ein 
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Nicht auszuschließen ist, dass infolge einer Weiterentwicklung der 
verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung weitere Beschränkungen der freien 
Honorarvereinbarung fallen könnten. 
 
 
2. Kapitel  Neue Entwicklung in Deutschland 
 
1. Der Beschluss des BVfG vom 12.12.2006, 1 BvR 2576/04  
 
In der BRD hat erst unlängst das Bundesverfassungsgericht (BVfG) ausgesprochen, 
dass das dort bestehende Verbot der erfolgsorientierten Honorarvereinbarung (§ 49b 
Abs. 2 erster Fall dBRAO) bzw. der Streitanteilsvereinbarung (pactum de quota litis, 
§ 49b Abs. 2 zweiter Fall dBRAO) insoweit dem Grundgesetz (GG) – insbesondere dem 
darin verankerten Grundrecht der Berufsausübungsfreiheit (Art 12 Abs. 1 GG) – 
widerspricht, als es keine Ausnahme für solche Fälle vorsieht, „in denen auf Grund der 
wirtschaftlichen Situation des Auftraggebers bei verständiger Betrachtung erst die 
Vereinbarung einer erfolgsbasierten Vergütung die Inanspruchnahme qualifizierter 
anwaltlicher Hilfe ermöglicht“80.  
 
§ 49b Abs 2 dBRAO (idF vor Inkrafttreten des BG vom 12.06.2008, dBGBl I 2008/23 
am 01.07.2008) lautete: 
 
                                                                                                                                
solcher Bescheid vor dem VfGH grundsätzlich nicht zur Bescheidaufhebung führen, da 
Gemeinschaftsrecht für den VfGH kein Prüfmaßstab ist, dieselben, 1052f; so auch die Rsp vgl. zuletzt 
VfSlg 17.614/2005; aA Stelzer in FS 75 Jahre Bundesverfassung, 601, demzufolge auch Art. 6 StGG 
gemeinschaftsrechtskonform auf EWR-Bürger zu erstrecken wäre; ist der Widerspruch 
österreichischer Gesetze zum Gemeinschaftsrecht freilich offenkundig, so ist die dem 
Gemeinschaftsrecht widersprechende Auslegung durch die bescheiderlassende Behörde aber der 
Gesetzlosigkeit gleich zu halten, sodass der Bescheid vom VfGH aufzuheben ist, VfSlg 17.614/2005; 
im Ergebnis ergibt sich aus dem Gemeinschaftsrecht daher kein zusätzlicher Grundrechtsschutz für 
EU-Ausländer. 
80 BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 100 (110). 
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„1 Vereinbarungen, durch die eine Vergütung oder ihre Höhe vom Ausgang der 
Sache oder vom Erfolg der anwaltlichen Tätigkeit abhängig gemacht wird 
(Erfolgshonorar) oder nach denen der Rechtsanwalt einen Teil des erstrittenen 
Betrags als Honorar erhält (quota litis), sind unzulässig. 2 Ein Erfolgshonorar im 
Sinne des Satzes 1 liegt nicht vor, wenn nur die Erhöhung von gesetzlichen 
Gebühren vereinbart wird. [...] “ 
 
Von Bedeutung für die österreichische Grundrechtsdiskussion sollte sein, dass das 
BVfG ausdrücklich drei Gemeinwohlziele anerkannt hat81, zu deren Verfolgung es die 
besagte Beschränkung der anwaltlichen Vertragsfreiheit geeignet und erforderlich 
hält82: Es sind dies  
(i) der Schutz der anwaltlichen Unabhängigkeit im Verhältnis zum eigenen 
Mandanten83, 
(ii) der Schutz des rechtsunkundigen Klienten vor Übervorteilung (und dadurch 
Schutz des – für eine funktionierende Rechtspflege wesentlichen – 
Vertrauens der Bevölkerung in die Integrität der Anwaltschaft),84 
(iii) die Sicherheit der Waffengleichheit der Parteien im Zivilprozess, zumal der 
Kläger ansonst leichter als der Beklagte bei mangelnder Zahlungsfähigkeit 
(trotz des in der BRD bestehenden Instituts der Prozesskostenhilfe) durch 
Vereinbarung eines Erfolgshonorars einen Prozess führen könnte. 
Der BVfG beurteilte jedoch das in der BRD bestehende Verbot wegen des Fehlens 
ausreichender Ausnahmeregelungen als unangemessenen Grundrechtseingriff: Die 
anwaltliche Unabhängigkeit in der BRD werde bereits durch entsprechende berufs- und 
strafrechtliche Sanktionen ausreichend gesichert85, und der Klientenschutz vor 
                                            
81  BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 66-69. 
82  BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 80f. 
83 Gemeint ist die kritische Distanz des Rechtsanwalts zum Anliegen des Mandanten, die ihn in letzter 
Konsequenz auch davon abhalten soll, den Erfolg mit unlauteren Mitteln anzustreben, BVfG 
12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 66; freilich führe aber nicht jede Gelegenheit auch tatsächlich zu 
einer Pflichtverletzung, BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 85. 
84 BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 67. 
85  BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 85. 
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Übervorteilung könne durch strenge Aufklärungspflichten des Anwalts 
(haftungsbewehrt bzw. als Wirksamkeitsvoraussetzung der Honorarvereinbarung) 
grundrechtsschonender erreicht werden86. Das Prinzip der Waffengleichheit der Parteien 
schließlich wird vom BVfG nicht dermaßen gewichtet, um ein ausnahmsloses Verbot 
von Erfolgshonoraren (im Vergleich zu denen die Streitanteilsvereinbarung oder quota 
litis eine Spezialvorschrift bildet, siehe dazu Näheres im fünften und sechsten 
Abschnitt) zu rechtfertigen. 
 
Der Grundrechtseingriff erweise sich letztlich in Fällen wie dem zu Grunde Liegenden87 
als unverhältnismäßig, soweit Personen lediglich wegen der hohen anwaltlichen 
Kostenbelastung davon abgehalten würden, ihre Rechte geltend zu machen – das Institut 
der Prozesskostenhilfe sei jedoch an zu enge wirtschaftliche Voraussetzungen 
gebunden88, um dieses Marktsegment der „kostenscheuen“ Rechtssuchenden zu 
befriedigen. 
 
Das oben genannte Erkenntnis hat in jedem Fall für Deutschland massive 
Auswirkungen. Es wird geschätzt, dass dort jedes Jahr Prozesse mit einem Volumen 
zwischen zwei und sechs Milliarden Euro aus finanziellen Gründen unterbleiben89 – in 
diesen Fällen kann die vom BVfG festgestellte Verfassungswidrigkeit grundsätzlich 
zum Tragen kommen. 
 
                                            
86  BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 89ff. 
87  Zwei Mandanten aus den USA hatten eine Rechtsanwältin damit beauftragt, ihre Ansprüche wegen 
eines Grundstücks durchzusetzen, das einem verstorbenen Vorfahren gehört hatte und von den 
nationalsozialistischen Machthabern enteignet worden war. Da die Geschwister keine 
Prozesskostenhilfe in Anspruch nehmen konnten, vereinbarten sie mit der Anwältin als Honorar ein 
Drittel des erstrittenen Betrages.  
88 BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 100. 
89 Siehe bspw Knöbl, Anwalt aktuell Mai 2007, 32.  
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2.      Die Honorarrechtsnovelle dBGBl I 2008/23 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat dem deutschen Gesetzgeber zur Schaffung eines 
verfassungskonformen Zustandes eine Frist bis zum 01. Juli 2008 eingeräumt. In 
Entsprechung dieses höchstgerichtlichen Auftrages erging mit BG vom 12.06.2008, 
dBGBl I 2008/23 das „Gesetz zur Neuregelung des Verbots der Vereinbarung von 
Erfolgshonoraren“: Dabei wurde das bestehende Erfolgshonorarverbot des 
§ 49b Abs 2 dBRAO (durch einen neu eingefügten zweiten Satz) ergänzt um ein Verbot 
der Übernahme all jener Verfahrenskosten, die nicht im Honorar an den eigenen Anwalt 
bestehen (was insoweit eine Verschärfung darstellt). Weiters wurde in den ersten Satz 
ein Vorbehalt zu Gunsten anders lautender Bestimmungen des 
Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes („soweit das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz nichts 
anderes bestimmt“) aufgenommen. Im Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (dRVG) sind 
sodann dem § 4 die §§ 4a (Erfolgshonorar) und 4b (fehlerhafte 
Vergütungsvereinbarung) angefügt: 
 
§ 4a dRVG (Erfolgshonorar) lautet: 
 
„(1) Ein Erfolgshonorar (§ 49b Abs 2 Satz 1 der Bundesrechtsanwaltsordnung) 
darf nur für den Einzelfall und nur dann vereinbart werden, wenn der 
Auftraggeber aufgrund seiner wirtschaftlichen Verhältnisse bei verständiger 
Betrachtung ohne die Vereinbarung eines Erfolgshonorars von der 
Rechtsverfolgung abgehalten würde. In einem gerichtlichen Verfahren darf dabei 
für den Fall des Misserfolgs vereinbart werden, dass keine oder eine geringere 
als die gesetzliche Vergütung zu zahlen ist, wenn für den Erfolgsfall ein 
angemessener Zuschlag auf die gesetzliche Vergütung vereinbart wird. 
(2) Die Vereinbarung muss enthalten: 
1. die voraussichtliche gesetzliche Vergütung und gegebenenfalls die 
erfolgsunabhängige vertragliche Vergütung, zu der der Rechtsanwalt bereit wäre, 
den Auftrag zu übernehmen, sowie  
 52 
2. die Angabe, welche Vergütung bei Eintritt welcher Bedingungen verdient sein 
soll. 
(3) In der Vereinbarung sind außerdem die wesentlichen Gründe anzugeben, die 
für die Bemessung des Erfolgshonorars bestimmend sind. Ferner ist ein Hinweis 
aufzunehmen, dass die Vereinbarung keinen Einfluss auf die gegebenenfalls vom 
Auftraggeber zu zahlenden Gerichtskosten, Verwaltungskosten und die von ihm zu 
erstattenden Kosten anderer Beteiligter hat. “ 
 
§ 4b dRVG lautet: 
 
„Aus einer Vergütungsvereinbarung, die nicht den Anforderungen des [...] § 4a 
Abs 1 und 2 entspricht, kann der Rechtsanwalt keine höhere als die gesetzliche 
Vergütung fordern. [...]“. 
 
Schon im Zuge des deutschen Gesetzgebungsverfahrens90 hatte sich deutlich eine 
grundsätzlich kritische politische Haltung gegenüber Erfolgshonoraren gezeigt. 
  
Kilian91 zufolge stellt die Neuregelung lediglich eine 
Minimalvariante dessen dar, was aufgrund der Höchstgerichtsentscheidung geboten 
gewesen war. Die Fälle, in denen ein erfolgsabhängiges Honorar zulässig ist, seien auf 
die „wirtschaftlichen Verhältnisse“ des Mandanten beschränkt worden, sonstige 
außergewöhnliche Umstände hätten keine Berücksichtigung gefunden. Auch weist der 
Autor darauf hin, dass eine Lockerung des Erfolgshonorarverbots nur im Bereich der 
anwaltlichen Vergütung erfolgt sei, während der neu eingefügte zweite Satz  von 
§ 49b Abs 2 dBRAO jede Übernahme des Risikos der Tragung sonstiger 
Verfahrenskosten (Gerichtskosten, gegnerische Anwaltskosten) verbiete: So sei etwa 
eine Honorarvereinbarung unzulässig, der zufolge der Anwalt dem Mandanten 
Finanzmittel gegen Abtretung von Kostenersatzansprüchen zur Verfügung stellt, aber 
                                            
90 Vgl. den Gesetzesentwurf der dBReg vom 08.03.2008, BlgBT 16. WP Ds 16/8384; „An diesem 
Verbot [nämlich von Erfolgshonoraren] soll zum Schutz der Unabhängigkeit der Berufsangehörigen 
und zum Schutz der Rechtssuchenden grundsätzlich festgehalten werden.“; vgl. auch die Äußerungen 
der Abgeordneten im Zuge der parlamentarischen Beratungen, StBer BT, Plenarprotokoll 16/151, 
15934 B. 
91  Kilian Mathias, NJW 2008, 1905 (1906). 
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auch jede Kreditgewährung an den Mandanten, bei der die Rückzahlungspflicht durch 
den Verfahrenserfolg aufschiebend bedingt ist. In gleicher Weise werde dem Anwalt 
auch jede Schadloshaltung des Klienten hinsichtlich dieser Kosten im Fall erfolgsloser 
Mandatsbeendigung untersagt.92  
 
Bemerkenswert ist an der Neuregelung, dass der Gesetzgeber (zumindest für den Fall 
gerichtlicher Vertretung) im Abtausch gegen die Übernahme des Erfolgsrisikos die 
Vereinbarung eines „angemessenen Zuschlages“ zur gesetzlichen Vergütung für den 
Erfolgsfall ausdrücklich vorschreibt. Damit verfolgt das Gesetz offensichtlich das Ziel, 
bei Abschluss von Erfolgshonorarvereinbarungen den wirtschaftlichen Bestand der 
Rechtsanwälte zu sichern. Der Gesetzgeber in Deutschland dürfte durch die Zulassung 
von Erfolgshonoraren eine Gefährdung des Bestandes einzelner Rechtsanwälte 
verwirklicht sehen und dieser dadurch entgegenwirken, dass er dem Anwalt (zwecks 
mittelfristigem Ausgleich) die Vereinbarung eines „Risikoaufschlages“ auf das 
erfolgsabhängige Honorar verordnet. Dies ist durchaus beachtenswert, zumal ein 
existenzgefährdender Effekt von Erfolgshonoraren in Österreich schon vor langer Zeit 
in der damaligen Disziplinarjudikatur93 und – zumindest de lege ferenda – in der 
Lehre94 vertreten wurde.  
 
Zur Erzielung erhöhter Rechtssicherheit für die Praxis erscheint – zwar nicht die 
Neuregelung in ihrer Gesamtheit, wohl aber deren – § 4a Abs 2 Z 2 dRVG 
begrüßenswert: Denn es kann in der Praxis durchaus unklar sein, welches konkrete 
Verfahrensereignis den „Erfolg“ anwaltlicher Bemühung darstellt und damit den 
Anspruch auf das Erfolgshonorar auslöst. Nicht ganz unproblematisch erscheint für die 
Praxis hingegen Z 1: Denn es ist sehr schwer möglich, die Höhe der „voraussichtlichen 
gesetzlichen Vergütung“ ex ante zu bestimmen. Dies dürfte aber letztlich in 
Deutschland aufgrund des dortigen Gebührensystems des dRVG (wo zusätzlich 
erforderliche Prozesshandlungen dem Rechtsanwalt nur in Ausnahmefällen gesondert 
                                            
92  Kilian Mathias, NJW 2008, 1906. 
93 Vgl. OGH 12.02.1903, Z 10.228, GZ 1903, 225; diese  standesrechtliche Beurteilung dürfte freilich 
nicht zu halten sein – die neuere Disziplinarjudikatur hat sie inzwischen aufgegeben, näheres dazu im 
sechsten Abschnitt, Kapitel 3 Punkt 4. 
94 Barazon, AnwBl 1972, 33. 
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entlohnt werden und dieser somit das Risiko eines aufwändigeren Prozesses in hohem 
Grade selbst zu tragen hat) nicht dermaßen ins Gewicht fallen wie in Österreich. Eine 
unveränderte Übertragung dieser Regelung auf das österreichische System gesetzlicher 
Vergütung wäre in der Praxis wohl mit erheblichen Problemen und Unsicherheit 
verbunden.   
 
Die praktische Handhabung der neuen Bestimmungen dürfte aber, ungeachtet der 
dadurch verfolgten, begrüßenswerten Absichten, einiges an Schwierigkeiten und 
Unsicherheiten mit sich bringen. Gerade das Gebot angemessener Risikoaufschläge 
wird die Rechtsanwendung vor große Schwierigkeiten stellen: So müssen 
Erfolgshonorare und Erfolgszuschläge das ansonst zulässige tarifliche oder vertragliche 
Honorar um einen solchen Betrag übersteigen, der angesichts der ex ante bestehenden 
Erfolgsaussichten angemessen ist. Wie der erfahrene Prozessvertreter weiß, hängen die 
Erfolgsaussichten in einem Verfahren jedoch zumeist von einer Vielzahl an 
Unwägbarkeiten wie dem Ergebnis des Beweisverfahrens ab (und können so durch 
Rechtskenntnis und Prozesserfahrung keineswegs restlos determiniert werden).  
 
Äußerst kritisch gegenüber der gesetzlichen Neuregelung in unserem Nachbarland 
äußert sich daher in Österreich Melicharek95: Das Gesetz stelle für die Zulässigkeit 
jedes erfolgsabhängigen Honorars (selbst eines bloßen Erfolgszuschlages) so gut wie 
unerfüllbare Erfordernisse auf, wodurch beinahe jede Anwendung verhindert werde.96 
Dem Autor zufolge dürften die offenkundig verfolgten, sozialpolitisch erwünschten 
Folgen der Novelle aus diesem Grund verfehlt werden. So sei es kaum praktikabel, 
erfolgsorientierte Honorare nur in jener „Not- oder Ausnahmesituation“ (im Einzelfall!) 
zuzulassen, wo der Auftraggeber (Mandant) „auf Grund seiner wirtschaftlichen 
Verhältnisse bei verständiger Betrachtung ohne Vereinbarung eines Erfolgshonorars 
von der Rechtsverfolgung abgehalten würde“.97 Zu Recht verweist Melicharek darauf, 
dass sich aus den wenig präzisen Erklärungen der Gesetzesmaterialien für die 
                                            
95 Melicharek Peter, RdW 2009, 394. 
96 Melicharek Peter, RdW 2009, 394. 
97 Melicharek Peter, RdW 2009, 394. 
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notwendige Beurteilung des Einzelfalls kaum etwas gewinnen lasse.98 Der Autor denkt 
sodann darüber nach, ob – unter der Annahme vollständiger faktischer wie rechtlicher 
Information – der Rechtsanwalt aufgrund seiner Aufklärungsverpflichtung nicht sogar 
gehalten wäre, dem Mandanten bei entsprechend guten Erfolgsaussichten von einem 
Erfolgshonorar abzuraten.99 Diese dogmatische Frage nicht weiter verfolgend 
konzentriert sich Melicharek in der Folge auf die rechtssoziologische Problematik, 
wonach infolge der bestehenden Informationsasymmetrie Anwalt und Mandant dazu 
verleitet würden, ihren jeweiligen Wissensvorsprung (Sachverhalt, Rechtslage) zur 
Ausverhandlung eines für sie „besseren Honorars“ zu gebrauchen.100 Meiner Meinung 
zufolge stellt dieses sicher nicht zu leugnende Phänomen im Bereich der 
Rechtswirklichkeit freilich keine Besonderheit der deutschen Novelle dar, zumal auch 
bei gänzlichem Verbot erfolgsorientierter Honorierung für den Anwalt der Anreiz 
besteht, die Erfolgsaussichten des Verfahrens besser darzustellen, um so den Auftrag 
vom Mandanten gegen ein „sicheres“, erfolgsunabhängiges Honorar zu erhalten.  
 
In dogmatischer Hinsicht wäre freilich ergänzend anzumerken, dass selbst unter der 
Prämisse vollständiger Offenheit und Information der Rechtsanwalt bei Vereinbarung 
des Honorars vor der schwer zu lösenden Frage steht, ob sein Mandant wegen des 
Prozesskostenrisikos vor der Rechtsverfolgung nicht nur tatsächlich Abstand nehmen 
will, sondern ob eine solche Reaktion auch „bei verständiger Betrachtung“ im konkreten 
„Einzelfall“ gerade „auf Grund seiner wirtschaftlichen Verhältnisse“ naheliegt. Dies 
stellt eine Wertungsfrage dar, ist somit rechtlicher Natur und wird wohl wegen der 
fehlenden gesetzlichen Präzisierung einen schwierigen Akt der Auslegung erforderlich 
machen, wobei die Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls umfangreiche 
Erhebung im Bereich des Tatsächlichen notwendig macht. Diese Frage ist praktisch 
durchaus bedeutsam, zumal Rechtssuchende mitunter den Rechtsanwalt zur Arbeit auf 
reiner Erfolgsbasis bewegen wollen, obwohl ihre wirtschaftlichen Verhältnisse auch im 
Misserfolgsfall eine angemessene Entlohnung erlauben. Bei fehlendem Erfolg nichts 
                                            
98 Melicharek Peter, RdW 2009, 394. 
99 Melicharek Peter, RdW 2009, 395. 
100 Melicharek Peter, RdW 2009, 395; der Autor weist auf den sich ergebenden 
“honorarpsychologischen Interessenkonflikt” hin. 
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zahlen zu müssen, ist nun einmal für jeden geschäftstüchtigen Mandanten eine attraktive 
Option.          
 
Zutreffend schließt Melicharek, dass nun abzuwarten ist, wie die deutsche Praxis die 
neue Bestimmung des § 4a Abs 1 dRVG auslegen und anwenden wird.101 Ebenfalls 
zuzustimmen ist seiner Schlussfolgerung, wonach das Instrument der quota litis künftig 
in Deutschland eine nicht zu unterschätzende Rolle spielen werde.102  
 
Ungeachtet der erwähnten Kritikpunkte hat Deutschland nun jedenfalls eine im 
Vergleich zu Österreich liberalere Regelung von Erfolgshonoraren erhalten.     
 
 
3. Kapitel  Mögliche Auswirkungen auf Österreich – quota litis-Verbot 
verfassungskonform? 
 
1.    Reaktionen in der Lehre  
 
Bis dato sind einige wissenschaftliche Stimmen zum Einfluss dieses deutschen 
Erkenntnisses in Österreich aufgekommen: Während Wilhelm103 eher allgemein von 
„Weichenstellungen“ spricht, „die auch für das Schicksal des österreichischen quota 
litis-Verbots Bedeutung beanspruchen dürfen“, leitet B. Krainer104 aus dem deutschen 
Erkenntnis sowohl verfassungs- als auch gemeinschaftsrechtliche Bedenken gegen die 
österreichischen Parallelbestimmungen ab. Die Argumentation läuft dabei auf eine eher 
grob gehaltene Betrachtung hinaus, und auch die übrigen Literaturstimmen vertiefen 
sich zumeist nicht allzu sehr dogmatisch in das Problem, wobei sowohl für als auch 
                                            
101 Melicharek Peter, RdW 2009, 395. 
102 Melicharek Peter, RdW 2009, 395 
103 Wilhelm, ecolex 2007, 489. 
104 Krainer Beate, ecolex 2007, 592f. 
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gegen einen Einfluss der Entscheidung auf die verfassungsrechtliche Beurteilung der 
österreichischen Parallelbestimmungen argumentiert wird.105  
 
 
2.    Reaktionen in der Rechtsprechung 
 
2.1  Bisherige Behandlung der Frage durch die Höchstgerichte 
 
Zu einem deutlicheren Ergebnis gelangt ist die vereinzelt vorhandene 
(höchstgerichtliche) Rechtsprechung: Erst 2006 hat der OGH106 gegen 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB keine verfassungsrechtlichen Bedenken gesehen. Der VfGH 
wiederum war schon 1998 in einem Erkenntnis107 mit der Behauptung einer 
Verfassungswidrigkeit des quota litis-Verbotes in § 879 Abs 2 Z 2 ABGB konfrontiert: 
Das Höchstgericht ist damals jedoch einer Sachentscheidung unter Verweis auf die 
mangelnde Präjudizialität der Bestimmung für eine (wegen einer quota litis-
Vereinbarung verhängte) Disziplinarstrafe aus dem Wege gegangen.108 Im Fall einer 
über einen Rechtsanwalt verhängten Disziplinarstrafe war im Unterschied dazu jedoch 
zu erwarten, dass der VfGH die Präjudizialität nicht verneinen würde (was dann auch 
nicht geschehen ist, siehe anschließend 2.2), zumal diesfalls § 16 Abs 1 zweiter 
Satz RAO direkte Rechtsgrundlage eines disziplinarrechtlichen Bescheides ist. 
 
                                            
105  Knöbl argumentiert zwar in eigener Sache mit allgemeinen Überlegungen für eine 
Verfassungswidrigkeit, vgl. derselbe, Anwalt aktuell Mai 2007, 32; die von ihm in ecolex 2005, 436ff 
zitierte Lehre und Rechtsprechung betrifft freilich nicht konkret Fragen der Verfassungskonformität 
des österreichischen quota litis-Verbotes; Jürges-Gellrich wiederum meint, der VfGH werde die 
Entscheidungsgründe des BVfG wohl heranziehen müssen, allerdings sei die gesetzliche 
Ausgangslage in Österreich „etwas anders“, dieselbe, Platz für Erfolgshonorare, veröffentlicht am 
07.05.2007 auf http://derstandard.at/Text/?id=2871463. 
106   OGH 26.04.2006, 7 Ob 8/06m.  
107 VfSlg 15081/1998. 
108  Der VfGH argumentierte im genannten Erkenntnis, § 879 Abs 2 Z 2 ABGB normiere lediglich die 
zivilrechtliche Nichtigkeit; unmittelbar anwendbar sei im streitanhängigen Fall nur § 55 des 
Ziviltechnikerkammergesetzes (ZTKG), der Verstöße gegen die Standesehre (wozu auch 
Streitanteilsvereinbarungen gezählt würden) unter Disziplinarstrafe stellte. 
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2.2 B 330/07 – Klärung der Frage durch den VfGH? 
 
Eine vor kurzem in Österreich erfolgte Entscheidung des VfGH109 hat die 
Erwägungsgründe des deutschen Höchstgerichts nicht aufgegriffen: Anfang 2007 hat 
ein Rechtsanwalt gegen ein über ihn in zweiter Instanz verhängtes Disziplinarerkenntnis 
der Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission für Rechtsanwälte und 
Rechtsanwaltsanwärter (OBDK, diese ist als Kollegialbehörde mit richterlichem 
Einschlag beim OGH eingerichtet und entscheidet letztinstanzlich u.a. über Berufungen 
gegen Disziplinarerkenntnisse) Beschwerde an den VfGH erhoben, in welcher er eine 
Prüfung von § 879 Abs 2 Z 2 ABGB und § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO auf ihre 
Verfassungskonformität – explizit unter Berücksichtigung der Argumente des BVfG – 
beantragt hat.110 Die OBDK hatte bei ihrer Entscheidung die deutsche 
Gerichtsentscheidung und deren rationes decidendi naturgemäß noch nicht 
mitberücksichtigen können, sodass nun von der höchstgerichtlichen Entscheidung eine 
Klärung erwartet wurde, inwieweit dem vorhin erwähnten Judikat des BVfG Bedeutung 
für Österreich beizumessen sei.  
 
Diese Beschwerde hat der VfGH im Jahr 2008111 abgewiesen und dabei (der in 7 Ob 
8/06m112 vertretenen Ansicht des OGH folgend) ausgesprochen, dass die angewendeten 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB und § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO verfassungsrechtlich 
unbedenklich seien.  
 
Ungeachtet der Entwicklung in unserem Nachbarland steht der VfGH somit derzeit auf 
dem Standpunkt, die entsprechenden österreichischen Verbote des 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB bzw. des § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO stünden in vollem 
Einklang mit dem österreichischen Verfassungsrecht. Freilich lassen seine 
                                            
109  VfGH 24.09.2008, B 330/07. 
110 Knöbl, Anwalt aktuell Mai 2007, 32; der Autor berichtet von seiner Beschwerde B 330/07 u. legt die 
damit zusammenhängende Problematik kurz dar. 
111  VfGH 24.09.2008, B 330/07. 
112  OGH 26.04.2006, 7 Ob 8/06m, Zak 2006/436 S 256. 
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Entscheidungsgründe in einigen Punkten eine nur unbefriedigende Auseinandersetzung 
mit der äußerst komplexen rechtlichen Problematik erkennen: So sind die Prämissen des 
Höchstgerichts hinsichtlich der Reichweite des von § 16 Abs 1 RAO ausgesprochenen 
Verbotes zwar höchstwahrscheinlich zutreffend, die Rechtslage stellt sich diesbezüglich 
aber keinesfalls so eindeutig dar wie das Höchstgericht vermeint (zur diesbezüglichen 
Rechtslage den sechsten Abschnitt, Kapitel 2, 3).113 Ebenso bedauernswert ist, dass in 
den Entscheidungsgründen auf die Argumente des BVfG überhaupt nicht eingegangen 
wird. Weiters stützt das Höchstgericht seine rechtliche Beurteilung in einem 
wesentlichen Punkt unreflektiert auf empirisch fragwürdige Wirkungszusammenhänge, 
ohne den dagegen vielfach (auch im Beschwerdeverfahren) vorgetragenen Bedenken 
nur im Ansatz zu begegnen. Wegen dieser Unzulänglichkeiten der Begründung (die im 
sachlichen Zusammenhang näher erörtert werden) sollte dem Erkenntnis B 330/07 nicht 
jene Leitfunktion beigemessen werden, die sich die Lehre erwartet hatte.    
 
Daher soll hier ein eigener Lösungsansatz gesucht werden, wobei auch die 
Entscheidung des VfGH, jedenfalls in ihren Gründen, einer kurzen Kritik zu 
unterziehen ist. Ein Hinweis darauf, wie sich jeweils der VfGH einem bestimmten 
Gesichtspunkt in B 330/07 angenähert hat, wird dabei im sachlich gegebenen 
Zusammenhang gegeben: 
 
 
3.   Eigener Lösungsansatz 
 
Faktum ist, dass der VfGH bereits in der Vergangenheit wiederholt Normen geprüft und 
– dezidiert auch unter Berufung auf Grundrechte – aufgehoben hat, die privatrechtlicher 
Natur waren und viele Jahrzehnte gegolten hatten.114 Der bloße Umstand, dass § 879 
Abs 2 Z 2 ABGB und § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO seit langem einen festen 
                                            
113 Der VfGH vermeint unter Punkt 1.2.1., Erfolgshonorare, die nicht in einem Bruchteil des erstrittenen 
Betrages bestünden, seien in Ö zulässig, wobei er die herrschende Auslegung von § 16 Abs 1 RAO 
sodann fehlinterpretiert und der E 7 Ob 8/06m diesbezüglich eine Aussage unterstellt, die der OGH 
so nicht getätigt hat. 
114  So z.B. die Aufhebung von § 72 EheG durch VfSlg. 17135/2004; vgl. auch 15031/1997. 
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Bestandteil der österreichischen Rechtsordnung bilden und erstere Bestimmung 
privatrechtlicher Natur ist, sollte einer Prüfung bzw. Aufhebung per se nicht entgegen 
stehen.   
 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB lautet: 
 
„[Abs 2: Insbesondere sind folgende Verträge nichtig: 
...] 
2. wenn ein Rechtsfreund eine ihm anvertraute Streitsache ganz oder teilweise an 
sich löst oder sich einen bestimmten Teil des Betrages versprechen lässt, der der 
Partei zuerkannt wird; 
[...] 
 
§ 16 Abs 1 zweiter Satz RAO lautet: 
 
„[Der Rechtsanwalt kann sein Honorar mit der Partei frei vereinbaren.] Er ist 
jedoch nicht berechtigt, eine ihm anvertraute Streitsache ganz oder teilweise an 
sich zu lösen.“ 
 
Nicht gänzlich klar ist, inwieweit der Tatbestand von § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO den 
in der BRD aufgehobenen Bestimmungen entspricht: Zwar ist es gefestigte Ansicht, 
dass andere Erfolgshonorare als das pactum de quota litis – so genannte pacta de 
palmario („schlichte“ Erfolgshonorarvereinbarungen, dazu Näheres im sechsten 
Abschnitt, Punkt 1.5) – nicht unter die zivilrechtliche Nichtigkeitssanktion des 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB fallen (Näheres dazu im sechsten Abschnitt).115 Folglich weist 
zumindest der zivilrechtliche Nichtigkeitstatbestand einen engeren Anwendungsbereich 
als § 49b dBRAO auf (was grundsätzlich für dessen Verfassungskonformität sprechen 
könnte). Geteilte Meinungen bestehen hingegen in Lehre116 wie Rechtsprechung117 
                                            
115   Gschnitzer in Klang IV/12, 197; vgl. OGH 15.02.1973, 6 Ob 240/72; RS 0016810. 
116   Für ein Verbot Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 244; Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RAO § 16 
Rz 2; in diesem Sinn wohl auch Thiery, AnwBl 2006, 440; dagegen Benn-Ibler, Anwalt aktuell März 
2007, 7; Kutis, AnwBl 2008, 485.  
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bezüglich der Frage, ob das rein erfolgsbezogene pactum de palmario unter das 
standesrechtliche Verbot des § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO fällt. Die diesbezügliche 
Rechtslage kann selbst im  gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht als restlos geklärt 
bezeichnet werden,118 wenngleich sich in jüngster Zeit die Zulässigkeit anderer als in 
Form der quota litis geschlossener Erfolgshonorare durchsetzt. Im einschlägigen 
sechsten Abschnitt wird hierzu ein eigener Lösungsversuch angestellt.  
 
In seiner Entscheidung B 330/07 übergeht der VfGH diese Unklarheit und bezeichnet 
Erfolgshonorarvereinbarungen für standesrechtlich grundsätzlich zulässig: „Unzulässig 
ist somit [in Österreich] ausschließlich die Vereinbarung eines Erfolgshonorars, bei 
dem ein (Bruch-) Teil des erstrittenen Betrages das Honorar sein soll. Andere Formen 
von Erfolgshonoraren sind hingegen zulässig (vgl. § 16 Abs 1 erster Satz RAO; zum 
Verhältnis der beiden Bestimmungen vgl. auch OGH 26.04.2006, 7 Ob 8/06m). […] Der 
VfGH kann – auch unter Bedachtnahme auf den Umstand, dass andere Formen der 
erfolgsorientierten Entlohnung zulässig sind – nicht finden, dass der vom Gesetzgeber 
verfolgte Zweck des Gesetzes eine unverhältnismäßige Einschränkung der Freiheit der 
Erwerbsbetätigung darstellt.“ Der VfGH argumentiert somit, Rechtsanwälte könnten 
ungeachtet des in Frage stehenden Verbots schon derzeit auf reiner Erfolgsbasis 
arbeiten, und dass hauptsächlich aus diesem Grund die honorarrechtlichen 
Verbotsnormen (anders als in Deutschland) gerechtfertigt wären. Dieser Prämisse des 
Höchstgerichts steht freilich eine (früher herrschende) Ansicht119 gegenüber, wonach die 
standesrechtlichen Schranken des § 16 Abs 1 RAO strenger sein sollen als die 
zivilrechtlichen des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB: Nach dieser Ansicht soll – entgegen dem 
VfGH – § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO grundsätzlich auf alle erfolgsorientierten 
Honorarformen anwendbar sein.120 Selbst wenn die Prämisse des VfGH im Ergebnis 
zutreffend (und die bestehende Gegenmeinung abzulehnen) sein sollte, so ist die 
                                                                                                                                
117 Für ein Verbot OGH 12.02.1903, Z 10.228, GZ 1903, 225; 05.12.1911, Ds I 20/11, 
Gerichtshalle 1912, 204; 24.04.1914, V 3/14, JBl 1914, 242; vgl. in der OBDK-Rsp 12.10.1970, 
Bkd 27/70, AnwBl 1973, 163 sowie zuletzt 28.05.1990, Bkd 21/90, AnwBl 1991, 25; dagegen 
OBDK 20.11.2006, 3 Bkd 2/06, AnwBl 2007, 312; 10.12.2007, 2 Bkd 3/07, AnwBl 2008, 325. 
118 Vgl. die rechtsvergleichende Wahrnehmung in D bei Kilian Mathias, dAnwBl 2006, 519, wo der 
Autor ausführt, dass die berufsrechtliche Lage in Ö „recht diffus“ sei; schon 1950 bezeichnen 
Lohsing/Braun diese standesrechtliche Frage als strittig, dieselben, Anwaltsrecht2, 246. 
119 Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 236. 
120   OBDK AnwBl 1991, 25 [Strigl Walter]. 
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Bezugnahme des VfGH auf 7 Ob 8/06m aber jedenfalls verfehlt, da der OGH in diesem 
Erkenntnis keine Aussage über die standesrechtliche Zulässigkeit anderer als in Form 
der quota litis bzw. des An-Sich-Lösens der Streitsache erfolgender 
Erfolgshonorarvereinbarungen getroffen hat. Vielmehr bildete den 
Entscheidungsgegenstand in 7 Ob 8/06m eine quota litis und war somit ohnehin unter 
den engeren zivilrechtlichen Tatbestand des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB zu subsumieren. Im 
Übrigen verweist die Entscheidung lediglich darauf, dass § 16 Abs 1 RAO eine 
„bestimmte Pauschalhonorarvereinbarung“ zulasse. Über die Frage, inwieweit 
erfolgsorientierte Honorare aufgrund von § 16 Abs 1 RAO standesrechtlich zulässig 
sind, wurde überhaupt keine Aussage getroffen (dazu wären die ordentlichen Gerichte 
auch gar nicht zuständig gewesen). Die für die standesrechtliche Beurteilung des 
§ 16 Abs 1 zweiter Satz RAO maßgebliche OBDK-Rechtsprechung ist ausführlich im 
sechsten Abschnitt dargestellt.  
 
Ungeachtet der Frage, inwieweit auch andere Erfolgshonorare als das pactum de quota 
litis unter die standesrechtliche Verbotsnorm des § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO fallen, 
bleiben jedenfalls Unterschiede zur deutschen Parallelbestimmung bestehen: Die 
deutsche BRAO (auch in der Fassung seit Inkrafttreten der Novelle dBGBl I 2008/23) 
verbietet jede Vereinbarung, „durch die eine Vergütung oder ihre Höhe vom Ausgang 
der Sache oder vom Erfolg der anwaltlichen Tätigkeit abhängig gemacht wird“. 
Darunter fiel ursprünglich auch jeder Erfolgszuschlag.121 Erst unmittelbar vor der 
Fällung des Erkenntnisses 1 BvR 2576/04 wurde in der BRD durch das 
Kostenmodernisierungsgesetz eine – von der Lehre unterschiedlich beurteilte122 – 
Möglichkeit von Erfolgszuschlägen durch die Anfügung des zweiten (infolge 
dBGBl I 2008/23 nunmehr verständlicher formulierten dritten) Satzes in § 49b 
Abs 2 dBRAO geschaffen. Ungeachtet des bestehenden Meinungsstreites herrscht 
Einigkeit darüber, dass im Misserfolgsfall zumindest die gesetzliche Gebühr geschuldet 
sein muss.123 Hingegen dürfte in Österreich – sofern man der neuerdings Fuß fassenden 
                                            
121  Ebert Dieter, BRAK-Mitteilungen 2006, 103, wonach Erfolgshonorare ausnahmslos unzulässig 
waren. 
122  Vgl. Ebert Dieter, BRAK-Mitteilungen 2006, 104. 
123  Ebert Dieter, BRAK-Mitteilungen 2006, 104. 
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Ansicht folgt – sogar ein rein erfolgsabhängiges Honorar zulässig sein, soweit dieses 
nicht in Form der quota litis vereinbart wird.  
 
Die österreichische Regelung ist so im Ergebnis mit Sicherheit liberaler, als es die 
deutsche Parallelbestimmung in der Fassung vor der Novelle dBGBl I 2008/23 (diese 
Fassung war vom BVfG für verfassungswidrig befunden worden) gewesen war.124 
Ausgehend von der sich neuerdings etablierenden Ansicht über die Reichweite von 
§ 16 Abs 1 erster Satz RAO, wonach selbst reine Erfolgshonorare zulässig sind, muss 
der österreichischen Verbotsnorm tatsächlich in einem wesentlichen Punkt ein anderer 
Charakter zugebilligt werden als der in Deutschland aufgehobenen Parallelbestimmung. 
Dieser Umstand dürfte immerhin die in 1 BvR 2576/04 maßgeblich tragenden 
Bedenken der Verhinderung eines die erfolgreiche Prozessführung vereitelnden 
Kostenrisikos weitestgehend zerstreuen. Ob dieser Umstand allein für die Bejahung der 
Verfassungskonformität von § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO bereits ausreicht, wird in 
weiterer Folge noch näher untersucht.   
 
In weiterer Folge wird das in § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO enthaltene standesrechtliche 
und in § 879 Abs 2 Z 2 ABGB enthaltene zivilrechtliche Verbot von 
Erfolgshonorarvereinbarungen auf einen allfälligen Verfassungsverstoß zu überprüfen 
sein. Denkmöglich erscheint eine Verletzung der verfassungsgesetzlich gewährleisteten 
Rechte auf Freiheit der Erwerbsbetätigung (dazu 3.1), auf Gleichheit aller Staatsbürger 
vor dem Gesetz (dazu 3.2), auf Unverletzlichkeit des Eigentums (dazu 3.3), sowie auf 
ein faires Verfahren (3.4).  
 
                                            
124  Jürges-Gellrich meint dazu, im Unterschied zur grundsätzlichen Unzulässigkeit in Deutschland 
könnten Erfolgshonorare in Österreich zwar nicht uneingeschränkt, aber doch sehr variantenreich 
vereinbart werden, dieselbe, Platz für Erfolghonorare, veröffentlicht am 07.05.2007 auf 
http://derstandard.at/Text/?id=2871463. 
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3.1   quota litis-Verbot und Erwerbsfreiheit 
 
Zunächst steht ein Eingriff in das Grundrecht durch das in den genannten 
Honorarvorschriften enthaltene Verbot außer Zweifel (was auch in B 330/07 festgestellt 
wird). Denn Beschränkungen der Zulässigkeit von Entgeltsvereinbarungen werden in 
gefestigter Rechtsprechung125 als Grundrechtseingriff anerkannt. Es handelt sich um 
einen Eingriff in Form einer Ausübungsbeschränkung. Eine solche wird nach der 
Judikatur des VfGH126 (und darauf weist die Entscheidung B 330/07 auch zu Recht hin) 
in großzügigerem Ausmaß zugelassen als dies bei Zugangsbeschränkungen der Fall ist. 
 
VfGH und BVfG zeigen starke Parallelen, was die Methoden der Prüfung von Gesetzen 
nach unter Gesetzesvorbehalt stehenden Grundrechten (wie es sowohl Art 12 Abs. 1 GG 
als auch Art 6 StGG sind) anbelangt:127 Dabei orientiert sich der VfGH zumeist an einer 
vom deutschen BVfG entwickelten Drei-Stufen-Theorie.128 Nach eben dieser 
Prüfformel129 ist eine gesetzliche Regelung, die die Erwerbsausübungsfreiheit 
beschränkt, nur zulässig, wenn sie 
(i) durch das öffentliche Interesse geboten, 
(ii) zur Zielerreichung geeignet und adäquat, sowie 
(iii) auch sonst sachlich gerechtfertig ist.130 
 
                                            
125  Vgl. VfSlg. 12.379/1990; 12.481/1990. 
126  Vgl. etwa zuletzt VfSlg. 17312/2004. 
127  Etwa zog der VfGH als dogmatische Figur für die Begründung eines materiellen 
Gesetzesvorbehaltes auch bei nur unter formellem Vorbehalt garantierten Grundrechten zunächst vor 
allem die sogenannte „Wesensgehaltssperre“ heran, die in der BRD im Art. 19 Abs 2 GG eine 
positivrechtliche Grundlage hat, und die in Österreich aus der deutschen Diskussion übernommen 
wurde, Grabenwarter, Erwerbsfreiheit, 12.  
128  Öhlinger, Verfassungsrecht7, 392; siehe VfSlg. 16.927/2003, Öhlinger, Verfassungsrecht7, 393ff, 
Grabenwarter, Erwerbsfreiheit, 85ff u. Berka, WBl 1992, 310ff einerseits und BVfG vom 12.12.2006, 
1 BvR 2576/04, Rn 60ff andererseits. 
129  VfSlg. 10.179/1984 usw., siehe auch noch VfSlg. 16.927/2003. 
130  So die einzelnen Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung; allerdings trennt der VfGH die 
einzelnen Schritte nicht immer klar voneinander, Öhlinger, Verfassungsrecht7, 393. 
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Nun wird im Erkenntnis B 330/07 auf diese Formel zwar zunächst hingewiesen, die 
Prüfung im Anschluss aber nicht im Detail vorgenommen. Im Folgenden soll nun das 
Verbot der Streitanteilsvereinbarung des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB bzw. 
§ 16 Abs 1 zweiter Satz RAO nach dieser Formel auf seine Vereinbarkeit mit dem im 
österreichischen Verfassungsrecht bestehenden Grundrecht auf Erwerbsfreiheit geprüft 
werden: 
 
 „Schutz der unerfahrenen Klienten“, „Verhinderung unlauterer Spekulationen“ bzw. 
„Wahrung des Ansehens des Anwaltsstandes“131 sind jene Schutzziele, die in Österreich 
als die wesentlichen Beweggründe des Gesetzgebers für das in § 16 Abs 1 RAO und 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB enthaltene Verbot (Näheres zu diesen Normen im fünften und 
sechsten Abschnitt) angesehen werden.132 In Übereinstimmung mit der gefestigten 
Rechtsprechung des OGH133 nennt die Entscheidung B 330/07 den „Schutz 
unerfahrener Klienten“ als Hauptzweck des Verbots von § 879 Abs 2 Z 2 ABGB bzw. 
§ 16 Abs 1 zweiter Satz RAO.  
 
Dass „Verbraucherschutz“ ein zulässiges öffentliches Interesse darstellt, ist in der 
Rechtsprechung hinlänglich geklärt.134 Grundsätzlich billigt der VfGH dem Gesetzgeber 
bei der Entscheidung, welche Ziele er mit seinen Regelungen verfolgt, einen weiten 
rechtspolitischen Gestaltungsspielraum zu.135 Dabei beschränkt sich der VfGH nicht 
bloß auf die Gesetzesmaterialien, sondern nimmt eine Gesamtschau der Rechtsordnung, 
einschließlich der Verfassung, vor.136 Somit stellen auch die „Verhinderung unlauterer 
Spekulationen“, „Wahrung des Ansehens des Anwaltsstandes“ bzw. „Wahrung des 
Kostenerstattungsprinzips“ jedenfalls legitime öffentliche Interessen dar.  
 
Ist das Verbot der Streitanteilsvereinbarung zur Erreichung all dieser Ziele aber auch 
geeignet?  
 
                                            
131  OGH SZ 39/160. 
132  Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879, Rz 16. 
133 OGH 10 Ob 91/00f, SZ 73/144; 26.04.2006, 7 Ob 8/06m.  
134  Vgl. etwa VfSlg. 12.094/1989. 
135  Öhlinger, Verfassungsrecht7, 393. 
136  Grabenwarter, Erwerbsfreiheit, 86. 
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Jedenfalls ungeeignet erscheint das Verbot zur „Wahrung des 
Kostenerstattungsprinzips“137: Dieses Prinzip kann durch das Verbot überhaupt nicht 
beeinflusst werden, denn es besagt nicht, dass der Partei im Obsiegensfall die 
tatsächlich gegenüber ihrem Anwalt erwachsenen Kosten zu ersetzen sind, sondern 
lediglich die sich nach dem RATG ergebenden Kosten. Diese müssen auch nach 
derzeitiger Rechtslage nicht mit dem ident sein, was der Rechtsanwalt zulässiger Weise 
mit seinem Mandanten vereinbart hat. Umgekehrt muss die Partei dem Gegner Kosten 
auch dann nach dem RATG ersetzen, wenn sie selbst mit ihrem Anwalt eine 
Vereinbarung getroffen hat, wonach sie im Fall des Unterliegens diesem kein Honorar 
schuldet. Das Kostenerstattungsprinzip ist in Wahrheit ausschließlich Teil des 
öffentlichen Prozessrechts und wirkt nur im Verhältnis der Prozessgegner, nicht aber im 
Verhältnis Anwalt-Partei.  
 
Aber auch zum „Schutz unerfahrener Klienten“ (Verbraucherschutz) ist das Verbot 
möglicherweise nicht mehr als geeignet anzusehen: Zwar bewahrt es Klienten davor, 
durch Rechtsanwälte gerade in Fällen, in denen diese die Erfolgsaussichten aufgrund 
ihres Wissensvorsprungs höher als der Klient einschätzen, zu solchen quota litis-
Vereinbarungen bewegt zu werden. Sie werden so davor geschützt, dem Anwalt ein 
Honorar zu versprechen, das weit über dem objektiven Wert der anwaltlichen Leistung 
liegt. Genau mit diesem Wirkungszusammenhang argumentiert auch der VfGH in 
B 330/07. Demgegenüber bleibt aber zu bedenken (und dieses, vom Beschwerdeführer 
vorgetragene Argument übergeht der VfGH zur Gänze), dass eine erfolgsabhängige 
Entlohnung auch vorteilhafte Begleitwirkungen für den (zumeist rechtsunkundigen) 
Mandanten hätte: So bestünde diesfalls nicht das (für den Mandanten schwer zu 
kontrollierende) Risiko, dass der Rechtsanwalt das Verfahren bewusst in die Länge 
zieht und stets weitere Verfahrensschritte mit mäßigen, gerade noch vertretbaren 
Erfolgsaussichten empfiehlt, nur weil ihm dadurch jedenfalls zusätzliche 
Honoraransprüche entstehen. Die Motivation zu derartigen Verhaltensweisen durch das 
derzeitige System der Honorierung wird selbst von manchen Standesvertretern nicht 
geleugnet.138 Diesem Risiko wäre bei Vereinbarung eines Erfolgshonorars von 
                                            
137  So argumentiert auch in Deutschland BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 76ff. 
138 Vgl. Jahoda, AnwBl 1973, 183. 
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Vornherein vorgebaut, weil der Anwalt dann im Eigeninteresse eher motiviert wäre, von 
derartigen Verfahrensschritten abzuraten (immerhin wären seine Aussichten, für seine 
zusätzlichen Bemühungen auch zusätzliches Honorar zu erhalten, sehr gering). Genau 
hier zeigt sich die bedauerliche Oberflächlichkeit in der Prüfung durch den VfGH: Ohne 
die Realitätsbezogenheit der von ihm wiedergegebenen Stehsätze zu hinterfragen, führt 
das Erkenntnis B 330/07 aus: „Es soll nämlich [durch das quota litis-Verbot]  
verhindert werden, dass die Entscheidung für die Prozessführung nicht länger auf den 
realen Prozesschancen beruht, sondern auf den wirtschaftlichen Interessen der im 
Wettbewerb miteinander stehenden Rechtsvertreter.“ Nun liegt aber auf der Hand, dass 
der Rechtsanwalt bei seiner Entscheidung, ein Mandat zu übernehmen, nie dermaßen an 
den „realen Prozesschancen“ interessiert sein wird, als wenn sein Honorar selbst von 
denselben abhängt. Der Wirkungszusammenhang muss sich bei schlüssiger Reflexion 
gerade umgekehrt verhalten: Nur bei erfolgsunabhängiger Honorierung können das 
„wirtschaftliche Interesse“ des Parteienvertreters und die „realen Prozesschancen“ 
überhaupt auseinander fallen. Dass der VfGH dennoch an diesem Stehsatz unreflektiert 
festhält, ist umso bedauerlicher, als der Beschwerdeführer nachdrücklich dessen 
Unrichtigkeit aufgezeigt hatte. Im Ergebnis muss die Begründung des VfGH in diesem 
Punkt daher zur „Leerfloskel“ verkommen, was ihr leider stark an Wert für den 
verfassungsrechtlichen Diskurs nimmt.  
 
Meines Erachtens wäre es durchaus denkbar, die Eignung des quota litis-Verbots zur 
Erreichung zusätzlichen Klientenschutzes zu verneinen, sofern man es für zulässig 
erachtet, die durch quota litis-Vereinbarungen eintretenden Gefahren der 
Übervorteilung gegen deren für dasselbe Schutzziel positive Begleitwirkung 
aufzurechnen. Ob dies der Fall ist, kann aber dahin gestellt bleiben, da die 
Verhältnismäßigkeit des Eingriffes zu Zwecken des Verbraucherschutzes fehlt (dazu 
weiter unten).  
 
Hingegen erscheint das Verbot zum „Schutz vor unlauteren Spekulationen“ und 
„Wahrung des Ansehens des Anwaltsstandes“ geeignet, weil damit ein zusätzlicher 
Schutz vor verpönter wirtschaftlicher Beteiligung des Anwalts am Klienteninteresse, 
bzw. vor unlauterer Verfolgung des Prozesserfolges geeignet.  
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Im Rahmen der Gesetzesprüfung ist nach der Eignung auch die Erforderlichkeit des 
Grundrechtseingriffs zu prüfen: „Unter allen geeigneten Mitteln muss das vom 
Gesetzgeber gewählte Mittel das „mildeste“ („gelindeste“) sein, d.h. jenes, das die 
Grundrechtsposition so wenig wie möglich einschränkt.“139  
 
Zur Erreichung des Ziels des „Verbraucherschutzes“ dürfte sich § 879 Abs 2 Z 2 ABGB 
als nicht erforderlich erweisen. Die Begründung dafür kann dem deutschen Erkenntnis 
1 BvR 2576/04 entnommen werden (dessen Argumente der VfGH ernsthaft hätte 
erwägen sollen): So kann der Klientenschutz vor Übervorteilung grundrechtsschonender 
durch strenge Aufklärungspflichten des Anwalts (haftungsbewehrt bzw. als 
Wirksamkeitsvoraussetzung der Honorarvereinbarung) erreicht werden.140 Übersehen 
darf auch nicht werden, dass in derartigen Konstellationen bei Unterlassung gehöriger 
Aufklärung schon bislang die Rechtsbehelfe der Anfechtung wegen Irrtum, List und 
Verkürzung über die Hälfte, aber auch Schadenersatz wegen unterlassener Aufklärung 
zu Verfügung stehen – diesbezügliche Aufklärungspflichten des Anwalts könnten zur 
besseren Verwirklichung des Verbraucherschutzes noch ausgebaut werden. Bei 
Normierung entsprechend rigoroser Aufklärungspflichten und damit verbundener 
Sanktionen kann der Schutz unerfahrener Klienten vor Übervorteilung im Ergebnis sehr 
weitgehend realisiert werden. Dabei bleibt freilich zu berücksichtigen, dass der VfGH in 
der Vergangenheit bei für Konsumenten als besonders gefährlich eingestuften 
Verhaltensweisen im Erwerb die bestehenden zivilrechtlichen 
Konsumentenschutzmechanismen (wie etwa das Rücktrittsrecht nach § 3 KSchG im 
Fall von Vertriebspartys) als nicht unbedingt ausreichend angesehen hat, um das vom 
Gesetzgeber verfolgte Ausmaß des Konsumentenschutzes zu verwirklichen: „Die 
Erwerbsausübungsfreiheit gebietet insbesondere nicht, auf eine solche verbietende 
Regelung im Hinblick auf bestehende Rücktrittsrechte (§ 60 GewO 1973, § 3 KSchG) zu 
verzichten, zumal auch in der Literatur die Frage, ob die Möglichkeit des Widerrufs von 
Haustürgeschäften zur Erreichung der konsumentenpolitischen Zielsetzungen in 
gleicher Weise geeignet ist wie ein generelles Verbot von Haustürgeschäften, durchaus 
                                            
139  So bspw VfSlg 11.276/1987; 14.038/1995; vgl. Öhlinger, Verfassungsrecht7, 395. 
140  BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 89ff. 
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kontrovers ist [...]. Umso weniger kann unter dem Gesichtspunkt der 
Erwerbsausübungsfreiheit der Entscheidung des Gesetzgebers entgegengetreten 
werden, wenn er in den Bereichen, in denen sog. "Vertriebsparties" tatsächlich 
vorkommen, eine Verbotslösung wählt.“141 Eine derart erhebliche Gefährlichkeit für den 
Konsumenten, wie sie (offenbar) bei Vertriebsparties in der Literatur angenommen 
wird, ist aber bei Streitanteilsvereinbarungen nirgends empirisch belegt. Dazu kommt, 
dass das vorgenannte Erkenntnis (das immerhin noch aus den 80-er Jahren stammt) 
durch den zwischenzeitig erfolgten Rechtsprechungswandel zumindest an Bedeutung 
eingebüßt haben dürfte. Es ist daher meines Erachtens davon auszugehen, dass die 
generelle Unwirksamkeit von quota litis-Vereinbarungen bzw. ein standesrechtliches 
Verbot solcher Vereinbarungen, die ungeachtet einer allfälligen Aufklärung bestehen, 
keinen (im Vergleich zu bisher) weiter reichenden Schutz für unerfahrene Klienten zu 
bewirken vermögen. Folglich dürfte eines der wichtigsten argumentierten Ziele des 
quota litis-Verbots, der „Verbraucherschutz“, als Rechtfertigungsgrund ausscheiden.  
 
Eher fraglich erscheint auch die Erforderlichkeit des quota litis-Verbotes zur 
Verfolgung der Ziele „Verhinderung unlauterer Spekulationen“ und „Wahrung des 
Ansehens des Anwaltsstandes“. So besteht eine Vielzahl an Vorschriften, die der 
Wahrung der Lauterkeit der anwaltlichen Berufsausübung und des Ansehens des 
Anwaltsstandes dienen. Die Verfolgung eines Prozesserfolges mit unredlichen, 
verbotenen Mitteln ist auch in Österreich standes- und prozessrechtlich, bisweilen sogar 
strafrechtlich sanktioniert. Es bleibt zwar zu bedenken, dass es rechtliche Verbote nicht 
unbedingt verhindern, dass gewisse Verhaltensweisen trotzdem faktisch vorkommen. 
Jedoch sollte das vom BVfG ausgesprochene Argument nicht unbeachtet bleiben, 
wonach dem Anwalt nicht unterstellt werden darf, dass er jede sich bietende 
Gelegenheit zu unredlichem Verhalten nützen werde.142 Zwar mag es bei einem vom 
Gesetzgeber entsprechend rigoros ausgestalteten Berufsbild zur Erreichung von 
Standesansehen bzw. Berufslauterkeit erforderlich sein, jede wirtschaftliche Beteiligung 
des Rechtsanwalts an der für seinen Klienten betriebenen Rechtssache zu verbieten. 
                                            
141 VfSlg. 11.853/1988, 4.c). 
142  BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 85; dafür spricht auch der hohe Grad an Vertrauen, den die 
Rechtsordnung in den Rechtsanwalt setzt; dies zeigt sich in verschiedenen Sonderbestimmungen, 
etwa betreffend die Geldwäscherei oder den Vollmachtsnachweis. 
 70 
Dies setzt aber meiner Meinung nach eine vom Gesetzgeber konsequent verfolgte 
Ausgestaltung des Rechtsanwaltsberufes in diesem Sinn voraus. Ein Eingriff zur 
Wahrung eines bestimmten Berufsbildes kann dann nicht mehr erforderlich sein, wenn 
das vom Gesetzgeber selbst geschaffene Berufsbild wesensimmanente Züge enthält, die 
mit dem Eingriffsziel im Widerspruch stehen: So ist der Anwaltsberuf eindeutig 
erwerbswirtschaftlich ausgerichtet, ein Streben nach Prozesserfolg aus 
eigenwirtschaftlichen Interessen (um den eigenen Ruf zu verbessern und so weitere 
Mandate zu akquirieren) ist somit im Berufsbild bereits grundgelegt. Dadurch besteht in 
der Praxis ein massiver Erfolgsdruck. Dieser könnte es aber schon jetzt Anwälten nahe 
legen, zur Prozessführung ungeachtet der bestehenden Sanktionen unredliche Mittel 
einzusetzen (in der Hoffnung, dass dies unbemerkt bleibt). Vor diesem Hintergrund 
erscheint es zweifelhaft, ob ein noch größeres Ausmaß an Schutz der Berufslauterkeit 
und des Standesansehens durch das quota litis-Verbot überhaupt noch erzielt werden 
kann. Meiner Meinung nach ist dies eher zu verneinen. 
 
Schließlich ist die Adäquanz oder „Verhältnismäßigkeit im engeren Sinn“143 des durch 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB und § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO bewirkten 
Grundrechtseingriffs zu prüfen. Dabei ist zu fordern, dass zwischen dem mit dem 
Eingriff verfolgten öffentlichen Interesse und der durch den Eingriff verkürzten 
Grundrechtsposition eine angemessene Relation bestehen bleibt.144 Ein besonders 
gewichtiges Indiz für die Unverhältnismäßigkeit eines Eingriffes in die Erwerbsfreiheit 
ist es etwa, wenn Unternehmer dadurch an Dispositionen gehindert werden, die 
notwendig sein können, um am Markt zu überleben.145 Hingegen ist ein Eingriff umso 
eher als verhältnismäßig einzustufen, je gewichtiger das verfolgte öffentliche Interesse 
von der Rechtsordnung eingestuft wird, und je besser es durch den Grundrechtseingriff 
verwirklicht werden kann.  
 
Gerade auf der Adäquanzebene zeigen sich meines Erachtens bei BVfG und VfGH auch 
neuerdings merkliche Unterschiede, wenn es um die Gewichtung von 
                                            
143  Öhlinger, Verfassungsrecht7, 395. 
144  Öhlinger, Verfassungsrecht7, 395. 
145  VfSlg. 12.379/1990. 
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Eingriffswirkungen und Eingriffszielen geht: So hat der VfGH noch im Jahr 2002 keine 
Grundrechtsverletzung durch Fixtarife für Taxibeförderung in begrenzten 
Tourismusgebieten angenommen, da im Personenbeförderungsgewerbe ein besonderes 
Interesse an einer Sicherstellung transparenter Leistungsüberprüfung und 
Markttransparenz bestehe..146 Dies ist immerhin beachtlich, zumal Fixtarife eine völlige 
Aufhebung der Privatautonomie hinsichtlich der Entgeltsbestimmung bedeuten und 
somit einen viel schwerwiegenderen Grundrechtseingriff darstellen, als dies ein Verbot 
von Honorarvereinbarungen in Form der quota litis bedeutet. Dennoch erachtete der 
VfGH das öffentliche Interesse an der „Sicherung der transparenten 
Leistungsüberprüfung und Markttransparenz im Personenbeförderungsgewerbe 
begrenzter Tourismusgebiete“ als wichtiger. 
 
Diese ziemlich aktuelle Wertung des VfGH – ähnliche Wertungen zeigen sich 
wiederholt in der neueren Rechtsprechung147 – im Hinblick auf das Gewicht von 
Grundrechtseingriff und Rechtfertigungsgrund wirft nun Fragen der Relevanz bezüglich 
einer möglichen Beurteilung des quota litis-Verbotes auf: Das – wenn auch generelle – 
Verbot, als Rechtsanwalt mit seinem Klienten eine Honorarvereinbarung in Form der 
quota litis zu vereinbaren, stellt im Vergleich zu einer generellen Pflicht zur Beachtung 
von Fixtarifen eine weit geringere Beschränkung der Privatautonomie dar. Andererseits 
gilt das Verbot nicht bloß – wie in der genannten Entscheidung – für ein relativ kleines 
Tourismusgebiet, sondern österreichweit. Darin könnte ein nicht unwesentliches 
Argument gegen die Verhältnismäßigkeit liegen: Gerade in letzter Zeit wird am 
österreichischen Markt von den Anwälten erhöhte Spezialisierung verlangt. Solche 
Spezialisierung bringt es mit sich, dass einige Anwälte hauptsächlich oder 
ausschließlich internationale Mandanten betreuen, die aus ihrem Rechtskreis mit 
                                            
146  Vgl. VfSlg 16538/2002, Abschnitt IV c; in diesem Sinn wurde auch in einem obiter dictum zu 
VfSlg 12481/1990 anerkannt, dass bei bestimmten Ziviltechnikerleistungen von großer öffentlicher 
Bedeutung verbindliche Mindesttarife verfassungskonform sein könnten. 
147  So erblickte der VfGH etwa auch in VfSlg. 17.000/2003 im Verbot, in Buschenschanken warme 
Speisen zu verabreichen, oder in VfGH 5.10.2006, G 39/06 im Verbot des Verteilens von 
Druckschriften jeder Art auf Friedhöfen keinen unverhältnismäßigen Eingriff; in VfSlg. 17312/2004 
erachtete der VfGH ein an Rechtsanwälte gerichtetes Verbot, mehr als einer Anwaltssozietät im 
Inland anzugehören (sog. „Sternsozietät“), nicht als verfassungswidrig, zumal das Verbot wegen der 
damit bewirkten Vermeidung von Interessenskollisionen gerechtfertigt sei. 
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quota litis-Vereinbarungen vertraut sind und nur zu derartigen Bedingungen Mandate 
erteilen.  
 
Häufiger noch als diese zuletzt genannte Mandantengruppe sind jedoch in der Praxis 
sicher jene „kostenscheuen“ Mandanten, die zwar nicht unbedingt auf einer Entlohnung 
im Verhältnis des im Rechtsstreit Ersiegten bestehen (zur genauen Definition der quota 
litis siehe im sechsten Abschnitt 1.3), jedoch die Honorierung des Anwalts an einen 
bestimmten Verfahrenserfolg knüpfen wollen. Letzteres dürfte aller Wahrscheinlichkeit 
nach (siehe dazu sechster Abschnitt 1.5 und siebender Abschnitt 3.5) in Österreich 
schon jetzt zulässig sein. Somit erweist sich die Intensität des Grundrechtseingriffes, 
den das quota litis-Verbot in Österreich bewirkt, als deutlich weniger schwerwiegend 
als die zuvor in Deutschland für verfassungswidrig erkannte Bestimmung des § 49 
Abs 2 dBRAO.     
 
Entscheidend ist meines Erachtens, ob jene Eingriffsziele des quota litis-Verbotes, die 
der Eignungs- und Erforderlichkeitsprüfung stand gehalten haben, den durch § 16 Abs 1 
zweiter Satz RAO bzw. § 879 Abs 2 Z 2 ABGB bewirkten Eingriff in die 
Erwerbsfreiheit rechtzufertigen vermögen.  Den bisherigen Prüfungsschritten Stand 
gehalten haben die „Verhinderung unlauterer Spekulationen“ und die „Wahrung des 
Ansehens des Anwaltsstandes“.  
 
Im Einzelnen wird nun sicher das konkrete Ausmaß der im jeweiligen Fall drohenden 
Existenzgefährdung zu berücksichtigen sein – es sollten daher auch empirische 
Untersuchungen über die tatsächlichen Auswirkungen von quota litis-Vereinbarungen in 
anderen Ländern auf die Existenz kleinerer Kanzleien dort bzw. die Auswirkungen der 
derzeitigen Rechtslage auf die Wettbewerbssituation österreichischer Anwälte nicht 
ausgespart bleiben.  
 
Vorab kann angesichts der bisherigen Wertungen der Rechtsprechung des 
Verfassungsgerichthofes davon ausgegangen werden, dass aufgrund der jedenfalls – im 
Vergleich zu einem generellen Erfolgshonorarverbot – geringeren Intensität der 
Grundrechtsbeschränkung einiges für eine Bejahung der „Verhältnismäßigkeit“ dieses 
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Eingriffes, und somit für eine Verfassungskonformität von § 879 Abs 2 Z 2 ABGB und 
§ 16 Abs 1 zweiter Satz RAO ins Treffen geführt werden kann.  
 
Dagegen könnte immer noch eingewendet werden, dass das quota litis-Verbot nur eine 
geringe Wirksamkeit im Hinblick auf die damit verfolgten Ziele der Berufslauterkeit 
bzw. des Standesansehens aufweist. Unbestrittener Maßen kommt auch dem Ausmaß 
der Erforderlichkeit und Effektivität einer Verbotsnorm Bedeutung für die Frage nach 
deren Verhältnismäßigkeit zu. Die Entscheidung des Gesetzgebers, ein bestimmtes 
Rollenbild des Anwalts als „unabhängigen Parteienvertreters“ und „Garant des 
Rechtsstaates“ vorzusehen, ist grundsätzlich hinzunehmen. Ausgehend von dieser 
vorgegebenen Zielsetzung kann dem quota litis-Verbot nicht jedwede Wirksamkeit 
abgesprochen werden. Daher ist dem Gesetzgeber nicht entgegen zu treten, wenn er 
verhindern will, dass die „wissenschaftliche Arbeit des Rechtsanwalts“ durch das 
Eingehen von Streitanteilsvereinbarungen herabgewürdigt148 wird, bzw. wenn er den 
Schutz unerfahrener Klienten für so wichtig einstuft, dass bestimmte Formen 
erfolgsorientierter Honorare nicht für zulässig erklärt werden.  
 
Aus den oben genannten Überlegungen erscheint ein Verstoß des quota litis-Verbots 
gegen die Erwerbsfreiheit gemäß Art 6 StGG aus überwiegenden Gründen nicht 
gegeben zu sein. 
 
 
3.2   Quota litis-Verbot und Gleichheitssatz 
 
Die eingehende Prüfung hat ferner einen weiteren möglichen Sitz einer 
Verfassungswidrigkeit ergeben: Das Gleichheitsgebot gemäß Art 7 Abs 1 B-VG, 
Art 2 StGG und Art 66 Abs 1 u. 2 StV St. Germain. Denn immerhin verbieten 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB sowie § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO einseitig den 
Rechtsanwälten (und einigen anderen Freiberuflern, siehe zum persönlichen 
                                            
148 So die Begründung des Disziplinarsenats für das in § 16 Abs 1 RAO enthaltene Verbot 
erfolgsorientierter Entlohnung, OGH  12.02.1903, Z 10.228, GZ 1903, 225. 
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Anwendungsbereich des Verbots sechster Abschnitt, 1.1) im Unterschied zu anderen 
Berufsgruppen, ihr Honorar in Form einer Streitanteilsvereinbarung festzusetzen. Denn 
nach der Rechtsprechung des OGH149 hat das Verbot der quota litis Gültigkeit nur für 
jene Berufsgruppen, für welche vergleichbare Standesregeln bestehen wie für 
Rechtsanwälte (Notare150 und Wirtschaftstreuhänder151 - betreffend Ziviltechniker 
besteht nur Rechtsprechung zur standesrechtlichen Unzulässigkeit152). Hingegen ist das 
quota litis-Verbot grundsätzlich nicht auf andere, keinem vergleichbaren Standesrecht 
unterliegende Berufsgruppen anwendbar. 153 So gilt es beispielsweise nicht für Berater 
in Versicherungsangelegenheiten, Schadenshelfer154 oder andere rechtlich zugelassene 
Prozessvertreter (Arbeiterkammern, Wirtschaftskammern). Unklar ist nach derzeitigem 
Meinungsstand in Lehre155 und Rechtsprechung156, inwieweit das Verbot für 
Prozessfinanzierungsgesellschaften gilt. – eigener Ansicht zufolge (siehe dazu die 
näheren Ausführungen im sechsten Abschnitt unter Punkt 1.4) ist dies zu verneinen. Es 
ist daher zu prüfen, ob diese Ungleichbehandlung von Rechtsanwälten, Notaren, 
Wirtschaftstreuhändern und Ziviltechnikern einerseits, und 
Prozessfinanzierungsunternehmen, Versicherungsberatern, Schadenshelfern sowie der 
Kammern andererseits, im Lichte des Gleichheitssatzes und der dazu ergangenen 
Rechtsprechung gleichheitswidrig ist: 
 
Bei der Gleichheitsprüfung von Gesetzen ist zu untersuchen, ob eine rechtliche 
Differenzierung mit tatsächlichen Unterschieden in einer solchen Weise korrespondiert, 
dass sie als sachlich gerechtfertigt angesehen werden kann. Es müssen daher mindestens 
zwei Normen mit unterschiedlichen Rechtsfolgen miteinander verglichen werden, 
wobei eine dieser Normen auch in der allgemeinen Handlungsfreiheit bestehen kann.157 
 
                                            
149  OGH 23.02.1999, 5 Ob 28/99z. 
150   OGH Ds 6/71, EvBl 1973/11. 
151   OGH 07.07.1981, 5 Ob 544/81, RS0016814; vgl. Kleiner Fritz, ecolex 2002, 116. 
152  Dies ist gefestigte Standesauffassung, die sich auf den unbestimmten Generaltatbestand des 
§ 55 Abs 1 ZTKG stützt – der VfGH billigt diese Interpretation in VfSlg 15081/1998. 
153   OGH 4 Ob 358-365/83, ÖBl 1985, 71. 
154   OGH 4 Ob 358-365/83, ÖBl 1985, 71. 
155   Dagegen Wagner Erika, JBl 2001, 434; Knöbl, ecolex 2005, 438; eher aA Scheuba, ecolex 2005, 
749.   
156   Offen gelassen in HG Wien 31 Cg 256/01h, ecolex 2002, 812. 
157  Öhlinger, Verfassungsrecht7, 334. 
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Im vorliegenden Fall wäre die eine Norm das in § 879 Abs 2 Z 2 ABGB sowie 
§ 16 Abs 1 zweiter Satz RAO enthaltene Verbot für Rechtsanwälte, mit dem Mandanten 
eine Streitanteilsvereinbarung zu treffen. Die andere Norm besteht in der Freiheit aller 
nicht einem Berufsstand mit entsprechenden Standespflichten angehörenden Personen – 
insbesondere Versicherungsberatern, Schadenshelfern, Prozessvertretern von Arbeiter- 
und Wirtschaftskammern sowie (möglicherweise) Prozessfinanzierungsgesellschaften – 
eben solche Vereinbarungen einzugehen.  
 
Zu ermitteln sind jene Normen, die im Hinblick auf die jeweils zugrunde liegenden 
Sachverhalte miteinander vergleichbar sind.158 Es sind somit als nächster Schritt die den 
Normen zugrunde liegenden Sachverhalte festzustellen, wobei unter „Sachverhalt“ auch 
sonstige, mit den zu vergleichenden Normen korrespondierende Rechtsvorschriften zu 
verstehen sind.159 
 
Rechtsanwälte übernehmen es berufsmäßig gegen Entgelt, andere bei der 
Geltendmachung von Ansprüchen zu vertreten. Dies ist gleich auch bei 
Versicherungsberatern und Schadenshelfern. Bei den Kammern hingegen steht die 
Vertretung gegen Entgelt nicht im Vordergrund: Vielmehr ist es Aufgabe der Kammern, 
ihren Mitgliedern Prozessbeistand zu leisten, wobei die Leistungen der Prozessvertreter 
in keinem unmittelbaren Austauschverhältnis zur Leistung der Kammerumlage durch 
den Vertretenen steht. Anders als Rechtsanwälte sind die Kammern keine 
berufsmäßigen Vertreter der einzelnen Kammermitglieder bei der Durchsetzung von 
deren individuellen Ansprüchen. Sie leisten die Vertretung zwecks Mitgliederfürsorge 
aufgrund eines gesetzlichen Auftrages, nicht aber um dadurch Einnahmen zur 
Finanzierung ihres laufenden Betriebes zu erwerben. Prozessfinanzierungsunternehmen 
wiederum üben ihre Tätigkeit zwar berufsmäßig und gegen Entgelt (nämlich um der 
Erfolgsquote willen) aus, anders als die Rechtsanwälte vertreten sie aber nicht selbst bei 
der Anspruchsdurchsetzung, sondern ermöglichen diese nur durch Gewährung 
finanzieller Unterstützung.  
                                            
158  Öhlinger, Verfassungsrecht7, 334. 
159  Vgl. VfSlg. 9365/1982, wonach in den verschiedenen Zweigen der Sozialversicherung zwecks 
Vergleiches der Normen des Beitragsrechts auch die jeweiligen Normen des Leistungsrechts zu 
berücksichtigen sind; so auch Öhlinger, Verfassungsrecht7, 334.  
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Weiters ist beim Sachverhaltsvergleich erheblich, dass Rechtsanwälte bei Ausübung der 
berufsmäßigen Anspruchsdurchsetzung typischerweise über einen Wissensvorsprung 
gegenüber dem Klienten verfügen. Dieser Wissensvorsprung ist ein entscheidender 
Grund dafür, dass ihnen der Klient seine Vertretung gegen Entgelt überhaupt anvertraut. 
Ein solcher typischer Wissensvorsprung infolge Professionalität besteht auch bei 
Versicherungsberatern und Schadenshelfern. Auch der Prozessfinanzierer verfügt über 
einen Wissensvorsprung wie ein Rechtsanwalt, da er den von der Partei vorgetragenen 
Fall durch externe Gutachter (meist pensionierte Richter) prüfen lässt. Diesen könnte er 
in gleicher Weise wie ein Rechtsanwalt für eine Übervorteilung der Partei ausnutzen. 
Dem stehen aber folgende Unterschiede entgegen: Rechtsanwälte vertreten Personen 
sowie Ansprüche aller Art, während Prozessfinanzierungsunternehmen nicht bei allen 
Arten von Forderungen (hauptsächlich bei großen Forderungsbeträgen, etwa 
Unternehmensforderungen) zur Verfügung stehen. Bei den besonders schutzwürdigen 
privaten Kleinmandanten besteht die Gefährdung durch Prozessfinanzierer nicht in dem 
Maß, wie sie durch Rechtsanwälte eintritt. Bei den Kammern wiederum dominiert 
gerade die Vertretung dieser „kleineren“ Mandanten, freilich nicht in Gewinnabsicht. 
Auch von Versicherungsberatern und Schadenshelfern werden durchwegs kleinere, 
private Mandanten – berufsmäßig gegen Entgelt – vertreten. Die Gefahr der 
Übervorteilung unerfahrener Klienten besteht meines Erachtens bei Letzteren in 
vergleichbarem Ausmaß wie bei Rechtsanwälten, nicht hingegen bei Kammern und 
Prozessfinanzierungsunternehmen.  
 
Rechtsanwälte müssen, um zu ihrer Vertretungstätigkeit zugelassen zu werden, ein 
hohes Ausbildungsniveau aufweisen.160 Ein vergleichbares Ausbildungsniveau besteht 
nicht bei Versicherungsberatern, Schadenshelfern, auch nicht notwendig bei den 
Mitarbeitern der Prozessfinanzierungsunternehmen und den Prozessvertretern der 
Kammern. Andere Berufsgruppen mit ähnlich hohen fachlichen 
Ausbildungsanforderungen wie Rechtsanwälte (Notare, Wirtschaftstreuhänder, 
                                            
160 Vgl. die Eintragungsvoraussetzungen § 1 Abs 2 lit c) bis f) RAO bzw. Aufgabenstellungen und 
Schwierigkeitsgrad der Rechtsanwaltsprüfung §§ 1, 13 bis 15, 20f. des 
Rechtsanwaltsprüfungsgesetzes, BGBl. 1985/556 idgF (RAPG). 
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Ziviltechniker) unterliegen ebenfalls dem quota litis-Verbot. Richter und hohe 
Verwaltungsbeamte sowie Universitätslehrer weisen zwar ein fachliches 
Anforderungsprofil ähnlich Rechtsanwälten auf,161 sind jedoch im Unterschied zu 
diesen nicht zur Parteienvertretung „in Gewinnabsicht“ befugt (und somit nicht 
vergleichbar). Im Ergebnis besteht zwischen den Rechtsanwälten und allen zum 
Abschluss von quota litis-Vereinbarungen berechtigten berufsmäßigen 
Parteienvertretern ein Unterschied in Gestalt des besonders hohen Ausbildungsniveaus, 
das die Rechtsanwälte aufweisen müssen. 
 
Ferner haben Rechtsanwälte bei ihrer Vertretungstätigkeit ein hohes Standesethos 
einzuhalten: Zahlreiche Standespflichten z. B. betreffend Werbung162, sollen eine 
übermäßige Kommerzialisierung der anwaltlichen Tätigkeit und völlige Angleichung an 
die Tätigkeit eines Kaufmannes unterbinden. Der Rechtsanwalt hat durch seine 
Vertretungstätigkeit die Funktionsfähigkeit des Rechtsstaates sicher zu stellen – 
immerhin ist etwa die Möglichkeit, sich in bestimmten Verfahren eines Anwalts als 
Rechtsbeistand zu bedienen, tragendes Element des Rechtsstaates westlich-
demokratischer Ausprägung (vgl. Art 6 Abs. 3 lit c EMRK). Zentraler Zweck des 
anwaltlichen Standesrechts ist es, das Interesse an der gewissenhaften Verfolgung der 
Mandantenrechte gegen das unternehmerische Eigeninteresse des Anwalts abzusichern. 
Für Versicherungsberater und Schadenshelfer gilt zwar Gewerberecht, dieses tritt dem 
Gewinnerzielungsinteresse allerdings weitaus weniger entgegen als das anwaltliche 
Berufsrecht. Eine vergleichbare Standes-Sonderpflicht, die Rechte seines Mandanten 
auch bei massivem Widerstreit zu berechtigten Eigeninteressen vorrangig zu wahren163, 
besteht im Gewerbe nicht. Ebenso wenig unterliegen die Kammern und 
Prozessfinanzierer einer vergleichbaren Standespflicht. Es bestehen somit auch 
hinsichtlich der Standes-Sonderpflichten zur Wahrung der Mandantenrechte 
                                            
161 Zu berücksichtigen ist freilich, dass Rechtsanwälte neben dem hohen juristischen Ausbildungsgrad 
eine im Unterschied zu anderen Juristen infolge ihrer Berechtigung zur umfassenden 
Parteienvertretung in der Regel größere praktische Erfahrung bei der Anspruchsdurchsetzung 
aufweisen. 
162 Vgl. §§ 45 bis 47 RL-BA. 
163  Vgl. etwa die Pflicht, selbst noch durch 14 Tage nach Zustellung der Vollmachtskündigung an den 
Mandanten diesen vor Rechtsnachteilen zu bewahren, § 11 Abs 2 RAO, die Pflicht zur 
unverzüglichen Weiterleitung empfangener Mandantengelder, § 17 RL- BA, bzw. das Verbot der 
Aufrechnung mit vom Mandanten bestrittenen Honorarforderungen, § 19 Abs 3 RAO.  
 78 
Unterschiede im Tatsächlichen. Dies erkennt auch der VfGH in B 330/07: „Im Hinblick 
auf die behauptete Ungleichbehandlung von Rechtsanwälten und 
Prozessfinanzierungsgesellschaften übersieht der Beschwerdeführer, dass das Verbot 
des Abschlusses von quota-litis Vereinbarungen seinen Ursprung im Standesrecht der 
Rechtsanwälte hat. […] Der Beschwerdeführer verkennt, dass im Unterschied dazu 
Prozessfinanzierungsgesellschaften keinen Standesregeln unterliegen und daher 
insoweit keine Gleichartigkeit der „Berufsgruppen“ vorliegt.“  
  
Nach der Rechtsprechung des VfGH vermag aber nicht jeder Unterschied im 
Tatsächlichen jede rechtliche Differenzierung zu rechtfertigen. Vielmehr muss die 
Ungleichheit eine in Bezug auf die rechtliche Regelung wesentliche sein.164 Es ist daher 
im nächsten Schritt zu prüfen, ob die festgestellten Unterschiede im Tatsächlichen die 
daran geknüpften unterschiedlichen Rechtsfolgen rechtzufertigen vermögen. Diese 
Abwägung erfordert vom VfGH ein Werturteil und stellt stets eine politische 
Entscheidung des Höchstgerichtes dar.165 In diesem Zusammenhang weist der VfGH 
darauf hin, dass dem Gesetzgeber ein weiter Ermessensspielraum dahin gehend 
zukommt, welche tatsächlichen Unterschiede er als wesentlich einstuft.166 Jedoch hat 
der VfGH seit einiger Zeit immer wieder auch großzügig bewusst politisch getroffene 
Entscheidungen des Gesetzgebers (mit nicht immer dogmatisch fassbarer Berufung auf 
den Gleichheitssatz) aufgehoben.167 Dabei sollte freilich der Einfluss der politischen 
Gesamtsituation nicht übersehen werden, in dem derartige Erkenntnisse gefallen sind 
(etwa das Erkenntnis VfSlg. 15173/1998 im Zuge einer heftigen öffentlichen 
Asyldebatte). Grundsätzlich ist meines Erachtens weiterhin von einem relativ großen 
Wertungsspielraum des Gesetzgebers auszugehen. 
 
Von den vorgenannten Unterschieden könnten vor allem das besonders große fachliche 
wie praktische Sonderwissen des Rechtsanwalts bei der Anspruchsdurchsetzung, 
                                            
164  VfSlg. 5397/1966; 11.190/1986; vgl. Machacek, Verfahren vor dem VfGH und vor dem 
Vewaltungsgerichtshof5 (2004), 122. 
165  Öhlinger, Verfassungsrecht5, 330. 
166  Vgl. VfSlg. 12.416/1990: „Ob die Regelung zweckmäßig ist und das Ergebnis in allen Fällen als 
befriedigend empfunden wird, kann nicht mit dem Maß des Gleichheitssatzes gemessen werden.“ 
167  Vgl. VfSlg. 15.173/1998, wo der VfGH eine Übergangsregelung des AsylG 1997 als „unnötig“ 
verwirft. 
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verbunden mit der bestehenden Standes-Sonderpflicht, dem Mandanten zu seinem 
Recht zu verhelfen, rechtfertigend wirken: Es dürfte dem Gesetzgeber zuzubilligen sein, 
Rechtsanwälten aufgrund ihrer Sonderfunktion für den Rechtsstaat (die auch durch ein 
hohes Anforderungsprofil gesichert wird) eine derart intensive wirtschaftliche 
Beteiligung an der anvertrauten Rechtssache, wie dies bei quota litis-Vereinbarungen 
geschieht, zu verbieten. Es ist dem Gesetzgeber auch ferner zuzubilligen, wenn er bei 
Rechtsanwälten infolge ihrer Sonderfunktion und ihrer besonders hohen Rechtskenntnis 
und Prozesserfahrung besondere Vorkehrungen gegen unlautere Prozessführung im 
Interesse des Rechtsstaates für angebracht hält.  
 
Dagegen argumentierte freilich schon Grunsky, das wirtschaftliche Eigeninteresse des 
Rechtsanwalts am Verfahrenserfolg könne schon deshalb keine nicht hinzunehmende 
Gefahr für die anwaltliche Unabhängigkeit darstellen, zumal es Anwälten ja auch 
gestattet sei, sich in eigener Sache selbst zu vertreten – letzteres müsste ansonst 
konsequenter Weise auch untersagt werden.168 Gegen diese Ansicht spricht wiederum, 
dass der Anwalt bei Vertretung in eigener Sache nicht um der Erzielung von Erwerb 
willen tätig wird. Da der Anwalt mit sich selbst keine Honorarvereinbarung eingehen 
und sich auch nichts schulden kann, besteht beim Einschreiten in eigener Sache ohnehin 
kein Anwendungsfall für ein Erfolgshonorarverbot. Wenn aber argumentiert wird, dass 
bei Vertretung in eigener Sache wegen des wirtschaftlichen Eigeninteresses in gleichem 
Maße eine Gefahr unlauterer Prozessführung eintreten kann, ist zu entgegen, dass ein 
Verbot der Selbstvertretung im Unterschied zu einem Erfolgshonorarverbot wegen 
massiver entgegenstehender Interessen viel eher als unverhältnismäßig (und somit 
anders) zu beurteilen ist. Denn ein Verbot der Vertretung in eigener Sache würde ein 
Einschreiten ohne Vertreter (das außer bei absoluter Anwaltspflicht jedermann möglich 
ist) unmöglich und den Rechtsanwalt in eigenen Angelegenheiten prozessual völlig 
handlungsunfähig machen, was wohl durch eine bloß spekulative, hypothetische 
Möglichkeit unlauterer Prozessführung nie gerechtfertigt werden könnte. Dazu kommt, 
dass das Erfolgshonorarverbot für bestimmte Standesangehörige nicht so sehr wegen 
deren besonderer Sachkenntnis (somit der Gefahr eines Missbrauchs dieses Wissens) 
                                            
168 Grunsky, Gutachten A, 80; mit Verweis auf diesen Kohlegger, NZ 1978, 73. 
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verhängt wurde, sondern auch eine bereits bestehende Haltung der meisten 
Standesangehörigen, das wirtschaftliche Anliegen ihrer Klienten nicht zu ihrem eigenen 
zu machen, einerseits „disziplinierend“ nach innen bestärken und andererseits 
„demonstrativ“ nach außen zur Schau stellen will. Daher besteht zwischen dem 
(zulässigen) Einschreiten des Anwalts in eigener Sache und dem (unzulässigen) 
Einschreiten für einen anderen aufgrund einer Erfolgshonorarvereinbarung ein 
wesentlicher Unterschied, was die Verhältnismäßigkeit eines Verbotes zur 
Verhinderung unlauterer Prozessführung anlangt. Ferner ist nur bei letzterem Verhalten 
eine Übervorteilung des Vertretenen möglich.  
 
Freilich besteht die Gefährdung des unerfahrenen Klienten vor Übervorteilung infolge 
des Wissensvorsprungs auch in vielen Fällen erlaubter Streitanteilsvereinbarung, 
insbesondere bei Schadenshelfern und Versicherungsberatern. Der Klientenschutz vor 
Übervorteilung allein könnte daher die Ungleichbehandlung nicht rechtfertigen.169 
 
Rechtsanwälte nehmen im Wirtschaftsleben, insbesondere innerhalb der Gruppe der 
Parteienvertreter, eine rechtsstaatliche wie qualifikationsbedingte Sonderstellung ein. 
Diese erscheint aber bei konsequenter Fortführung der vorhin genannten Kriterien in 
Lehre und Rechtsprechung mit überwiegender Wahrscheinlichkeit zu rechtfertigen, dass 
ihnen die Gewinnerzielungsmöglichkeit der quota litis im Erwerb nicht gestattet wird, 
während diese hingegen bloß „kommerziellen“ Parteienvertreter einerseits sowie ideell 
tätigen Interessensvertretern (Kammern) bzw. bloßen „Finanzierern der 
Parteienvertretung“ andererseits sehr wohl erlaubt ist. Diesen Standpunkt hat im 
Übrigen erst kürzlich auch der OGH in 7 Ob 8/06m170 eingenommen. Ja, das 
Höchstgericht erblickt gerade in der Beschränkung des Verbotes auf bestimmte 
Standesangehörige eine durch den Gleichheitssatz gebotene sachgerechte 
Differenzierung.  
 
                                            
169 In diesem Sinn Wagner Erika, JBl 2001, 430; aA die hRsp, vgl. OGH 10 Ob 91/00f, SZ 73/144.  
170 OGH 26.04.2006, 7 Ob 8/06m. 
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Zu prüfen ist schließlich, ob die Unzulässigkeit des pactum de quota litis einerseits und 
die Zulässigkeit aller sonstigen rein erfolgsabhängigen Honorare, der pacta de 
palmario, andererseits, gegen den Gleichheitssatz verstößt: 
 
Die gesetzliche Differenzierung von pactum de palmario und pactum de quota litis, was 
deren Zulässigkeit anbelangt, ist in der Lehre bereits wiederholt171 de lege ferenda als 
fragwürdig bezeichnet worden. Bei näherer Betracht stellt sich sowohl das palmarium 
als auch die quota litis im weiten Sinn als eine rein erfolgsabhängige Entlohnung 
anwaltlicher Tätigkeit dar. Bei beiden Honorarvarianten ist das Entstehen der 
Honorarschuld durch einen Verfahrenserfolg aufschiebend bedingt. Insoweit bestehen 
Gemeinsamkeiten beider Honorarformen.  
 
Beide Honorarformen, bei denen die Entlohnung zwar dem Grunde nach 
erfolgsabhängig ist, unterscheiden sich bei der Berechnung der Höhe dieser Entlohnung: 
Die quota litis errechnet sich der Höhe nach stets in einem Prozentsatz des für den 
Mandanten ersiegten Betrages,172 wohingegen ein palmarium in jeder sonstigen Weise, 
die nicht an das Ausmaß des Verfahrenserfolges geknüpft ist, festgesetzt sein kann 
(Näheres dazu siehe im sechsten Abschnitt, 1.5).  
 
Einer Ansicht zufolge173  soll der Mandant beim pactum de palmario nicht in gleichem 
Maße gefährdet werden wie beim pactum de quota litis. Zwar kann der Mandant selbst 
durch ein solches Honorar übervorteilt werden, das unabhängig vom Ausmaß eines im 
Rechtsstreit erkämpften Vermögensvorteils z.B. nach Maßgabe des erbrachten 
Arbeitumfanges versprochen wird. Zu denken wäre etwa an einen Anwalt, der sich im 
Hinblick auf die guten Erfolgsaussichten einen erheblichen Zuschlag auf ein tarifliches 
oder zeitbezogenes Erfolgshonorar versprechen lässt. Auch hierbei läuft der Mandant 
„abstrakt“ Gefahr, ein unangemessen hohes Honorar zu versprechen (bzw. zumindest 
ein höheres Honorar, als er ohne Übernahme des Erfolgsrisikos durch den Anwalt zu 
zahlen bereit wäre). Allerdings besteht ein wesentlicher Unterschied hinsichtlich des 
                                            
171 Koziol/Welser I13, 177; Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 209. 
172 Kilian Mathias, dAnwBl 2006, 1906. 
173 Gschnitzer in Klang IV/12, 197. 
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quantitativen Ausmaßes einer solchen Gefährdung: Beim pactum de palmario wird das 
Honorar (anders als beim pactum de quota litis) der Höhe nach durch andere Kriterien 
bestimmt als durch das bloße Ausmaß des Verfahrenserfolges. Der Mandant kann 
ungeachtet seiner fehlenden Prozesserfahrung nur geringeren Schaden nehmen, wenn er 
im Erfolgsfall ein vom Ausmaß der geleisteten Arbeit abhängiges Entgelt schuldet. Bei 
der quota litis ist diese „Aufwandsangemessenheit“ ex ante nicht gesichert.  
 
Somit ist die „abstrakte Gefährdung“ des unerfahrenen Mandanten vor Übervorteilung 
beim palmarium deutlich geringer als bei der quota litis.  
 
Ein anderer Unterschied zwischen quota litis und palmarium rechtfertigt noch besser, 
warum nur erstere Honorarform unzulässig und mit Nichtigkeit sanktioniert ist: Bei der 
quota litis wird im Unterschied zum palmarium die Honorarhöhe allein vom Ausgang 
des Rechtsstreits bestimmt und ist somit vom Ausmaß der geleisteten Bemühungen des 
Rechtsanwalts gänzlich losgekoppelt. Hingegen bleibt beim pactum de palmario (sofern 
dieses nach Maßgabe der tatsächlich geleisteten Arbeit errechnet wird) eine gewisse 
Wertschätzung gegenüber der advokatorischen Arbeit bestehen. Der Honoraranspruch 
ist zwar dem Grunde nach vom Verfahrenserfolg abhängig, nicht aber der Höhe nach. 
Folglich wird die „wissenschaftliche Arbeit des Advocaten“ beim palmarium nicht im 
gleichen Maß wie bei der quota litis „zum Spiel, zu einer Wette herabgesetzt“.174    
 
Es dürften daher, einerseits in Gestalt der geringeren „abstrakten“ Gefährdung des 
Klienten, andererseits wegen der beim palmarium größeren Wertschätzung anwaltlicher 
Tätigkeit und (zumindest teilweisen) Unterbindung „unwürdiger Prozesswetten“, im 
Lichte des verfassungsrechtlichen Gleichheitsgebot maßgebliche Unterschiede im 
Tatsächlichen vorliegen, die eine Ungleichbehandlung von quota litis und palmarium 
hinsichtlich der Rechtsfolgen der § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO und § 879 Abs 2 Z 
2 ABGB mit überwiegender Wahrscheinlichkeit gerechtfertigt erscheinen lassen.  
                                            
174 Der OGH hatte vor langer Zeit als Grund für die (freilich standesrechtliche) Unzulässigkeit des 
pactum de palmario mit der Missachtung des Wertes der wissenschaftlichen Arbeit des Advocaten 
argumentiert, Z 10.228, GZ 1903, 225; mE ist diese Missachtung aber ein quantitatives 
Unterscheidungsmerkmal zwischen quota litis und palmarium, zumal sie bei letzterem weniger 
intensiv zutage tritt. 
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Aus den oben genannten Gründen erachte ich einen Verstoß des quota litis-Verbotes 
gegen den Gleichheitssatz überwiegend für nicht gegeben.  
 
 
3.3  Quota litis-Verbot und Unverletzlichkeit des Eigentums 
 
Das quota litis-Verbot beschränkt die Privatautonomie der Rechtsanwälte und greift 
somit in das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf Unverletzlichkeit des 
Eigentums gemäß Art 5 StGG bzw. Art 1 1. ZProtMRK ein. Art 1 1. ZProtMRK 
unterscheidet zwischen drei Eingriffsarten: 1.) Enteignung (Entzug und Übertragung des 
Vermögensrechts durch formellen Akt), 2.) Regelung der Eigentumsnutzung und 3.) 
sonstige Eigentumseingriffe. Unter Regelungen der Eigentumsnutzung sind etwa 
Beschränkungen der erbrechtlichen Verfügungsfreiheit oder Mietzinshöchstgrenzen zu 
subsumieren175 - ähnlich ist auch das Verbot zu sehen, als Honorar eine quota litis zu 
vereinbaren. 
 
„Nach der ständigen Rechtsprechung des VfGH (VfSlg. 12.227/1989, 14.075/1995 
mwN) kann der Gesetzgeber verfassungsrechtlich unbedenklich 
Eigentumsbeschränkungen verfügen, sofern er dadurch nicht den Wesensgehalt des 
Grundrechtes auf Unversehrtheit des Eigentums berührt oder in anderer Weise gegen 
einen auch ihn bindenden Grundsatz verstößt und soweit die Eigentumsbeschränkung 
im öffentlichen Interesse liegt; bei der Normierung von im öffentlichen Interesse 
liegenden Eigentumsbeschränkungen hat der Gesetzgeber den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit zu beachten - auch eine im öffentlichen Interesse gelegene 
Eigentumsbeschränkung muss somit in einem angemessenen Verhältnis zu dem durch 
sie bewirkten Eingriff in das Eigentum stehen: Es muss zum einen bei einer Abwägung 
zwischen dem öffentlichen Interesse an der Regelung und dem Interesse des Betroffenen 
an der Vermeidung des Eigentumseingriffes das öffentliche Interesse überwiegen und es 
                                            
175 Öhlinger, Verfassungsrecht7, 386. 
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darf ferner der zur Verwirklichung einer im überwiegenden öffentlichen Interesse 
getroffenen Regelung vorgenommene Eigentumseingriff nicht weiter gehen, als dies zur 
Erreichung des Regelungsziele notwendig ist.“176  
 
Durch dieses aktuelle Beispiel aus der Judikatur des VfGH ist klargestellt, dass nach 
Ansicht des Höchstgerichtes auch ein gesetzlicher Eingriff in das durch Artikel 5 StGG 
garantierte Grundrecht auf Eigentum – ähnlich dem Grundrecht auf Erwerbsfreiheit – 
einem anerkannten öffentlichen Interesse dienen, zur Zielerreichung geeignet und 
erforderlich, sowie angemessen sein muss.  
 
Was den durch Art 1 1. ZProtMRK eingeräumten Eigentumsschutz anlangt, so müssen 
zwar auch Regelungen der Eigentumsnutzung nach diesem Tatbestand in einem 
ausgewogenen Gleichgewicht (fair balance) zwischen den dadurch verfolgten 
Allgemeininteressen und dem Grundrechtsschutz des Einzelnen stehen.177 Freilich 
genießen die Behörden bei der Beurteilung eines solchen billigen Ausgleiches einen 
weiten Ermessenspielraum.178 Eine Verletzung des Grundrechtes nach 
Art 1 1. ZProtMRK ist daher grundsätzlich weniger leicht anzunehmen als eine 
Verletzung des durch Art 5 StGG verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes.179 
 
Eine Prüfung des österreichischen quota litis-Verbotes auf seine Übereinstimmung mit 
dem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Unverletzlichkeit des Eigentums 
ergibt, dass der durch das Verbot bewirkte Grundrechtseingriff der Verfolgung 
derselben öffentlichen Interessen dient wie jener in die Erwerbsfreiheit (siehe die 
obigen Ausführungen unter Punkt 3.1). Es bestehen keine Bedenken, auch die Frage der 
Eignung und Notwendigkeit (welche zumindest Art 5 StGG gebietet) des durch das 
quota litis-Verbot bewirkten Eingriffs im Hinblick auf die Verfolgung dieser Interessen 
analog zu beurteilen. Zu dieser Ansicht dürfte auch der VfGH in B 330/07 gekommen 
sein: „Das Beschwerdeverfahren hat auch nicht ergeben, dass der Beschwerdeführer in 
                                            
176 VfGH 18.03.2006, G 79/05, VfSlg. 17817/2006. 
177  Öhlinger, Verfassungsrecht7, 388. 
178  Vgl. etwa EGMR im Fall Jacobsson gg Schweden, ÖJZ 1990, 247; so auch VfSlg. 14263/1995.  
179 Vgl. Öhlinger, Verfassungsrecht7, 388. 
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einem von ihm nicht geltend gemachten verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht 
verletzt worden wäre.“ 
 
Im Ergebnis erachte ich eine Verletzung des Grundrechtes auf Unverletzlichkeit des 
Eigentums mit überwiegender Wahrscheinlichkeit als nicht gegeben. 
 
 
3.4  Quota litis-Verbot und „faires Verfahren“ 
 
Spielt ferner auch das Argument, „Rechtsunterworfenen ungeachtet des Kostenrisikos 
die Rechtsdurchsetzung zu ermöglichen“, im österreichischen Verfassungsrecht eine 
(eigenständige) Rolle? Immerhin kommt diesem Argument in der Begründung des 
BVfG entscheidende Bedeutung zu.  
 
Faktum ist, dass in Österreich schon 1978 Kohlegger schreibt: „Genaue empirische 
Untersuchungen darüber, ob und inwieweit der Kostenfaktor Bürger davon abhält, 
Prozesse zu führen, liegen zwar bislang nicht vor. Dennoch kann auf Grund 
eingehender soziologischer und rechtswissenschaftlicher Überlegungen mit Fug 
angenommen werden, dass die erheblichen „finanziellen“ Belastungen, mit denen eine 
Partei im Falle des Unterliegens rechnen muß, zahlreiche Bürger, vor allem der sozial 
schwächeren Schichten, von der Prozeßführung Abstand nehmen lassen.“180 Aktuelle 
und gesicherte empirische Daten liegen hierüber für diese Arbeit nicht vor. Jedoch 
dürfte die Beurteilung Kohleggers, ausgehend von eigenen Wahrnehmungen aus der 
beruflichen Praxis, auf die derzeitige Rechtswirklichkeit bei der Anspruchsdurchsetzung 
immer noch zutreffen. Daher ist zu prüfen, ob diese Tatsache gegen die 
Verfassungskonformität des quota litis-Verbots erfolgreich ins Treffen geführt werden 
kann:   
 
                                            
180 Kohlegger, NZ 1978, 71. 
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Gemäß Art 6 Abs 3 lit c EMRK hat in einem Strafverfahren jedermann immer181 das 
Recht, sich selbst zu verteidigen oder den Beistand eines Verteidigers seiner Wahl zu 
erhalten. Das Recht auf Beiziehung eines Rechtsbeistandes kann darüber hinaus auch in 
anderen Verfahrensarten (z.B. Finanzstrafverfahren) geboten sein.182 
 
Allerdings lässt weder die Judikatur des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte (EGMR) noch jene des VfGH Anhaltspunkte dafür erkennen, dass vom 
Grundsatz des fairen Gerichtszugangs auch die Möglichkeit umfasst wäre, durch 
entsprechende Honorarvereinbarungen mit dem eigenen Anwalt die wirtschaftliche 
Fähigkeit zur Prozessführung zu erlangen. Immerhin sieht Art 6 Abs 3 lit c EMRK aber 
bei Fehlen ausreichender finanzieller Mittel ausdrücklich die Beigebung eines 
kostenlosen Rechtsbeistandes vor. Für eine Ausdehnung dieser Verpflichtung der 
EMRK-Vertragsstaaten dahin gehend, dass auch der Zugang zum „frei gewählten“ 
Rechtsbeistand durch die Zulassung bestimmter Honorarvereinbarung faktisch erst 
ermöglicht werden müsse, bestehen in der Rechtsprechung bislang keine Anhaltspunkte. 
Dies ist in Deutschland entscheidend anders, zumal dort das Rechtsstaatsprinzip 
(Art. 20 Abs 2 GG) und der allgemeine Gleichheitssatz (Art 3 Abs 1 GG) offenbar (so 
zumindest das BVfG) gebieten, „Vorkehrungen zu treffen, die auch Unbemittelten einen 
weitgehend gleichen Zugang zu Gericht ermöglichen.“183. Nach der Rechtsprechung des 
BVfG erfordern es die vorgenannten Bestimmungen der deutschen Verfassung, dem 
Einzelnen die Unterstützung durch Rechtsanwälte zu gewährleisten.184 Vergleichbare 
Grundaussagen zu Bestimmungen der österreichischen Bundesverfassung haben sich in 
der Rechtsprechung des VfGH bislang nicht herausgebildet. In diesem Zusammenhang 
fällt schon auf, dass das Rechtsstaatsprinzip in Österreich nicht in einer einzigen 
Bestimmung gleichsam programmatisch festgeschrieben ist, sondern sich aus einer 
Mehrzahl an Bestimmungen ergibt. Noch viel mehr zeigt sich, dass in Deutschland ganz 
anders als hierzulande aus dem allgemein gehaltenen Rechtsstaatsprinzip und dem 
Gleichheitssatz konkrete Erfordernisse für die Ausgestaltung der Rechtspflege bzw. des 
Systems der Anspruchsdurchsetzung abgeleitet werden. Dieser Umstand dürfte nicht 
                                            
181  Die authentischen Fassungen lauten auf Englisch „mindestens“, auf Französisch „insbesondere“. 
182  VfSlg. 10291/1984. 
183  Vgl. BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 77. 
184  BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 100 mit Verweis auf die Vorjudikatur. 
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unwesentlichen Einfluss auf den Ausgang der deutschen Entscheidung 1 BvR 2576/04 
gehabt haben, zumal in deren Entscheidungsgründe eben ausgehend von obigen 
positivrechtlichen Grundlange gefolgert wird, dass „auch Rechtssuchende, die auf 
Grund ihrer Einkommens- und Vermögensverhältnisse keine Prozesskostenhilfe oder 
Beratungshilfe beanspruchen können, ... vor der Entscheidung stehen [können], ob es 
ihnen die eigene wirtschaftliche Lage vernünftigerweise erlaubt, die finanziellen Risiken 
einzugehen, die angesichts des unsicheren Ausgangs der Angelegenheit mit der 
Inanspruchnahme qualifizierter rechtlicher Betreuung und Unterstützung verbunden 
sind. Nicht wenige Betroffene werden das Kostenrisiko auf Grund verständiger 
Erwägungen scheuen und daher von der Verfolgung ihrer Rechte absehen.“ 185 Gerade 
für diese Rechtssuchenden sei aber das Bedürfnis anzuerkennen, dieses finanzielle 
Risiko durch Abschluss einer erfolgsorientierten Honorarvereinbarung auf den 
vertretenden Rechtsanwalt zu verlagern.186  
 
Da sich der Verfassungsrechtsbestand in diesem Punkt – zumindest was dessen 
Verständnis in der Rechtsanwendung anlangt – in Österreich doch wesentlich von 
jenem in Deutschland unterscheiden dürfte, kann eine Verletzung des Grundrechtes auf 
ein faires Verfahren nach Art 6 EMRK nach derzeitigen Stand der Rechtsprechung des 
VfGH und des EGMR meines Erachtens nicht angenommen werden. Selbst wenn dieser 
Problemkreis vom VfGH künftig releviert werden sollte, so ist dennoch nicht 
auszuschließen, dass das Höchstgericht in den (höchstwahrscheinlich) ohnehin 
zulässigen pacta de palmario ein ausreichendes Ventil erblickt, um kostenscheuen 
Anspruchsinhabern die Rechtsdurchsetzung zu ermöglichen. Immerhin bleibt zu 
bedenken, dass erhebliche Kostenrisken ungeachtet der Möglichkeit eines 
Erfolgshonorars jedenfalls bestehen bleiben, so das Kostenersatzrisiko und die vorläufig 
auszulegenden Gerichtskosten.   
 
                                            
185  BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 100. 
186  BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 100. 
 88 
 
4.  Schlussfolgerung  
 
Im Ergebnis dürfte es meines Erachtens nicht unwesentlich auf die richtige 
Argumentation sowie den Nachweis empirischer Erkenntnisse über den 
Wirkungszusammenhang (die tatsächliche Wirksamkeit des Verbots zur Zielerreichung 
sowie dessen gleichzeitig negative Begleitfolgen hinsichtlich des Schutzzieles und des 
jeweiligen Grundrechtseingriffs) ankommen, um die Frage der Verfassungswidrigkeit 
bzw. Verfassungskonformität endgültig zu beantworten. Nach dem derzeitigen Stand 
der Rechtsprechung und den derzeit vorhandenen argumentativen Grundlagen erscheint 
die Entscheidung des VfGH in B 330/07, wonach § 879 Abs 2 Z 2 ABGB und 
§ 16 Abs 1 zweiter Satz RAO nicht verfassungswidrig seien, zutreffend, jedenfalls aber 
vertretbar.  
 
 
Dritter Abschnitt 
Gemeinschaftsrechtliche Rahmenbedingungen 
 
 
Die freie Honorarvereinbarung findet aber auch im Gemeinschaftsrecht eine rechtliche 
Stütze.187 
 
Eine Beschränkung der Zulässigkeit von freien Honorarvereinbarungen kann zum einen 
in ein Spannungsverhältnis zu Grundfreiheiten geraten, die das europäische 
Binnenmarktrecht eröffnet. Zum anderen wird der Stellenwert der freien 
Honorarvereinbarung auch durch das gemeinschaftsrechtliche Kartellverbot des Artikel 
                                            
187  Grabenwarter, Erwerbsfreiheit, 4; siehe auch Fischer/Köck, Europarecht4, 829. 
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581 Abs 1 des Vertrages über die Europäische Gemeinschaft (EGV) maßgeblich 
beeinflusst188. 
 
 
1. Kapitel Die Grundfreiheiten des Binnenmarktes und die freie 
Honorarvereinbarung 
 
1.            Allgemeines zu den Grundfreiheiten des Binnenmarktes 
 
Der durch die Einheitliche Europäische Akte eingeführte Artikel 14 EGV189 bestimmt 
u.a.: „Die Gemeinschaft trifft die erforderlichen Maßnahmen, um bis zum 31.12.1992 
[...] den Binnenmarkt schrittweise zu verwirklichen. Der Binnenmarkt umfasst einen 
Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren, Personen, 
Dienstleistungen und Kapital gemäß den Bestimmungen dieses Vertrages gewährleistet 
ist.“ Insbesondere die durch Artikel 49ff EGV positivierte Dienstleistungsfreiheit und 
die in Artikel 43ff EGV aufgestellte Niederlassungsfreiheit garantieren bis zu einem 
gewissen Grad auch die privatautonome Festlegung von Honoraren der Freiberufler.190 
 
Sämtlichen Grundfreiheiten des Binnenmarktes ist gemein, dass sie auf rein 
innerstaatliche Sachverhalte (ohne jegliches grenzüberschreitende Element) 
unanwendbar sind191. Sie verbieten vielmehr bloß solche Beschränkungen, die geeignet 
sind, den innergemeinschaftlichen Handel zu beeinträchtigen.192 Dies ist zwar bei einer 
für das gesamte Hoheitsgebiet eines Staates geltenden Tarifordnung wegen der dadurch 
bewirkten Abschottungswirkung jedenfalls anzunehmen193, freilich tritt dadurch ein 
Eingriff in Binnenmarktfreiheiten nur gegenüber solchen Personen auf, die 
                                            
188  Vgl. Grabenwarter, Erwerbsfreiheit, 4. 
189  Zunächst Artikel 8a, später Artikel 7a EGV, jetzige Nummerierung seit 1999 aufgrund des 
Amsterdamer Vertrages.  
190 Vgl. Grabenwarter, Erwerbsfreiheit, 4. 
191 Fischer/Köck, Europarecht4, 796. 
192 So die vom EuGH entwickelte „Dassonville“-Formel, Fischer/Köck, Europarecht4, 831.  
193 So für den Bereich des europäischen Kartellrechts EuGH Rs C-8/72, „Vereeniging van 
Cementhandelaren/Kommission“, Rn 28/30; vgl. auch Fischer/Köck, Europarecht4, 832.  
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grenzüberschreitend innerhalb des Gemeinsamen Marktes tätig sind (bzw. konkret 
beabsichtigten, dies zu tun). 
 
 
2.       Die Niederlassungs- bzw. Dienstleistungsfreiheit und die freie    
Honorarvereinbarung 
 
2.1            Allgemeines 
 
Nach Artikel 43 Abs 1 und Abs 2 EGV hat jeder Angehörige194 eines Mitgliedstaates 
der EU (bzw. eines sonstigen Vertragsstaates des EWR195) das Recht auf Aufnahme 
bzw. Ausübung einer selbständigen, dauerhaften und auf Erwerb gerichteten Tätigkeit 
(Niederlassungsfreiheit). 196 Teil der Niederlassungsfreiheit ist auch das wirtschaftliche 
Recht, Verträge zu schließen.197 
 
Artikel 49 EGV gewährt EU- bzw. EWR-Bürgern, die ihren Sitz in einem anderen 
Unions- bzw. EWR-Staat haben, das Recht auf grenzüberschreitende Erbringung von 
Dienstleistungen.198 Die Dienstleistungsfreiheit verlangt nach ständiger Rechtsprechung 
                                            
194 Voraussetzung für das Entstehen des Rechts ist die EU-Staatsangehörigkeit, wobei bei der 
Niederlassungsfreiheit die Ansässigkeit im Gemeinschaftsgebiet unbeachtlich ist. Bei juristischen 
Personen ist gemäß Art. 48 EGV die EU-Staatszugehörigkeit erfüllt, wenn sie nach den 
Rechtsvorschriften eines solchen Staates gegründet wurden und ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre 
Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung innerhalb der EU (bzw. des EWR) haben, 
Fischer/Köck, Europarecht4, 790.  
195 Wesentlicher Aspekt des EWR-Abkommens ist die Erstreckung der vier Grundfreiheiten des EGV 
auf die teilnehmenden EFTA-Staaten Liechtenstein, Norwegen und Island; zwischen diesen und der 
EG wird dadurch eine binnenmarktähnliche „verbesserte“ Freihandelszone geschaffen, vgl. 
Fischer/Köck, Europarecht4, 45; vgl. auch Streinz, Europarecht, 32; somit können sich auch 
Angehörige dieser drei EFTA-Staaten innerhalb der EU wie EU-Bürger auf die Grundfreiheiten 
berufen. 
196 Fischer/Köck, Europarecht4, 791. 
197 Judikaturnachweis bei Fischer/Köck, Europarecht4, 797. 
198 Dies berechtigt sowohl den Dienstleistungserbringer, sich ins Land des Empfängers zu begeben, als 
auch umgekehrt den Dienstleistungsempfänger, sich ins Land des Erbringers zu begeben, oder die 
Leistung ohne Grenzübertritt durch telefonische, elektronische etc. Übermittlung zu erbringen, 
Fischer/Köck, Europarecht4, 792. 
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des EuGH199 die Aufhebung aller Beschränkungen (selbst wenn sie unterschiedslos für 
inländische Dienstleistende wie für solche aus anderen Mitgliedstaaten gelten), die 
geeignet sind, die Tätigkeiten des Dienstleistenden, der in einem anderen Mitgliedstaat 
ansässig ist und dort rechtmäßig ähnliche Dienstleistungen erbringt, zu unterbinden oder 
zu behindern.200 
 
Gemäß Artikel 55 iVm Artikel 45 EGV ist die Dienstleistungsfreiheit auf solche 
Tätigkeiten unanwendbar, die dauernd oder zeitweise mit der Ausübung öffentlicher 
Gewalt verbunden sind. Diese Ausnahme betrifft ausschließlich die unmittelbare 
Teilnahme an der Ausübung der öffentlichen Gewalt, nicht aber auch Positionen, mit 
denen Verantwortung für die allgemeinen Belange des Staates verbunden ist.201 
Diesbezüglich hat der EuGH ausdrücklich klargestellt, dass es die vorgenannte 
Ausnahmeregelung nicht gestattet, den Beruf des Rechtsanwaltes zur Gänze Inländern 
vorzubehalten202.   
 
Im Übrigen können sich Mitgliedstaaten zur Rechtfertigung von Beschränkungen des 
freien Dienstleistungsverkehrs gemäß Artikel 49 EGV auf zwingende Gründe des 
Allgemeininteresses berufen.203 Voraussetzung ist, dass die freiheitsbeschränkende 
Maßnahme (z.B. auf die anwaltliche Dienstleistung bezogene Vorschrift) Angehörige 
anderer EU/EWR-Staaten nicht (auch nicht indirekt) wegen dieser Staatszugehörigkeit 
diskriminiert.204 Dabei sollte es nach früher geäußerter Ansicht des EuGH205 zulässig 
sein, von einem Dienstleistungserbringer zu verlangen, dass er sämtliche Berufs- und 
                                            
199 Judikaturnachweise siehe EuGH verb. Rs-94/04 „Cipolla“ u. Rs-202/04 „Meloni“, Rn 56. 
200 EuGH verb. Rs-94/04 „Cipolla“ u. Rs-202/04 „Meloni“, Rn 56. 
201 EuGH Rs C-2/74 «Reyners », Rn 44/45. 
202 Demzufolge sei das Berufsbild des Rechtsanwaltes nicht in seiner Gesamtheit durch die Verrichtung 
hoheitlicher Tätigkeit geprägt; so fielen die Rechtsberatung, der Rechtsbeistand sowie die 
Rechtsberatung und Verteidigung des Auftraggebers vor Gericht, selbst wenn das Gesetz die 
Wahrnehmung dieser Aufgaben durch den Rechtsanwalt zwingend oder auschließlich vorschreibt, 
keinesfalls unter die Ausnahmebestimmung, EuGH Rs-2/74, „Jean Reyners/Belgien“, Rn 46/47 u. 
54/55. 
203 Streinz, Europarecht, 316; so erstmals judiziert in EuGH Rs C-33/74, „Van Binsbergen“, Rn 10/12. 
204 Dies folgt aus dem in Artikel 12 EGV allgemein normieren Gleichbehandlungsgebot, welches in 
Artikel 49 EGV eine Konkretisierung erfährt; demnach ist jegliche Diskriminierung des in einem 
anderen Mitgliedstaat ansässigen Dienstleistenden aufgrund seiner Staatsangehörigkeit unzulässig, 
vgl. Fischer/Köck, Europarecht4, 718.  
205 In diesem Sinn etwa EuGH Rs C-33/74 „Van Binsbergen“, Rn 10/12ff. 
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Standesregeln im Staat der Dienstleistungserbringung einhält. Berufsregeln, die durch 
das Allgemeininteresse gerechtfertigt werden können, wären demnach zu beachten. 
 
In jedem Fall müssen aber Beschränkungen dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
entsprechen, d.h. dass Beschränkungen von Binnenmarktfreiheiten zur Erreichung der 
angestrebten Ziele geeignet und notwendig sein müssen, sowie dass sie gemessen am 
Ausmaß der konkreten Handelsbeschränkung im Verhältnis zum Gewicht des damit 
verfolgten Allgemeinwohles Maß haltend sein müssen.206   
 
 
2.2           Die EuGH-Entscheidung „Cipolla u. Meloni“ 
 
Der EuGH ist jedoch Ende der 90-Jahre von seiner bis dahin großzügigeren 
Rechtsprechung zur Zulässigkeit standesrechtlicher Regelungen im Hinblick auf eine 
rigidere Verfolgung der Binnenmarktfreiheiten abgegangen: So hat der Gerichtshof 
2006 in den verbundenen Rechtssachen „Cipolla“207 und „Meloni“208 in einem in Italien 
ausnahmslos bestehenden Verbot, im Wege einer Vereinbarung von den durch eine 
Rechtsanwaltsgebührenordnung (für Leistungen, die Gerichtsbezug aufweisen und 
Rechtsanwälten vorbehalten sind) festgelegten Mindesthonoraren abzuweichen, eine 
Beschränkung des in Artikel 49 EGV vorgesehenen freien Dienstleistungsverkehrs 
erkannt.209 
 
Im konkreten Fall hat der EuGH weiters eine allfällige Rechtfertigung dieser 
freiheitsbeschränkenden Maßnahme geprüft. Dabei führte er aus, die in Prüfung 
stehende Vorschrift könne zum einen  
                                            
206 Fischer/Köck, Europarecht4, 719 mit weiterführenden Judikaturnachweisen; Streinz, Europarecht, 
308. 
207 EuGH Rs C-94/04 „Cipolla“. 
208 EuGH Rs C-202/04, “Meloni”. 
209 Leitsatz zu EuGH verb. Rs-94/04 “Cipolla” u. Rs-202/04 „Meloni“, Rn 4. 
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(i) durch den Schutz der Verbraucher (u.a. der Empfänger gerichtsbezogener 
Dienstleistungen) und zum anderen 
(ii) durch die Sicherung einer geordneten Rechtspflege 
gerechtfertigt sein.210  
Ob diese Ziele tatsächlich den festgestellten Eingriff in die Dienstleistungsfreiheit 
rechtfertigen könnten, sei danach zu prüfen,   
(i) ob es eine Wechselbeziehung zwischen der Honorarhöhe und der Qualität 
der von den Rechtsanwälten erbrachten Dienstleistungen gibt und  
(ii) ob namentlich die Festsetzung derartiger Mindesthonorare geeignet ist, die 
verfolgten Ziele, nämlich den Schutz der Verbraucher und die geordnete 
Rechtspflege, zu erreichen211. 
Zwar könnten hohe Mindesthonorare die Mitglieder des Berufsstands nicht davon 
abhalten, minderwertige Dienstleistungen zu erbringen. Dennoch sei nicht von 
vornherein auszuschließen, dass derart verbindliche Mindestpreise auf einem Markt wie 
Italien (mit einer ausgesprochen großen Anzahl zugelassener und praktizierender 
Anwälte) einen Konkurrenzkampf unter den Anwälten mit Billigangeboten – und ein 
damit einhergehendes Risiko des Verfalls der Qualität der erbrachten Dienstleistungen – 
verhindern könnten. Abgesehen von dieser spezifischen Marktbeschaffenheit seien aber 
auch die Besonderheiten der in Rede stehenden Dienstleistungen zu berücksichtigen: 
Der EuGH weist ausdrücklich darauf hin, dass auf dem Gebiet anwaltlicher 
Dienstleistungen regelmäßig eine Asymmetrie der Information zwischen den 
Verbrauchern als Mandanten und den Rechtsanwälten bestehe.212 Um eine 
rechtfertigende Wirkung letztlich zu bewirken, sei schließlich zu prüfen, ob nicht bereits 
die für Anwälte geltenden Berufsregeln, insbesondere jene betreffend Organisation, 
                                            
210 Besagte Ziele können nach der Rsp des EuGH als zwingende Gründe des Allgemeininteresses 
angesehen werden und sind so grundsätzlich geeignet, eine Beschränkung des freien 
Dienstleistungsverkehrs zu rechtfertigen, vgl. Judikaturnachweis bei EuGH verb. Rs-94/04 “Cipolla” 
u. Rs-202/04 „Meloni“ Rn 64. 
211 EuGH verb. Rs-94/04 “Cipolla” u. Rs-202/04 „Meloni“, Rn 66. 
212 EuGH verb. Rs C-94/04 “Cipolla” u. Rs C-202/04 „Meloni“, Rn 67. 
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Qualifikation, das Standesrecht sowie die Kontrolle und Anwaltshaftung als solche 
ausreichten, um die Ziele des Verbraucherschutzes und der geordneten Rechtspflege zu 
erreichen.213 Die durch die gegenständlichen Mindesthonorare bewirkte Beschränkung 
sei somit gemessen daran, was durch die vorgenannten sonstigen Maßnahmen für die 
Schutzziele getan werden könne, auf ihre Verhältnismäßigkeit zu prüfen.  
 
 
2. Kapitel        Das Kartellverbot und die freie Honorarvereinbarung 
 
1. Allgemeines 
 
Das gemeinschaftsrechtliche Kartellverbot des Art 81 Abs 1 EGV erfasst 
Vereinbarungen und abgestimmte Verhaltensweisen zwischen Unternehmern, daneben 
aber auch „Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen“. Dabei kommt es auf die 
äußere (etwa öffentlich-rechtliche) Form solcher Unternehmensvereinigungen nicht 
an214, sodass auch die Rechtsanwaltskammern darunter subsumiert werden können.215 
Unerheblich ist ferner die Rechtsform der „Beschlüsse“ solcher 
Unternehmensvereinigungen.216  
 
Zwar sind Adressaten von Artikel 81 EGV grundsätzlich nur die Unternehmer selbst 
und nicht die Mitgliedstaaten. Tatbestandsmäßig ist daher an sich nur das Verhalten von 
Unternehmen, nicht hingegen als Gesetz oder Verordnung ergangene Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten selbst. „In Verbindung mit Artikel 10 EGV ist es aber den 
Mitgliedstaaten verwehrt, Maßnahmen selbst in Form von Gesetzen oder Verordnungen 
zu treffen oder beizubehalten, die die praktische Wirksamkeit der für die Unternehmen 
                                            
213 EuGH verb. Rs C-94/04 “Cipolla” u. Rs C-202/04 „Meloni“, Rn 68. 
214 Fischer/Köck, Europarecht4, 828. 
215 EuGH Rs C-309/99 „Wouters“, Rn 64. 
216 Fischer/Köck, Europarecht4, 828. 
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geltenden Wettbewerbsregeln aufheben könnten“.217 Demnach liegt eine Verletzung der 
Artikel 10 und 81 EGV vor, wenn ein Mitgliedstaat gegen Artikel 81 EG verstoßende 
Kartellabsprachen vorschreibt oder begünstigt, oder aber die Auswirkungen solcher 
Absprachen verstärkt. Derartiges verlangt nach der (aus diesem Grund als formalistisch 
kritisierten218) Rechtsprechung des EuGH219 eine „Akzessorietät der staatlichen 
Interventionen“, d.h. dass die staatliche Maßnahme an ein bereits vorhandenes, nach 
Art 81 EGV tatbestandsmäßiges und verbotenes unternehmerisches Verhalten 
anknüpfen muss. Wird die Verbotsschwelle hingegen erst infolge der staatlichen 
Maßnahme erreicht, so soll dies nicht mit dem Maßstab des Gemeinschaftskartellrechts 
zu messen sein. Auf den Punkt gebracht: Hat ein vom Staat durch Gesetz oder 
Verordnung vorgeschriebenes unternehmerisches Verhalten zuvor bereits bestanden, 
soll der Staat gegen das Kartellverbot verstoßen, nicht hingegen, wenn das den 
Kartelltatbestand erfüllende Verhalten bei dessen hoheitlicher Anordnung tatsächlich 
noch nicht geübt wird.   
 
Schließlich soll nach der Rechtsprechung220 ein Verstoß gegen Art 10 und 81 EGV 
ferner vorliegen, wenn ein Mitgliedsstaat seiner eigenen Regelung dadurch ihren 
staatlichen Charakter nimmt, dass er die Verantwortung für in die Wirtschaft 
eingreifende Entscheidungen privaten Wirtschaftsteilnehmern überträgt.221   
 
Für die Anwendung des kartellrechtlichen Tatbestandes nach Artikel 81 Abs 1 EGV ist 
ferner kumulativ zu fordern, dass das so entstehende Kartell zur Beeinträchtigung des 
grenzüberschreitenden Handels zwischen den Mitgliedsstaaten geeignet ist222, sowie 
dass dadurch eine Wettbewerbsverzerrung bezweckt oder bewirkt wird, die auch ein 
                                            
217  Ständige Rsp seit EuGH Rs C-13/77 „GB/ImmoBM“, Rn 30/35; vgl. weitere Judikaturnachweise 
auch bei Fischer/Köck, Europarecht4, 828; Artikel 10 (früher 7) EGV verpflichtet die Mitgliedstaaten 
u.a., alles zu unterlassen, was die Verwirklichung der Vertragsziele gefährdet.  
218   Lausegger, WBl 2002, 144. 
219   Vgl. EuGH 17.11.1993, Rs C-2/91 „Meng“, Slg 1993, I-5751, Rn 17ff. 
220   EuGH Rs C-35/99, “Manuele Arduino”, Rn 34 
221   Vgl. Fischer/Köck, Europarecht4, 828. 
222   Vgl. in diesem Sinne EuGH Rs C-8/72, „Vereenigiging van Cementhandelaren“, Rn 28/30. 
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Mindestmaß an Spürbarkeit auf dem gemeinsamen Markt223 aufweisen muss. Strittig ist, 
inwieweit bereits auf der Tatbestandsebene Vor- und Nachteile einer derartigen 
Verhaltensweise gegeneinander abzuwägen, und gegebenenfalls der Kartelltatbestand 
zu verneinen ist224. Nach dem strengen Wortlaut der Bestimmung wären allfällige 
Vorteile aus einem Kartell erst bei Prüfung einer möglichen Freistellung nach 
Artikel 81 Abs 3 EGV zu beachten. Da eine Gruppenfreistellung von anwaltlichen 
Preiskartellen durch Verordnung nicht besteht, wären etwa sämtliche Anwaltstarife, die 
den Tatbestand des Artikel 81 Abs 1 EGV erfüllen, mangels Erwirkung einer 
Einzelfreistellung225 EU-rechtswidrig. Der Ansicht, wonach Vor- und Nachteile eines 
Kartells erst bei einer allfälligen Freistellung von Bedeutung sind, folgt auch der 
EuGH.226 
 
Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang auch Artikel 86 Abs 2 EGV. Gemäß 
dieser Bestimmung gelten die Vorschriften des EGV, insbesondere die dort 
festgeschriebenen Wettbewerbsregeln (Art 81-86), für Unternehmen, die mit 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind, nur insoweit, 
als deren Anwendung die Erfüllung der ihnen übertragenen besonderen Aufgabe 
rechtlich oder tatsächlich nicht verhindert. Letztgenannte Vorschriften sind jedoch 
anzuwenden, wenn andernfalls die Entwicklung des Handelsverkehrs in einem Ausmaß, 
das dem Interesse der Gemeinschaft zuwiderläuft, beeinträchtigt wäre. 
 
 
                                            
223 Sogenannte “de minimis”-Regel, siehe Bekanntmachung der Kommission ABl 2001 Nr. C 368/13; 
demnach soll Artikel 81 EGV erst anwendbar sein, wenn mindestens 10% bzw. 15% des EG-weiten 
Marktes vom Kartell betroffen sind; vgl. auch Fischer/Köck, Europarecht4, 836. 
224  Streinz, Europarecht4, 390. 
225  Lausegger, WBl 2002, 146. 
226 EuGH Rs C-8/72, „Vereeniging van Cementhandelaren“, Slg I-00977 Rn 18/22; demnach 
beeinträchtigt schon die Festsetzung von Preisen durch eine Unternehmensvereinigung den 
Wettbewerb dadurch, dass diese Richtpreise sämtlichen Teilnehmern am Kartell die Möglichkeit 
geben, mit hinreichender Sicherheit vorauszusehen, welche Preispolitik ihre Konkurrenten verfolgen 
werden. 
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2. Die EuGH-Entscheidung  „Manuele Arduino“ 
 
In der Rechtssache „Manuele Arduino“227 hat der EuGH eine in Italien bestehende 
gesetzliche Regelung, wonach Angehörige des Anwaltsberufes an der Ausarbeitung 
einer verbindlichen Honorarordnung beteiligt sind, am Maßstab dieses Kartellverbotes 
geprüft:  
 
In letztgenanntem Urteil nannte der EuGH folgenden Kriterien228 für das Vorliegen 
eines durch staatliche Maßnahmen in Gesetzes- oder Verordnungsform (Artikel 10, 81 
EGV) erfolgenden Verstoßes gegen das Kartellverbot:  
(i)  unmittelbare Verbindlichkeit der Entscheidungen der Berufsangehörigen für 
die Rechtsunterworfenen,  
(ii)  fehlende Verpflichtung der Berufsangehörigen zur Berücksichtigung anderer 
als der eigenen Standesinteressen (etwa der Interessen der Unternehmer 
anderer Branchen und jener der Bezieher der gegenständlichen Leistungen) – 
wenn sie ihre Tätigkeit bei Ausarbeitung der Gebührenordnung somit nicht als 
„unabhängige Sachverständige“ ausführten, 
(iii)  fehlende Mitwirkung anderer Stellen, insbesondere staatlicher Organe, an der 
Entscheidungsfindung,  
(iv)  fehlende Möglichkeit (v.a. der Gerichte), beim Vollzug der Entscheidungen der 
Berufsangehörigen von deren Ansätzen im Einzelfall abzuweichen. 
 
Im konkreten Fall kam der EuGH freilich zum Ergebnis, dass kein Verstoß gegen das 
Kartellverbot vorliege, und zwar grundsätzlich sowohl hinsichtlich der Tarifregelungen 
für Leistungen, deren Erbringung den Standesangehörigen (Rechtsanwälten) 
                                            
227 EuGH Rs C-35/99, „Manuele Arduino“, Rn 34. 
228 EuGH Rs C-35/99, “Manuele Arduino”, Rn 38-42. 
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vorbehalten ist, als auch bei sonstigen (insbesondere außergerichtlichen) 
Dienstleistungen.  
 
So stellt der Gerichtshof fest, dass keine Übertragung staatlicher Aufgaben auf private 
Wirtschaftsteilnehmer vorliege: Zwar hätten die an der Ausarbeitung beteiligten 
Berufsangehörigen selbst keine ausreichenden gesetzlichen Vorgaben, die sie zu 
„unabhängigen Sachverständigen“ machten. Dies schade im Endergebnis aber nicht, 
zumal die Gebührenordnung erst durch ihre Genehmigung seitens des Justizministers 
verbindlich werde und letzterer zuvor Stellungnahmen (standesfremder) staatlicher 
Organe einzuholen habe. Bereits dadurch werde eine Berücksichtigung von 
Allgemeininteressen bewirkt.229 Dabei nahm der EuGH auch besonders auf die 
praktische Handhabung des Verfahrens zur Erlassung der Honorarordnungen Bedacht, 
wenn er ausführte, bei Erlassung der in Prüfung gezogenen Tarife seien 
allgemeinwirtschaftliche Bedenken der mitwirkenden staatlichen Organe auch 
tatsächlich entsprechend berücksichtigt worden.230 Schließlich sei von Bedeutung, dass 
die Gerichte befugt seien, in begründeten Einzelfällen von den derart festgesetzten 
Honoraransätzen abzuweichen: sie hätten im Streitfall die Honorare „unter 
Berücksichtigung der Schwierigkeit und der Anzahl der behandelten Probleme“ 
festzusetzen231.  
 
Aus dem gleichen Grund, aus dem er die Übertragung staatlicher Aufgaben an die 
Berufsangehörigen in Abrede stellt, hat der EuGH die Vorlagefrage, ob die geprüfte 
Gesetzesregelung Kartellabsprachen „vorschreibe, begünstige oder deren Auswirkungen 
verstärke“, verneint.  
 
Diese Ansicht hat der EuGH seither auch in der Rechtssache „Cipolla“ und „Meloni“ 
(betreffend dieselben italienischen Mindesthonorare), bei der er auch auf das 
Kartellrecht bezogene Vorlagefragen zu beantworten hatte, bestätigt.232 
                                            
229 EuGH Rs C-35/99, “Manuele Arduino”, Rn 41. 
230 EuGH Rs C-35/99, “Manuele Arduino”, Rn 10. 
231 EuGH Rs C-35/99, “Manuele Arduino”, Rn 42. 
232 EuGH verb. Rs C-94/04 „Cipolla“ u. Rs C-202/04 „Meloni“, Rn 48ff. 
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3. Kapitel   Mögliche Konsequenzen für das österreichische Honorarrecht 
 
1.              Grundsätzliches 
 
Im Folgenden ist zu untersuchen, inwieweit die vorhin dargestellte Rechtsprechung des 
EuGH Folgen für das anwaltliche Honorarrecht in Österreich haben könnte.  
 
Eine unmittelbare Folgewirkung der zuletzt ergangenen Entscheidung „Cipolla“ und 
„Meloni“ zu den Binnenmarktfreiheiten ist nach der bereits erfolgten Abschaffung 
verpflichtender Mindesthonorare (siehe dazu die Ausführungen im zweiten Abschnitt) 
in Österreich nicht (mehr) zu erwarten. Aus der Entscheidung ergibt sich aber meines 
Erachtens die grundlegende Schlussfolgerung für alle Mitgliedstaaten (einschließlich 
Österreich), dass berufsrechtliche Beschränkungen freier Honorarvereinbarungen umso 
eher fallen, je besser die damit verfolgten Ziele stattdessen mittels sonstiger standes- 
oder zivilrechtlicher Sanktionen (z.B. Anwaltshaftung, etc.) erreicht werden könnten.  
 
Mittelbar ist meines Erachtens nicht ausgeschlossen, dass die in „Cipolla“ und „Meloni“ 
entwickelten Rechtssätze in Zukunft auch zu einer Prüfung anderer berufs- oder 
zivilrechtlicher Schranken der freien Honorarvereinbarung (deren ausführlicher 
Darstellung die Abschnitte fünf und sechs gewidmet sind) führen. Konkret denkbar ist 
dies etwa beim Verbot der Streitanteilsvereinbarung oder dem Provisionsverbot233. 
 
Im Übrigen ist auch eine Übereinstimmung der Honorarordnungen des RATG bzw. 
AHR/AHK mit dem Europäischen Kartellrecht näher zu untersuchen. In diesem 
Zusammenhang kommt dem rechtlichen Charakter dieser Tarifsysteme Bedeutung zu 
(sieh dazu die Ausführungen im ersten Abschnitt, Punkt 3). 
                                            
233  § 51 RL-BA. 
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2.          Spannungsverhältnis zu den Binnenmarktfreiheiten 
 
2.1           Bisherige Behandlung des Problems 
 
Eilmannsberger234 vertritt die Meinung, ein Eingriff in die Binnenmarkfreiheiten werde 
bereits dadurch bewirkt, dass nationale Vorschriften „die grenzüberschreitende 
Aktivität stärker behindern, weil und insoweit sie […] an eine Dienstleistung oder an 
eine Berufsausübung strengere oder auch nur andere Anforderungen als die 
korrespondierende Herkunftslandregelung stellen und den Ausländer dadurch zu einer 
Mehrkosten verursachenden Anpassung zwingen“.235 Dem Autor zufolge stellt eine 
derartige Divergenz nationaler Rechtsvorschriften ein „sehr bedeutendes 
Binnenmarkthemmnis“ dar. 236  
 
Kürzlich ist es auch in Österreich zu einem konkreten Anlassfall für die Prüfung des 
quota litis-Verbotes nach Maßgabe der Binnenmarktfreiheiten gekommen: In einem 
wegen einer quota litis-Vereinbarung gegen eine Rechtsanwalt geführten 
Disziplinarverfahren (3 Bkd 2/06237 - siehe dazu die Ausführungen im zweiten 
Abschnitt, Kapitel 3, 2.2) hat der betroffene Rechtsanwalt unter anderem den Verstoß 
des österreichischen quota litis-Verbotes gegen die Dienstleistungsfreiheit behauptet 
und die Stellung einer Vorlagefrage an den EuGH angeregt. Die mit dieser Anregung 
konfrontierte OBDK hat sich freilich geweigert, dem EuGH eine 
Vorabentscheidungsfrage betreffend der Vereinbarkeit des quota litis-Verbotes mit den 
Binnenmarktfreiheiten (insbesondere der Dienstleistungsfreiheit) vorzulegen. Dies 
begründete die Behörde lediglich damit, das Verbot der Streitanteilsvereinbarung sei 
                                            
234  Eilmannsberger, JBl 1999, 345ff. 
235  Eilmannsberger, JBl 1999, 350. 
236  Eilmannsberger,JBl 1999, 350. 
237  OBDK AnwBl 2007, 312ff [Strigl Walter]. 
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auch in Punkt 3.3.1 der CCBE-Standesregeln  vom 28. Oktober 1988 verankert und 
befinde sich somit „völlig im Einklang mit dem europäischen Gemeinschaftsrecht“.238  
 
Gegen dieses Erkenntnis hat der betroffene Anwalt wegen Verletzung des 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechts auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen 
Richter zu B 330/07 Beschwerde an den VfGH erhoben. Der VfGH hat zu den 
Argumenten des Beschwerdeführers in seinem Erkenntnis im Jahr 2008 ausgeführt: 
„Soweit der Beschwerdeführer jedoch behauptet, die belangte Behörde hätte es 
verabsäumt, eine Vorabentscheidung zur Frage der Vereinbarkeit der innerstaatlichen 
Regelungen mit der Dienstleistungsfreiheit einzuholen, ist darauf hinzuweisen, dass es 
sich dabei um keine vorlagepflichtige Frage handelt, weil die Bestimmung über die 
Grundfreiheiten nur anwendbar sind, wenn ein grenzüberschreitender Sachverhalt 
vorliegt.“  
 
 
2.2      Eigener Lösungsansatz  
 
Da es sich bei den Standesregeln des CCBE (zu deren Charakter siehe den Ersten 
Abschnitt, Punkt 1.6) gar nicht um Gemeinschaftsrecht handelt, ist die Argumentation 
der OBDK, das quota litis-Verbot sei schon wegen seiner Verankerung in diesem 
Regelwerk gemeinschaftsrechtskonform, jedenfalls verfehlt.  
 
Zutreffend ist hingegen die Begründung des VfGH in B 330/07: Denn eine Prüfung des 
quota litis-Verbotes auf seine Übereinstimmung mit der Dienstleistungsfreiheit kommt 
– selbst Eilmannsberger folgend – nur im Fall eines grenzüberschreitenden Elementes 
der anwaltlichen Tätigkeit, für die eine Streitanteilsvereinbarung getroffen wurde, in 
Frage.239  
 
                                            
238  OBDK AnwBl 2007 [Strigl Walter].  
239  Vgl. Fischer/Köck, Europarecht4, 796; zu diesem Ergebnis tendiert auch Eilmannsberger, 
wenngleich er die Frage (in etwas unklarer Weise) schlussendlich offen lässt, derselbe, JBl 1999, 
354. 
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Wenngleich in B 330/07 somit kein Verstoß gegen Binnenmarktfreiheiten gegeben war, 
möchte ich prüfen, inwieweit das österreichische quota litis-Verbot unter der Prämisse 
eines innereuropäischen, grenzüberschreitenden Falles mit den Grundfreiheiten 
vereinbart ist:  
 
Eilmannsberger ist zu entgegnen, dass (mangels erfolgter Rechtsharmonisierung) in der 
bloßen Unterschiedlichkeit der in den Mitgliedsstaaten anwendbarer Rechtsvorschriften 
nach der Rechtsprechung des EuGH240 kein Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht zu 
erblicken ist. Von Bedeutung erscheinen mir die Ausführungen im Fall „Wouters“, wo 
der EuGH ausführt, dass etwa die unterschiedlichen Standespflichten für Rechtsanwälte 
sogar „erheblich voneinander abweichen“ könnten, was „erhebliche Auswirkungen auf 
die Struktur des Marktes für juristische Dienstleistungen“ haben könne (ein 
Grundrechtseingriff wurde somit bejaht).241 Auch wenn Angehörigen bestimmter freier 
Berufe ein Verhalten (konkret ging es um interdisziplinäre 
Unternehmenszusammenschlüsse) in einigen EU-Mitgliedstaaten gestattet sei, könnten 
andere Mitgliedstaaten dieses Verhalten dennoch untersagen, wenn es zur Wahrung der 
bestehenden standesrechtlichen Verpflichtung unterschiedlicher Berufsgruppen in 
diesem Mitgliedstaat erforderlich sei.242 Im konkreten Fall erachtete der EuGH einen im 
Unterschied zu anderen EU-Staaten bestehenden erheblichen Unterschied in den 
Berufspflichten zweier Berufsgruppen (Rechtsanwälten, Wirtschaftsprüfer) als 
ausreichende Rechtfertigung unter dem Gesichtspunkt der Dienstleistungs- und 
Niederlassungsfreiheit, um Unternehmenszusammenschlüsse zwischen  diesen Berufen 
zu verbieten.243 
 
Aus der vorgenannten Judikatur dürfte ableitbar sein, dass das österreichische quota 
litis-Verbot einen Eingriff in die Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit darstellt: 
Immerhin hat es ebenfalls „erhebliche Auswirkungen auf die Struktur des Marktes für 
juristische Dienstleistungen“ und behindert grenzüberschreitende Aktivitäten solcher 
Anwälte, die bestimmte Tätigkeiten (in einem anderen EU-Mitgliedstaat 
                                            
240  EuGH C-309/99 „Wouters“, Slg 2002, I-01577, Rn 108. 
241  EuGH C-309/99 „Wouters“, Rn 99ff. 
242  EuGH C-309/99 „Wouters“, Rn 108. 
243  EuGH C-309/99 „Wouters“, Rn 122. 
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zulässigerweise) ausschließlich auf einer derartigen Basis erbringen. Das quota litis-
Verbot zwingt sie in Österreich insoweit zu „Mehrkosten verursachenden 
Anpassungen“, als sie sich mit den in Österreich zulässigen Honorarformen erst 
mühsälig auseinandersetzen und sodann ihre Leistungsverzeichnisse (einschließlich 
elektronischer Systeme zur Leistungserfassung) darauf umstellen müssen.  
 
In einem nächsten Schritt sind die vom EuGH aufgestellten Kriterien (insbesondere jene 
der Entscheidungen „Cipolla“ und „Meloni“, aber auch jenen von „Wouters“) auf das 
österreichische quota litis-Verbot anzuwenden: „Wouters“ zufolge kann die Wahrung 
der anwaltlichen Standespflichten (soweit sie in Österreich erheblich von jenen in 
anderen EU-Staaten abweichen) die durch das nationale Verbot eintretende 
Beschränkung der Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit rechtfertigen. 
Voraussetzung dafür ist, dass sich die unterschiedliche rechtliche Behandlung der quota 
litis aus eben einer solchen unterschiedlichen Ausgestaltung der Standespflichten ergibt. 
Dies dürfte zutreffen: Zwar handelt es sich beim österreichischen quota litis-Verbot 
richtigerweise um eine primär zivilrechtliche Nichtigkeitsnorm 
(§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB), die nur mittelbar auch standesrechtliche Konsequenzen nach 
sich zieht.244 Dieser Umstand hindert aber eine Prüfung nach Maßgabe der (in 
„Wouters“ relevierten) nationalen Standesrechtskonzeptionen nicht. Denn auch 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB hat historisch seinen Ursprung in älteren Standesrechtsnormen 
für Rechtsanwälte.245 Die zivilrechtliche Nichtigkeitsnorm verfolgt das Ziel, die Rolle 
des Anwalts in Österreich in einer bestimmten Weise auszugestalten, und dies geschieht 
anders als in Jurisdiktionen, die eine quota litis (zivilrechtlich) zulassen. Das quota litis-
Verbot dient der Stärkung einer bestimmten Rolle des Anwalts innerhalb des 
österreichischen Rechtssystems. Dies durch Herstellung einer gewissen „Distanz“ der 
Standesangehörigen gegenüber den wirtschaftlichen Interessen des Mandanten, 
wodurch deren Rechtsschutzfunktion für andere betont und so dem System der 
Rechtspflege gedient wird. In erster Linie aber soll das österreichische quota litis-
                                            
244
 Die quota litis erfüllt wohl in Wahrheit nicht den Tatbestand des § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO, siehe 
dazu nähere Ausführungen im sechsten Abschnitt, Kapitel 3. 
245 OGH 6 Ob 311/66, SZ 39/160; 23.02.1999, 5 Ob 28/99z; zuletzt 26.04.2006, 7 Ob 8/06m; diese sind 
letztlich bis ins römische Recht zurück zu führen (siehe dazu den fünften Abschnitt).  
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Verbot (zumindest nach Auffassung der Rechtsprechung246) dem Schutz des Klienten 
vor dem Wissens- und Erfahrungsvorsprung seines Rechtsanwalts dienen. Dieser soll 
davor bewahrt werden, dem Rechtsanwalt infolge Unterschätzung der Prozesschancen 
einen unverhältnismäßig hohen Anteil der strittigen Forderung zu versprechen und so 
im Vergleich zu einem angemessenen Honorar übervorteilt zu werden. Hierbei wird 
bereits einer „abstrakten“ Gefährdung des Klienten vorgebaut,247 sodass es auf eine 
tatsächlich unangemessene Höhe der vereinbarten Quote im Verhälnis zu einem 
tariflichen oder angemessenen Honorar nicht ankommt.248 
 
Folglich zeigt sich, dass jene Gemeinwohlziele, die das quota litis-Verbot tragen, den in 
„Cipolla“ und „Meloni“ genannten durchaus vergleichbar sind.  
 
Gemäß „Cipolla“ und „Meloni“ wäre es im Anlassfall Sache der mit der Entscheidung 
betrauten nationalen Behörde (und dezidiert nicht jene des EuGH), abzuwägen, 
inwieweit die Normen des Standesrechts, der Anwaltshaftung und des 
Konsumentenschutzes im Allgemeinen ausreichen, um die mit dem quota litis-Verbot 
verfolgten Gemeinwohlziele zu verwirklichen. Derzeit sieht der OGH – wobei er 
freilich auf die Problematik der Binnenmarktfreiheiten mangels Relevanz nicht eingeht 
– gegen das quota litis-Verbot keine gemeinschaftsrechtlichen Bedenken.249 Der VfGH 
wiederum hatte in der jüngst ergangenen Entscheidung B 330/07 die Frage eines 
Verstoßes von § 879 Abs 2 Z 2 ABGB bzw. § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO mangels 
Gemeinschaftsbezug des Sachverhalts nicht zu beantworten.250 
 
Aufgrund obiger Überlegungen erscheint es nach derzeitigem Stand der Entwicklung 
des Gemeinschaftsrechts unwahrscheinlich, dass die Anregung eines 
                                            
246 Vgl. OGH 10 Ob 91/00f, SZ 73/144.  
247 Vgl. Wagner Erika., wonach der Anwalt selbst über den „Verdacht“ erhaben sein soll, sein besseres 
Fachwissen auszunützen, dieselbe, JBl 2001, 431.   
248 Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 244; vgl. OGH 6 Ob 311/66, SZ 39/160. 
249 OGH 26.04.2006, 7 Ob 8/06m, der OGH beschränkt sich auf das vorgetragene Argument einer 
Diskriminierung des österreichischen Rechtsanwalts gegenüber EU-Ausländern (Art 12 EGV) bei 
anwaltlicher Tätigkeit in Österreich; ein grenzüberschreitender Sachverhalt (und somit ein Anlassfall 
für die Prüfung der Binnenmarktfreiheiten) hat auch in dieser E nicht vorgelegen. 
250 Vgl. VfGH 24.09.2008, B 330/07, Punkt 2.2.2: „Der der Beschwerde zugrunde liegenden Sachverhalt 
weist jedoch keinerlei Bezug zum Gemeinschaftsrecht auf, weshalb die belangte Behörde zur Vorlage 
an den EuGH auch nicht verpflichtet war.“ 
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Vorabentscheidungsverfahrens vor dem EuGH Aussicht auf Erfolg hätte. Ebenso ist bei 
der vorgetragenen Sicht der Rechtsprechung nicht anzunehmen, dass österreichische 
Gerichte im Zuge der ihnen (gemäß den Urteilen „Cipolla“ und „Meloni“) vom EuGH 
überantworteten Prüfung zum Schluss gelangen, dass einige der verfolgten 
Gemeinwohlziele (abstrakter Schutz unerfahrener Klienten vor Übervorteilung, 
Bewahrung des Ansehens des Anwaltsstandes und der anwaltlichen Rolle im System 
der Rechtspflege, Anerkennung der wissenschaftlichen Leistung des Rechtsanwalts) 
durch die Normen des Standesrechts, der Anwaltshaftung und des 
Konsumentenschutzes in gleichem Maße wie durch das quota litis-Verbot verwirklicht 
werden könnten.  
 
Eigener Meinung zufolge wären die bestehenden Normen der Standesaufsicht, der 
Anwaltshaftung und des Konsumentenschutzrechts jedoch höchstwahrscheinlich in der 
Lage, allein einen ausreichenden Schutz unerfahrener Klienten sicher zu stellen. Wie 
schon hinsichtlich der Grundrechtsprüfung im zweiten Abschnitt (zur Erwerbsfreiheit) 
ausgeführt wurde, könnte der Klientenschutz vor Übervorteilung wohl 
grundrechtsschonender durch strenge Aufklärungspflichten des Anwalts 
(haftungsbewehrt bzw. als Wirksamkeitsvoraussetzung der Honorarvereinbarung) 
erreicht werden.251 In derartigen Konstellationen (Unterlassung gehöriger Aufklärung) 
stehen schon bislang die Rechtsbehelfe der Anfechtung wegen Irrtum, List und 
Verkürzung über die Hälfte, aber auch Schadenersatz wegen unterlassener Aufklärung 
zu Verfügung. Daneben bestehen gegen fehlende Aufklärung und Übervorteilung des 
Klienten auch standesrechtliche (disziplinarrechtliche) Sanktionmechanismen, die 
präventiv wirken können. Bei Normierung entsprechend rigoroser Aufklärungspflichten 
und damit verbundener Sanktionen kann der Schutz unerfahrener Klienten vor 
Übervorteilung im Ergebnis sehr weitgehend realisiert werden. Dem kann auch nicht 
entgegnet werden, dass der Klient die vorhandenen Rechtsbehelfe infolge 
Rechtsunkenntnis tatsächlich oft nicht geltend macht bzw. die standesrechtlichen 
Sanktionen nicht eingreifen, da die Verstöße des Anwalts unentdeckt bleiben: Denn 
                                            
251 Siehe in diesem Sinn die Argumentation BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04, Rn 89ff. 
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auch verbotene pacta de quota ltis können vom Klienten tatsächlich befolgt werden 
bzw. von den Standesorganen unentdeckt bleiben.  
 
In ähnlicher Weise können auch gelindere Mittel zur Verhinderung unlauterer 
Prozessführung gefunden werden: Mit Sicherheit sind das Standesrecht sowie das 
Verfahrens- und Strafrecht in der Lage, in ausreichendem Maße eine Prozessführung 
mit unlauteren Mitteln zu unterbinden. Auch hier kann nicht mit Erfolg argumentiert 
werden, dass besagte Schutzmechanismen der allgemeinen, jeder Rechtssanktion 
innewohnenden Ineffektivität in Einzelfällen ausgesetzt wären. Denn Letztere trifft 
naturgemäß in zumindest gleichem (wenn nicht sogar höherem) Maß auf die 
zivilrechtliche Nichtigkeitssanktion des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB zu.   
 
Nach eigener Einschätzung kann jedoch das Gemeinwohlziel der „Wahrung der 
anwaltlichen Rechtschutzfunktion“ nicht wirklich durch gelindere Mittel verwirklicht 
werden. Immerhin anerkennt die EuGH-Entscheidung „Wouters“ die unterschiedliche 
Ausgestaltung des anwaltlichen Rollenbildes und seiner besonderen Standespflichten 
innerhalb einer nationalen Rechtsordnung ausdrücklich als Rechtsfertigungsgrund für 
den Eingriff in Binnenmarktfreiheiten. Folgerichtig müsste auch die Wahrung der 
anwaltlichen Rechtsschutzfunktion (der Rolle des Anwalts, sich für andere in 
rechtlichen Fragen einzusetzen252, sein Wissen folglich zur Erkämpfung von 
Rechtspositionen für andere zu verwenden und dafür eine seiner wissenschaftlichen 
Arbeit Rechnung tragende Entlohnung zu erhalten) rechtfertigend wirken, soweit das 
quota litis-Verbot sich hierzu als notwendig erweist. Eine Erreichung dieses 
letztgenannten Zieles erscheint durch keine andere Norm der österreichischen 
Rechtsordnung in ausreichendem Maß möglich. Insbesondere bestehen keine sonstigen 
Normen des Zivil, insbesondere Verbraucherschutz-, sowie des anwaltichen 
Standesrechtsrechts, die der Verwirklichung dieses Anliegens dienen. Das quota litis-
Verbot steht insbesondere neben dem Verbot unangemessen hoher Honorare und 
verfolgt seine eigenen Gesichtspunkte, nämlich die Entlohnung anwaltlicher Tätigkeit 
unter Berücksichtigung von dessen geleisteter Arbeit, sowie die berufliche 
                                            
252 Vgl. Wagner Erika, JBl 2001, 431. 
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Konzentration auf die Anspruchsverfolgung für den Rechtssuchenden (nicht für den 
Anwalt in eigener Sache). 
 
Ausgehend von diesen Überlegungen und der derzeitigen Auslegung des 
Gemeinschaftsrechts durch den EuGH ist ein Verstoß des quota litis-Verbots gegen die 
gemeinschaftsrechtlichen Binnenmarktfreiheiten mit überwiegender Wahrscheinlichkeit  
nicht anzunehmen. Freilich bleibt abzuwarten, ob der EuGH künftig von der eher 
großzügigen Annahme einer rechtfertigenden Wirkung unterschiedlicher nationaler 
Standespflichten abgehen und die mit den nationalen Standespflichten verfolgten Ziele 
auch einer Interessensabwägung mit der dadurch beeinträchtigten Binnenmarktfreiheit 
unterwirft. Gemäß dem Urteil „Wouters“ ist eine solche Interessensabwägung allerdings 
(noch) nicht anzunehmen. 
 
 
 
3.         Spannungsverhältnis zum Europäischen Kartellrecht  
 
3.1         Bisherige Behandlung des Problems 
 
Abgesehen von den Auswirkungen der Binnenmarktfreiheiten auf das anwaltliche 
Honorarrecht erscheint auch die Frage möglicher Spannungen mit dem europäischen 
Kartellrecht interessant: 
 
Leidwein kommt bereits 1999 unter dem Eindruck des damals aktuellen EuGH-Urteils 
„Zollspediteure“253 zu dem Schluss, dass die „durch Gesetz oder durch Beschluß der 
Kammern festgelegten Honorarordnungen der freien Berufe […] weitgehend den 
kartellrechtlichen Bestimmungen des EG-Vertrages [widersprächen]“.254 Der im RATG 
gesetzlich geregelte Rechtsanwaltstarif erfülle den Tatbestand einer staatlichen 
                                            
253  EuGH C-35/96 „Zollspediteure“. 
254  Leidwein, ecolex 1999, 429. 
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Maßnahme in Gesetzesform (Artikel 10 iVm Artikel 81 EGV).255 Für eine derartige, 
durch dispositives Recht erfolgende Gewährung eines Honoraranspruchs bestehe aber 
kein nach der EuGH-Rechtsprechung ausreichender Rechtfertigungsgrund in Gestalt 
von Allgemeininteressen.256  
 
Hingegen kommt Thiele im Jahr 2000 – unter dem Einfluss des damaligen 
Rechtsprechungsstandes – zum Ergebnis, dass das RATG keinen kartellrechtlichen 
Verstoß im Sinn der Artikel 81 und 10 EGV begründe.257 Da der EuGH eine 
Berücksichtigung von Allgemeininteressen nie am Inhalt der Tarifordnung, sondern im 
Rahmen des Tariffestsetzungsverfahrens prüfe, sei anzunehmen, dass das RATG den 
dafür aufgestellten Erforderungen genüge.258 Da es sich um ein Bundesgesetz handle, 
dessen Erlassung und Abänderung im freien Belieben des Gesetzgebers liege, scheide 
eine Übertragung staatlicher Regelungsverantwortung an private Wirtschaftsteilnehmer 
aus. Weiters führt der Autor aus, der Gesetzgeber habe im Verfahren zur Erlassung des 
RATG die Gemeinwohlziele der  
(i) Erhaltung eines unabhängigen Rechtsanwaltsstandes als Garant der 
Rechtsstaatlichkeit, 
(ii) Sicherung des sozialen Wertes der anwaltlichen Leistung (die etwa durch 
außergerichtliche Bemühungen Rechtsstreitigkeiten vermeiden hilft), 
(iii) Vorhersehbarkeit der Kostenbelastung durch einheitliche Vergütung der 
meist standardisierten Leistungen und dadurch Sicherheit für die Abnehmer 
der anwaltlichen Leistung („Verbraucherschutzinteressen“) 
                                            
255 Demnach würden dadurch „aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen mit Geltung im gesamten 
Staatsgebiet der Republik Österreich“ geschaffen, vgl. die näheren Ausführungen Leidwein, ecolex 
1999, 431. 
256 So sei die Garantie eines Honoraranspruchs in derartiger Höhe gegenüber dem regelmäßig 
rechtsunkundigen Mandanten ungerechtfertigt, zumal durch die freie vertragliche Honorarfestsetzung 
im Verhältnis Partei-Parteienvertreter ein reibungsloses Funktionieren der Gerichtsbarkeit nicht 
beeinträchtigt werde, Leidwein, ecolex 1999, 431. 
257  Thiele, ecolex 2000, 396. 
258 Thiele, ecolex 2000, 396, vgl. dazu EuGH Rs-94/04 „Cipolla“ u. Rs-202/04 „Meloni“, Rn 48ff und 
EuGH 19.02.2002, Rs C-35/99, “Manuele Arduino”, Rn 38-42.  
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verfolgt.259  
 
Der Rechtsanwaltstarif gehe von einer betriebswirtschaftlichen Mischkalkulation260 aus, 
bei welcher die nicht kostendeckenden Honorare bei Causen mit geringem Streitwert 
durch die den Arbeitsaufwand übersteigenden Honorare bei Causen mit hohem 
Streitwert kompensiert werden sollten. Dem Autor zufolge werde dadurch 
größtmögliche Leistungsgerechtigkeit gesichert, zumal so auch eine Geltendmachung 
geringfügiger Ansprüche für den Rechtssuchenden leistbar werde. 261 Das komplexe 
Ermittlungssystem des Honorars nach dem RATG entspreche dem EU-
Wettbewerbsrecht, zumal mathematische Berechnungsformeln mit Berücksichtigung 
verschiedener Ausnahmefaktoren bereits anerkannt worden seien, wenn sich im 
Einzelfall dadurch ein über die tatsächlichen Kosten der Leistungserstellung 
hinausgehendes Entgelt zwecks Abdeckung der Fixkosten ergebe.  
 
Dem Autor zufolge werde das RATG all diesen Erfordernissen gerecht: So habe etwa 
der Bundesminister für Justiz (BMJ) nach den Gesetzesmaterialien262 zum RATG bei 
der durch Verordnung erfolgenden Anpassung der Tarifansätze alle zu Gebote 
stehenden Mitteln bei der Feststellung des anzupassenden Tarifs heranzuziehen, um so 
ein Durchschnittsmaß zu ermitteln.  
 
Thiery – bereits Bezug nehmend auf das EuGH-Urteil „Manuele Arduino“ – weist 2006 
in einem (zentral der freien Honorarvereinbarung gewidmeten) Aufsatz263 am Rande 
allgemein auf das Spannungsverhältnis gesetzlicher Gebührenordnungen zu den 
europäischen Wettbewerbsregeln hin, welches sich in der verstärkten Behandlung 
derartiger Rechtsfragen in EuGH-Entscheidungen zeige. Der Autor zieht aus „Manuele 
Arduino“ auch den Schluss, „dass eine Gebührenordnung in Form von Gesetz oder 
Verordnung, in der Mindest- und Höchstsätze festgesetzt sind, und die auf einem von 
                                            
259  Thiele, ecolex 2000, 397. 
260  Vgl. in diesem Sinn auch Lausegger, WBl 2002, 147. 
261  Thiele, ecolex 2000, 397; der Autor zweifelt freilich in weiterer Folge (nach meiner eigenen 
Berufserfahrung zu Recht) an der Realitätsbezogenheit der „idealtypischen Vorstellungen“ des 
Gesetzgebers, derselbe, ecolex 2000, 398. 
262  EB zur RV 1175 BlgNR 7. GP, 11. 
263  Thiery, AnwBl 2006, 431. 
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einer berufsständischen Vertretung von Rechtsanwälten ausgearbeiteten Vorschlag 
beruht, nicht gegen das Gemeinschaftsrecht verstößt, soweit sie im Rahmen eines 
Verfahrens ergangen ist, wie es in der italienischen Rechtsordnung ergangen ist.264“.  
 
Ebenfalls weniger konkret schließen Fischer/Köck 2002 aus der aktuellen EuGH-
Rechtsprechung, dass die Honorarordnungen der Rechtsanwälte im Lichte der 
bestehenden Rechtsprechung „unter Umständen angepasst werden müssen“.265 
 
In der Geltung einer Tarifordnung für das gesamte Hoheitsgebiet eines Staates erblickt 
der EuGH266 schon wegen der dadurch bewirkten Abschottungswirkung ein Eingriff in 
die Binnenmarktfreiheiten – darin könnte aber genauso die „Förderung“ einer 
„abgestimmten Verhaltensweise“ durch staatliche Maßnahmen (Art 10, 81 EGV) 
gesehen werden. Das EuGH-Erkenntnis „Wouters“ zeigt aber, dass ein derartiger 
Abschottungseffekt nicht notwendig zur Bejahung eines Verstoßes gegen EU-
Kartellrecht führen muss: Demnach soll nicht jeder Beschluss einer 
Unternehmensvereinigung, „durch die die Handlungsfreiheit der Parteien oder einer 
Partei beschränkt wird“, automatisch vom Verbot des Artikels 81 Abs 1 EGV erfasst 
sein. Vielmehr sei im Einzelfall „der Gesamtzusammenhang, in dem ein solcher 
Beschluss zustande gekommen ist oder seine Wirkung entfaltet, und insbesondere 
dessen Zielsetzung zu würdigen“. Der Tatbestand nach Art 81 EGV sei nicht 
notwendigerweise erfüllt, sofern diese Zielsetzung etwa – wie im konkreten Fall267 – 
mit der „Notwendigkeit der Schaffung von Vorschriften über die Organisation, 
Befähigung, Standespflichten, Kontrolle und Verantwortlichkeit zusammenhängt, die 
den Empfängern juristischer Dienstleistungen und der Rechtspflege die erforderliche 
Gewähr für Integrität und Erfahrung bieten“. Es sei in diesem Fall vielmehr „weiter zu 
prüfen, ob die mit dem Beschluss verbundenen wettbewerbsbeschränkenden Wirkungen 
notwendig mit der Verfolgung der genannten Ziele zusammenhängen.“268 Im konkreten 
                                            
264  Thiery, AnwBl 2006, 431.  
265  Fischer/Köck, Europarecht4, 829. 
266 So für den Bereich des europäischen Kartellrechts EuGH Rs C-8/72, „Vereeniging van   
Cementhandelaren/Kommission“, Rn 28/30.  
267  In der Entscheidung “Wouters” hatte der EuGH ein Verbot interdisziplinärer 
Unternehmenszusammenschlüsse von Rechtsanwälten und Wirtschaftsprüfern zu untersuchen. 
268  EuGH Rs C-309/99 „Wouters“, Rn 97. 
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Fall urteilte der EuGH, dass im Hinblick auf die in den Niederlanden bestehende 
unterschiedliche Ausgestaltung des Berufsrechtes von Rechtsanwälten (strenge  
Verschwiegenheitspflicht) einerseits und Wirtschaftsprüfern (Offenlegungspflichten) 
andererseits der dortige Gesetzgeber ein striktes Verbot interdisziplinärer 
Kanzleigemeinschaften zur Wahrung der jeweiligen Standespflichten als gelindestes 
Mittel ansehen durfte.269 Dies führte den Gerichtshof zum Ergebnis, dass das Verbot 
interdisziplinärer Kanzleigemeinschaften – trotz des festgestellten Abschottungseffektes 
– mit dem europäischen Kartellrecht im Einklang stehe.270 
 
Lausegger zieht nun im Jahre 2002 insbesondere aus dem EuGH-Erkenntnis „Wouters“ 
den Schluss, dass die Regelungen des RATG „nach nunmehr eindeutiger 
Rechtsprechung gemeinschaftsrechtskonform“ seien.271 Den gegenteiligen Schluss aus 
dem Erkenntnis zieht hingegen Ende 2007 Krejci, demzufolge für die 
Honorarordnungen nichts gewonnen sei, da diese in der Regel nicht erforderlich seien, 
um die ordnungsgemäße Berufsausübung zu sichern.272  
 
Schließlich hat auch im Beschwerdeverfahren vor dem VfGH B 330/07 (siehe dazu die 
Ausführungen im zweiten Abschnitt, Kapitel 3, 2.2) der Beschwerdeführer einen 
Verstoß gegen die kartellrechtlichen Regelungen der Art 81ff EGV in Gestalt des quota 
litis-Verbotes geltend gemacht und dies damit begründet, das Verbot stelle einen 
gravierenden Eingriff in die freie Honorargestaltung zwischen Auftraggeber und 
Rechtsanwalt  dar. Es habe sich der EuGH schon mehrmals (etwa in „Manuele 
Arduino“) aus kartellrechtlichen Gründen gegen eine standesrechtliche 
Reglementierung von Honorarvereinbarungen ausgesprochen. Der Beschwerdeführer 
hat auch in diesem Zusammenhang eine Verletzung des Grundrechts auf ein Verfahren 
vor dem gesetzlichen Richter (Art 83 Abs 2 B-VG) geltend gemacht, da die OBDK 
einen Kartellrechtsverstoß verneint hatte, ohne hierüber eine Vorlagefrage an den EuGH 
zu stellen. Auf diesen Beschwerdepunkt hat der VfGH in B 330/07 folgendes erwidert: 
„Soweit der Beschwerdeführer im Übrigen kartellrechtliche Bedenken im Hinblick auf 
                                            
269  EuGH Rs C-309/99 „Wouters“, Rn 108. 
270   EuGH Rs C-309/99 „Wouters“, Rn 110. 
271  Lausegger, WBl 2002, 145, der Autor führt keine weitergehenden Judikaturzitate an. 
272   Krejci, ÖZW 2007, 97. 
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die Vereinbarkeit der Bestimmung mit Art. 81ff. EG geltend macht, ist darauf 
hinzuweisen, dass es sich im vorliegenden Fall um einen Akt des Gesetzgebers handelt, 
und auch keine Unternehmensabsprache vorliegt. […] “ 
 
 
3.2         Eigener Lösungsansatz  
 
Zunächst ist auf die Behandlung des kartellrechtlichen Beschwerdepunktes in B 330/07 
einzugehen: Die Begründung des VfGH, ein Akt des Gesetzgebers könne den 
Tatbestand der Art 81ff EGV nicht erfüllen, ist unrichtig. Denn auch in Gesetzes- oder 
Verordnungsform ergangene Maßnahmen des Staates können (wie die Beschwerde 
zutreffend ausgeführt hatte) in Verbindung mit Art 10 EGV unter Umständen unter das 
Kartellverbot der Art 81ff EGV subsumiert werden.273 Dies ist konkret dann der Fall, 
wenn solche staatliche Maßnahmen gegen Artikel 81 EGV verstoßende 
Kartellabsprachen vorschreiben, begünstigen oder deren Auswirkungen verstärken. Mit 
seiner „verunglückten“ Argumentation widerspricht der VfGH somit gefestigten 
Rechtssätzen der EuGH-Rechtsprechung. Auf die in der Rechtsprechung des EuGH 
gebildeten Kriterien zur Beurteilung eines allfälligen Kartellrechtsverstoßes geht der 
VfGH hingegen gar nicht ein, was dem Wert des Erkenntnisses für den 
gemeinschaftsrechtlichen Diskurs leider sehr abträglich ist. Besonders beklagenswert ist 
dies deshalb, da die kartellrechtliche Beurteilung des quota litis—Verbotes durch den 
VfGH im Ergebnis richtig ist, dies jedoch aus einem anderen Grund: Nicht der 
Gesetzescharakter des quota litis-Verbotes verhindert dessen Subsumtion unter 
Art 81 EGV,  sondern der bloße Umstand, dass dieses Verbot ungeeignet ist, eine von 
Art 81 EGV untersagte Verhaltensweisen zwischen Unternehmern (Absprache, 
abgestimmtes Verhalten) vorzuschreiben, zu fördern oder in ihren Wirkungen zu 
verstärken. Denn das quota litis-Verbot verbietet lediglich ganz bestimmte Arten der 
Vergütung, nämlich „An-Sich-Lösen der Streitsache“ und „Streitanteilsvereinbarung“ 
                                            
273 Ständige Rsp seit EuGH Rs C-13/77 „GB/ImmoBM“, Rn 30/35; vgl. weitere Judikaturnachweise 
auch bei Fischer/Köck, Europarecht4, 828; Artikel 10 (früher 7) EGV verpflichtet die Mitgliedstaaten 
u.a., alles zu unterlassen, was die Verwirklichung der Vertragsziele gefährdet.  
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(inwieweit auch sonstige reine „Erfolgshonorare“siehe fünfter und sechster Abschnitt). 
Alle übrigen Formen der Vergütung bleiben hingegen zulässig, insbesondere können 
Zeit- oder Pauschalhonorare anstatt des Rechtsanwaltstarifs oder des „angemessenen 
Entgelts“ (AHR/AHK) in den allgemeinen Grenzen der Privatautonomie frei vereinbart 
werden. Vor allem lässt das quota litis-Verbot die privatautonome Bestimmung der 
Honorarhöhe und der Konditionen der Leistungserbringung unberührt. Aus diesem 
Grund – nicht aber aus den vom VfGH in B 330/07 gebrauchten Argumenten – können 
die §§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB, 16 Abs 1 zweiter Satz RAO mit dem kartellrechtlichen 
Vorgaben der Art 81ff EGV in kein Spannungsverhältnis geraten.  
 
Davon gesondert ist zu prüfen, inwieweit die für das gesamte österreichische 
Bundesgebiet bestehende Geltung der Tarife nach dem RATG bzw. den AHR/AHK 
gegen europäisches Kartellrecht verstößt: 
 
Meiner Meinung nach spricht einiges für die Schlussfolgerung Thieles, dass nach den 
maßgeblichen Prüfkriterien der EuGH-Rechtsprechung eine Verletzung von EU-
Kartellrecht durch das RATG nicht anzunehmen ist: Zunächst ist ihm grundsätzlich 
zuzustimmen, dass der EuGH die inhaltliche Ausgestaltung einer durch staatliche 
Maßnahmen in Gesetzesform erlassenen Tarifregelungen nicht prüft. Dies gilt freilich 
nur für den sachlichen Regelungsinhalt, d.h. die Frage, wofür in welcher Höhe ein 
Entgeltsanspruch besteht. Hingegen hat der EuGH neben der Prüfung des 
Tariffestsetzungsverfahrens auch eine Prüfung des rechtlichen Wesens der Tarifnormen 
vorgenommen, nämlich im Hinblick auf deren Verbindlichkeit für nationale Behörden 
bzw. auf Möglichkeiten, von den darin festgelegten Sätzen im Einzelfall 
abzuweichen:274  
 
Hier kommt nun der Frage nach dem möglichen „Mindesttarifcharakter“ der Ansätze 
des RATG entscheidende Bedeutung zu: Wie im ersten Abschnitt unter Punkt 3 gezeigt 
wurde, ist die Ansicht Thieles im Ergebnis zutreffend, wonach den Gerichten von den 
Ansätzen des RATG im Einzelfall abweichen können. Demnach kommt den Ansätzen 
                                            
274  So bspw. EuGH Rs C-94/04 „Cipolla“ u. Rs C-202/04 „Meloni“, Rn 51. 
 114 
des RATG lediglich Richtliniencharakter zu, wobei die Ausmittlung des Honorars auch 
im Anwendungsbereich des RATG im Einzelfall durch die Sachverständigen der 
Rechtsanwaltskammern in sinngemäßer Anwendung des § 28 Abs 1 lit f RAO erfolgt.275  
 
Der vorgenannte Richtliniencharakter des RATG spricht für sich genommen schon 
gegen einen Verstoß gegen das europäische Kartellverbot.  
 
Zu untersuchen sind die sonstigen von der EuGH-Rechtsprechung aufgestellten 
Kriterien: Ausgehend von der EuGH-Entscheidung „Wouters“ erscheint es mir – Thiele  
folgend – richtig, die Gemeinwohlziele des Gesetzgebers näher zu prüfen. Dies 
insbesondere im Hinblick auf die festgestellte starre Tarifordnung des RATG, zumal 
besagte Judikatur gerade für solche Fälle Möglichkeiten der Rechtfertigung aufgezeigt 
hat.  
 
Wie bereits dargestellt kommen folgende Rechtfertigungsgründe beim RATG in 
Betracht: „Wahrung der Unabhängigkeit des Rechtsanwaltsstandes“, „Sicherung des 
sozialen Wertes der anwaltlichen Leistung“, „Vorhersehbarkeit der Kostenbelastung für 
die Klienten durch Standardisierung“, sowie „Herbeiführung gesellschaftlichen 
Ausgleichs zwischen den Rechtssuchenden“ und „gleiche effektiven Durchsetzbarkeit 
hoher und geringer Ansprüche“. All diese Ziele sind nach dem Stand der EuGH-
Rechtsprechung (einschließlich „Cipolla“ und „Meloni“) als anerkannte 
Rechtfertigungsgründe des Allgemeininteresses anzusehen.276  
 
Jedoch beurteilt der EuGH immer auch die praktische Wirksamkeit der von den 
Mitgliedstaaten verfolgten Ziele. Die ersten drei Ziele könnten möglicherweise einer 
Eignungsprüfung standhalten, nicht aber die beiden letzten: Verhält man jeden Anwalt, 
im Einzelnen sein Entgelt auszuhandeln, so könnte dies leicht den Preiswettbewerb 
                                            
275  Thiele, ecolex 2000, 397. 
276 So können für Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit grundsätzlich alle Gründe des 
Allgemeininteresses (ausgenommen protektionistische Maßnahmen) rechtfertigend wirken, Streinz, 
Europarecht, 316; Die „Notwendigkeit der Schaffung von Vorschriften über die Organisaation, 
Befähigung, Standespflichten, Kontrolle und Verantwortlichkeit, die den Empfängern juristischer 
Dienstleistungen und der Rechtspflege ausreichende Integrität der Rechtsanwälte sichern sollen“ 
wurden bspw anerkannt in EuGH Rs C-309/99 „Wouters“, Rn 97. 
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unter Anwälten zum Nachteil eines finanziell lebensfähigen Anwaltsstandes entfachen. 
Die „Sicherung der anwaltlichen Unabhängigkeit“ dürfte somit durch das RATG 
ausreichend realisiert werden. Was den „sozialen Wert der Anwaltsleistung“ anlangt, so 
ist zu bedenken, dass vor allem die außergerichtlichen Streitbeilegungsbemühungen 
schon nach dem RATG praktisch nicht dermaßen honoriert werden, dass mancher 
Anwalt nicht dennoch geneigt ist, einen Prozess (und den damit verbundenen 
zusätzlichen Arbeitsaufwand) auf sich zu nehmen. Dennoch kann dem RATG 
diesbezüglich eine bestimmte Wirksamkeit nicht abgesprochen werden, zumal bei 
individueller Honorarverhandlung außergerichtliche Leistungen (außer bei 
Vereinbarung eines Zeithonorars) wahrscheinlich noch weniger bedacht würden. Auch 
die bessere „Vorhersehbarkeit der Kostenbelastung durch Standardisierung“ lässt sich 
durch das Tarifmodell des RATG bis zu einem gewissen Grad praktisch verwirklichen, 
weil z.B. durch ein frei vereinbartes Zeithonorar noch schwerer vorhersehbar ist, wie 
viel etwa für Briefe oder Schriftsätze letztlich zu zahlen sein wird – der Rechtssuchende 
ist nicht der Unsicherheit ausgesetzt, wie lange der Anwalt für diese Leistungen 
tatsächlich benötigt – was letztlich kaum nachprüfbar ist. Hingegen halten die 
Gemeinwohlziele der „Herbeiführung gesellschaftlichen Ausgleichs zwischen den 
Rechtssuchenden“ und der „gleichen effektiven Durchsetzbarkeit hoher und geringer 
Ansprüche“ einer Prüfung auf ihre tatsächliche Realisierung nicht stand: Nach meiner 
Erfahrung entspricht es keineswegs der Wirklichkeit im Anwaltsberuf, Causen mit 
unterschiedlichen Streitwerten wahllos nach dem Zufallsprinzip zu akquirieren und 
darauf zu hoffen, dass „unterm Strich“ betriebswirtschaftlich ein Gewinn übrig bleibt. 
Faktum ist vielmehr, dass Rechtsanwälte sehr bedacht sein müssen, unwirtschaftliche 
Causen von Vornherein abzulehnen. Sie übernehmen daher Mandate mit niedrigen 
Streitwerten (grundsätzlich) nur dann, wenn sie den Arbeitsaufwand dafür in Grenzen 
halten können. Dies bewirkt aber, dass Rechtssuchenden mit geringfügigen Ansprüchen 
durch den Tarif nach RATG eben nicht geholfen ist, weil der Anwalt unter Umständen 
die Übernahme des Mandats ablehnen oder auf einer höheren als der tariflichen 
Entlohnung bestehen wird.   
 
Im Endergebnis dürften die Tarifansätze des RATG einer Prüfung vor dem EuGH aber 
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit standhalten, wenn man richtiger Weise 
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davon ausgeht, dass diese keine starren „Mindesttarife“ darstellen. Würde man der 
gegenteiligen Ansicht folgen, so wäre eine solche Rechtfertigung nicht dermaßen sicher, 
aber wohl überwiegend wahrscheinlich. Denn immerhin ist schon „Verbraucherschutz“ 
für sich betrachtet in der EuGH-Rechtsprechung zur Dienstleistungsfreiheit als 
ausreichender Rechtfertigungsgrund anerkannt worden.277 Zu eng sieht diese 
Rechtfertigungsmöglichkeit meines Erachtens Krejci im seinem oben zitierten 
Beitrag278: Die Honorarordnungen sind insofern zur Sicherung ordnungsgemäßer 
Berufsausübung erforderlich, als sie – im Interesse der Empfänger juristischer 
Dienstleistungen – das Ausmaß der zu erwartenden Kostenbelastung durch 
Standardisierung leichter vorhersehbar machen (siehe dazu die obigen Ausführungen). 
 
Schließlich ist Thiele und Lausegger279 auch zuzustimmen, dass der Tarif im RATG 
ausschließlich durch Willensakt des Bundesgesetzgebers verbindlich festgelegt und 
abgeändert wird. Dazu kommt, dass die Verfassung den Gesetzgeber nicht einmal zur 
Anhörung von Wünschen der Standesvertreter (schon gar nicht zu deren 
Berücksichtigung) verpflichtet. Folglich erscheint mir eine Übertragung staatlicher 
Verantwortung an private Wirtschaftsteilnehmer beim RATG gar nicht denkmöglich.  
 
Wenngleich somit die Übereinstimmung der Tarifordnung nach dem RATG mit dem 
EU-Kartellrecht nicht gänzlich einheitlich beantwortet wird, ist diese Frage nach 
eigener eingehender Untersuchung – unter Berücksichtigung von Lehre und 
Rechtsprechung – letztlich mit hoher Wahrscheinlichkeit zu bejahen. 
 
Was die Gemeinschaftsrechtskonformität der früher geltenden AHR (zu deren 
Rechtscharakter siehe den ersten Abschnitt, Punkt 4) betrifft, so bestehen Unterschiede 
zum Tarif nach RATG: Die AHR sahen – ähnlich dem RATG – ein System starrer 
                                            
277 So können für Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit grundsätzlich alle Gründe des 
Allgemeininteresses (ausgenommen protektionistische Maßnahmen) rechtfertigend wirken, Streinz, 
Europarecht, 316; Die „Notwendigkeit der Schaffung von Vorschriften über die Organisation, 
Befähigung, Standespflichten, Kontrolle und Verantwortlichkeit, die den Empfängern juristischer 
Dienstleistungen und der Rechtspflege ausreichende Integrität der Rechtsanwälte sichern sollen“ 
wurden bspw anerkannt in EuGH Rs C-309/99 „Wouters“, Rn 97. 
278 Krejci, ÖZW 2007, 94ff. 
279 Lausegger, WBl 2002, 145, wonach der Tarif nach RATG ohne jegliche Beteiligung Privater in Kraft 
gesetzt wird. 
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Mindestsätze vor, die bei der Honorarbegutachtung durch Standesangehörige jedenfalls 
als „angemessen“ im Sinn des § 1152 ABGB anzunehmen waren. Aber anders als das 
RATG als Bundesgesetz wurden die AHR von der Vertreterversammlung des ÖRAK 
ohne jede Mitwirkung standesfremder Organe beschlossen. Dieser Umstand lässt die 
Gemeinschaftsrechtskonformität – insbesondere in Anbetracht der durch „Manuele 
Arduino“ entwickelten Rechtsprechungslinie – meines Erachtens als nicht mehr 
gegeben erscheinen, weil zu viele Kriterien dieser Rechtsprechung für einen 
Kartellverstoß sprechen.  
 
Vor diesem Hintergrund haben die zuständigen Organe der österreichischen 
Standesvertretung im Jahr 2005 die AHR durch Allgemeine Honorar-Kriterien (AHK) 
ersetzt.280 Letztere enthalten im Unterschied zu den AHR keine Mindestsätze, sondern 
bloß Richtwerte für die Beurteilung der Angemessenheit des Entgelts im Einzelfall, 
wobei gemäß § 4 AHK ein Abgehen sowohl nach oben als auch nach unten bei 
erheblichem Abweichen vom Durchschnitt vorgesehen ist. Freilich ist auch die 
Gemeinschaftsrechtskonformität der AHK – anders als jene des Tarifs nach RATG – 
immer noch nicht mit Sicherheit gegeben, zumal die AHK zwar inhaltlich hinsichtlich 
ihrer Verbindlichkeit, nicht aber bezüglich ihres Zustandekommens die 
Voraussetzungen der Entscheidung „Manuele Arduino“ erfüllen.  
 
Aufgrund der getätigten Untersuchungen erscheint es möglich, dass der Tarif nach den 
AHK, nicht aber jener nach dem RATG, vom EuGH als „Übertragung staatlicher 
Aufgaben auf private Wirtschaftsteilnehmer“ und somit als Verstoß gegen das 
Kartellverbot nach Art 81 Abs 1 EGV beurteilt wird. 
 
 
                                            
280  Vgl. Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RAO § 37 Rz 4, wonach die AHR „als nicht mehr dem freien 
Wettbewerb dienlich“ aufgehoben worden seien. 
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Vierter Abschnitt 
Verhältnis der freien Honorarvereinbarung  
zu den sonstigen Rechtsgrundlagen einer Honorarschuld 
 
Die Darstellung der Normen des anwaltlichen Honorarrechts (erster Abschnitt, Punkte 3 
und 4) hat gezeigt, dass neben der freien Honorarvereinbarung, die bereits auf Grund 
der im Vertragsrecht allgemein geltenden Privatautonomie zur Verfügung steht, andere 
Rechtsgrundlagen für einen Honoraranspruch des Rechtsanwalts bestehen. In der Praxis 
kam diesen Rechtsgrundlagen in der Vergangenheit, und kommt ihnen bis zum heutigen 
Tag eine dominierende Rolle für die Honorierung der anwaltlichen Tätigkeit zu, zumal 
viele Rechtsanwälte auch heute noch bei Übernahme eines Auftrages mit ihrem 
Mandanten über das Honorar entweder gar nicht sprechen281 oder sich mit einem 
Hinweis auf die Geltung „besonderer Honorarvorschriften“ (RATG, AHR/AHK), auf 
deren Grundlage sich ihre Honorarforderung ergebe, begnügen. 
 
Um den Gegenstand dieser Arbeit gehörig gegenüber den anderen Rechtsgrundlagen 
einer Honorarschuld (RATG, §§ 1004, 1152 ABGB, § 354 UGB) abzugrenzen und so 
zum besseren Verständnis beizutragen, sollen diese sonstigen „subsidiären“ 
Honorargrundlagen im Folgenden dargestellt und vor allem ihr Anwendungsbereich 
dargelegt werden. Daraus aufbauend soll schließlich definiert werden, was im 
Verständnis dieser Arbeit als „freie Honorarvereinbarung“ – somit als Gegenstand der 
Untersuchung – zu gelten hat.  
 
                                            
281 Vgl. Thiery, AnwBl 2006, 432, der Autor spricht von der „bestehenden Sitte, bei der Übernahme des 
Mandates kein Honorargespräch zu führen“; vgl. auch Thiele, Anwaltskosten2, 4, wonach sich Anwalt 
und Klient im Alltagsgeschäft zumeist mit der mündlichen Bevollmächtigung begnügen. 
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1. Kapitel Rechtliche Einordnung des Anwaltsvertrages 
 
Der Vertrag zwischen Rechtsanwalt und Klient hat in der Regel die Besorgung von 
Geschäften (Rechtsgeschäfte, Rechtshandlungen, Prozessführung etc.) in Vertretung des 
Klienten zum Gegenstand. Hingegen sind die damit im Zusammenhang stehenden 
tatsächlichen Verrichtungen (Abfassen von Schriftstücken, Recherche und Erteilung 
von Rechtsauskünften etc.) von untergeordnetem Stellenwert. Aus diesem Grund wird 
der Vertrag über die Erbringung beruflicher anwaltlicher Leistungen zumeist 
Bevollmächtigungsvertrag nach den §§ 1002ff ABGB und nicht Dienst- oder 
Werkvertrag.282 Der Rechtsprechung zufolge sind all jene Verträge des Rechtsanwalts, 
bei denen dieser auch die Besorgung fremder Angelegenheiten übernimmt, im Zweifel 
als Bevollmächtigungsverträge zu beurteilen.283 Anders ist dies, wenn der Rechtsanwalt 
ausschließlich mit tatsächlichen Tätigkeiten beauftragt wird: So nimmt die 
Rechtsprechung etwa bei der Beantwortung einer bestimmten rechtlichen Frage 
(Erstellung eines Rechtsgutachtens), oder bei der Verfassung von Urkunden (Verträge 
etc.) das Vorliegen eines Werkvertrages an.284 
 
Die rechtliche Qualifikation des vom Rechtsanwalt mit seinem Mandanten 
geschlossenen Vertrages ist wesentlich für die (unmittelbare) Anwendung einiger der 
nachfolgenden (subsidiären) Anspruchsgrundlagen der Honorarschuld. So ist etwa 
§ 1004 ABGB von seinem unmittelbaren Normanwendungsbereich auf den 
Bevollmächtigungsvertrag (Mandatsvertrag) beschränkt, § 1152 ABGB wiederum hat 
den Dienst- und Werkvertrag als unmittelbaren Anwendungsbereich. Inwieweit sich 
dies auf die Anwendung der jeweiligen Anspruchsgrundlage auswirkt, wird im 
Anschluss gezeigt. 
 
 
                                            
282 Strasser in Rummel I, § 1002, Rz 26, anders z.B. bei hauptsächlicher Geschäftsvermittlung, die 
Maklervertrag ist, derselbe in Rummel I, § 1002, Rz 20. 
283 OGH 12.12.1985, 7 Ob 672/85; vgl. zuletzt 14.10.2008, 8 Ob 91/08b. 
284 OGH 12.12.1985, 7 Ob 672/85; vgl. zuletzt 14.10.2008, 8 Ob 91/08b. 
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2. Kapitel Anwendungsbereich von § 1152 ABGB/§ 354 UGB bzw. § 1004 ABGB 
 
Im ersten Abschnitt ist unter Punkt 3 bereits dargelegt, dass die Tarifansätze des RATG 
anzuwenden sind, soweit nicht „die Höhe der Entlohnung“ (anderweitig) „vereinbart“ 
wurde (§ 26 Abs 2 RATG). Ebenfalls im ersten Abschnitt ist unter Punkt 4 ausgeführt, 
dass das „angemessene Entgelt“ nach § 1152 ABGB und § 354 UGB geschuldet wird, 
wenn 1. kein Entgelt bestimmt und 2. auch nicht Unentgeltlichkeit vereinbart wurde. 
Dazu im Einzelnen: 
 
 
1. § 1152 ABGB  
 
§ 1152 ABGB lautet seit der III. Teilnovelle (RGBl 1916/69): 
„Ist in einem Vertrage kein Entgelt bestimmt und auch nicht Unentgeltlichkeit 
vereinbart, so gilt ein angemessenes Entgelt als bedungen.“ 
§ 1152 ABGB stellt die gesetzliche Fiktion einer Willensübereinkunft der 
Vertragsparteien dar, wonach für die zu erbringenden Leistungen „angemessenes 
Entgelt“ entrichtet werden soll.285 Die Bestimmung begründet kraft Gesetzes den 
Entgeltanspruch der Höhe, allenfalls auch dem Grunde nach, sodass es keiner 
rechtsgeschäftlichen Einigung hierüber bedarf.286 An der vertraglichen Grundlage des 
solcherart geschuldeten Entgeltsanspruchs ändert sich dadurch freilich nichts.287 
 
§ 1152 ABGB kommt nach seiner systematischen Stellung grundsätzlich nur auf 
Dienst- und Werkverträge zur Anwendung288. Eine analoge Anwendung dieser 
Bestimmung auf entgeltliche Verträge schlechthin wird grundsätzlich abgelehnt (siehe 
                                            
285   Vgl Krejci in Rummel I3, § 1152, Rz 29. 
286   Krejci  in Rummel I3, § 1152, Rz 29. 
287   Krejci  in Rummel I3, § 1152, Rz 29. 
288  Pfeil in Schwimann V3, § 1152, Rz 1. 
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aber nunmehr für unternehmerische Geschäfte § 354 UGB, Punkt 1.2) und nur dann 
anerkannt, wenn dies eher dem Parteiwillen entspricht, als den Vertrag mangels 
Bestimmtheit (§ 869) als unwirksam anzusehen (siehe allerdings die frühere 
Rechtsprechung zum Handelskauf weiter unten).289 Bejaht wird die Analogie jedoch von 
der herrschenden Meinung290 (jedenfalls bis zum Inkrafttreten des UGB) bei der 
Geschäftsbesorgung durch den Rechtsanwalt. Es ist allerdings fraglich, ob eine solche 
Analogie dogmatisch richtig ist. Nach der begründeten Gegenansicht Thieles291 ist 
§ 1152 ABGB aufgrund eines in § 17 Abs 1 und Abs 2 RAO enthaltenen gesetzlichen 
Verweises direkt heranzuziehen. § 17 Abs 2 RAO normiert, dass „in allen anderen 
Fällen [in denen das RATG nicht zur Anwendung kommt] ... bei dem Abgange eines 
Uebereinkommens lediglich die gesetzlichen Bestimmungen über den Lohnvertrag in 
Anwendung zu treten“ haben. Unter den Bestimmungen über den Lohnvertrag ist 
infolge systematischer und historischer Interpretation jedenfalls § 1152 ABGB  zu 
verstehen.292 Der Autor sieht in dieser Verweisung eine gewisse Problematik: So werde 
der Anwaltsvertrag von der herrschenden Meinung als Auftrag qualifiziert, sodass der 
gesetzliche Verweis eine Diskrepanz bewirke. Eine dogmatische Auseinandersetzung 
damit sei bislang – soweit ersichtlich – unterblieben.293 Der Autor gelangt zum Ergebnis, 
dass die von ihm angenommene Diskrepanz durch den in § 1151 Abs 2 ABGB 
enthaltenen Verweis zu lösen wäre: Demnach ist auch auf Dienstverträge Auftragsrecht 
anzuwenden, soweit solche mit einer Geschäftsbesorgung verbunden sind. Mit Thiele 
sehe ich in dem in § 17 RAO enthaltenen Verweis auf die „Bestimmungen über den 
Lohnvertrag“ keinen unlösbaren Widerspruch, teile hingegen nicht seine dafür genannte 
Begründung: Denn § 17 Abs 1 und Abs 2 RAO ordnen lediglich die Anwendbarkeit der 
dienstvertraglichen Entgeltlichkeitsvermutung des § 1152 ABGB auf Mandatsverträge 
des Anwalts an, ohne im Übrigen der Reglementierung solcher Verträge durch die 
Bestimmungen des Bevollmächtigungsvertrages (§§ 1002ff ABGB) im Weg zu stehen. 
Daher besteht in Wahrheit keine Widersprüchlichkeit, und es bedarf keines Rückgriffes 
                                            
289  Krejci in Rummel I3, § 1152, Rz 2,  
290  OGH EvBl 1962/344 = SZ 35/33; Pfeil in Schwimann V3, § 1152, Rz 1. 
291  Thiele, Anwaltskosten2, 3.  
292  So im Ergebnis auch Thiele, Anwaltskosten2, 3; „Lohnvertrag“ war nach dem ABGB im 
Entstehungszeitpunkt der Advocatenordnung der Oberbegriff für Verträge, durch die sich jemand zur 
Dienstleistung oder zur Verfertigung eines Werkes verpflichtete (vgl. die Stammfassung des 
§ 1151 ABGB).   
293   Thiele, Anwaltskosten2, 3. 
 122 
auf das in § 1151 Abs 2 ABGB enthaltene Klammerzitat, um die Anwendbarkeit von 
§ 1152 ABGB und im Übrigen der §§ 1002ff ABGB in ein stimmiges Konzept zu 
bringen.     
 
§ 1152 ABGB kommt ausschließlich dann zum Tragen, wenn eine im Zuge des 
Vertrages getroffene Entgeltabrede  
(i) fehlt, 
(ii) ungültig bzw. sonst unwirksam oder 
(iii) unvollständig (z.B. wegen fehlender Regelung für den Fall des Nichteintritts 
einer Bedingung294) 
ist.295 Hingegen scheidet eine Anwendung von § 1152 ABGB aus, wenn der Vertrag aus 
anderen Gründen nicht zustande kommt.296 Um einen auf § 1152 ABGB gestützten 
Honoraranspruch zu statuieren, müssen die Vertragsparteien insbesondere bereits eine 
gültige, hinreichend bestimmte Vereinbarung über die zu erbringende Arbeitsleistung 
(bzw. beim Mandatsvertrag über die anwaltlichen Leistungen) getroffen haben.297 
 
§ 1152 ABGB gilt nur subsidiär zu einer vertraglichen Regelung der Entgeltsfrage.298 
Die Bestimmung kommt nicht zur Anwendung, wenn das Entgelt sowohl dem Grunde 
als auch der Höhe nach von den Vertragsparteien bestimmt wurde.299 Eine derartige 
vertragliche Entgeltbestimmung kann auch schlüssig erfolgen.300 Dabei ist jedoch streng 
zu unterscheiden zwischen dem schlüssigen Vertragsabschluss durch Einigung über die 
zu erbringende Arbeit (beim Mandatsvertrag über die anwaltlichen Leistungen) 
einerseits (dies wird meist durch einverständliche Arbeitsaufnahme der Fall sein) und 
                                            
294 OGH 26.06.2007, 1 Ob 219/06x, im entschiedenen Fall war das vereinbarte Entgelt an die 
nachträglich nicht eingetretene Bedingung „relativ geringen“ Aufwandes geknüpft, ohne dass für den 
Fall des Nichteintritts der Bedingung ein Entgelt vereinbart worden wäre. 
295 Krejci in Rummel I3, § 1152, Rz 4. 
296 Krejci in Rummel I3, § 1152, Rz 3; .  
297 Krejci in Rummel I3, § 1152, Rz 1. 
298 Pfeil in Schwimann V3, § 1152, Rz 16. 
299 Krejci in Rummel I3, § 1152, Rz 18. 
300 Krejci in Rummel I3, § 1152, Rz 19; Pfeil in Schwimann V3, § 1152, Rz 18. 
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einer schlüssigen Einigung (auch) über das Entgelt (Honorar)301 – im Zweifel gilt 
§ 1152 ABGB.302  
 
Ebenso kann auch schlüssig die Unentgeltlichkeit der zu erbringenden Leistungen 
vereinbart werden303, was eine Anwendung von § 1152 ABGB gleichermaßen 
ausschließt. Freilich ist eine Vereinbarung der Unentgeltlichkeit stets vom Empfänger 
der Dienstleistungen zu beweisen – § 1152 ABGB enthält eine (widerlegliche) 
Vermutung der Entgeltlichkeit der Leistungserbringung.304  
 
§ 1152 ABGB ist somit dispositiv305: Ein durch Vereinbarung bestimmtes Entgelt geht 
grundsätzlich auch dann vor, wenn es unangemessen niedrig ist.306 Die Grenze findet 
eine abweichende Entgeltvereinbarung in zwingenden gesetzlichen Normen, so der 
Sittenwidrigkeit (siehe dazu die Ausführungen im nachfolgenden fünften Abschnitt).307 
Nur im Fall einer nichtigen Entgeltsvereinbarung wird stattdessen das „angemessene 
Entgelt“ nach § 1152 ABGB geschuldet308 (was etwa bei Vereinbarung einer nichtigen 
quota litis als Honorar durch einen Rechtsanwalt bedeutsam ist, siehe zur quota litis den 
zweiten Abschnitt, Kapitel 3). Dabei sollen freilich die von der Nichtigkeit nicht 
umfassten Teile der Entgeltvereinbarung (etwa eine Erfolgsbedingtheit des 
Entgeltanspruches dem Grunde nach bei Vereinbarung einer nichtigen quota litis) auch 
dann zu beachten sein, wenn (anstelle des nach Art seiner Festsetzung nichtigen 
Honorars) der Höhe nach „angemessenes Entgelt“ geschuldet wird.309  
 
                                            
301 Krejci in Rummel I3, § 1152, Rz 19. 
302 Krejci in Rummel I3, § 1152, Rz 19. 
303 Krejci in Rummel I3, § 1152, Rz 23; Pfeil in Schwimann V3, § 1152, Rz 26. 
304 Krejci in Rummel I3, § 1152, Rz 22; vgl. Pfeil in Schwimann V3, § 1152, Rz 26f, wonach die 
Vereinbarung der Unentgeltlichkeit zudem an zwingenden gesetzlichen oder kollektivvertraglichen 
Hindernissen, uU an Sittenwidrigkeit scheitern kann. 
305 Krejci in Rummel I3, § 1152, Rz 30. 
306 Krejci  in Rummel I3, § 1152, Rz 18; Pfeil in Schwimann V3, § 1152, Rz 16. 
307 Pfeil in Schwimann V3, § 1152, Rz 26. 
308 So wird eine nichtige quota litis-Vereinbarung ausdrücklich als Anwendungsfall für § 1152 ABGB 
genannt, OGH 2 Ob 390/55, JBl 1955, 624; ähnlich ein obiter dictum zu VwGH 15.12.1992, 
90/08/0190 betreffend § 879 Abs 2 Z 4 ABGB (Wucher).  
309 Vgl. OGH 15.02.1973, 6 Ob 240/72. 
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Wie sich die Höhe dieses „angemessenen Entgelts“ bestimmt, wird anschließend, da 
dies nach § 1152 ABGB und § 354 UGB in gleicher Weise erfolgt, gemeinsam in 
Kapitel 2 dargestellt. 
 
 
2. Der neue § 354 Abs 1 UGB (anwendbar ab 01.01.2007) 
 
§ 354 Abs 1 UGB lautet: 
„Ist in einem Geschäft kein Entgelt bestimmt und auch nicht Unentgeltlichkeit 
vereinbart, so gilt ein angemessenes Entgelt als bedungen.“  
Die Entgeltlichkeitsvermutung des § 354 UGB kommt bei jedem 
unternehmensbezogenen Geschäft im Sinne des § 343 UGB zum Tragen. § 343 UGB ist 
dem mit seinem Inkrafttreten außer Kraft getretenen § 343 Abs 1 HGB nachgebildet, 
wobei der Begriff des „Kaufmann“ durch den des „Unternehmers“ und die 
Zugehörigkeit zum Betrieb von dessen „Handelsgewerbe“ durch die zum Betrieb von 
dessen „Unternehmen“ (§ 343 Abs 1 und 2 UGB) ersetzt wurden.310 Von Bedeutung für 
den Anwendungsbereich des § 354 UGB ist, dass sämtliche Unternehmer im Sinn der 
§§ 1-3 UGB den Vorschriften des Vierten Buches des UGB (wo sich § 354 befindet) 
unterliegen (§ 343 Abs 1 UGB). Die Unternehmensdefinition des § 1 UGB erfasst auch 
Rechtsanwälte. § 4 Abs 2 UGB schließt die Angehörigen freier Berufe lediglich von der 
Anwendung des Ersten Buches aus – das Vierte Buch und somit auch § 354 UGB ist 
daher auf Rechtsanwälte anwendbar. Somit ist für die Entgeltlichkeitsvermutung bei 
Geschäften des Anwaltes Voraussetzung, dass das Geschäft, an dem der Rechtsanwalt 
beteiligt ist, für diesen zum Betrieb seines Rechtsanwaltsunternehmens gehört (was 
gemäß § 344 UGB im Zweifel anzunehmen ist).   
 
Mit der Einführung des § 354 UGB wird diese zuvor nur für 
„Geschäftsbesorgungskaufleute“ geltende Entgeltlichkeitsvermutung (§ 354 HGB) auf 
                                            
310 Vgl. Schauer, ÖJZ 2006, 68. 
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alle unternehmensbezogenen Rechtsgeschäfte – somit auch auf jene der Rechtsanwälte 
– ausgedehnt und damit der Verkehrserwartung Rechnung getragen, dass auch diese 
ihre Leistungen idR nur gegen Entgelt erbringen.311 Anders als § 1152 ABGB (der von 
der Rechtsprechung analog auf den Mandatsvertrag des Rechtsanwalts angewendet 
wurde, siehe 1.1) gilt diese Bestimmung nun für alle auf das Anwaltsunternehmen 
bezogenen Geschäfte, also z.B. auch Kaufverträge312: So wird sich etwa der 
Rechtsanwalt, der Büroeinrichtung für seinen Kanzleibetrieb ordert, ohne dass sich der 
Preis aufgrund der für die Vertragsparteien erkennbaren Umstände bestimmen lässt, 
nicht nachträglich wegen des unvollständigen Konsenses auf die Unwirksamkeit des 
Vertrages berufen können, weil ihm der angemessene, ortsübliche Preis, den der 
Verkäufer fordert, subjektiv zu hoch ist und er diesen noch gern heruntergehandelt 
hätte: Denn dieser Preis –  das so genannte „angemessene Entgelt“ – gilt dann aufgrund 
der dispositiven Bestimmung des § 354 UGB als vertraglich vereinbart. § 354 UGB gilt 
nicht nur zugunsten des unternehmerischen Vertragspartners, sondern kommt auch dem 
nichtunternehmerischen Teil zugute (dies ist von Bedeutung, wenn der Vertragspartner 
des Rechtsanwalts selbst kein Unternehmer gemäß §§ 1-3 UGB ist).313  
 
 
3.     § 1004 ABGB – Sondernorm für den Honoraranspruch? 
 
§ 1004 ABGB lautet: 
 
„Wird für die Besorgung eines fremden Geschäftes entweder ausdrücklich, oder nach 
dem Stande des Geschäftsträgers auch nur stillschweigend eine Belohnung bedungen; 
so gehört der Vertrag zu den entgeldlichen, außer dem aber zu den unentgeldlichen.“ 
 
Folglich ist auch die Bestimmung des § 1004 ABGB von ihrem Wortlaut und ihrer 
Systematik nach auf den Anwaltsvertrag regelmäßig anwendbar. 
                                            
311 Vgl. Schauer, ÖJZ 2006, 72; derselbe in Krejci, Reformkommentar, UGB, § 354, Rz 1. 
312  Schauer, ÖJZ 2006, 72, derselbe in Krejci, Reformkommentar, UGB, § 354, Rz 1.  
313  Schauer, ÖJZ 2006, 72; dies ergibt sich aus § 345 UGB. 
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Nach einem Teil der Lehre soll § 1004 ABGB – anders als § 1152 ABGB bzw. 
§ 354 UGB – keine Entgeltlichkeitsvermutung bei der Geschäftsbesorgung aufstellen.314 
Demnach soll sich ein Entgeltsanspruch nach dieser Bestimmung nur dann ergeben, 
wenn ein Entgelt „vereinbart“ wurde.  
 
Bei wortwörtlicher Auslegung von § 1004 ABGB wäre eine solche stillschweigende 
Entgeltsvereinbarung im Übrigen nicht in jeder nach § 863 ABGB vorgesehenen Form 
möglich, sondern ausschließlich „nach dem Stand des Geschäftsträgers“, also soweit 
dies aufgrund der beruflichen Tätigkeit des Geschäftsträgers erkennbar ist. Gleichfalls 
müsste sich auch die Höhe des Entgelts schlüssig „nach dem Stand des 
Geschäftsträgers“ ergeben. Dies könnte wohl nur bedeuten, dass es in dieser Höhe 
zwischen den Vertragsparteien schon in früheren Causen verrechnet worden war oder 
die vom Rechtsanwalt üblicherweise verlangten Honorarsätze dem Mandanten (ohne 
dass er sie aus einer früheren Zusammenarbeit kennt) vor Vertragsschluss zugänglich 
waren – Letzteres wird praktisch nicht vorkommen. Andere Möglichkeiten schlüssiger 
Entgeltvereinbarungen wären hingegen ausgeschlossen. Ein solches Verständnis hat 
sich jedoch zu § 1004 ABGB nicht herausgebildet. 
 
Einer Ansicht315 zufolge soll zwar ein Entgelt nach § 1004 ABGB einer zumindest 
schlüssigen Vereinbarung bedürfen. Eine solche Entgeltsvereinbarung soll jedoch – 
entgegen dem Wortlaut – nicht bloß dadurch möglich sein, dass sich diese „nach dem 
Stand des Geschäftsträgers“ ergibt, sondern auch in jeder anderen von 
§ 863 Abs 1 ABGB vorgesehenen Form. Demzufolge habe § 1004 ABGB lediglich den 
am häufigsten vorkommenden Fall schlüssiger Entgeltsvereinbarung hervorheben 
wollen.316 Dieser Ansicht zufolge wäre § 1004 ABGB eine inhaltsleere Wiederholung 
                                            
314 Strasser in Rummel I3, § 1004, Rz 8, demzufolge § 1004 freilich auch keine 
Unentgeltlichkeitsvermutung enthält; letzteres vertrat der Verfasser des ABGB, Zeiller F. v., 
demzufoge, der Bevollmächtigungsvertrag „(aus dem gemeinen Rechte) unentgeldlich geschlossen zu 
seyn vermuthet.“ werde, derselbe, ABGB III/1, § 1004. . 
315 Strasser in Rummel I3, § 1004, Rz 8; darauf deutet auch Zeiller F. v. hin, wenn er schreibt: „Eine 
Belohnung ... muß also ... stillschweigend aus dem Stande ..., Gewerbe, oder den bekannten 
Verhältnissen des Machthabers bedungen seyn.“, derselbe, ABGB III/1, § 1004; „bekannte 
Verhältnisse“ umfassen aber wohl alle Fallvarianten des § 863. 
316 Strasser in Rummel I, § 1004, Rz 3. 
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des in § 863 ABGB allgemein aufgestellten Grundsatzes, wonach auch stillschweigend 
Vereinbartes gilt. Ausgehend davon müsste sich die Höhe eines allenfalls geschuldeten 
Entgelts aus den konkret erkennbaren Umständen, nicht aber aus einem allgemeinen 
Marktniveau ergeben. Diese Meinung muss sich (abgesehen davon, dass sie den 
Gesetzesworten nicht folgt) den Vorwurf gefallen lassen, dass sie § 1004 ABGB jede 
selbständige Bedeutung abspricht, da diesfalls mit § 863 ABGB das Auslangen zu 
finden wäre.  
 
Dieser Sichtweise folgen aber viele Stimmen in der Lehre317 nicht, und auch die 
Rechtsprechung318 ist einen anderen Weg gegangen: § 1004 ABGB wird demnach als 
Anspruchsgrundlage für das Anwaltshonorar in die Nähe des § 1152 ABGB gerückt: So 
wird in der Rechtsprechung319 unter Bezugnahme auf § 1004 ABGB ausgeführt, die 
Höhe des geschuldeten Entgelts bestimme sich „mangels Vereinbarung“ nach 
„Angemessenheit“. Dies ließe aber den Schluss zu, § 1004 ABGB stelle bei 
rechtsgeschäftlicher Mandatsübernahme durch berufsmäßige Parteienvertreter wie etwa 
Rechtsanwälte in jenen Fällen, wo keine Vereinbarung über die Entgelthöhe getroffen 
wurde, ähnlich § 1152 ABGB/§ 354 UGB eine gesetzliche Fiktion dar, wonach 
angemessenes Entgelt geschuldet werde. Und selbst die Gesetzesmaterialien zur 
Handelsrechtsreform 2007 gehen davon aus, dass der neu eingeführte § 354 UGB eine 
Verallgemeinerung der in den älteren ABGB-Bestimmungen §§ 969, 1004 und 1152 
zum Ausdruck kommenden Wertungsgesichtspunkte bewirkt.320  
 
Eigener Meinung zufolge lässt der Wortlaut des (immerhin noch aus der Urfassung des 
ABGB 1811 stammenden und daher im Verhältnis zu § 17 RAO älteren) § 1004 ABGB 
– entgegen den Ausführungen F. v. Zeillers321 – durchaus ein Verständnis zu, wonach 
im Fall der Auftragserteilung an einen Rechtsanwalt die Entgeltlichkeit bereits „nach 
dem Stande des Geschäftsträgers“ vermutet werden kann, ohne dass es dabei der 
                                            
317 Vgl. die Ausführungen bei Strasser in Rummel I3, § 1004, Rz 9; siehe auch Feil/Wennig, 
Anwaltsrecht, RAO § 16, Rz 1 und RATG § 1, Rz 2; Thiele, Anwaltskosten, 5; weiters Schauer in 
Krejci, Reformkommentar, UGB, § 354, Rz 1, der § 1004 ABGB als dem § 1152 ABGB sowie 
§ 354 UGB ähnliche Bestimmung bezeichnet. 
318 Vgl. OGH 20.07.1989, 8 Ob 682/88; 8 Ob 508/89, AnwBl 1990, 45. 
319  Vgl. OGH 5 Ob 167/03z, SZ 2004/42; 11.12.2007, 5 Ob 263/07y. 
320 EBRV 1058 BlgNR, 22. GP, 56; vgl. auch Schauer in Krejci, Reformkommentar, UGB, § 354, Rz 1. 
321 Zeiller F. v., ABGB III/1, § 1004.  
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strengen Anforderungen des § 863 ABGB bedürfe. Der Norm des § 1004 ABGB kann 
wohl durchaus unterstellt werden, sie wollte für den Fall besonderer berufsmäßiger 
„Geschäftsträger“, wie es etwa Rechtsanwälte, aber auch Handelsvertreter, Spediteure 
etc. sind, eine Entgeltlichkeitsvermutung aufstellen. „Stillschweigend bedungen“ im 
Sinn des § 1004 ABGB wäre demnach nicht als schlüssig vereinbart in der Bedeutung 
des § 863 Abs 1 ABGB zu verstehen. Stattdessen könnte in § 1004 ABGB die 
Aufstellung einer normierten Willenserklärung322 gesehen werden: Derjenige, der einem 
berufsmäßigen Geschäftsträger innerhalb von dessen beruflichem Wirkungskreis 
Aufträge erteile, bringe demnach typisiert den Willen zum Ausdruck, eine 
entsprechende Entgeltsverpflichtung zu übernehmen. Dieses Interpretationsergebnis 
hätte den Vorteil, dass es weder eine teleologisch fragwürdige Einschränkung der 
Möglichkeit schlüssiger Entgeltsvereinbarung (§ 863 ABGB) bewirkte noch inhaltsleer 
wäre.  
 
Dieser Frage kommt Bedeutung  für die Klärung der richtigen Anspruchsgrundlage für 
das „angemessene Entgelt“ zu (siehe Näheres unter Punkt 4). 
 
 
4. Verhältnis von §§ 1004, 1152 ABGB und § 354 UGB zueinander 
 
Ein Vergleich des Wortlautes von § 354 UGB mit § 1152 ABGB zeigt, dass § 354 UGB 
dem § 1152 ABGB nachgebildet wurde.323 Die Bestimmungen erscheinen sowohl 
hinsichtlich der Tatbestandsmerkmale (in „Vertrag“ bzw. „Geschäft“ wurde kein 
Entgelt bestimmt und auch nicht Unentgeltlichkeit vereinbart) als auch bezüglich der 
Rechtsfolgen („angemessenes Entgelt“ gilt als bedungen) identisch. Mit der Statuierung 
des „Geschäftes“ als Tatbestandselement hat sich der Gesetzgeber von der 
Formulierung im früheren § 354 HGB („einem anderen Geschäfte besorgt oder Dienste 
                                            
322 Zum Wesen der normierten Willenserklärung vgl. Koziol/Welser I13, 104f. 
323 Schauer in Krejci, Reformkommentar, UGB, § 354, Rz 5; vgl. auch EBRV 1058 BlgNR, 18. (22.) 
GP, 56, wo es zu § 354 u.a. heißt: „Die Formulierung der vorgeschlagenen Bestimmung orientiert 
sich an § 1152 ABGB.“. 
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leistet“) abgewandt. Letztgenannter Tatbestand erforderte nach überwiegender Lehre324 
nicht notwendigerweise einen – wenn auch unvollständigen – Vertrag, sondern lediglich 
eine berechtigte Geschäftsbesorgung oder Dienstleistung (etwa auch Geschäftsführung 
ohne Auftrag). Gegenstimmen325 hatten freilich entsprechend der Rechtslage zu 
§ 1152 ABGB gefordert, dass der andere die Tätigkeit des Kaufmannes zumindest 
bewusst in Anspruch nahm. Diese Ansicht findet nunmehr in der Anpassung des 
Wortlautes an § 1152 ABGB eine Stütze, wobei Schauer zufolge der frühere 
Anwendungsbereich über den engeren Wortlaut hinaus im Wege der Analogie weiterhin 
bestehen bleibt.326 Zumindest der unmittelbare Anwendungsbereich von § 354 UGB 
dürfte mit jenem von § 1152 ABGB somit deckungsgleich sein. Auf eine solche 
Deckungsgleichheit deuten auch die Gesetzesmaterialien hin, zumal diese von einer 
Verallgemeinerung der in den älteren ABGB-Bestimmungen §§ 969, 1004 und 1152 
zum Ausdruck kommenden Wertungsgesichtspunkte durch § 354 UGB sprechen.327   
 
Geht man mit der Rechtsprechung328 und einem Teil der Lehre329 davon aus, dass die 
(unmittelbar nur auf Dienst- und Werkverträge anwendbare) Bestimmung des 
§ 1152 ABGB auf Mandatsverträge lediglich im Wege der Analogie zur Anwendung 
kommt, so wäre eine solche Analogie nun infolge Inkrafttreten von § 354 UGB nicht 
mehr erforderlich. Ebenso könnte auch argumentiert werden, dass § 1152 ABGB auf 
Anwaltsverträge bisher nicht analog, sondern kraft gesetzlicher Verweisung über 
§ 17 Abs 1 RAO zur Anwendung gelangt ist: Solches wird in einem Leitsatz des 
OGH330 sowie erst jüngst in der einschlägigen Fachliteratur331 vertreten. Folgt man 
dieser Sichtweise, so wäre eine materielle Derogation des § 1152 ABGB durch 
§ 354 UGB als Anspruchsgrundlage schon fragwürdiger. Einerseits ist § 17 Abs 1 RAO 
als direkte gesetzliche Grundlage zu § 354 UGB lex specialis, denn sie richtet sich 
ausschließlich an Rechtsanwälte, während sich das UGB an alle ihm unterworfenen 
Unternehmer wendet. Andererseits stellt § 354 UGB die lex posterior dar. 
                                            
324 Schuhmacher in Straube, HGB3, § 354, Rz 6; Krejci, Handelsrecht3, 251. 
325 Dullinger in Jabornegg, HGB, § 354, Rz 6; Kalss/Schauer, Allgemeines Handelsrecht, Rz 9/23. 
326  Schauer in Krejci, Reformkommentar, UGB, § 354, Rz 4. 
327 EBRV 1058 BlgNR, 22. GP, 56; vgl. auch Schauer in Krejci, Reformkommentar, UGB, § 354, Rz 1. 
328 Vgl. OGH EvBl 1962/344 (=SZ 35/33). 
329 Pfeil in Schwimann V3, § 1152, Rz 1. 
330  OGH RS0071999. 
331  Thiele, Anwaltskosten2, 3. 
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Ähnlich könnte auch das Verhältnis von § 1004 ABGB als Anspruchsgrundlage zu 
1152 ABGB einerseits sowie § 354 UGB andererseits geprüft werden. Dabei kommt es 
vor allem darauf an, welcher Ansicht über den Inhalt von § 1004 ABGB (siehe die 
Ausführungen unter Punkt 1.4) gefolgt wird: Es wäre denkbar, § 1004 ABGB als 
alternative Anspruchsgrundlage für das angemessene Entgelt neben § 1152 ABGB oder 
§ 354 UGB zu sehen, aber auch eine Verdrängung durch eine der vorgenannten 
Bestimmungen. Der erst 1868 geschaffene § 17 RAO (damals Advocatenordung) stellt 
zu § 1004 ABGB sowohl lex specialis als auch lex posterior dar.  Wenngleich die 
Materialien der Advocatenordnung zu § 17 nichts über allfällige Beweggründe des 
historischen Gesetzgebers erkennen lassen332, so kann § 17 Abs 1 RAO eigener 
Meinung zufolge durchaus der logische Sinn unterstellt werden, durch Verweis auf die 
Entgeltlichkeitsvermutung des § 1152 ABGB alle Zweifel über die grundsätzliche 
Entgeltlichkeit anwaltlichen Tätigwerdens zu beseitigen. Immerhin wurde das 
anwaltliche Honorar im Verhältnis zum eigenen Mandanten davor durch das 
Prozessgericht bestimmt333, sodass sich derartige Überlegungen bis 1868 erübrigten. 
Bezüglich § 354 UGB wiederum – einer lex generalis et posterior – würde sich das 
gleiche Problem stellen wie im Verhältnis zu § 17 Abs 1 RAO iVm § 1152 ABGB. 
 
Ob nun letztendlich § 17 Abs 1 RAO in Verbindung mit § 1152 ABGB, allenfalls 
daneben auch § 1004 ABGB (gegebenenfalls in Verbindung mit § 17 Abs 1 RAO) die 
Anspruchsgrundlage des Honoraranspruchs darstellt oder aber nunmehr § 354 UGB, 
braucht aus folgender Überlegung nicht restlos geklärt werden: Ein Normenkonflikt, der 
mit Hilfe der Regeln der lex specialis und der lex posterior gelöst werden müsste, liegt 
nur dann vor, wenn zwei Normen, die auf denselben Sachverhalt passen, 
unterschiedliche Rechtsfolgen vorsehen. Dies ist bezüglich der §§ 17 RAO iVm 
§§ 1152, 1004 ABGB bzw. § 354 UGB nicht der Fall – die angeordnete Rechtsfolge 
(„angemessenes Entgelt“ wird geschuldet) ist ident. Zum jetzigen Zeitpunkt liegen 
                                            
332 Vgl. die Spezialdebatte im Reichsrat zu § 17, StProt HH, IV. Sess, S. 47, 1029. 
333
 Siehe dazu die näheren Ausführungen im fünften und sechsten Abschnitt. 
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eigenen Recherchen334 zufolge noch keine Fachbeiträge in der Literatur vor, die sich 
dieser Frage widmen. Und auch durch die Rechtsprechung hat eine Klarstellung bislang 
nicht stattgefunden, zumal seit Inkrafttreten des neuen § 354 UGB am 01. Jänner 2007 
(noch) keine Entscheidungen über derartige Anspruchskonstellationen von 
Rechtsanwälten (mit entsprechenden Rechtsausführungen in den 
Entscheidungsgründen) auffindbar sind.335   
 
 
5. Schlussfolgerungen  
 
Nach den vorhin erfolgten Ausführungen kommt es somit darauf an, dass im Vertrag 
kein Entgelt anderweitig „vereinbart“ (RATG) bzw. „bestimmt“ (§ 1152 ABGB bzw. 
§ 354 UGB) wurde. Beide Bestimmungen stützen sich auf Grundbegriffe des 
Schuldvertragsrechts. Meiner Meinung nach ergibt sich schon aus der Systematik der 
verwendeten Begriffe, dass für eine anderweitige „Bestimmung“ bzw. „Vereinbarung“ 
des Honorars eine schlüssige Vereinbarung (§ 863 ABGB) genügt. Somit stellt eine 
„Vereinbarung“ bzw. „Bestimmung“ des Entgelts nichts anderes dar als einen 
rechtswirksamen Vertragskonsens über Grund und Höhe des Anwaltshonorars dar, der 
die allgemeinen Voraussetzungen einer vertraglichen Übereinkunft nach den §§ 861ff 
ABGB erfüllt.  
 
Die Funktion von § 1152 ABGB (wie auch des § 354 UGB) liegt darin, den 
Vertragsinhalt hinsichtlich eines der essentialia negotii, nämlich des Preises, zu 
ergänzen, und den Vertrag damit vor der Unwirksamkeit wegen des Dissenses durch 
Unbestimmtheit (§ 869 ABGB) zu retten.336 Wie Schauer337 gezeigt hat, kann diese 
Regel nur eingreifen, wenn die Parteien überhaupt endgültig gebunden sein wollten, 
nicht aber, wenn zwar eine Einigung über die Ware oder Dienstleistung besteht, aber 
                                            
334  Ergebnis einer Recherche in den gängigen juristischen Datenbanken, so unter http://uni.rdb.at; 
www.lexisnexis.com; Abfragedatum: 06.06.2008. 
335 Ergebnis einer Judikaturabfrage unter www.ris2.bka.gv.at/Jus, Abfragedatum: 06.06.2008. 
336  Schauer, ÖJZ 2006/7, 72. 
337  Schauer, ÖJZ 2006/7, 64ff. 
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über den Preis noch verhandelt werden sollte. „Die Ausdehnung des 
Anwendungsbereichs der Entgeltlichkeitsregel durch § 354 [UGB] wird also künftig 
noch mehr eine sorgfältige Prüfung abverlangen, ob der endgültige Bindungswille bei 
beiden Vertragsteilen trotz fehlender Preisvereinbarung überhaupt vorhanden war.“338  
 
Selbst wenn nicht § 354 UGB, sondern § 1152 ABGB oder § 1104 ABGB hinsichtlich 
des „angemessenen Entgelts“ des Rechtsanwaltes zur Anwendung kommen sollte, sollte 
diesen Gedanken Bedeutung zugebilligt werden. Mit Schauer ist daher auch bei 
Abschluss anwaltlicher Mandatsverträge zu prüfen, ob sich die Vertragsparteien die 
Aushandlung des Honorars noch vorbehalten haben.  
  
Freilich ändern weder § 1152 ABGB noch § 354 UGB etwas am Vorrangcharakter von 
§ 5 Abs 1 KSchG für den Fall, dass der Vertragspartner des Rechtsanwalts Verbraucher 
ist:339 Für die Abgabe eines Kostenvoranschlages kann der Rechtsanwalt nur dann 
Entgelt fordern, wenn er den Mandanten zuvor auf die Zahlungspflicht konkret (nicht 
bloß in seinen AGB`s340) hingewiesen hat. Ist ein solcher Hinweis freilich erfolgt, ohne 
jedoch die Höhe des Entgelts festzulegen, so kann der Rechtsanwalt auch für die 
Erstellung des Kostenvoranschlages angemessenes Entgelt gemäß § 1152 ABGB / 
§ 1004 ABGB / § 354 UGB fordern.341  
 
 
3. Kapitel „Angemessenes Entgelt“ nach § 1152 ABGB/§ 354 UGB  
 
„Angemessen im Sinn von § 1152 ist jenes Entgelt, das sich unter Berücksichtigung 
aller Umstände und unter Bedachtnahme auf das, was unter ähnlichen Umständen 
                                            
338  Schauer, ÖJZ 2006/7, 72f. 
339 So für den Anwendungsbereich von § 354 UGB Schauer in Krejci, Reformkommentar, UGB, § 354, 
Rz 5. 
340 Apathy in Schwimann3, KSchG, § 5, Rz 2; unzulässig wäre so z.B. ein Passus in einem 
Vollmachtsformular. 
341 Apathy in Schwimann3, KSchG, § 5, Rz 2; Schauer in Krejci, Reformkommentar, UGB, § 354, Rz 5. 
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geschieht oder geschehen ist, ergibt.“342 Bestehende Tarife, die von Berufsverbänden 
herausgegeben wurden, können zwar als Richtschnur für die Ermittlung des 
angemessenen Entgelts herangezogen werden.343 Dies setzt aber voraus, dass deren 
Ansätze in einer einen einheitlichen, nach außen abgegrenzten Markt darstellenden 
Region344 tatsächlich bezahlt werden.345 Somit stellt das nach § 1152 ABGB bzw. 
§ 354 UGB geschuldete „angemessene Entgelt“ den allgemein üblichen Marktpreis dar. 
Dies setzt voraus, dass ein solcher für die jeweiligen Leistungen objektiv eruierbar ist. 
Gerade bei Anwaltsleistungen kann diese Ermittlung schwierig sein: Während es bei 
standardisierten Leistungen, die in einem üblichen Zeitrahmen erbracht werden, 
möglich sein dürfte, einen Marktwert zu finden, so erscheint dies bei Erledigung 
schwieriger Aufgaben oder einer „ausgerissenen Angelegenheit“ (z.B. das Verhandeln 
eines anspruchsvollen Vergleiches in einer causa mit hohem Gegenstandswert) kaum 
möglich.346 Zumindest im Grundsatz hat aber die Rechtsprechung für den Bereich 
anwaltlicher Leistungen das Bestehen eines derartigen üblichen Marktpreisniveaus 
bislang als gegeben vorausgesetzt.347 
 
Als Kriterien für die Ausmittlung des „angemessenen Entgelts“ kommen Thiery348 
zufolge etwa der Umfang349 der anwaltlichen Tätigkeit, deren Schwierigkeit und 
Komplexität350, die Bedeutung der Angelegenheit für den Einzelnen, das 
Haftungsrisiko351 sowie die wirtschaftlichen Verhältnisse des Mandanten in Frage. Diese 
Kriterien dürften auch für die Preisbildung am Markt tatsächlich wesentlich sein, wobei 
                                            
342 So die Rsp vgl. OGH 1 Ob 882/54, JBl 1955, 122; EvBl 1964/401; vgl. zuletzt 18.09.1991 
RS0038392. 
343 Vgl. OGH SZ 51/27.  
344 Pfeil in Schwimann V3, § 1152, Rz 28. 
345 Krejci in Rummel I, § 1152, Rz 26; Pfeil in Schwimann V3, § 1152, Rz 29. 
346 Thiery, AnwBl 2006, 435. 
347 Vgl. OGH EvBl 1964/401; 18.09.1991 RS0038392; 25.03.2003, RdW 2003/354. 
348 Thiery, AnwBl 2006, 435. 
349 Der Autor verweist auf § 3 NTG, wonach auch der Notar bei Tätigkeiten von ungewöhnlichem 
Umfang, besonderer Schwierigkeit sowie Verantwortlichkeit, die mit besonderem Zeitaufwand 
verbunden ist, einen erhöhten Tarif zu verzeichnen berechtigt ist; vgl. auch § 2 Abs 2 RATG, wonach 
der Rechtsanwalt im Falle einer durch „besondere Umstände“ oder einer von seiner Partei 
veranlassten „besonderen Inanspruchnahme“ einen „dadurch gerechtfertigten höheren Anspruch als 
im Tarif vorgesehen“ gegen seinen Mandanten geltend machen kann.  
350 OGH AnwBl 1995, 520 mit Verweis auf die §§ 2, 3 NTG, die über § 8 Abs 5 AHR auch für die 
anwaltliche Entlohnung Maßgeblichkeit erlangen. 
351 Hauptsächlich deshalb sieht auch das RATG für die gleiche Leistung bei höherem Streitwert der 
Sache eine höhere Entlohnung vor. 
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meiner Meinung nach zusätzlich die Marktmacht großer Klienten oder bestimmter 
Klientengruppen, durch deren Aufträge der Rechtsanwalt hauptsächlich sein 
Einkommen erwirtschaftet, zu nennen sind.  
 
Es könnte nun aber fraglich sein, ob die Ansätze der vom ÖRAK erlassenen AHR/AHK 
(zu deren rechtlichem Charakter siehe erster Abschnitt, Kapitel 4) die vorhin genannten 
Voraussetzungen des § 1152 ABGB bzw. § 354 UGB (marktübliches Honorarniveau 
für die konkrete Leistung) erfüllen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass im Unterschied 
zu vielen anderen Branchen das Aushandeln des Honorars bei Abschluss von 
Mandatsverträgen nicht an der Tagesordnung steht. Nur ein kleiner Teil der 
Rechtssuchenden hat bei Auftragserteilung von der Art der Honorarberechnung nach 
AHK eine Ahnung.352 Folglich ist eine Fallkonstellation, wo Mandanten in Kenntnis der 
AHK diese „wegzuverhandeln“ suchen, wegen dieser fehlenden Kenntnis praktisch 
kaum gegeben. Inwieweit „vorsichtige“ Rechtssuchende die AHK dadurch 
„wegverhandeln“, dass sie ungeachtet der fehlenden Vorstellung von einer 
Honorarermittlung nach AHK auf eine konkrete andere Honorarform bestehen, kann 
gesichert nicht gesagt werden, da hiefür die diesbezüglichen Vertragsgewohnheiten 
empirisch zu untersuchen wären. Letzteres ist wegen fehlender Fachkenntnis weder 
möglich noch angesichts der Ausrichtung dieser Arbeit zweckmäßig. Festzuhalten 
bleibt, dass zumindest in unserem Nachbarstaat Deutschland bereits empirische Belege 
für eine zunehmende Marktüblichkeit von Zeithonoraren vorliegen.353 Dies lässt aber 
den Schluss auf eine von den AHK abweichende Marktüblichkeit zumindest in 
Teilbereichen des österreichischen Anwaltsmarktes zu. 
                                            
352 Vgl. Thiery, AnwBl 2006, 432, demzufolge eine von der Plattform „Reformwahl“ im Jahr 2005 bei 
500 Personen über das Bild der Rechtsanwälte in der Öffentlichkeit durchgeführten Befragung 
ergeben hat, dass 83,4% der Befragten die Angst vor hohen Kosten und 62,2% eine unklare 
Tarif/Honorargestaltung als Hemmnis, einen Anwalt zu kontaktieren, genannt haben; siehe auch 
Orator, AnwBl 1984, 40, wonach jedermann sprichwörtlich um die „kostbare Zeit des Rechtsanwalts, 
die man nicht weiter in Anspruch nehmen wolle“, Bescheid wüsste, ohne jedoch nur annähernd eine 
Ahnung vom konkreten Ausmaß und der Art der Berechnung des Honorars zu haben. 
353 Vgl. für den dt. Markt eine Untersuchung des Soldan Instituts, Hommerich u.a., dAnwBl 2006, 473; 
eine im Jahr 2005 mit über 1.000 Rechtsanwälten durchgeführte Befragung ergab, dass das 
Zeithonorar in Form des Stundenhonorars bereits die verbreitetste Form des vereinbarten Honorars 
darstellte, wobei in der Verwendungshäufigkeit von Zeithonoraren im Vergleich zu den 90-er Jahren 
ein deutlicher Wandel festzustellen war: während noch 1997 – je nach Kanzleigröße und Ausrichtung 
– 40 bis 60 % der befragten Rechtsanwälte keine Erfahrung mit Zeithonoraren hatten, so vereinbarten 
2005 zwischen 73 und 98% der Rechtsanwälte Honorare auf Stundensatzbasis; der Anwaltstarif nach 
dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (dRVG) wurde demgemäß  meist abbedungen. 
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Die darüber hinaus bestehenden rechtlichen Probleme aufgrund von inhaltlichen 
Divergenzen mit den Hononarvorschriften des RATG sind näher in Punkt 3 behandelt. 
 
 
4. Kapitel  Verhältnis des RATG zu § 1152 ABGB  
 
Bei § 1152 ABGB (und auch bei § 354 UGB) ist zu beachten, dass sondergesetzliche 
Regelungen über die Höhe des Entgelts der letztgenannten Bestimmung vorgehen.354 Zu 
diesen sondergesetzlichen Grundlagen gehört auch das RATG, dem daher in seinem 
Anwendungsbereich der Vorrang vor einer Honorarausmittlung nach 
Angemessenheitskriterien zukommt. Einer gefestigten Rechtsprechung355 zufolge sind 
die Rechtsgrundlagen für eine Honorarschuld in folgender Reihenfolge356 anzuwenden: 
1. Parteienvereinbarung – 2. RATG – 3. angemessenes Entgelt nach § 1152 ABGB. 
Dabei schließt jede Rechtsgrundlage die nachfolgende aus. Als positivrechtliche 
Grundlage hiefür wird § 17 Abs 1 RAO herangezogen357, wonach das „Maß der 
Entlohnung“ des Rechtsanwalts „bei dem Abgang eines 1.) Übereinkommens“, soweit 
es möglich ist, durch einen 2.) „gesetzlichen Tarif“ geregelt wird, und wo ein solcher 
fehlt, durch die 3.) „gesetzlichen Bestimmungen über den Lohnvertrag“.  
 
Klicka  zufolge (der Überlegungen Orators358 aufgreift) ist problematisch, dass das 
RATG in seinem Anwendungsbereich wegen des Vorrangs vor § 1152 ABGB 
verbindliche Richtlinien für die Angemessenheitsprüfung für ähnliche Sachverhalte 
aufstellt.359 So fielen beispielsweise gerichtlich betriebene Bestandsachen in den 
                                            
354 Pfeil in Schwimann V3, § 1152, Rz 2. 
355 OGH EvBl 1972/124; SZ 51/27; AnwBl 1991, 746; AnwBl 1998/7459; 25.04.1995, 10 Ob 509/95; 
09.11.2005, 7 Ob 250/05y. 
356 So die Darstellung bei Klicka, RdW 1993/10, 299, auf den die Rsp verweist, vgl. OGH RS0071999. 
357 OGH RS0071999. 
358 Orator, AnwBl 1984, 42, demzufolge im Anwendungsbereich des RATG nicht einmal eine 
Vereinbarung der AHR zulässig sein soll, sofern diese zu einem höheren Honorar führt; diese Ansicht 
steht im Widerspruch zu dem in § 2 Abs 1 RATG verankerten Vorrang der freien 
Honorarvereinbarung und ist daher mE abzulehnen. 
359 Klicka, RdW 1993/10, 299. 
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Anwendungsbereich des RATG, nicht hingegen außergerichtliche Bestandsachen, für 
die § 1152 ABGB (bzw. allenfalls § 354 UGB) direkt zur Anwendung kämen. Freilich 
erschiene es sachlich geboten, die Ansätze des RATG (wegen dessen Vorrang vor den 
letztgenannten Normen) auch für den Bereich der außergerichtlichen Bestandssachen 
als Richtschnur anzusehen. In diesem Zusammenhang führt Klicka im Jahre 1993 aus: 
„Merkwürdigerweise bringen die AHR in verschiedenen Bestimmungen (z. B. §§ 5, 7 
AHR) auch erhebliche Abweichungen von den Bestimmungen des RATG. [...] Um ein 
Beispiel anzuführen: Wenn § 5 Z 6 AHR [nunmehr inhaltsgleich § 5 Z 6 AHK] in 
Bestandsachen generell den dreifachen Jahresbestandzins als Bemessungsgrundlage 
vorsieht [...], so ist für diese im Verhältnis zum RATG exorbitanten 
Bemessungsgrundlagen nur in Ausnahmefällen ein sachlicher Grund zu finden: 
§ 10 Z 2 RATG sieht bei Geschäftsräumen und Wohnungen über 90 m2 eine 
Bemessungsgrundlage in Höhe des einfachen Jahresmietzinses, mindestens 24.000 S 
[nunmehr 2.000 €, was umgerechnet 27.520,60 S entspricht], vor und bei Wohnungen 
über 60 m2 12.000 S [nunmehr infolge Änderung der Relation der 
Bemessungsgrundlagen360 1.500 €, was umgerechnet 20.640,45 S entspricht] bzw. bei 
kleineren Wohnungen 6.000 S [nunmehr infolge Änderung der Relation der 
Bemessungsgrundlagen 1.000 €, was umgerechnet 13.760,30 S entspricht]. Eine zu 
bewertende Bestandstreitigkeit über eine kleine Wohnung kann also nach der 
gesetzlichen Bewertung des RATG eine Bemessungsgrundlage von 6.000 S [nunmehr € 
1.000,00] haben, während sich nach den AHR eine Mindestbemessungsgrundlage von 
80.000 S [nunmehr bei Wohnungen bis zu drei Wohnräumen € 5.800,00] ergibt.“361  
 
Zu dieser Diskrepanz mit dem höherrangigen Gesetzesrecht des RATG tritt 
verschärfend noch folgendes Problem hinzu: § 37 Z 4 RAO ermächtigt den ÖRAK 
lediglich zur Feststellung einer Entlohnung, die den Angemessenheitsanforderungen des 
§ 1152 ABGB entspricht.362 Dabei ist aber auf Marktgegebenheiten abzustellen, nicht 
bloß auf den Leistungsumfang. Eben aus diesem Grund ist es meiner Meinung nach 
wahrscheinlich, dass die früher verbindlichen AHR (zu deren Rechtscharakter siehe 
                                            
360 Erfolgt im Zuge der Zivilverfahrens-Novelle 2004, BGBl I 128/2004 mit Wirkung ab 01.01.2005.  
361 Klicka, RdW 1993, 299. 
362 Vgl. Orator, AnwBl 1984, 42; Klicka, RdW 1993, 299. 
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erster Abschnitt, Kapitel 4) eine gesetzwidrige Verordnung waren. In gleicher Weise 
könnten auch die AHK gesetzwidrig sein: Diese sehen in ihrem § 4 ein Abweichen 
(nach unten wie oben) lediglich für den Fall abweichenden Leistungsumfangs363, nicht 
aber für den Fall der Feststellung eines im Einzelfall von deren Ansätzen abweichenden 
marktüblichen Preisniveaus vor. Und auch aus § 5 ist keine Möglichkeit abzuleiten, auf 
Marktüblichkeit der Entlohnung Bedacht zu nehmen, da die dort angeführten 
Bemessungsgrundlagen der Honorarbemessung immer zu Grunde zu legen sind, „soweit 
sich nicht auf Grund des Interesses des Auftraggebers oder aus der Sache selbst ein 
anderer Wert ergibt“. Es geht hierbei lediglich um das Interesse des Mandanten364 oder 
den Sachwert als Bemessungsgrundlage, die Höhe der einzelnen Leistung wird aber 
sodann unter sinngemäßer Anwendung der Tarifansätze des RATG bestimmt. Dabei 
wird nicht berücksichtigt, ob auf dem Markt für die konkrete Leistung – selbst unter der 
Annahme eines bestimmten Interesses oder Sachwerts – ein derartiges Honorar auch 
bezahlt würde.  
 
Daher erscheint es meines Erachtens möglich, dass der VfGH – etwa im Zuge eines 
Individualantrags auf Verordnungsprüfung365 – die AHK auf ihre Gesetzeskonformität 
prüfen und aufheben könnte. Freilich ist meine Ansicht nicht herrschend, der 
Verordnungscharakter der AHR/AHK im Sinne von Art 139 B-VG wird überwiegend 
abgelehnt.366 Auch hat sich der VfGH bislang, soweit dies ersichtlich ist367, mit einer 
Frage der Verordnungsprüfung der AHR oder der AHK nicht auseinandergesetzt.  
                                            
363 argumento § 4 Satz 2: „Bei der Beurteilung der Angemessenheit des Honorars ist zu berücksichtigen, 
ob diese Leistungen nach Art oder Umfang den Durchschnitt erheblich übersteigen oder 
unterschreiten.“ 
364 Dies ist etwa bei Verkauf einer Liegenschaft die Höhe des Kaufpreises, OGH 25.03.2003, 
RdW 2003, 433. 
365 Vgl. Art. 139 Abs 1 B-VG: „Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Gesetzwidrigkeit von 
Verordnungen einer Bundes- oder Landesbehörde auf Antrag … einer Person, die unmittelbar durch 
diese Gesetzwidrigkeit in ihren Rechten verletzt zu sein behauptet, sofern die Verordnung ohne 
Fällung einer gerichtlichen Entscheidung oder ohne Erlassung eines Bescheides für diese Person 
wirksam geworden ist.“; infolge der Disziplinarstrafbarkeit einer exzessiven Überschreitung der 
AHK-Ansätze wäre der Umweg über die „Fällung einer gerichtlichen Entscheidung“ bzw. „Erlassung 
eines Bescheides“ nicht zumutbar (man spricht von „Umwegunzumutbarkeit“).  
366 Vgl. Orator, AnwBl 1984, 41; Klicka, RdW 1993, 299; möglicherweise aA Feil/Wennig, die zwar die 
„normative Kraft“ der AHR verneinen, dennoch aber selbst die AHK als „Verordnung“ bezeichnen, 
dieselben, Anwaltsrecht5, RAO § 37 Rz 4.  
367 Ergebnis der Abfrage unter http://www.ris2.bka.gv.at/Suchen.wxe?QueryID=Vfgh&WxeReturn 
ToSelf= True&TabbedMenuSelection=JudikaturTab, Abfragedatum: 08.01.2008. 
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5. Kapitel Schlussfolgerung für die Reichweite des Untersuchungsgegenstandes 
 
Aus obigen Überlegungen geht hervor, dass eine „freie Honorarvereinbarung“ eine 
zumindest schlüssige Vereinbarung über das Honorar bzw. seine Höhe darstellt, die im 
Ergebnis nicht zur Anwendung der auch in Ermangelung einer solchen Vereinbarung 
geltenden Rechtslage führt. Da diese Arbeit den Inhalt der Tarifansätze des RATG und 
§ 1152 ABGB nicht näher im Detail darstellen und somit in den Mittelpunkt rücken 
möchte, soll auch jede solche Vereinbarung von der näheren Behandlung 
ausgeschlossen sein, die als Berechnungsgrundlage (allenfalls mit geringfügigen 
Modifikationen wie z.B. anderer Bemessungsgrundlage) diese Tarife heranzieht.  
 
Im Ergebnis soll unter einer „freien Honorarvereinbarung“ im Sinn dieser Arbeit nur 
eine zumindest schlüssige Vereinbarung der Honorierung für das anwaltliche 
Tätigwerden verstanden werden, die keine auf dem System der bestehenden 
Tarifnormen aufbauenden Honorarberechnung zum Inhalt hat.  
 
 
Fünfter Abschnitt  
Zivilrechtliche Grenzen für freie Honorarvereinbarungen   
 
Im Zweiten Abschnitt wurde bereits gezeigt, dass aufgrund der im Schuldvertragsrecht 
bestehenden Privatautonomie eine freie inhaltliche Gestaltung des anwaltlichen 
Honorars durch Vertrag grundsätzlich möglich ist. Das Zivilrecht kennt jedoch 
allgemeine Grenzen der vertraglichen „Gestaltungsfreiheit“, die auch für die 
Honorarvereinbarungen von Rechtsanwälten gelten. 
 
Welche dieser zivilrechtlichen Schranken (Sittenwidrigkeit, Wucher, usw.) konkrete 
Bedeutung für freie Honorarvereinbarungen aufweisen, möchte der nachfolgende 
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Abschnitt näher darstellen. Dabei sollen insbesondere die sich ergebenden 
Besonderheiten im Verhältnis Anwalt-Mandant beleuchtet werden.  
 
 
1. Kapitel  Nichtigkeit einer Vereinbarung des „An-Sich-Lösens der 
anvertrauten Streitsache“ bzw. der Streitanteilsvereinbarung, sog. 
pactum de quota litis (§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB) 
 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB lautet in der Fassung der III. Teilnovelle (RGBl 1916/69): 
 
[Insbesondere sind folgende Verträge nichtig:] 
...  
wenn ein Rechtsfreund eine ihm anvertraute Streitsache ganz oder teilweise an sich löst 
oder sich einen bestimmten Teil des Betrages versprechen lässt, der der Partei 
zuerkannt wird.“ 
  
Das Verbot des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB hat seinen Ursprung im Standesrecht der 
Rechtsanwälte.368 Von der Nichtigkeitsdrohung umfasst ist einerseits das „An-Sich-
Lösen der anvertrauten Streitsache“, und andererseits die Streitanteilsvereinbarung 
(pactum de quota litis). Beide Verbote sind, da korrespondierende standesrechtliche 
Beschränkungen bestehen, im diesbezüglichen sechsten Abschnitt in standesrechtlicher 
Hinsicht behandelt (siehe dazu im sechsten Abschnitt Kapitel 3). Im Folgenden soll die 
zivilrechtliche Seite dieser Verbote beleuchtet werden, die auf § 879 Abs 2 Z 2 ABGB 
gründet. 
 
                                            
368 OGH 6 Ob 311/66, SZ 39/160; 23.02.1999, 5 Ob 28/99z; zuletzt 26.04.2006, 7 Ob 8/06m.  
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1. Persönlicher Anwendungsbereich des Nichtigkeitstatbestandes 
 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB ist zwar von seiner Konzeption her auf den Rechtsanwalt als 
Normadressat („Rechtsfreund“, „Streitsache“ etc.) zugeschnitten. Aus eben diesem 
Grund könnte eine Anwendung auf Berufsgruppen verneint werden, die keine 
gerichtliche Parteienvertretung bei der Anspruchsdurchsetzung leisten. Dem entgegen 
hat die Rechtsprechung des OGH den persönlichen Anwendungsbereich des 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB auch auf all jene Berufsgruppen erstreckt, für welche 
vergleichbare Standesregeln bestehen wie für Rechtsanwälte369 – selbst wenn diese 
keine gerichtliche Parteienvertretung leisten. Konkret bejaht wurde die Anwendbarkeit 
des Tatbestandes der Z 2 in der Rechtsprechung bereits für Notare370, 
Wirtschaftstreuhänder371 und (zumindest in standesrechtlicher Hinsicht) 
Ziviltechniker372. Eine analoge Ausweitung der Nichtigkeitsbestimmung auf andere (als 
einem Standesrecht unterliegende) Personengruppen wird hingegen grundsätzlich 
abgelehnt.373 Lediglich aus Rechtsscheingesichtspunkten bzw. unter dem Gesichtspunkt 
der Verhinderung unlauterer Wettbewerbsvorteile hat der OGH eine Erstreckung auf 
Personen bejaht, die die Tätigkeit der einem Standesrecht unterliegenden Personen 
unbefugt erbringen.374  
 
Wegen der gegebenen praktischen Bedeutung dieser Frage wird unter Punkt 1.4 näher 
untersucht, inwieweit die Nichtigkeitsnorm auf das in jüngerer Zeit aufgekommene 
Institut der Prozessfinanzierung anwendbar ist. 
 
 
                                            
369  OGH 23.02.1999, 5 Ob 28/99z.  
370   OGH Ds 6/71, EvBl 1973/11. 
371   OGH 07.07.1981, 5 Ob 544/81, RS0016814; vgl. Kleiner Fritz, ecolex 2002, 116. 
372   VfSlg 15081/1998. 
373   OGH 4 Ob 358-365/83, ÖBl 1985, 71; RS0016814. 
374 OGH 4 Ob 81/99m, ecolex 1999, 536 bezügl der den Wirtschaftstreuhändern vorbehaltenen 
Tätigkeiten; etwas zu generalisierend Scheuba Elisabeth, ecolex 2005, 747; zutreffend hingegen die 
Wiedergabe der E bei Wagner Erika, JBl 2001, 429. 
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2. „An-Sich-Lösen der anvertrauten Streitsache“ 
 
Was unter „Streitsache“ zu verstehen ist, konkretisieren die Erläuterungen F. v. Zeillers, 
des Verfassers des ABGB, nicht. § 879 Abs 2 Z 2 ABGB ist aber von seiner Konzeption 
her auf strittige zivilrechtliche Ansprüche in Gerichtsverfahren zugeschnitten375 – dies 
hatte offenbar auch F. v. Zeiller vor Augen.376 Aus eben diesem Grund bezweifelt etwa 
E. Wagner die Anwendbarkeit dieser Norm auf außergerichtliche Tätigkeiten.377 
Hingegen soll Gschnitzer zufolge der Ausdruck „Streitsache“ im Z 2 nicht wörtlich zu 
verstehen sein.378 Der OGH wiederum hat in älterer (offenbar auf 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB aufbauenden, siehe Näheres dazu unter Punkt 1.3) 
Disziplinarjudikatur auch subjektiv-öffentliche Rechte, die vor Verwaltungsbehörden 
geltend zu machen waren, unter den Begriff der „Streitsache“ subsumiert, so etwa 
militärische Unterhaltsbeiträge, deren Einbringung der Rechtsanwalt für die Frauen 
eingerückter Soldaten übernommen hat.379 In der zivilgerichtlichen Rechtsprechung hat 
sich ebenfalls die Ansicht durchgesetzt, dass die Anspruchsverfolgung vor 
Verwaltungsbehörden (somit ohne „streitiges“ Verfahren) dem Regime der 
Nichtigkeitsbestimmung der Z 2 unterliegt.380 Ebenso hat der OGH ausdrücklich 
ausgesprochen, dass sich der Nichtigkeitstatbestand auch auf alle rechtsanwaltlichen 
Tätigkeiten außerhalb eines Prozesses erstreckt.381 
 
Die Frage, inwieweit die vorgenannte Lösung der Rechtsprechung dogmatisch zutrifft, 
sollte über den Zweck der Nichtigkeitsbestimmung gelöst werden:  
 
                                            
375  Wagner Erika, JBl 2001, 432. 
376 Vgl. Zeiller F. v., ABGB § 879, Erl 3. 
377  Wagner Erika, JBl 2001, 432. 
378 Vgl. Gschnitzer in Klang IV/12, 196. 
379 OGH Ds IV 12/18 (=Disziplinarsenat für Rechtsanwälte), Gerichtshalle 1918, 352. 
380 So etwa die Geltendmachung des Außenhandelsförderungsbeitrags-Rückvergütung vor den 
Zollbehörden, OGH 4 Ob 81/99m, ecolex 1999, 536. 
381 OGH 7 Ob 8/06m, Zak 2006/436 S 256 -Zak 2006, 256 mit Verweis auf 4 Ob 81/99m, 
ecolex 1999, 536. 
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Nach einer Ansicht382 will die Norm verhindern, dass der „Rechtsfreund“ die Befugnis 
erlangt, im eigenen Namen und aufgrund eigener materieller Berechtigung über den 
Streitgegenstand zu verfügen (somit das „dominium litis“ zu erlangen). Zufolge einer 
älteren Ansicht der Disziplinarjudikatur will das Verbot eine verpönte Prozesslenkung 
durch den Rechtsfreund unterbinden.383 Daher ist der Tatbestand mangels „Strittigkeit“ 
der Sache dann nicht erfüllt, wenn eine Sache (z.B. Forderung) der Partei bereits 
rechtskräftig zuerkannt worden ist.384  
 
Dieser Zweck würde eine analoge Anwendung des Begriffes „Streitsache“ auch auf 
andere als gerichtlich geltend zu machende Vermögenswerte ausschließen, zumal die 
Innehabung des „dominium litis“ durch den berufsmäßigen Parteienvertreter – und 
dadurch eine verpönte Prozesslenkung – nur in einem anhängigen zivilgerichtlichen 
Verfahren möglich ist. 
 
Ein anderer Verbotszweck des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB besteht darin, den Anwalt an 
einer materiellen „Teilhaberschaft“ (das heißt mit wirtschaftlichem Eigeninteresse) an 
einer Sache, die er für die von ihm vertretene Partei erst erkämpfen müsste, zu hindern. 
Der Rechtsanwalt soll nicht den für die Partei verfolgten Anspruch materiell zu seinem 
eigenen machen und sodann den Prozess im wirtschaftlichen Eigeninteresse fortsetzen 
(siehe sechster Abschnitt Punkt 3.1).  
 
Dieser Zweck lässt eine Erstreckung des Verbots auf andere als gerichtliche – etwa 
verwaltungsbehördliche oder außergerichtliche – Anspruchsverfolgung schon eher 
sinnvoll erscheinen: Denn die Erlangung fremder Forderungen, um sie im 
Eigeninteresse einzutreiben, ist bei gerichtlicher Anspruchsverfolgung in gleicher Weise 
möglich wie bei verwaltungsbehördlicher oder vorprozessualer Vertretung. 
 
Bereits in seiner Stammfassung aus 1811 erklärte § 879 Abs 2 ABGB (damals noch 
Z 3) das „An-Sich-Lösen der anvertrauten Streitsache“ für nichtig. Aus den Materialien 
                                            
382  Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 242. 
383  Dabei beruft sich der OGH in JBl 1916, 87 mE zu Unrecht auf F.v. Zeiller; siehe aber Zeiller F.v., 
ABGB III/1 § 879, Erl 3. 
384  Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 242. 
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zur Urfassung des ABGB ist ersichtlich, dass die definitive Veräußerung strittiger 
Forderungen an den Rechtsanwalt, der mit deren Durchsetzung beauftragt ist, generell 
als verpönt angesehen wurde: Denn gemäß den Erläuterungen F. v. Zeillers soll das 
Verbot verhindern, dass Rechtsanwälte „kurzsichtige Parteyen durch Vorspiegelungen 
des großen Kosten- und Müheaufwandes, und durch die angedrohte Versagung des 
Rechtsbeystandes zu unmäßigen Verheißungen, oder zur Abtretung ihres Rechtes, das 
sie doch zu verfechten übernommen haben“, verleiten.385 Hauptsächlicher Verbotszweck 
des „An-Sich-Lösens“ der Streitsache ist nach dem Konzept des historischen 
Gesetzgebers somit der Schutz des rechtsunkundigen Mandanten vor Übervorteilung 
durch seinen Rechtsanwalt, der die Prozesschancen besser abschätzen kann. Der 
Mandant sollte vor dem Risiko bewahrt werden, die strittige Forderung gegen ein 
unverhältnismäßig geringes (oder gar kein) Entgelt zur Gänze oder teilweise an den 
Anwalt zu übertragen.  
 
Nicht notwendig ist, dass die Gegenleistung des Anwalts, die dieser für den Erwerb der 
strittigen Forderung verspricht, tatsächlich unverhältnismäßig gering ausfällt.386 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB sanktioniert somit bereits die „abstrakte“ Gefährdung387 des 
Klienten, übervorteilt zu werden. 
 
Im Schutz des Klienten vor dem Wissens- und Erfahrungsvorsprung seines 
Rechtsanwalts sieht auch die zivilgerichtliche Rechtsprechung den Hauptzweck des 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB.388 Da eben dieses Wissens- und Erfahrungsgefälle nicht 
bestehe, wenn der Klient selbst Rechtsanwalt ist, hat der OGH die Subsumtion einer 
Honorarzession unter den Tatbestand des „An-Sich-Lösen“ bereits abgelehnt, wenn eine 
solche unter Rechtsanwälten erfolgt ist.389 
 
                                            
385 Zeiller F. v., ABGB III/1 § 879, Erl 3. 
386 Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 244; vgl. OGH 6 Ob 311/66, SZ 39/160. 
387 Vgl. Wagner Erika., wonach der Anwalt selbst über den „Verdacht“ erhaben sein soll, sein besseres 
Fachwissen auszunützen, dieselbe, JBl 2001, 431.   
388 Vgl. OGH 10 Ob 91/00f, SZ 73/144.  
389 OGH 10 Ob 91/00f, SZ 73/144. 
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Neben diesem hauptsächlichen Zweck soll durch das Verbot auch das Ansehen des 
Anwaltsstandes geschützt werden.390 Offenbar will das Verbot Rechtsanwälte dazu 
anhalten, ihr Wissen und ihre Erfahrung ausschließlich zu dem Zweck zu gebrauchen, 
anderen bei der Durchsetzung strittiger Forderungen zu helfen, nicht aber, um solche 
Forderungen „günstig“ zu erwerben. Die Entlohnung für die fachkundigen Bemühungen 
der Anwälte müsste demnach (sofern eine Quote als Honorar ausscheidet) wohl in 
Zusammenhang mit der für die Vertretung aufgewendeten Arbeit stehen. Auf diese 
Weise soll der Rechtsanwalt seiner Rolle als „Säule des Rechtsstaates“ gerecht werden 
(nähere Ausführungen dazu siehe im sechsten Abschnitt, Kapitel 3).  
 
Diese letztgenannten Zwecke des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB erfordern dessen Anwendung 
gleichermaßen bei (streitiger) zivilgerichtlicher wie auch bei sonstiger gerichtlichen und 
verwaltungsbehördlichen Anspruchsverfolgung. Anwendungsbedarf besteht ferner auch 
dann, wenn das subjektive Vermögensrecht des Mandanten einbringlich gemacht wird, 
noch bevor Behörden bemüht werden mussten: Denn die besseren Erfolgschancen in 
einem gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen Verfahren sind gerade durch die 
Beweisbarkeit des konkreten Sachverhalts sowie die materielle Rechtslage bedingt, 
welche der Rechtsanwalt besser kennt als sein Mandant. Dies kann erfahrungsgemäß 
bewirken, dass die Gegenseite (die nach Erhalt eines anwaltlichen Mahnschreibens 
mitunter selbst rechtlichen Rat einholt) den eingeforderten Anspruch schon vor 
Prozessbeginn erfüllt. Somit kann der Wissensvorsprung des Anwalts – freilich nur bei 
privatrechtlichen Forderungen – noch vor Einschaltung der Behörden eine 
„außergerichtliche“ Eintreibung bewirken.  
 
Eine derartige Erstreckung der Nichtigkeitsnorm dient auch der Wahrung der oben 
zitierten Funktion des Rechtsanwaltsstandes, der sein Wissen der rechtssuchenden 
Bevölkerung nicht um eines Anteils am streitgegenständlichen Anspruch zur Verfügung 
stellen soll (sondern eben nur gegen ein aufwandsbezogenes Entgelt). Denn die für den 
Rechtssuchenden abträgliche und für das Standesansehen verpönte Tätigkeit eines 
gezielten Ankaufens strittiger (und damit unsicherer) Forderungen (bzw. 
                                            
390 OGH 6 Ob 311/66, SZ 39/160. 
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Forderungsteilen) tritt beim „An-Sich-Lösen“ außergerichtlich betriebener Rechte in 
gleicher Weise ein wie bei behördlicher Parteienvertretung.    
 
Aus den oben referierten Gründen sollte die Nichtigkeitsnorm des 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB auch auf vorprozessuale Anspruchsdurchsetzung erstreckt 
werden.  
  
Eigener Meinung zufolge kann somit als „Streitsache“ jede Sache im Sinn des 
§ 285 ABGB verstanden werden, sofern diese Geldeswert aufweist,391 und eine Partei 
daran subjektive Rechte geltend macht, wobei die Durchsetzung des Rechtes (etwa 
infolge Bestreitung, aber auch wenn der Anspruch einer Überprüfung im 
Verwaltungsweg unterzogen wird) unsicher ist, sodass diese Sache der Partei nicht 
„zum Nutzen“ dient oder entzogen zu werden droht. Ferner ist erforderlich, dass es zum 
Tätigwerden eines „Rechtsfreundes“ für die Partei kommt, um ihr den Nutzen dieser 
Sache zu erlangen oder erhalten. „Streitsache“ können demnach körperliche wie 
immaterielle Sachen sein, aber auch vermögenswerte Forderungsrechte – Forderungen 
dürften praktisch sogar den häufigsten Fall des „An-Sich-Lösens“ darstellen. Das 
Tätigwerden des „Rechtsfreundes“ wird hauptsächlich in Vertretungshandlungen 
bestehen, vorstellbar erscheint aber auch Rechtsberatung, die der Erlangung der 
„Streitsache“ dienlich ist (zumal auch dies zum Kernbereich des anwaltlichen 
Berufsbildes gehört). Unter dem Begriff „Rechtsfreund“ ist gemäß obigen 
Ausführungen eine Person zu verstehen ist, die einer mit der Besorgung fremder 
Interessen betrauten Berufsgruppe (eine solche wird zumeist, aber nicht 
notwendigerweise einem eigenen Standesrecht unterliegen) angehört und zudem eine 
für die Erlangung einer „Streitsache“ dienliche Leistung erbringt. Inwiefern der 
Verbotstatbestand etwa auch auf die Prozessfinanzierung zu erstrecken ist, wird unter 
Punkt 1.4 näher erörtert. 
 
                                            
391 Vgl. so die Bestimmung in § 3 Pkt 2 der Prozessfinanzierungsvereinbarung der AdvoFin 
Prozessfinanzierung AG: „Der Prozesserlös im Sinn dieser Vereinbarung ist der im Prozess 
erstrittene […] Vermögensvorteil […]“, abrufbar unter 
http://www.advofin.at/fileadmin/user_upload/Advofin/Downloadbereich/Vorlagen/Prozessfinanzieru
ngsvereinbarung.pdf, Abfragedatum: 02.07.2009. 
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Unter „An-Sich-Lösen“ ist der endgültige Erwerb einer „Streitsache“ durch 
Übereignung oder Zession zu verstehen,392 somit der Übergang ins Vermögen des 
Rechtsfreundes.393 Nicht unter „An-Sich-Lösen“ subsumiert daher die Rechtsprechung 
die bloße Forderungsverpfändung sicherungshalber – nur die volle Abtretung soll unter 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB fallen.394  
 
Unter Nichtigkeitssanktion stehen somit nach § 879 Abs 2 Z 2 ABGB all jene 
Vereinbarungen, bei denen der Anwalt schon während anhängigem Prozess in 
Abgeltung seiner Leistungen die Streitsache erhält. Dies ist auch bei Überlassung der 
Forderung an Zahlungs Statt der Fall, nicht aber, wenn der Rechtsanwalt seine 
anderweitig (etwa nach dem Ausmaß der geleisteten Arbeit) errechnete 
Honorarforderung „zahlungshalber“ durch Erhalt der streitverfangenen Sache 
befriedigt.395 Denn wird der Sachwert der „Streitsache“ auf die Honorarforderung 
lediglich angerechnet und ein etwaiger Mehrbetrag an den Honorarschuldner ausgefolgt, 
so steht dies weder dem Normzweck des Klientenschutzes noch jenem der Wahrung der 
besonderen rechtsstaatlichen Funktion der Rechtsanwälte entgegen.  
 
Eben aus diesem Grund wird auch der Anspruch auf Ersatz der Prozesskosten von der 
Rechtsprechung nicht unter den Begriff der „Streitsache“ subsumiert. Denn kraft RATG 
wird der Rechtsanwalt gegenüber seinem Mandanten regelmäßig einen 
deckungsgleichen Honoraranspruch haben. Folglich stellt der Prozesskostenersatz 
wirtschaftlich betrachtet in aller Regel keine Forderung des Mandanten dar, sondern 
eine solche des Rechtsanwaltes. Der Rechtsanwalt muss beim An-Sich-Lösen von 
Kostenersatzansprüchen nicht „vor dem Scheine“ bewahrt werden, „daß er aus der 
Vertretung einen nicht einwandfreien Vorteil ziehe“.396 Es ist somit unbedenklich (und 
in der Praxis mitunter durchaus empfehlenswert), wenn sich der Rechtsanwalt schon 
während anhängigem Prozess oder gar vor Prozessbeginn die künftig (allenfalls) 
                                            
392 OGH 3 Ob 705/37, SZ 19/292. 
393 OGH 3 Ob 148/06, EvBl 1960/223; vgl. Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 17. 
394 OGH 3 Ob 705/37, SZ 19/292. 
395 OGH 7 Ob 474/56, SZ 29/78; 2 Ob 39/89, WBl 1989, 378 (379). 
396 OGH Rv.I 956/13, GlUNF 6662: „ […] Es ist nicht abzusehen, inwieferne der Advokat durch die 
Zession in die Lage käme, mehr Kosten aufzurechnen, als er auch ohne Zession aufrechnen könnte. 
[…] “; vgl. Gschnitzer in Klang IV2, 196. 
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entstehende Forderung seiner Partei auf Prozesskostenersatz abtreten lässt. Dadurch 
kann der Rechtsanwalt verhindern, dass ihm andere Gläubiger des Mandanten exekutiv 
zuvorkommen, bzw. dass der Mandant sich mit dem Prozessgegner hinter dem Rücken 
seines Anwalts über den Prozesskostenersatzanspruch vergleicht (was den 
Haftungsfonds des Anwaltes für seinen Honoraranspruch schmälern würde). 
 
 
3. Streitanteilsvereinbarung (pactum de quota litis) 
 
Während beim „An-Sich-Lösen“ die Streitsache schon vor Beendigung des 
Rechtsstreits in die Rechtszuständigkeit des Anwalts übertragen wird, bleibt bei der 
quota litis der Streitgegenstand bis zur Beendigung des Prozesses im Eigentum des 
Mandanten, der darüber frei verfügungsberechtigt und somit „Herr des Verfahrens“ ist. 
Der Mandant verspricht lediglich vor Prozessende seinem Anwalt als Honorar einen 
Teil jenes Betrages, der ihm (später allenfalls) zuerkannt wird.397  
 
Die rechtliche Überzeugung, dass der Abschluss eines pactum de quota litis durch einen 
„Rechtsfreund“ (procurator) zivilrechtlich nichtig sei, ist sehr alt. Sie lässt sich im 
antiken römischen Recht bis zu den Responsen Papinians im dritten nachchristlichen 
Jahrhundert zurückverfolgen.398 Kurz darauf fand das Verbot Eingang in die 
Konstitutionen Kaiser Diokletians.399 Hauptsächlicher Zweck des Verbotes ist – wie 
beim „An-Sich-Lösen der anvertrauten Streitsache“ – der Schutz des unerfahrenen 
Klienten vor Übervorteilung durch seinen Rechtsfreund.400 
 
                                            
397 Vgl. die Definition bei Krainer B., ecolex 2007, 593. 
398 Dig 17, 1, 7: „salarium procuratori constitutum si extra ordinem peti coeperit, considerandum erit, 
laborem dominus remunerare voluerit atque ideo fidem adhiberi placitits oporteat an eventum litium 
maioris pecuniae praemio contra bonos mores procurator redemerit. “ 
399 Cod 2, 12, 15: „litem te redemisse contra bonos mores precibus manifeste professus es, cum 
procurationem quidem suscipere (quod officium gratuitum esse debet) non sit res illicita, huiusmodi 
autem officia non sine reprehensione suscipiantur.“   
400 Vgl. OGH 10 Ob 91/00f, SZ 73/144.  
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§ 879 Abs 2 lautete seit der ABGB-Stammfassung 1811 bis zum Inkrafttreten der 
III. Teilnovelle (RGBl 1916/69)  am 01.01.1917 (der in eckige Klammern gesetzte Satz 
der Z 3 bis zum Inkrafttreten der RAO, RGBl 1868/96, am 01.01.1869):  
 
„[Abs 2: Ins besondere sind, außer den am gehörigen Orte angeführten, folgende 
Verträge ungültig:] [...] Z.3 Wenn ein Rechtsfreund [sich für die Uebernehmung eines 
Processes eine bestimmte Belohnung bedingt; oder] eine ihm anvertraute Streitsache an 
sich löset.“.  
 
Demnach war somit jegliche Honorarvereinbarung zivilrechtlich unwirksam – eine 
gesonderte Nichtigkeitsdrohung für die seit langem als für Anwälte verpönt geltende 
quota litis erübrigte sich. Damit korrespondierend erklärte bis 1868 § 423 AGO jede 
Vereinbarung, wodurch sich ein Advokat „auf den Fall, dass er den Prozeß gewinnen 
würde, eine besondere bestimmte Belohnung voraus bedinge“, für „unkräftig“ und 
stellte solches unter Strafe. Das gänzliche Fehlen von Privatautonomie im anwaltlichen 
Honorarbereich gründete in einer bis in die Antike zurückreichenden Tradition, wonach 
für operae liberales kein Entgelt versprochen werden durfte.401 Für eben diese wurde 
vielmehr lediglich aus freien Stücken ein honorarium („Ehrengeschenk“) oder salarium 
(Salär) bezahlt – woraus im Übrigen das Entgelt für freiberufliche Tätigkeit seine bis 
heute übliche Bezeichnung ableitet. Damit korrespondierend war vor 1869 im 
Prozessrecht vorgesehen, dass nicht nur die Anwaltskosten gegenüber der Gegenpartei, 
sondern auch gegenüber dem eigenen Mandanten erst nach Beendigung des 
Rechtsstreits vom Prozessgericht bestimmt wurden.402 Dies änderte sich mit dem 
Inkrafttreten von § 16 Abs 1 der Advocatenordnung (RAO). Diese Bestimmung verleiht 
im ersten Satz dem Rechtsanwalt das Recht, sich jederzeit eine Belohnung 
                                            
401 Krejci, ÖZW 2007, 95. 
402 Gemäß § 424 AGO sollte zu diesem Zweck jeder Advokat „bey Ueberreichung der letzten Schrift, 
[…] seine Gebühren verzeichnen, und dieses Verzeichnis den Acten beylegen, und eben also am 
Ende der Tagsatzung, worüber eine Erkenntniß erfolget, die Anforderung seiner Gebühren 
beybringen, und entweder schriftlich oder mündlich zum Protokolle anzeigen.“; § 425 leg.cit. geht 
wohl stillschweigend davon aus, dass der Richter nicht nur der unterlegenen Partei den Ersatz der 
gegnerischen Anwaltskosten aufträgt, sondern zudem jeder Partei auch den Ersatz der Kosten 
gegenüber ihrem eigenen Advokaten, wobei die zu ersetzenden Kosten des gegnerischen Advokaten 
auch von Amts wegen, jene des eigenen Anwalts aber nur auf Verlangen der Partei vom Gericht 
gemäßigt werden konnten.      
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auszubedingen (was im zweiten Satz durch das Verbot, die ihm anvertraute Streitsache 
ganz oder teilweise an sich zu lösen, eingeschränkt wird). Gemäß Art II des 
Einführungsgesetzes zur Advocatenordnung wurden alle Gesetze und Vorschriften, 
welche Gegenstände dieses Gesetzes betrafen, insoweit sie mit dessen Bestimmungen 
nicht in Einklang standen, aufgehoben. Diese Aufhebung umfasste insbesondere auch 
die Bestimmung in § 879 ABGB, wonach ein Rechtsfreund sich für die Übernehmung 
eines Prozesses im Voraus kein Honorar bedingen durfte – wohingegen das Verbot des 
„An-Sich-Lösen“ der Streitsache nunmehr auch ausdrücklich das „teilweise An-Sich-
Lösen“ erfasste.403  
 
Nun wurde durch diese Neuregelung im standesrechtlichen Bereich die Frage 
aufgeworfen, ob die in § 16 Abs 1 RAO grundsätzlich statuierten Freiheit der 
Honorarvereinbarung (die lediglich durch das Verbot des gänzlichen oder teilweisen 
„An-Sich-Lösens“ der anvertrauten Streitsache beschränkt war) das pactum de quota 
litis standesrechtlich zulässig sei.404 Vor diesem rechtlichen Hintergrund schwankte die 
Rechtsprechung des damals beim OGH bestehenden Disziplinarsenats für 
Rechtsanwälte Anfang des 20. Jahrhunderts, da sowohl die Zulässigkeit als auch das 
Verbot der quota litis vertreten wurde.405 Näheres dazu ist, da es sich dabei um eine rein 
standesrechtliche Frage handelt, im nachfolgenden sechsten Abschnitt unter 
Kapitel 3 Punkt 2 behandelt. Hingegen ist bedauerlicher Weise zivilgerichtliche 
Judikatur des OGH zu der Frage, inwieweit ein pactum de quota litis aufgrund der 
eingetretenen Einschränkung des Nichtigkeitstatbestandes zivilrechtlich gültig 
vereinbart werden kann, im Zeitraum von 1869 bis zumindest 1915406 nicht 
auffindbar.407 Auch sind Lehrstimmen, die sich dezidiert mit den zivilrechtlichen 
                                            
403 Jahoda, ÖJZ 1954, 606. 
404 Jahoda, ÖJZ 1954, 605. 
405 Gegen die Zulässigkeit vgl. OGH Ds I 26/11, JBl 1912, 370; zuletzt Ds V 3/14, JBl 1914, 242; für die 
Zulässigkeit OGH Ds I-13/15, JBl 1916, 85 (87) [Bum Ernst].   
406 Die positivrechtlichen Rahmenbedingungen bestanden zwischen dem Inkrafttreten der RAO, 
RGBl 1868/96, am 01.01.1869 und dem Inkrafttreten der III. Teilnovelle, RGBl 1916/69, am 
01.01.1917. 
407 Ergebnis einer Durchsicht der zivilrechtl E des OGH der Jahre 1869 bis 1915, vgl. GlU 3227 bis 
16165  bzw. GlUNF 1 bis 7747.  
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Auswirkungen des Art II des Einführungsgesetzes zur Advocatenordnung 
auseinandersetzen, eigenen Recherchen zufolge408 nicht auffindbar.  
 
In der III. Teilnovelle 1916 (RGBl 1916/69) wurde das quota litis-Verbot schließlich 
ausdrücklich in § 879 Abs 2 ABGB in dessen nunmehrige Z 2 aufgenommen. Dadurch 
ist nun klar gestellt, dass auch das pactum de quota litis eine zivilrechtlich gemäß 
§ 879 ABGB nichtige Form der Entgeltsvereinbarung darstellt.    
 
 
4. Einfluss der Nichtigkeitssanktion auf die Zusammenarbeit des 
Rechtsanwalts mit einem Prozessfinanzierer 
 
Ein besonderes Problem stellt in diesem Zusammenhang die Tätigkeit von 
Prozessfinanzierern dar. Diese sagen den Rechtssuchenden die Übernahme der 
gesamten Kosten der Prozessführung (Kosten des eigenen Anwalts zuzüglich 
Gerichtskosten und allfälligem Kostenersatz an die Gegenseite) zu und erhalten im 
Gegenzug einen Prozentsatz des (allenfalls künftig) ersiegten Betrages versprochen. Zur 
Besicherung dieses (aufschiebend bedingten) Anspruches verpfändet der 
Rechtssuchende sowohl die Klagsforderung als auch allfällige Ansprüche auf 
Prozesskostenerstattung zumeist an den Prozessfinanzierer, ohne für deren Bestand 
Gewähr zu leisten.409 Beide Seiten verpflichten sich zur strengen Geheimhaltung über 
Bestehen und Inhalt des Finanzierungsvertrages.410 
 
                                            
408 Ergebnis einer Literaturrecherche unter http://recherche.rdb.at/recherche/rec_a03_expertsuche. 
html;jsessionid=B0DF3D7E03922D05AC2CBD931C9E3FC0?au=1249911117087, Abfragedatum: 
10.08.2009. 
409 Vgl. § 3 Pkt 1 und 2 Allgemeinen Vertragsbedingungen der AdvoFin Prozessfinanzierung AG für 
den Abschluss einer „Prozessfinanzierungsvereinbarung“, abrufbar unter 
http://www.advofin.at/fileadmin/user_upload/Advofin/Downloadbereich/Vorlagen/Prozessfinanzieru
ngsvereinbarung.pdf, Abfragedatum: 02.07.2009. 
410 Diese Bestimmung erscheint wenig sinnvoll, da die Vertragsbedingungen zur Herstellung der für die 
wirksame Forderungsverpfändung gebotenen Publizität zumeist eine Schuldnerverständigung 
erforderlich machen; durch eine solche wird aber mE das schutzwürdige Geheimhaltungsinteresse 
des Prozessfinanzierers praktisch weitgehend beseitigt. 
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Eine derartige Vereinbarung könnte von ihrem Wesen her einer 
Streitanteilsvereinbarung (pactum de quota litis) gleichkommen, sofern das 
Vorfinanzieren der Anspruchsdurchsetzung der Tätigkeit eines „Rechtsfreundes“ 
gleichgesetzt wird. Freilich kann der Prozessfinanzierer nicht als „Rechtsfreund“ im 
Wortsinn verstanden werden. Fraglich ist daher, ob der persönliche Anwendungsbereich 
der Verbotsnorm analog auf Prozessfinanzierungsgesellschaften, bzw. auf das 
Vertragsverhältnis zwischen diesen und Rechtssuchenden bzw. Rechtsanwälten 
erstreckt werden kann.  
 
Für den Rechtsanwalt ist bei einer Einschaltung von Prozessfinanzierern bedeutsam, 
dass er durch den Abschluss eines pactum de quota litis zwischen Prozessfinanzierer 
und Mandant indirekt profitiert, zumal sich der Prozessfinanzierer aufgrund dieser 
Vereinbarung zur Bezahlung des Anwaltshonorars (das freilich selbst nicht in einer 
quota litis besteht) verpflichtet. Dieser Umstand für sich allein genommen wird aber 
kaum die Nichtigkeit des Vertragsverhältnisses zwischen Prozessfinanzierer und 
Rechtsanwalt bewirken, zumal ein für nur einen Vertragspartner bestehendes öffentlich-
rechtliches Verbot im Zweifel die Vertragsgültigkeit nicht berührt.411 Dazu kommt, dass 
im Rahmen des Prozessfinanzierungsmodells der Anwalt selbst gar kein verbotenes 
Honorar erhält.  
 
Viel weniger noch kann das dem Anwalt standesrechtlich auferlegte Honorarverbot aber 
die zivilrechtliche Gültigkeit des zwischen Prozessfinanzierer und Rechtssuchendem 
bestehenden Vertrages berühren, dessen Partei der Anwalt gar nicht ist. Eine 
zivilrechtliche Ingerenz des (nur für den Rechtsanwalt bestehenden) standesrechtlichen 
Verbots scheidet daher hinsichtlich des Vertragsverhältnisses Prozessfinanzierer-
Mandant meines Erachtens aus.   
 
Für die zivilrechtliche Beurteilung des Prozessfinanzierungsvertrages ist schon viel eher 
von Bedeutung, dass sich der Prozessfinanzierer umfangreiche Zustimmungsrechte 
ausbedingt, was die Prozessführung anbelangt. Dazu meint Scheuba im Jahr 2005, der 
                                            
411 OGH 5 Ob 607/79, MietSlg. 31.090. 
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Verdacht der Sittenwidrigkeit eines derartigen Finanzierungsmodells – „und sei es auch 
nur auf das Innenverhältnis zwischen Anspruchsinhaber/Verband und Finanzierer 
beschränkt“ – sei „nicht so leicht von der Hand zu weisen“.412 So erhalte der 
Prozessfinanzierer die strittige Forderung meist sicherungsweise abgetreten und bedinge 
sich zudem weitgehende Weisungsrechte aus, die ihm bestimmenden Einfluss auf den 
Verlauf des Gerichtsverfahrens ermöglichten. Da § 879 Abs 2 Z 2 ABGB auch für 
Personen gelte, die unbefugt Leistungen einer der dieser Verbotsnorm unterworfenen 
Berufsgruppen erbrächten, müsse das Verbot „auch für all jene gelten, die in einem 
Verfahren (z.B. durch Sammeln von Ansprüchen oder durch Unterstützung bei der 
Finanzierung des Verfahrens) fremde Interessen sachlich und unbeeinflusst 
wahrnehmen sollen und bestimmenden Einfluss auf den Prozess nehmen können“.413  
 
Bei dieser Argumentation geht Scheuba von einer Prämisse aus, die der OGH-
Entscheidung 4 Ob 81/99m414 in dieser Allgemeinheit meines Erachtens nicht zu 
entnehmen ist. Denn das Höchstgericht hat eine Erstreckung der Nichtigkeitssanktion 
lediglich aus Rechtsscheingesichtspunkten für jenen Fall bejaht, wo der Vertragspartner 
des Unbefugten in den Glauben versetzt wurde, einen an das quota litis-Verbot 
gebundenen Berufsangehörigen vor sich zu haben (siehe dazu im gegenständlichen 
Kapitel Punkt 1). Es erscheint daher fragwürdig, aus diesem Erkenntnis etwas gegen die 
Vertragsgültigkeit des Prozessfinanzierungsmodells abzuleiten, zumal der 
Prozessfinanzierer sich dem Anspruchsinhaber gegenüber keineswegs als jemand 
ausgibt, der selbst zur Erbringung anwaltlicher Leistungen befugt ist. Der 
Prozessfinanzierer tritt weder als Parteienvertreter in Erscheinung, noch erteilt er 
Rechtsberatung bei der Anspruchsdurchsetzung, sondern überlässt diese Aufgabe den 
dafür vorgesehenen Berufsangehörigen – den Rechtsanwälten. Dass aber bereits das 
gewerbsmäßige „Sammeln von Ansprüchen“ oder überhaupt das „Finanzieren des 
Verfahrens“ eine bestimmten Berufen vorbehaltene Tätigkeit wäre, kann weder der 
ZPO noch sonst einer Norm der Rechtsordnung entnommen werden. Im Übrigen geht 
Scheuba offenbar von der Annahme aus, Prozessfinanzierer würden „unsachlichen 
                                            
412 Scheuba, ecolex 2005, 749. 
413 Scheuba, ecolex 2005, 749. 
414 OGH 4 Ob 81/99m, ecolex 1999, 536. 
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Einfluss“ auf die Prozessführung nehmen. Bei genauer Betrachtung  besteht der vielfach 
bemühte Gegensatz zwischen den Interessen des Prozessfinanzierers und jenen des 
Mandanten im Stadium der Prozessführung jedoch gar nicht: Die Interessen des 
Prozessfinanzierers entsprechen vielmehr exakt denjenigen einer „normalen 
Prozesspartei“, die das Prozesskostenrisiko zu tragen hat. Ein Interessengegensatz bei 
der Prozessführung könnte lediglich daraus entstehen, dass der Anspruchsinhaber 
infolge des ihm abgenommenen Kostenrisikos eine möglichst offensive, kostspielige 
Anspruchsverfolgung wünscht, während der Prozessfinanzierer dies als ineffizient oder 
zu riskant ablehnt. Ein diesbezüglicher Interessengegensatz kann wohl nur im Sinne 
desjenigen gelöst werden, der das Kostenrisiko trägt, zumal dieser die typische 
Interessenslage einer Partei im Sinn der ZPO aufweist. Die Einflussnahme des 
Prozessfinanzierers auf die Verfahrensführung sollte daher als „sachlich“ und nicht den 
Grundsätzen unseres Verfahrensrechtes widersprechend angesehen werden.  
 
Davon unabhängig ist die Frage zu beurteilen, ob dem Rechtsanwalt die Möglichkeit 
bleibt, trotz Einschaltung des Prozessfinanzierers unabhängig die Interessen seines 
Mandanten zu wahren, bzw. inwieweit dem Anspruchsinhaber schon im davor 
liegenden Stadium des Abschlusses des Prozessfinanzierungsvertrages Übervorteilung 
droht (Näheres dazu weiter unten).   
 
Näher zu untersuchen ist ferner das Argument, wonach das quota litis-Verbot  auf 
Prozessfinanzierer deshalb erstreckt werden müsse, da sie – wenn schon nicht 
„unsachlichen“, so doch – „bestimmenden Einfluss auf die Prozessführung“ nehmen. 
Solches kann zwar der vorzitierten Entscheidung 4 Ob 81/99m nicht entnommen 
werden, aber Scheuba beruft sich mit ihrer Meinung auch auf einen Aufsatz von E. 
Wagner415. Letztere hat schon im Jahr 2001 untersucht, inwieweit die Einschaltung eines 
Prozessfinanzierers (der Prozessfinanzierungsvertrag) gemäß § 879 Abs 2 Z 2 ABGB 
nichtig sein könnte.  
 
                                            
415 Wagner Erika, JBl 2001, 416 (428). 
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Dabei prüft Wagner, ob die für § 879 Abs 2 Z 2 ABGB maßgeblichen 
Sittenwidrigkeitsargumente auch auf den Prozessfinanzierer zutreffen: Zutreffend führt 
die Autorin aus, der vom quota litis-Verbot verfolgte Schutz des unerfahrenen Klienten 
wäre beim Prozessfinanzierer in ähnlicher Weise gegeben wie beim Rechtsanwalt.416 
Die Schutzwürdigkeit des Vertragspartners könne jedoch nicht das entscheidende 
Kriterium bilden, zumal die Nichtigkeit auch bei solchen Verträgen durchschlagen soll, 
die eine objektive Inäquivalenz von Preis und Leistung gar nicht aufweisen.417 
Wesentlich müsste vielmehr die Wahrung berufsethischer Zielsetzungen sein, etwa das 
generelle Verbot unerwünschter Verhaltensweisen, da solches dem Standesansehen 
schade.418 Freilich existiere die Tätigkeit der Prozessfinanzierer noch nicht lange genug, 
um die Ausbildung eines eigenen Standesrechts (ähnlich dem der Rechtanwälte) zur 
Folge zu haben. Jedes Standesrecht finde seine Rechtfertigung aber ausschließlich in 
den dahinter liegenden Wertungen.419 Hinter der standesrechtlichen Norm des quota 
litis-Verbotes stünde einerseits die Wahrung der besonderen Rolle der Angehörigen 
bestimmter Berufsstände, sich für andere in rechtlichen Fragestellungen einzusetzen.420 
Zum anderen solle diesen „klassischen“ Personengruppen deshalb besonderes Ansehen 
zuteil werden, da diese im Zusammenhang mit der österreichischen Rechtspflege 
agierten.421 Wagner zufolge sind durchaus Konstellationen vorstellbar, wo der 
Rechtssuchende mit einem Prozessfinanzierer ein ähnlich intensives 
Vertrauensverhältnis unterhält wie zu einem Rechtsanwalt:422 Immerhin müsse der 
Rechtssuchende den Anwalt sogar von seiner Schweigepflicht gegenüber dem 
Prozessfinanzierer entbinden.423 Allerdings räumt die Autorin ein, dass 
Prozessfinanzierer grundsätzlich weniger Möglichkeiten hätten, auf die Rechtspflege 
einzuwirken, zumal sie unmittelbar keine Vertretungsleistungen setzen würden.424  
                                            
416 Wagner Erika, JBl 2001, 431. 
417 Wagner Erika, JBl 2001, 430; mit diesem Argument wendet sich die Autorin gegen die hRsp, vgl. 
OGH 10 Ob 91/00f, SZ 73/144.  
418 Wagner Erika, JBl 2001, 431. 
419 Wagner Erika, JBl 2001, 431. 
420 Wagner Erika, JBl 2001, 431. 
421 Wagner Erika, JBl 2001, 431. 
422 Wagner Erika, JBl 2001, 432. 
423 Vgl. § 6 Pkt 2 der Prozessfinanzierungsvereinbarung der AdvoFin Prozessfinanzierung AG, abrufbar 
unter http://www.advofin.at/fileadmin/user_upload/Advofin/Downloadbereich/Vorlagen/Prozess 
finanzierungsvereinbarung.pdf, Abfragedatum: 02.07.2009. 
424 Wagner Erika, JBl 2001, 432. 
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Die Autorin gelangt zum Ergebnis, „dass eine in Form der quota litis erfolgsorientierte 
Drittfinanzierung von Prozessen nicht grundsätzlich unzulässig ist.“.425 Die 
Erstreckung der Nichtigkeitssanktion auf den Prozessfinanzierer könne freilich unter 
bestimmten Voraussetzungen dennoch bejaht werden, und zwar – im Rahmen eines 
beweglichen Systems – umso eher, je mehr Einflussmöglichkeiten sich dieser auf die 
Prozessführung einräumen lasse, bzw. auch dann, wenn Anwalt und Prozessfinanzierer 
(in Analogie zu dem in §§ 18ff KSchG gebildeten Einwendungsdurchgriff) trotz 
rechtlicher Rollenspaltung eine „wirtschaftliche Einheit“ bilden, sofern eine solche „die 
rechtliche oder wirtschaftliche Unabhängigkeit des Anwalts tatsächlich gefährdet oder 
bloß den begründeten Anschein erweckt, diese zu gefährden.“.426 Bestehe zwischen 
Anwalt und Prozessfinanzierer keine Rechtsbeziehung, so könne auch eine bloß 
faktische dauernde Geschäftsbeziehung für eine Anwendbarkeit des 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB genügen.427   
 
Die bisherige Rechtsprechung428 – weitere Entscheidungen waren zufolge eigenen 
Recherchen nicht verfügbar429 – hat ausdrücklich offen gelassen, ob die zwischen 
Prozessfinanzierer und Rechtssuchenden getroffene Entgeltsvereinbarung nach 
Maßgabe des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB zivilrechtlich wirksam ist.430 Bezüglich der 
verwandten Frage der standesrechtlichen Zulässigkeit einer Zusammenarbeit von 
Rechtsanwalt und Prozessfinanzierungsgesellschaft hat freilich die Disziplinarjudikatur 
der OBDK431 bereits im Sinne der Ausführungen Wagners Stellung bezogen.  
 
Meines Erachtens ist Wagner zuzustimmen, dass der Gefahr des Rechtssuchenden vor 
einer Übervorteilung – wenngleich dies bislang als hauptsächlicher Zweck des quota 
                                            
425 Wagner Erika, JBl 2001, 434. 
426 Wagner Erika, JBl 2001, 434. 
427 Wagner Erika, JBl 2001, 433. 
428 Vgl. HG Wien 31 Cg 256/01h, ecolex 2002, 812. 
429 Ergebnis einer Judikaturrechreche unter www.ris2.bka.gv.at/jus mit den Suchbegriffen 
„abgb §879 abs2“ und „quota litis“, Abfragedatum: 31.05.2009. 
430 Im gegebenen Zusammenhang war lediglich die Aktivlegitimation des klagenden Verbandes 
(Wirksamkeit der Forderungsabtretung) zu untersuchen; hingegen berührte die Frage der 
Durchsetzbarkeit einer quota litis das Verhältnis zwischen den Streitteilen nicht und wurde daher 
vom Teilurteil nicht geklärt. 
431 OBDK 5 Bkd 1/2002, AnwBl 2002, 653 [Strigl Walter Alfred]. 
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litis-Verbots angesehen wurde – bei der Beurteilung einer Anwendbarkeit des Verbotes 
keine vorrangige Bedeutung zukommen sollte: Denn eine solche Gefährdung durch 
größeres Wissen und Erfahrung ist immer gegeben, wenn ein Dritter mit 
Erfahrungsvorsprung strittige Ansprüche erwirbt. So könnte etwa auch der Jurist A, der 
– ohne einem mit Anspruchsdurchsetzung betrauten Berufsstand anzugehören – 
aufgrund seiner langjährigen Tätigkeit z.B. als Richter, Referent einer 
Rechtsschutzversicherung etc. große Erfahrung in der Einschätzung der Prozesschancen 
gewonnen hat, in seiner Freizeit (aus geschäftsfreiem Antrieb) dem Anspruchsinhaber B 
eine Forderung „abkaufen“, um sie sodann selbst geltend zu machen. A würde im 
Verhältnis zu B keinesfalls unter den Begriff des „Rechtsfreundes“ gemäß 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB fallen (ganz abgesehen von der Rechtsprechung432, wonach 
nicht einmal gewerbsmäßige Schadenshelfer unter den Begriff des „Rechtsfreundes“ zu 
subsumieren sind). Daher sollte dieses Argument auch bei 
Prozessfinanzierungsgesellschaften nicht zum Tragen kommen. 
 
Sollte dessen ungeachtet die Meinung vertreten werden, dass auch der Schutz des 
Rechtssuchenden vor Übervorteilung ein wesentlicher Rechtfertigungsgrund für die 
Erstreckung des quota litis-Verbotes auf bestimmte Personengruppen darstellt, so 
könnte dieser Gefahr begegnet werden, indem der beauftragte Rechtsanwalt verpflichtet 
wird, die Interessen seines Mandanten auch gegenüber der (ihn finanzierenden) 
Prozessfinanzierungsgesellschaft wahrzunehmen. Derartiges hat erst unlängst N. Seitz in 
einem allgemeinen Rechtsinformationsbeitrag vertreten.433 Weiter unten wird noch 
gezeigt werden, in welchem Ausmaß eine solche Interessenswahrung durch den 
Rechtsanwalt im Rahmen derzeit üblicher Prozessfinanzierungsmodelle stattfindet bzw. 
möglich ist. 
    
Es ist näher zu untersuchen, ob in Fällen, wo dem Rechtssuchenden die Möglichkeit der 
Entscheidung über die Prozessführung gegen den Willen des Finanzierers genommen 
würde, ein nichtiges Umgehungsgeschäft anzunehmen ist. Vereinbarungen, bei denen 
der Rechtssuchende rechtlich oder zumindest faktisch gezwungen wird, Weisungen des 
                                            
432 OGH 4 Ob 358-365/83, ÖBl 1985, 71. 
433 Seitz Natalie, WZ (Rechtslogbuch) vom 06.06.2009. 
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Prozessfinanzierers bei der Prozessführung zu befolgen, stehen in einem 
Spannungsverhältnis mit der Rolle seines Rechtsanwalts, der so praktisch keine andere, 
für das Mandanteninteresse aus seiner Sicht vorteilhaftere Strategie umsetzen kann. Auf 
jeden Fall nichtig wäre ein Finanzierungsmodell, bei dem es dem Rechtsanwalt 
untersagt wäre, Weisungen seines Mandanten zu befolgen, solange nicht die 
Zustimmung des Prozessfinanzierers vorliegt, oder gar dem Willen des 
Prozessfinanzierers Vorrang vor jenem des eigenen Mandanten einzuräumen (sodass 
das Weisungsrecht dem Prozessfinanzierer zukäme). Ebenso nichtig wäre eine 
Verpflichtung des Anwalts, den Prozessfinanzierer zur Durchsetzung von dessen 
Interessen gegen den Mandanten zu unterstützen, oder sich im Fall eines 
Interessensgegensatzes von Mandant und Prozessfinanzierer auch nur „neutral“ zu 
verhalten, z.B. den Mandanten nicht auf Rechtsnachteile gegenüber dem 
Prozessfinanzierer aufmerksam zu machen. Denn derart (hypothetisch gebildete) 
Vertragsklauseln würden den Anwalt daran hindern, die Interessen seines Mandanten 
„gegen jedermann mit Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit zu vertreten“ 
(§ 9 Abs 1 RAO), sodass er seiner zentralen Funktion eines unabhängigen, 
„parteilichen“ Vertreters des Anspruchsinhabers, die dem Konzept der RAO und des 
gesamten österreichischen Verfahrensrechtes entspricht, nicht mehr nachkommen 
könnte.  
 
Derart „extreme“ Szenarien sind in der österreichischen Vertragspraxis aber nicht 
feststellbar: So normiert etwa § 2 Pkt 4 der von der AdvoFin Prozessfinanzierung AG 
verwendeten Vertragsbedingungen434, dass der Anspruchsinhaber durch einen von ihm 
frei gewählten und beauftragten Rechtsanwalt vertreten wird. Somit ist die freie 
Anwaltswahl, die das wichtige Vertrauensverhältnis Anwalt-Mandant garantiert, auch 
unter diesem Prozessfinanzierungsmodell gewährleistet. Vorbereitung und 
Durchführung des Prozesses sollen ferner allein dem Anspruchsinhaber und dessen frei 
gewähltem Rechtsanwalt vorbehalten bleiben. Dass der Anspruchsinhaber durch 
§ 6 Pkt 1 verpflichtet wird, den Prozess sorgfältig und kostensparend zu führen, 
                                            
434Vgl. etwa der Prozessfinanzierungsvereinbarung der AdvoFin Prozessfinanzierung AG, abrufbar 
unter http://www.advofin.at/fileadmin/user_upload/Advofin/Downloadbereich/Vorlagen/Prozess 
finanzierungsvereinbarung.pdf, Abfragedatum: 02.07.2009.  
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bekräftigt eigener Meinung zufolge sogar die anwaltliche Pflicht zur 
Mandantenloyalität. Schwerwiegend erscheint hingegen § 6 Pkt 3, wonach der 
Anspruchsinhaber ohne Zustimmung bzw. gegen ausdrücklichen Widerspruch des 
Prozessfinanzierers weder einen Anspruchsverzicht abgeben, noch Klagen und 
Rechtsmittel erheben und solche auch weder zurücknehmen oder darauf verzichten, 
keinen unwiderruflichen Vergleich schließen, Gegenansprüche nicht anerkennen und 
auch keine sonstigen kostenerhöhenden Maßnahmen prozessualer oder 
außerprozessualer Art ergreifen darf. Im Zusammenhalt mit der in § 6 Pkt 2 normierten 
Pflicht zur fortlaufenden Information des Prozessfinanzierers ergibt sich somit de facto 
eine fast vollständige interne Bindung des Anspruchsinhabers an die Prozessführungs-
Entscheidungen des Prozessfinanzierers. Er muss gemäß § 2 Pkt 5 auch seinen 
Rechtsanwalt zur Befolgung all dieser Verpflichtungen anweisen, der dies ausdrücklich 
anzuerkennen hat.  
 
Allerdings ist weiters festgehalten, dass der Anspruchsinhaber an den Widerspruch bzw. 
die Empfehlung des Prozessfinanzierers nicht gebunden ist. Damit ist rechtlich 
klargestellt, dass letztendlich ausschließlich der Mandant gegenüber dem Anwalt 
weisungsbefugt bleibt. Jedenfalls bleibt es dem Rechtsanwalt überantwortet, den 
Mandanten umfassend zu beraten, ob dieser unter den konkreten Umständen die 
Entscheidung des Prozessfinanzierers befolgen oder aber eine Kündigung des 
Prozessfinanzierungsvertrages in Kauf nehmen soll. Zwar wird der Prozessfinanzierer in 
der Praxis nicht leichtfertig von einer Erfolg versprechenden Prozessführung Abstand 
nehmen. Sollte der Rechtsanwalt aber aufgrund eigener sorgfältiger Beurteilung zu 
einer anderen Ansicht darüber kommen, welche Prozessstrategie für die 
Anspruchsdurchsetzung am günstigsten ist, so wäre er seinem Mandanten gegenüber 
zum Hinweis verpflichtet, dass dieser bei Verfahrensfortsetzung Chancen hätte, seinen 
Anspruch erfolgreich einzubringen. Nun berechtigt freilich eine derartige 
Nichtbefolgung einer „Empfehlung“ den Prozessfinanzierer zur sofortigen Kündigung 
des Prozessfinanzierungsvertrages.435 Für diesen Fall ist bestimmt, dass der 
                                            
435 § 10 Pkt 4 iVm § 6 Pkt 3 der Prozessfinanzierungsvereinbarung der AdvoFin 
Prozessfinanzierung AG, abrufbar unter  http://www.advofin.at/fileadmin/user_upload/Advofin/ 
Downloadbereich/Vorlagen/Prozess finanzierungsvereinbarung.pdf, Abfragedatum: 02.07.2009. 
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Anspruchsinhaber seinen Vertragspartner so zu stellen hat, wie er bei Einhaltung der 
Empfehlung gestanden wäre – letzterer muss selbst den ihm verpfändeten Anspruch erst 
nach vollständiger Erfüllung dieser Verbindlichkeit frei geben. Der Rechtsanwalt wird 
seinen Mandanten nun jedenfalls auf die für ihn nachteiligen Folgen eines 
Zuwiderhandelns hinzuweisen haben. Er wird den Mandanten darauf aufmerksam zu 
machen haben, dass dieser den Prozess gegen Übernahme des gesamten 
Prozesskostenrisikos selbst führen könnte, in diesem Fall aber sämtliche entstehenden 
(und auch die bereits entstandenen!) Kosten vorläufig selbst auszulegen hätte. Die vom 
Anwalt als gut beurteilten Prozesschancen werden den Anspruchsinhaber praktisch 
kaum ausreichend motivieren, die Empfehlung des Prozessfinanzierers zu missachten 
und so eine Vertragskündigung zu riskieren. Denn gerade die Angst vor dem 
Prozessrisiko bzw. die Schwierigkeit, die Prozessführung selbst vorzufinanzieren, 
waren jene Gründe, die den Anspruchsinhaber zum Abschluss des 
Prozessfinanzierungsvertrages bewogen haben. Der wirtschaftliche Druck, sich den 
„Empfehlungen“ des Prozessfinanzierers zu beugen, ist somit derselbe, der den 
Mandanten überhaupt „in die Arme des Prozessfinanzierers“ getrieben hat. Darin allein 
sollte aber meines Erachtens noch keine unzulässige Beschränkung der 
Prozessführungsfreiheit des Anspruchsinhabers gesehen werden. Denn es bleibt zu 
bedenken, dass der wirtschaftliche Druck, das Prozesskostenrisiko auf sich nehmen zu 
müssen, nach dem Konzept der ZPO gerade den „Normalzustand“ darstellen soll, dem 
sich eine Prozesspartei gegenüber gestellt sieht. Dazu kommt (wie oben bereits gezeigt 
wurde), dass die Einflussnahme des Prozessfinanzierers aufgrund der bestehenden 
Interessenslage in erster Linie auf eine zweckmäßige, kostensparende Prozessführung 
gerichtet sein wird, worin keine „unsachliche Beeinflussung“ gelegen ist.  
 
Jedenfalls aber bleibt der Rechtsanwalt auch im Rahmen des 
Prozessfinanzierungsvertrages völlig frei, die rechtlichen Interessen seines Mandanten 
in jeder Hinsicht zu vertreten, ihm somit auch sämtliche Vor- und Nachteile der 
jeweiligen Prozessführungsentscheidung aufzuzeigen. Dies wird sich in Wahrheit nicht 
merklich anders darstellen als bei jeder anwaltlichen Prozessberatung. Denn das 
Prozesskostenrisiko belastet den Mandanten bei seinen Prozessführungsentscheidungen 
immer, daher auch dann, wenn kein Prozessfinanzierer eingeschaltet wurde.    
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Im Ergebnis schließe ich aus der Betrachtung der Vertragsbedingungen eines gängigen 
österreichischen Prozessfinanzierers, dass durch die in der Praxis vorkommenden 
Prozessfinanzierungsmodelle kein derartiger Eingriff in die Unabhängigkeit 
anwaltlicher Parteienvertretung und Parteienberatung eintritt, der für die Annahme eines 
nichtigen Umgehungsgeschäftes, somit für die Erstreckung des quota litis-Verbotes auf 
den zwischen Rechtssuchenden und Prozessfinanzierer geschlossenen Vertrag, sprechen 
würde.  
 
Was im Übrigen die Gefahr der Übervorteilung des Rechtssuchenden anlangt, so besteht 
diese hauptsächlich bei Festsetzung der Quote des Prozessfinanzierers. Es ist aber einem 
Rechtsanwalt unbenommen, den Rechtssuchenden im Stadium der Verhandlungen eines 
Prozessfinanzierungsvertrages zu beraten und so die Angemessenheit der Quote im 
Verhältnis zum voraussichtlich entstehenden Prozesskostenrisiko zu prüfen. Dies 
unterscheidet sich wesentlich beim Abschluss einer quota litis-Vereinbarung zwischen 
Mandant und Rechtsanwalt, wo ersterer keinen Rechtsbeistand zwecks Überprüfung der 
Angemessenheit der Quote zur Verfügung hat (einen solchen beauftragt er ja gerade). 
Daher ist die „abstrakte Gefährdung“ des Mandanten bei Abschluss des 
Prozessfinanzierungsvertrages anders zu beurteilen als bei Eingehung einer quota litis-
Vereinbarung mit einem Rechtsanwalt. Anders könnte dies etwa dann beurteilt werden, 
würde die Prozessfinanzierungsgesellschaft die anwaltliche Vertretung des 
Anspruchsinhabers bei Abschluss des Prozessfinanzierungsvertrages ablehnen (was 
freilich dessen „stille Beratung“ im Hintergrund nicht verhindern könnte). Allerdings 
sollte eine Geltung des quota litis-Verbots nicht auch dann schon bejaht werden, wenn 
(wie im Regelfall) der Anspruchsinhaber, obwohl er dies könnte, keinen anwaltlichen 
Beistand bei Abschluss des Prozessfinanzierungsvertrages hinzuzieht. Sofern er 
diesfalls tatsächlich übervorteilt wird, können andere zivilrechtliche 
Schutzmechanismen, vor allem das Wucherverbot (dazu siehe Punkt 2) Platz greifen.    
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5. Reines Erfolgshonorar (pactum de palmario) und Erfolgszuschläge – 
zivilrechtlich gültige Formen erfolgsorientierter Honorierung? 
 
Die Bezeichnung pactum de palmario geht auf den antiken Brauch zurück, dem Sieger 
eines Wettstreites einen „Siegespreis“ (palmarium) zu verleihen.436 Davon hat sich diese 
Bezeichnung für Honorare gebildet, die bei Eintritt eines bestimmten Erfolges 
geschuldeter Arbeitsleistung – insbesondere solcher eines Anwalts im Zuge der 
Rechtsverfolgung – beansprucht werden können. 
 
Ein palmarium definiert Kilian zutreffend als ein durch einen bestimmten 
Verfahrenserfolg aufschiebend bedingtes Honorar „jenseits der als quota litis 
bezeichneten prozentualen Streitbeteiligung“.437 Pacta de palmario können 
beispielsweise auf Zeitbasis, als Pauschalbetrag oder auf gesetzlich-tariflicher 
Grundlage berechnet werden. Ebenso kann einfach ein „angemessenes Entgelt“ 
geschuldet sein. Anders als bei der quota litis ist eine „Bestimmung“ des Entgelts durch 
die Parteien nicht erforderlich, sodass zur Honorarberechnung unter Umständen 
ergänzend dispositive gesetzliche Grundlagen (allenfalls AHK, siehe dazu im ersten 
Abschnitt Punkt 4 sowie den vierten Abschnitt) herangezogen werden müssen. Allein 
entscheidend ist die aufschiebende Bedingtheit der Honorarschuld durch den Eintritt 
eines bestimmten Erfolges des Verfahrens bzw. eines Verfahrensabschnittes.  
 
Wie sich somit zeigt, würde die so gebildete Definition des palmariums (das zumeist 
schlechthin als „Erfolgshonorar“ bezeichnet wird) grundsätzlich auch das (unter Punkt 3 
dargestellte) pactum de quota litis mitumfassen, das somit eine „Teilmenge“ der hier 
dargestellten Erfolgshonorare bildet. Daher schlage ich vor, sowohl die quota litis als 
auch das hier behandelte pactum de palmario unter dem Oberbegriff „Erfolgshonorar 
im weiteren Sinn“ zusammenzufassen. Den hier betrachteten Honorartyp, der nichts 
anderes als eine Restmenge von Erfolgshonoraren unter Ausschluss der quota litis-
Vereinbarung darstellt, möchte ich selbst gern wahlweise als „schlichtes“ 
                                            
436 Vgl. Jahoda, ÖJZ 1954, 605. 
437 Kilian Mathias, dAnwBl 2006, 1906. 
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Erfolgshonorar bezeichnen, weil die Berechnung der Entgelthöhe nicht direkt in der 
Ermittlung eines Prozentsatzes eines im Verfahren erstrittenen Geldbetrages oder diesen 
repräsentierenden Geldwertes (z.B. Wert der streitgegenständlichen Sache) besteht. 
Gleichermaßen für passend halte ich auch die Bezeichnung „Erfolgshonorar im engeren 
Sinn“, weil es die vom positiven Recht seit alter Zeit gesondert behandelte und 
dogmatisch als eigene Honorarform wahrgenommene quota litis aus der Summe der von 
der abstrakten Definition erfassten Erfolgshonorare ausnimmt und so auf den 
Restmengencharakter des palmariums hinweist.  
 
Die Unterscheidung zwischen palmarium und quota litis wird offensichtlich häufig nicht 
beachtet. So resümiert Barazon bereits 1972: „Abgesehen von den zwei im 
§ 879/2/2 ABGB enthaltenen Begriffen, die dort unter „quota litis“ zusammengefaßt 
sind, wird allgemein die quota litis aber im Sinne des Erfolgshonorars verstanden. Es 
ist interessant, darauf hinzuweisen, dass das Erfolgshonorar selbst in keiner 
gesetzlichen Bestimmung verboten ist, seine  Verpönung vielmehr ausschließlich dem 
disziplinären Gewohnheitsrecht entstammt. […] Die Verquickung des Begriffes der 
„quota litis“ mit dem Begriff „Erfolgshonorar“ entspricht einer sicherlich häufig 
vorkommenden Gleichsetzung in der Praxis, ist aber, wie oben ausgeführt, begrifflich 
falsch.“438 Dem Autor ist beizupflichten, dass das pactum de palmario bis heute nicht 
selten mit dem pactum de quota litis gleichgesetzt wird, wenngleich eine 
Differenzierung geboten ist (dazu weiter unten). 
 
Selbst die zivilrechtliche Kommentarliteratur dürfte die Begriffe quota litis und 
palmarium („Erfolgshonorar“) bisweilen vermengen bzw. den Unterschied zwischen der 
zivilrechtlichen Beurteilung nach § 879 Abs 2 Z 2 ABGB und der standesrechtlichen 
Qualifikation (insbesondere gemäß § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO) übersehen: So 
behaupten Bollenberger in KBB439 ebenso wie Apathy/Riedler in Schwimann440 und 
auch Krejci in Rummel441 (wobei bei Letzterem infolge weitergehender Ausführungen 
                                            
438 Barazon, AnwBl 1972, 35; der Autor verweist darauf, dass sich die Stmk RAK 1971 für eine 
ersatzlose Streichung von § 879 Abs 2 Z 2 ABGB ausgesprochen habe, derselbe, AnwBl 1972, 33. 
439 Bollenberger in KBB2, § 879 Rz 16.  
440 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 17. 
441 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 209. 
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nicht ganz klar ist, welchen Standpunkt er vertritt) noch in der jeweils aktuellsten 
Kommentarauflage, Erfolgshonorarvereinbarungen dürften keiner 
Streitanteilsvereinbarung gleichkommen und müssten selbst für den Misserfolgsfall ein 
Mindesthonorar vorsehen, das nicht in krassem Missverhältnis zu dem für den 
Erfolgsfall bedungenen Entgelt steht. Dadurch erwecken die Autoren den Eindruck, 
Erfolgshonorarvereinbarung, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, wären gemäß 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB nichtig. Den Autoren zufolge wäre jedes rein erfolgsbezogene 
Honorar (jedes palmarium) zivilrechtlich nichtig und lediglich ein maßvoller 
Erfolgszuschlag zu einem erfolgsunabhängigen Mindesthonorar möglich. Die Autoren 
berufen sich dabei jeweils auf disziplinarrechtliche Entscheidungen.442 Diese 
Entscheidungen betreffen jedoch lediglich die standesrechtliche Beurteilung derartiger 
rein erfolgsbezogener Honorare (siehe Näheres dazu im sechsten Abschnitt, Punkt 3.4). 
Inwieweit diese Ansicht im Standesrecht heute noch zutrifft bzw. dogmatisch 
gerechtfertigt ist, wird im anschließenden sechsten Abschnitt näher beleuchtet.  
 
Hier soll in weiterer Folge lediglich die zivilrechtliche Gültigkeit derartiger 
Vereinbarungen geprüft werden: 
 
Es hat sich freilich eine zivilgerichtliche Rechtsprechung443 gebildet, der zufolge die 
Vereinbarung eines „schlichten“ Erfolgshonorars oder „Erfolgshonorars im engeren 
Sinn“ (pactum de palmario) an sich nicht unter den Nichtigkeitstatbestand des § 879 
Abs 2 Z 2 ABGB fällt. Diese Ansicht hat auch in der Lehre Fuß gefasst.444 Der OGH445 
beruft sich dabei auf eine ältere, von Gschnitzer in Klang vertretene Lehrmeinung.446 In 
besagter Belegstelle führt Gschnitzer aus: „Nicht unter die Streitanteilsvereinbarung 
fällt das Erfolgshonorar, bei dem der Anwalt die Gefahr des Verlustes auf sich nimmt, 
indem er dann nichts oder weniger verlangt, für den Fall des Erfolges aber sich nicht 
einen Anteil, sondern nur ein angemessenes Honorar zusichern läßt.“ Dies begründet 
                                            
442 Sowohl Bollenberger in KBB2, § 879 Rz 16 als auch Apathy/Riedler in Schwimann IV3, 
§ 879 Rz 17 beziehen sich auf OBDK Bkd 21/90, AnwBl 1991, 25; Krejci in Rummel I3, 
§ 879 Rz 209 beruft sich auf OGH Ds 77/51, AnwBl 1953, 19. 
443 Vgl. OGH RS0016810. 
444 Vgl. Koziol/Welser I13, 177, wonach „die Vereinbarung eines Erfolgshonorars für zulässig gehalten 
wird“; unklar im Ergebnis Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 209.                                                       
445 OGH 15.02.1973, 6 Ob 240/72; vgl. 23.02.1999, 5 Ob 28/99z; RS0111489. 
446 Vgl. Gschnitzer F. in Klang IV/1 (1968)2, 197. 
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der Autor damit, dass durch eine solche Vereinbarung der Klient nicht gefährdet 
würde.447 Ergänzend verweist Gschnitzer auf eine 1950 von Lohsing/Braun in ihrem 
Anwaltsrechtskommentar vertretene Ansicht448:  Demnach sei zwischen zivilrechtlicher 
und standesrechtlicher Verantwortlichkeit genau zu unterscheiden. Eine Vereinbarung 
könne den Rechtsanwalt ungeachtet ihrer standesrechtlichen Unzulässigkeit 
zivilrechtlich binden, so etwa „die Gutstehungserklärung eines R[echts]A[nwalts] für 
den Erfolg des von ihm geführten Prozesses mit Verzicht auf die Expensenforderung für 
den Fall des ungünstigen Ausganges.“449 Eine solche „Gutstehungserklärung“ für den 
Verfahrenserfolg bei sonstigem Honorarverzicht stellt aber bei genauer Betrachtung 
nichts anderes dar als ein rein durch den Verfahrenserfolg aufschiebend bedingtes 
Honorar, somit ein pactum de palmario.   
 
Ebenfalls von der Zulässigkeit der Vereinbarung eines Erfolgshonorars gehen 
Koziol/Welser aus, bezeichnen jedoch aus eben diesem Grund die Ungültigkeit des 
pactum de quota litis de lege ferenda als fragwürdig.450 Dergleichen kritisch führt Krejci 
in Rummel aus (wenngleich seine Haltung zur zivilrechtlichen Gültigkeit ausschließlich 
erfolgsabhängiger Honorare unklar bleibt451): „Daß das pactum de quota litis verboten, 
das nicht anteilsmäßig errechnete Erfolgshonorar hingegen erlaubt ist, stellt eine nicht 
ganz einsichtige Differenzierung dar; sofern man meint, das Erfolgshonorar sei dem 
Klienten in seiner Höhe a priori bekannt, beim pactum de quota litis hingegen wisse er 
anfangs noch nicht, wie hoch seine Verpflichtung sein werde, sodaß eben darin eine 
Mißbilligung des pactum de quota litis liege, so ist dem entgegen zuhalten, dass man 
ganz allg die Honorarforderungen im Zuge eines Prozessverlaufes nicht immer 
abschätzen kann, weil man den Prozeßverlauf nicht immer exakt vorausberechnen 
kann.“452                                                                                                                                                               
 
                                            
447 Gschnitzer in Klang IV/12, 197. 
448 Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 236. 
449 Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 236. 
450 Koziol/Welser I13, 177. 
451 Offenbar hält der Autor ein nach dem Erfolgsausmaß gestaffeltes palmarium ohne Mindesthonorar 
für den Misserfolgsfall für (auch) zivilrechtlich unzulässig, Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 209. 
452 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 209. 
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Meines Erachtens wird die herrschende Ansicht, wonach das palmarium der 
Nichtigkeitssanktion nicht unterliegt, durch den Gesetzeswortlaut gestützt, zumal selbst 
ein bestimmter Pauschalbetrag, der für den Fall geschuldet ist, dass dem Mandanten 
eine Gewerbeberechtigung erteilt wird453, nach den Regeln der Verbalinterpretation 
keinesfalls als Teil jenes „Betrages“ verstanden werden kann, „der der Partei zuerkannt 
wird“ (§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB) – inwiefern im Falle des erfolgsabhängigen 
Pauschalhonorars dennoch eine Heranziehung des quota litis-Verbotes angebracht ist, 
wird weiter unten behandelt. Schon gar nicht kann ein nach dem jeweiligen Ausmaß der 
erbrachten Leistungen errechnetes, etwa ein tarifliches oder „angemessenes“ 
Erfolgshonorar, im Gesetzessinn als quota litis bezeichnet werden.  
 
Teleologische Erwägungen könnten nun freilich eine Analogie zu 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB erfordern. Es ist zu prüfen, ob der hauptsächliche Normzweck, 
den unerfahrenen Klienten vor Übervorteilung durch seinen Rechtsfreund zu schützen, 
nicht auch beim palmarium besteht: Freilich ist bei genauerer Betrachtung das 
Argument Gschnitzers, wonach der Klient beim pactum de palmario im Unterschied 
zum pactum de quota litis nicht gefährdet würde,454 in dieser Allgemeinheit nicht 
aufrecht zu halten: Denn selbst durch ein Honorar, das unabhängig vom Ausmaß eines 
im Rechtsstreit erkämpften Vermögensvorteils z.B. nach Maßgabe des erbrachten 
Arbeitumfanges versprochen wird, kann der Mandant übervorteilt werden. Zu denken 
wäre etwa an einen Anwalt, der sich im Hinblick auf die guten Erfolgsaussichten (in 
den insbesondere durch Wucher, laesio enormis etc. gesteckten Grenzen)  einen 
erheblichen Zuschlag auf ein tarifliches oder zeitbezogenes Erfolgshonorar versprechen 
lässt. Auch hierbei läuft der Mandant „abstrakt“ Gefahr, ein unangemessen hohes 
Honorar zu versprechen (bzw. zumindest ein höheres Honorar, als er ohne Übernahme 
des Erfolgsrisikos durch den Anwalt zu zahlen bereit wäre). Allerdings besteht ein 
wesentlicher Unterschied hinsichtlich des quantitativen Ausmaßes einer solchen 
Gefährdung: Beim pactum de palmario wird das Honorar (anders als beim pactum de 
quota litis) der Höhe nach durch andere Kriterien bestimmt als durch das bloße Ausmaß 
des Verfahrenserfolges. Der Mandant kann ungeachtet seiner fehlenden 
                                            
453 Vgl. das Beispiel bei Barazon, AnwBl 1972, 35. 
454 Gschnitzer in Klang IV/12, 197. 
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Prozesserfahrung nur geringeren Schaden nehmen, wenn er im Erfolgsfall ein vom 
Ausmaß der geleisteten Arbeit abhängiges Entgelt schuldet. Bei der quota litis ist diese 
„Aufwandsangemessenheit“ ex ante nicht gesichert. Somit ist die „abstrakte 
Gefährdung“ beim palmarium deutlich geringer als bei der quota litis.  
 
Ein anderer Normzweck rechtfertigt noch besser, warum die „schlichte 
Erfolgshonorarvereinbarung“ nicht unter den Tatbestand des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB 
fallen soll: Bei der quota litis wird im Unterschied zum palmarium die Honorarhöhe 
allein vom Ausgang des Rechtsstreits bestimmt und ist somit vom Ausmaß der 
geleisteten Bemühungen gänzlich losgekoppelt. Hingegen bleibt beim pactum de 
palmario (sofern dieses nach Maßgabe der tatsächlich geleisteten Arbeit errechnet wird) 
eine gewisse Wertschätzung gegenüber der advokatorischen Arbeit bestehen. Der 
Honoraranspruch ist zwar dem Grunde nach vom Verfahrenserfolg abhängig, nicht aber 
der Höhe nach. Die Differenzierung zwischen quota litis und palmarium 
(„Erfolgshonorar im engeren Sinn“) kann somit (auch) teleologisch nachvollzogen 
werden, weil „die wissenschaftliche Arbeit des Advocaten“ beim palmarium nicht im 
gleichen Maß wie bei der quota litis „zum Spiel, zu einer Wette herabgesetzt“ wird.455    
 
Wegen der geringeren „abstrakten“ Gefährdung des Klienten, vor allem aber wegen der 
beim palmarium größeren Wertschätzung anwaltlicher Tätigkeit und (zumindest 
teilweisen) Unterbindung „unwürdiger Prozesswetten“ besteht daher meines Erachtens 
nach der Gesetzesteleologie des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB keine volle Gleichwertigkeit 
und daher kein Analogiebedarf zum pactum de quota litis.  
 
Im Ergebnis kann gesagt werden, dass ein rein auf den Erfolg abzielendes Honorar 
grundsätzlich nicht unter den Nichtigkeitstatbestand des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB fällt 
und zivilrechtlich wirksam vereinbart werden kann. Dabei ist auch nicht erforderlich, 
ein Mindesthonorar für den Fall des Misserfolges vorzusehen. Ein allgemeines Verbot 
                                            
455 Der OGH hatte vor langer Zeit als Grund für die (freilich standesrechtliche) Unzulässigkeit des 
pactum de palmario mit der Missachtung des Wertes der wissenschaftlichen Arbeit des Advocaten 
argumentiert, Z 10.228, GZ 1903, 225; mE ist diese Missachtung aber ein quantitatives 
Unterscheidungsmerkmal zwischen quota litis und palmarium, zumal sie bei letzterem weniger 
intensiv zutage tritt. 
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reiner Erfolgshonorare ist weder aus § 879 Abs 2 Z 2 ABGB noch aus sonst einer 
österreichischen Vorschrift – zumindest keiner solchen privatrechtlichen Charakters – 
ableitbar. Sofern die Honorarberechnung auf das Ausmaß der geleisteten Arbeit Bezug 
nimmt, erfordern auch die Normzwecke – grundsätzlich – keine analoge Erstreckung 
der Nichtigkeitssanktion.  
 
Fraglich ist nun, ob das soeben Gesagte auch auf ein Pauschalhonorar zutrifft, das auf 
reiner Erfolgsbasis oder aber mit Erfolgszuschlägen vereinbart ist: Einem (auf eine 
disziplinarrechtliche OBDK-Entscheidung456 Bezug nehmenden) Rechtssatz zufolge 
soll jedwede Kombination eines Erfolgszuschlages mit einem Pauschalhonorar selbst 
dann unzulässig sein, wenn sich der Mandant damit einverstanden erklärt.457 Diese 
Ansicht erscheint jedoch – zumindest vom zivilrechtlichen Standpunkt aus – 
hinterfragenswürdig: Zunächst ist festzuhalten, dass die (mangels Veröffentlichung 
intersubjektiv nicht nachprüfbare) Disziplinarentscheidung für die Beurteilung der 
zivilrechtlichen Gültigkeit von erfolgsabhängigen Pauschalhonorarvereinbarungen 
keine Relevanz aufweist, zumal der zivilrechtliche Nichtigkeitstatbestsand des ABGB 
vom standesrechtlichen Verbotstatbestand zu scheiden ist. Zudem könnte die 
Entscheidung im vorzitierten Rechtssatz möglicherweise fehlinterpretiert worden sein 
(was zumindest ein zur selben Entscheidung veröffentlichter zweiter Rechtssatz 
vermuten lässt).458 Jedenfalls fehlt der Ansicht die gebotene dogmatische Begründung, 
sodass im Dunkeln bleibt, wie sich die (offensichtlich als Prämisse dienende) 
grundsätzliche Nichtigkeit erfolgsabhängiger Pauschalhonorare aus dem positiven 
Privatrecht ableiten soll. Der OGH hat in seiner zivilgerichtlichen Rechtsprechung459 
ausdrücklich ausgesprochen, dass selbst die Vereinbarung eines in einem Prozentsatz 
des gesamten Streitwertes festgelegten Pauschalhonorars zulässig sei. 
                                            
456 OBDK 16.06.1997, 5 Bkd 1/96 (nv). 
457 OGH RS0108956. 
458 So soll dieser E gemäß RIS-Justiz RS0108955 ein Sachverhalt zugrunde gelegen haben, bei dem ein 
Rechtsanwalt eine sogenannte "Mischverrechnung" vorgenommen hatte, indem er einerseits für das 
erstinstanzliche Verfahren eine Pauschalhonorarvereinbarung traf, andererseits aber nach 
Vollmachtskündigung und neuerlicher Bevollmächtigung noch vor Beendigung des Verfahrens in 
erster Instanz erbrachte Leistungen gesondert nach den AHR verrechnete – dies wäre in der E 
demnach als disziplinär befunden worden, vgl. OGH (eigentl OBDK) RS0108955. HRh   
459 OGH 08.11.2000, 7 Ob 242i; dieser E unterstellt Bollenberger offenbar einen unrichtigen Inhalt, vgl. 
derselbe in KBB2, § 879 Rz 16. 
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Pauschalhonorare weisen nun insofern eine Besonderheit auf, als der geschuldete 
Honorarbetrag – anders als etwa ein Zeithonorar oder eine tarifliche oder 
„angemessene“ Entlohnung – unabhängig vom konkreten Ausmaß der geleisteten 
Arbeit von Anfang an feststeht. Es wird ein fixer Betrag ungeachtet des tatsächlich zu 
erbringenden Arbeitsaufwandes geschuldet. Dieser lässt sich bei einer durch den 
Verfahrenserfolg aufschiebenden Bedingtheit praktisch immer in ein Verhältnis zu dem 
den Verfahrenserfolg repräsentierenden Geldwert (das „Interesse“ des Mandanten) 
setzen.  
 
Ein erfolgsabhängiges Pauschalhonorar fällt freilich dann nicht unter den äußerst 
möglichen Wortsinn des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB, wenn der Verfahrenserfolg  nicht 
durch einen bestimmten Geldbetrag  ausgedrückt werden kann, somit quantitativ nicht 
teilbar ist.  Denn im Einklang mit dem Verständnis des Begriffes „Streitsache“ (der 
unter Punkt 2 erläutert wurde) kann auch unter dem der Partei zuerkannten „Betrag“ nur 
ein Verfahrenserfolg verstanden werden, der in abgestufter Weise durch einen 
Gegenwert in Geld repräsentiert werden kann und teilbar ist, weil sich nur so die quota 
litis der Höhe nach unter Bezugnahme auf das Ausmaß eben dieses Erfolges errechnen 
lässt. Zu diesem Ergebnis gelangt man auch mittels der teleologischen Interpretation, 
zumal infolge der ex ante-Koppelung der Honorarberechnung an das Ausmaß des 
Verfahrenserfolges einerseits die „abstrakte Gefährdung“ des Klienten quantitativ voll 
eingreift und andererseits der wissenschaftliche Wert der anwaltlichen Arbeit gänzlich 
untergraben wird. Bei Verhinderung der „abstrakten Gefährdung“ spielt auch keine 
Rolle, ob das Pauschale ex post betrachtet in einem angemessenen Verhältnis zu den 
erbrachten Leistungen steht. Folglich sollte immer dann, wenn eine Honorarpauschale 
gestaffelt an das Ausmaß des Verfahrenserfolges gebunden ist, eine nichtige quota litis 
angenommen werden.460 
 
                                            
460 Dies wurde explizit in der Disziplinarjudikatur vertreten, OBDK Bkd 27/70, AnwBl 1973, 163 (siehe 
dazu nähere Ausführungen im sechsten Abschnitt, Kapitel 3, Punkt 4); hingegen abzulehnen ist die 
davon abweichende Rechtsansicht in RS0016810 (OGH 08.11.2000, 7 Ob 242/00i), zumal diese auf 
eine Fehlinterpretation der disziplinarrechtl E Ds 77/51, AnwBl 1953, 19 zurück geht. 
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In der Praxis wird bei quantitativ teilbaren „Streitsachen“ stets ein „gestaffeltes“ 
Pauschalhonorar vereinbart werden. Immerhin ist auch eine teilweise 
Geltendmachung/Abwehr der Geldforderung bzw. Abwehr drohender Straffolgen 
möglich und bedeutet für den Mandanten einen Vorteil. Daher wird bei 
Durchsetzung/Abwehr von Geldforderungen oder der Verteidigung in Strafverfahren 
ein Erfolgshonorar immer „abgestuft“ nach dem Verfahrenserfolg vereinbart. Für eine 
„ungestaffelte“ Honorarpauschale besteht Bedarf praktisch nur bei quantitativ 
unteilbaren „Streitsachen“ (etwa Scheidungs- oder Räumungsklagen oder der 
Erwirkung einer Berechtigung). Bei solchen Streitsachen kann der Erfolg nur ganz oder 
gar nicht eintreten. 
 
Im Ergebnis scheidet eine unmittelbare Anwendbarkeit von § 879 Abs 2 Z 2 ABGB aus, 
wenn der Verfahrenserfolg nicht teilbar ist. Ist der Verfahrenserfolg hingegen teilbar, so 
scheint der Wortlaut des § 879 Abs 2 Z 2 zweiter Fall ABGB („…einen bestimmten Teil 
des Betrages …, der der Partei zuerkannt wird…“) dann erfüllt zu sein, wenn das 
Pauschalhonorar nach dem jeweiligen Ausmaß des eingetretenen Verfahrenserfolges 
„gestaffelt“ ist. Ob das Pauschale im Ergebnis der Höhe nach unangemessen ausfällt, ist 
diesfalls ohne Belang. 
 
Liegt  keine „Staffelung“ des Pauschalhonorars an den jeweiligen Verfahrenserfolg vor, 
so ist zwar eine direkte Heranziehung von § 879 Abs 2 Z 2 ABGB nicht möglich. 
Jedoch ist zu untersuchen, ob die von § 879 Abs 2 Z 2 ABGB verfolgten Normzwecke 
eine analoge Heranziehung der Nichtigkeitssanktion erfordern: Die abstrakte 
Gefährdung des Mandanten könnte gegeben sein, wenn sich der Anwalt (im Hinblick 
auf den vermuteten Verfahrenserfolg und den für den Mandanten repräsentierenden 
Geldeswert, das „Interesse“) einen bestimmten Betrag versprechen lässt, der in keinem 
Verhältnis zum voraussichtlichen Arbeitsumfang steht. Dadurch könnte zum anderen 
auch eine verpönte „Herabwürdigung der wissenschaftlichen Leistungen des 
Advokaten“ eintreten. Folglich erscheint auch in jenen Fällen, wo zwar kein 
„gestaffeltes“ Pauschalhonorar versprochen wird, dieses aber ohne Bezugnahme auf das 
tatsächliche Ausmaß der gesetzten Bemühungen errechnet wird, eine analoge 
Anwendung des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB geboten. 
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Hingegen bewirkt ein aufwandsbezogenes, wenn auch rein erfolgsabhängiges 
Pauschalhonorar meines Erachtens kein solches Ausmaß „abstrakter Gefährdung“, dass 
ein Analogiebedarf zu § 879 Abs 2 Z 2 ABGB gegeben wäre. 
 
Aus den vorhergehenden Ausführungen ist zu schließen, dass ein rein auf Erfolgsbasis 
geschuldeter Pauschalbetrag den zivilrechtlichen Gültigkeitsanforderungen des 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB dann standhalten dürfte, wenn dieser Betrag im Verhältnis zum 
voraussichtlichen Arbeitsumfang und Interesse der Partei nicht unangemessen ist und 
nicht vom jeweiligen Ausmaß des erstrittenen Vermögensvorteils abhängt (somit nicht 
nach der Obsiegensquote „gestaffelt“ ist).  
 
Wenn aber sogar ein (gemessen am voraussichtlichen Arbeitsaufwand und der 
Bedeutung der Sache) „angemessenes“ Pauschalhonorar auf reiner Erfolgsbasis – 
gemäß meiner soeben angestellten Überlegung – zivilrechtlich wirksam sein sollte, so 
muss richtigerweise auch ein Erfolgszuschlag auf ein erfolgsunabhängig vereinbartes 
Honorarpauschale zulässig sein.  
 
Der im Rechtssatz RS0108956 vertretenen Ansicht sollte somit vom zivilrechtlichen 
Standpunkt nicht gefolgt werden. Erfolgszuschläge zu einem Pauschalhonorar können 
meines Erachtens zivilrechtlich gültig vereinbart werden, solange das um den  
Erfolgszuschlag vermehrte Pauschale noch in einem angemessenen Verhältnis zum 
voraussichtlichen Arbeitsaufwand und dem Interesse der Partei bleibt (vgl. die 
ähnlichen Wertungen im Standesrecht unter § 50 Abs 3 RL-BA). Eine derartige 
Angemessenheitsprüfung ist stets ex ante vorzunehmen. Es ist daher ausschließlich zu 
prüfen, ob im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses mit einem entsprechenden 
Arbeitsaufwand zu rechnen war bzw. die Sache eine bestimmte Bedeutung für den 
Mandanten hatte. Auf das ex post tatsächlich eingetretene Ausmaß erbrachter 
Leistungen bzw. ein nachträglich geringeres wirtschaftliches Interesse der Partei kommt 
es hingegen nicht an: Somit kann der Rechtsanwalt überdurchschnittlich gut verdienen, 
wenn ihm eine standardisierte, auf Pauschalbasis übernommene Tätigkeit nachträglich 
geringeren Arbeitsaufwand abverlangt, als dies bei Abschluss der Honorarvereinbarung 
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absehbar war (in gleicher Weise auf den Abschlusszeitpunkt abzustellen ist auch beim 
Wucher, siehe dazu sogleich unter Kapitel 2). 
 
 
2. Kapitel       Wucherverbot (§ 879 Abs 2 Z 4 ABGB)  
 
§ 879 Abs 2 Z 4 ABGB lautet in der Fassung der III. Teilnovelle (RGBl 1916/69): 
 
[Insbesondere sind folgende Verträge nichtig:] 
...  
wenn jemand den Leichtsinn, die Verstandesschwäche, Unerfahrenheit oder 
Gemütsaufregung eines anderen dadurch ausbeutet, daß er sich oder einem Dritten für 
eine Leistung eine Gegenleistung versprechen oder gewähren läßt, deren 
Vermögenswert zu dem Werte der Leistung in auffallendem Mißverhältnisse steht.“ 
 
Wie allgemein in der österreichischen Rechtsordnung besteht auch hinsichtlich des 
Leistungsaustausches Anwalt-Mandant kein Gebot der strikten Äquivalenz von 
Leistung und Gegenleistung (sogenanntes iustum pretium).461 Eine objektiv gegebene 
Diskrepanz von Honorar und Anwaltsleistung kann daher die zivilrechtliche 
Vertragsgültigkeit – abgesehen vom Sonderfall der laesio enormis (dazu weiter unten) – 
grundsätzlich nur unter den engen Voraussetzungen des § 879 Abs 2 Z 4 ABGB (bzw. 
in engen Grenzen, bei Vorliegen sachlich vergleichbarer „Störungselemente“, allenfalls 
nach § 879 Abs 1 ABGB) beeinflussen.  
 
Das Gesetz missbilligt in § 879 Abs 2 Z 4 die Ausbeutung eines Vertragspartners durch 
auffallende objektive Äquivalenzstörung der beiderseitigen Hauptleistungen in Fällen 
der gestörten Freiheit der Willensbildung. Beim Wucher muss daher neben einer bloß 
objektiv auffallenden Äquivalenzstörung der Hauptleistungen zusätzlich ein subjektives 
Willensstörungselement vorliegen. 
                                            
461 Thiery, AnwBl 2006, 434. 
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Der Wuchertatbestand setzt zunächst eine auffallende Äquivalenzstörung zwischen den 
vertraglichen Hauptleistungen voraus462, konkret beim Mandatsvertrag des Anwaltes 
daher zwischen dem Honorar und der dafür zugesagten anwaltlichen Leistung. Als Wert 
der zu vergleichenden Leistungen ist kraft § 306 ABGB deren gemeiner (objektiver) 
Wert zu verstehen.463 Dieser Wert wurde früher entweder mit dem Herstellungwert 
zuzüglich eines mäßigen Gewinnaufschlages, oder mit dem Nutz(Ertrags)wert 
ermittelt.464 Bei Leistungen, die einen Marktpreis aufweisen, wird heute grundsätzlich 
dieser herangezogen.465 Der Rechtsprechung zufolge ist unter gewöhnlichen 
Verhältnissen der Marktpreis zumeist allein entscheidend, wohingegen bei abnormalen 
wirtschaftlichen Zuständen anstelle exorbitanter Marktpreise unter Berücksichtigung 
von Sitte und Anstand von den Gestehungskosten auszugehen sei.466  
 
Das Missverhältnis der beiderseitigen Leistungen muss derart beschaffen sein, dass es 
deutlich in die Augen fällt.467 Sachlich ungünstige Rahmenbedingungen des 
Geschäftsabschlusses sind bei Beurteilung der Wertdiskrepanz zu berücksichtigen, 
sodass diesfalls ein gewisses Ungleichgewicht der wechselseitigen Leistungen 
gerechtfertigt sein kann. So könnte Joeinig zufolge z.B. die besondere Gewagtheit des 
Geschäftes (Risiko einer Frustration hoher Aufwendungen) bei einem 
Prozessfinanzierungsvertrag eine höhere Quote des ersiegten Betrages rechtfertigen.468 
Auch die Rechtsprechung hat das Prozesskostenrisiko als wertbildenden Faktor 
anerkannt.469 Ähnlich müsste daher (wie weiter unten noch erörtert wird) ein besonders 
hohes Prozessrisiko ein (im Vergleich zum Tarif bzw. „angemessenen Entgelt“) höheres 
Erfolgshonorar rechtfertigen.  
                                            
462 Joeinig Elke, ÖJZ 2003, 3; vgl. zuletzt OGH 17.12.2008, 3 Ob 197/08d. 
463 Joeinig Elke, ÖJZ 2003, 3. 
464 Joeinig Elke, ÖJZ 2003, 3. 
465 Joeinig Elke, ÖJZ 2003, 3. 
466 OGH 5 Os 1012/36, SSt 16/106 betreffend die begrifflich ähnlich gefasste Strafbestimmung der 
kaisV v. 12.10.1914, RGBl 1914/275 über den Wucher, später wvb BGBl 1949/271. 
467 OGH 5 Os 1012/36, SSt 16/106. 
468 Joeinig Elke, ÖJZ 2003, 4; die Autorin geht freilich von der Prämisse aus, dass 
Prozessfinanzierungsverträge unter dem Gesichtspunkt des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB rechtswirksam 
sind, inwiefern dies zutrifft, ist näher unter Punkt 1.4 ausgeführt. 
469 Vgl. OGH 2 Ob 25/63, SZ 36/17; 3 Ob 2199/96w, JBl 1998, 643. 
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Als bisher nicht geklärt bezeichnet Joeinig die Frage, ob das „auffallende 
Missverhältnis“ für jedermann, der nicht den in § 879 Abs 2 Z 4 genannten subjektiven 
Einschränkungen unterliegt, oder doch nur für einen mit der Bewertung der jeweiligen 
Leistungen fachkundigen Personenkreis „leicht erkennbar“ sein muss.470 Zu Recht 
schließt sich die Autorin der letztgenannten Ansicht an, dies mit der Begründung, eine 
Vielzahl ausgetauschter Leistungen könne wegen ihrer Komplexität nur von 
sachkundigen Personen richtig eingeschätzt werden.471 Dieser Frage kommt gerade im 
Spezialfall des anwaltlichen „Honorarwuchers“ entscheidende Bedeutung zu, ist doch 
die richtige Bewertung anwaltlicher Leistungen (abgesehen von den Rechtsanwälten 
selbst) nur einer sehr kleinen Gruppe „prozesserfahrener“ Personen möglich. Joeinig ist 
auch deshalb beizupflichten, da es nicht Absicht des Gesetzgebers sein kann, einen grob 
inäquivalenten Leistungsaustausch nur deshalb von der Nichtigkeitssanktion des 
§ 879 Abs 2 Z 4 ABGB zu bewahren, weil die Feststellung dieser krassen Inäquivalenz 
einem bestimmten Fachkreis (dem der Wucherer regelmäßig angehören wird) 
vorbehalten ist. Denn dadurch würden im Ergebnis jene Wucherer begünstigt, die (wie 
z.B. Rechtsanwälte) Leistungen erbringen, deren Bewertung (außer ihnen selbst) nur 
wenigen Personen möglich ist. Solches widerspräche den Zielsetzungen des 
Wuchertatbestandes, der meiner Meinung die Ausnützung „unklarer Verhältnisse“ 
gerade unterbinden möchte.    
 
Interessant ist eine OGH-Entscheidung zur Frage, ab welchem Missverhältnis der 
Leistungen Wucher anzunehmen ist: Bei einem Prozessfinanzierungsvertrag, bei dem 
gegen Tragung aller Prozesskosten eine 50%-iger Beteiligung am Prozesserlös zugesagt 
wurde, wobei der Prozesserfolg mit einer Wahrscheinlichkeit von 50:50 angenommen 
wurde und das Wertverhältnis zwischen (voraussichtlichem) Prozesserlös und 
(voraussichtlichen) Prozesskosten 8:1 betrug, hat der OGH im Jahr 1994 das Vorliegen 
eines „auffallenden Missverhältnisses“ bejaht.472 Eine starre Grenze, ab der ein 
                                            
470 Joeinig Elke, ÖJZ 2003, 4. 
471 Joeinig Elke, ÖJZ 2003, 4. 
472 OGH 3 Ob 503/93, RdW 1995, 96; Pfersmann, ÖJZ 1997, 366; dagegen Doralt Paul., ÖJZ 1997, 781; 
darauf replizierend Pfersmann, ÖJZ 1997, 782; OGH 3 Ob 2199/96w, JBl 1998, 643.  
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„auffallendes Missverhältnis“ jedenfalls vorliegt, besteht freilich nicht, sodass stets auf 
die Umstände des Einzelfalls Bedacht zu nehmen (siehe dazu Näheres weiter unten). Zu 
beachten bleibt allerdings, dass bei einer Wertdiskrepanz von mehr als dem Doppelten 
in aller Regel der Tatbestand der laesio enormis (§ 934 ABGB, dazu weiter unten 
Kapitel 4 Punkt 4) erfüllt sein wird.  
 
Neben dem objektiven Erfordernis eines „auffallenden Missverhältnisses“ ist auch ein 
Element subjektiver Willensbildungsstörung erforderlich. Z 4 zählt alternativ fünf 
derartige Zustände auf: „Leichtsinn“, „Zwangslage“, „Verstandesschwäche“, 
„Unerfahrenheit“ und „Gemütsaufregung“. Die Aufzählung ist freilich nicht taxativ zu 
verstehen – auch andere Willensbildungsstörungen kommen in Frage.473 Als solche 
können etwa auch „Unkenntnis des Wertes der eigenen Leistung“, zu große 
Vertrauensseligkeit474 oder auch ein der Unternehmer-Verbraucher-Beziehung ähnliches 
Unterlegenheitsverhältnisses475 erblickt werden. Nicht erforderlich ist jedenfalls, dass 
die jeweilige Willensbildungsstörung das Ausmaß eines der in §§ 870ff ABGB 
genannten Willensmängel aufweist, da diesfalls besondere Willensmangeltatbestände 
(Irrtum, List, Zwang, Geschäftsunfähigkeit) zur Verfügung stehen.476 
 
„Leichtsinn“ wird von der Rechtsprechung als eine Sorglosigkeit oder mangelnde 
Überlegtheit definiert, die den Bewucherten daran hindert, den Folgen seines Handelns 
die richtige Bedeutung für sein Schicksal beizumessen, obwohl er sich dieser Folgen 
bewusst ist.477 Jedoch verlangt der ins ABGB aufgenommene Wuchertatbestand nicht, 
dass der Leichtsinn geeignet sein muss, das wirtschaftliche Verderben des Bewucherten 
herbeizuführen.478 Daher kann sich etwa auch ein begüteter Klient infolge Leichtsinns 
auf Wucher berufen, selbst wenn ihn die bewirkte Vermögensverschleuderung in seinen 
Bedürfnissen nicht berührt. 
                                            
473 OGH 3 Ob 816/53, SZ 27/19; Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 25; Krejci in Rummel I3, 
§ 879 Rz 216. 
474 OGH 3 Ob 816/53, SZ 27/19. 
475 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 214, 216. 
476 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 214c, 216. 
477 OGH 12 Os 200/77, EvBl 1979/19. 
478 OGH 5 Os 1012/36, SSt 16/106; vgl. Joeinig Elke, ÖJZ 2003, 6. 
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Unter „Zwangslage“ versteht die Rechtsprechung jede Situation, die einer Person nur 
die Wahl lässt, entweder das Preis-Leistungs-Verhältnis zu akzeptieren, oder noch 
größeren Nachteil zu erleiden.479 Dabei reicht nicht schon jener Nachteil aus, der darin 
besteht, dass der Vertrag nicht zustande kommt und so das Vertragsziel nicht erreicht 
wird.480 Andererseits muss nicht bereits eine die wirtschaftliche Existenz bedrohende 
Notlage vorliegen.481 Keine Zwangslage liegt etwa bei Verlust des Arbeitsplatzes vor, 
wenn es möglich ist, im Umkreis einen vergleichbaren Arbeitsplatz zu finden.482 Auch 
eine bloß verübergehende Zwangslage kann Wucher begründen, sofern der Bewucherte 
ihr Ende nicht absehen kann und diesem Zustand (etwa einer „vorübergehenden 
Geldverlegenheit“, die noch nicht zur Gefährdung des Lebensunterhalts führt483) nicht 
anders beizukommen vermag als durch Eingehen des wucherischen Geschäftes.484 
Dabei ist unbeachtlich, ob der Eintritt der Zwangslage vom Wucherer verschuldet 
wurde – selbst wenn sich der Bewucherte vorwerfbar selbst in die Zwangslage gebracht 
hat oder sich die Zwangslage bloß subjektiv einbildet, kann Wucher vorliegen.485 
Freilich muss die Zwangslage den Bewucherten individuell betreffen486 – eine 
allgemeine, jedermann treffende Notsituation soll nach Z 4 nicht tatbestandsmäßig sein. 
 
Während die herrschende Lehre487 es genügen lässt, wenn die Zwangslage bei einem 
Angehörigen vorliegt, hat der OGH in einer älteren Entscheidung488 – heftig kritisiert 
von Joeinig489 – das subjektive Willensstörungselement unmittelbar beim Bewucherten 
gefordert und zudem ausgeführt, die Zwangslage dürfte nicht bloß moralischer Art, 
                                            
479 OGH 2 Ob 25/63, SZ 36/17; 1 Ob 137/68, MietSlg 20.075; 7 Ob 513/79, EvBl 1979/170; 6 Ob 1/00s, 
immolex 2000, 298 (299). 
480 OGH 7 Ob 513/79, EvBl 1979/170. 
481 OGH 5 Os 1012/36, SSt 16/106.  
482 OGH 6 Ob 1/00s, immolex 2000, 298 (299). 
483 OGH 5 Os 1012/36, SSt 16/106; 12 Os 200/77, EvBl 1979/19. 
484 OGH 2 Ob 25/63, SZ 36/17.  
485 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 219; Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 26. 
486 Vgl. Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 219 betreffend eine allgemein angespannte Marktlage; aA in 
einem obiter dictum offenbar OGH 1 Ob 273/46, JBl 1947, 39 betreffend Judenverfolgung; 
RS0016078. 
487 So unter Verweis auf die ähnl Regelung nach § 870 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 26; 
Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 219. 
488 OGH 1 Ob 1001/30, JBl 1931, 242. 
489 Joeinig Elke, ÖJZ 2003, 7. 
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sondern müsse rechtlicher Natur sein. Den Gegenargumenten Joeinigs ist zuzustimmen: 
Auch wer um seine Angehörigen tatsächlich fürchtet, kann einer stark eingeschränkten 
Willensfreiheit unterliegen. Es ist nicht einzusehen, warum eingebildete eigene 
Zwangslage das Vorliegen von Wucher ermöglichen können soll, tatsächlich 
vorliegende Zwangslage nahestehender Personen hingegen nicht.  
 
„Verstandesschwäche“ liegt vor, wenn dem Bewucherten die im geschäftlichen Verkehr 
erforderliche geistige Befähigung fehlt.490 Dieser Mangel an geistigen Fähigkeiten darf 
freilich nicht so gravierend ausfallen, dass Geschäftsunfähigkeit nach § 865 ABGB 
vorliegt.491 Denn in diesem Fall würde überhaupt kein wirksames Rechtsgeschäft 
vorliegen, das einer Nichtigkeit wegen Wuchers zugänglich wäre. Die 
„Verstandesschwäche“ erreicht auch nicht das Ausmaß eingeschränkter 
Geschäftsfähigkeit im Fall beschränkter Entmündigung (heute Besachwaltung).492 
  
Ein weiteres der subjektiven Kriterien der Z 4 ist die „Unerfahrenheit“ des anderen 
Vertragsteils. Freilich bewirken ein bloß besseres Fachwissen oder besser 
abzuschätzende Gewinnaussichten einer Partei beim Abschluss eines Rechtsgeschäftes 
– grundsätzlich – noch nicht dessen Nichtigkeit.493 Denn im Normalfall erfolgt die 
Bewertung der Gegenleistung auf eigenem wirtschaftlichem Risiko jedes 
Vertragspartners.494 Verlangt wird vielmehr, dass der Bewucherte „infolge des Fehlens 
von Lebenserfahrung oder allgemeinen Geschäftskenntnissen verhindert war, seine 
Interessen beim Geschäftsabschluss zu wahren“.495 Fehlen bloß die für bestimmte 
Geschäfte erforderlichen Kenntnisse, so liegt „Unerfahrenheit“ im Sinn der Z 4 nicht 
vor.496 Folglich genügt die regelmäßig weitaus größere Prozesserfahrung und 
Rechtskenntnis des Anwalts, aber auch die hauptsächlich bei ihm gegebene Kenntnis 
der Marktgegebenheiten im Honorarbereich im Verhältnis zum Mandanten noch nicht 
für das Vorliegen einer nach § 879 Abs 2 Z 4 tatbestandsmäßigen  „Unerfahrenheit“. 
                                            
490 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 221. 
491 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 221. 
492 So aufgrund des damaligen Entmündigungsregimes OGH 03.11.1970, 8 Ob 253/70, SZ 43/194. 
493 Wagner Erika, JBl 2001, 430. 
494 Wagner Erika, JBl 2001, 430. 
495 Joeinig Elke, ÖJZ 2003, 8. 
496 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 222. 
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Zwar müssen subjektive und objektive Tatbestandsmerkmale kumulativ vorliegen, ihre 
geforderte Intensität muss aber je nach Lage des Einzelfalls unterschiedlich beschaffen 
sein: So kann ein geringeres Ausmaß subjektiver Willensbildungsstörung durch ein 
höheres Ausmaß objektiv gegebener Inäquivalenz der wechselseitigen 
Vertragsleistungen kompensiert werden.497 Dabei ist im Sinne eines „beweglichen 
Systems“ vorzugehen.498 
 
Maßgeblicher Zeitpunkt für die Prüfung der Tatbestandsmerkmale des 
§ 879 Abs 2 Z 4 ABGB ist jener des Vertragsabschlusses.499 Dies ist insbesondere für 
die Beurteilung anwaltlicher Pauschal-, aber auch (soweit diese zulässig sind) 
Erfolgshonorare bedeutsam: Die Prüfung einer groben Inäquivalenz von Honorar und 
Anwaltsleistung hat nicht ex post zu erfolgen, sondern stets ex ante. Daher darf nicht 
das tatsächliche Ausmaß erbrachter Leistungen dem Erfolgshonorar gegenüber gestellt 
werden, sondern es ist das Prozessrisiko honorarmindernd zu berücksichtigen. Statt von 
den tatsächlich angefallenen Anwaltsleistungen ist zudem von jenem Leistungsumfang 
auszugehen, der ex ante am Wahrscheinlichsten zu erwarten war. Derartiges wird 
freilich schwierige Prognosen erforderlich machen und in der Praxis nicht einfach zu 
handhaben sein. Wenngleich es in Fällen bereits abgeschlossener Verfahren für die 
Gerichte aus arbeitsökonomischen Erwägungen vorteilhaft wäre, von einer ex post-
Betrachtung auszugehen, wäre ein solcher Ansatz dogmatisch falsch.  
 
Folgendes (durchaus bedeutsame) Beispiel aus der anwaltlichen Praxis soll das 
Zusammenspiel von objektivem Wertungleichgewicht und subjektiver Willensstörung 
verdeutlichen: Jemand sucht am letzten Tag einer Rechtsmittelfrist in einer für ihn 
wichtigen Rechtssache einen Rechtsanwalt auf. Dieser erklärt sich zur fristgerechten 
Verfassung und Postabfertigung dieses Rechtsmittels bereit, nimmt aber das Mandat nur 
unter der Bedingung eines (im Vergleich zum Tarif oder dem sonst üblichen Entgelt) 
                                            
497 Sog. kombinatorischer Ansatz, vgl. Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 230; Apathy/Riedler in 
Schwimann IV3, § 879 Rz 21. 
498 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 21. 
499 Joeinig Elke, ÖJZ 2003, 4. 
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deutlich erhöhten Honorars an. Worauf der Mandant zustimmt, da er für die äußerst 
kurzfristige Erledigung (letzter Tag der Frist!) wohl schwerlich einen anderen 
Rechtsanwalt finden wird. In diesem Beispiel könnte beim Klienten eine „Zwangslage“ 
im Sinn des § 879 Abs 2 Z 4 gegeben sein. Allerdings bleibt zu berücksichtigen, dass 
bei solchen ganz kurzfristig zu erbringenden, durchaus anspruchsvollen und 
haftungsgeneigten Leistungen an das „Missverhältnis“ von Honorar und 
Anwaltsleistung ein äußerst großzügiger Maßstab angelegt werden muss. Denn es stellt 
für die Kanzlei des Rechtsanwaltes eine beachtliche physische und psychische 
Belastung dar, unter derartigem Zeitdruck ein Rechtsmittel fristgerecht zu erarbeiten, 
wobei der Anwalt einiges an Haftungsrisiko auf sich nimmt. Diese Umstände bewirken 
einen Kostenfaktor, dem gleichzeitig eine höhere Bewertung auf der Nachfrageseite 
gegenübersteht. Aus diesem Grund muss bei nüchterner, wirtschaftlicher Betrachtung 
ein im Vergleich zum sonst üblichen Maß beträchtlich erhöhtes Entgelt wertmäßig 
gerechtfertigt sein. Anders wäre dies nur bei kurzen, einfach zu verfassenden 
Rechtsbehelfen wie Einsprüchen gegen einen bedingten Zahlungsbefehl, oder aber 
Klagebeantwortungen. Denn hierbei erfordert die noch am selben Tag erforderliche 
Erledigung keine außergewöhnliche Arbeitsanstrengung und bringt keine 
außerordentliche Haftungsgefahr mit sich. In unserem Fall des „Rechtsmittelauftrages 
am letzten Tag“ würde hingegen meines Erachtens nur eine krasse Differenz zum 
üblicherweise bezahlten Honorar die Tatbestandsmäßigkeit als „Honorarwucher“ nach 
sich ziehen. Ein Betrag bis zur doppelten Höhe des Tarifes sollte aber (in Analogie zu 
den vergleichbaren Wertungen des § 3 NTG500) keinesfalls als „auffallend“ überhöht 
angesehen werden. Eine bereits geringere Diskrepanz zum marktüblichen Honorar kann 
in anderen Fällen ausreichen, wo der Mandant zwar ebenfalls wegen der ganz kurzen 
Zeit keinen anderen Rechtsanwalt mehr finden kann (z.B. letzter Tag einer 
Einspruchsfrist), wo die zeitgerechte Erledigung (unsubstantiierte Bestreitung des 
Klagebegehrens, rechtzeitige Abfertigung des Einspruchs) keine derart massive, im 
Tarif unberücksichtigte Anstrengung erfordert.  
  
                                            
500 § 3 Abs 1 Notariatstarifgesetz (NTG), BGBl 576/1973: „Für eine Tätigkeit, die von ungewöhnlichem 
Umfang, besonderer Schwierigkeit, Verantwortlichkeit oder mit besonderem Zeitaufwand verbunden 
ist, hat der Notar Anspruch auf eine Wertgebühr in einem entsprechend höheren als dem tarifmäßigen 
Ausmaß, jedoch nicht mehr als auf das Doppelte der tarifmäßigen Gebühr.“ 
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Schließlich ist Voraussetzung für das Vorliegen von Wucher, dass der Wucherer die 
Lage des Bewucherten „ausnützt“. Dabei begnügt sich die neuere Rechtsprechung501 
bereits mit Fahrlässigkeit des Wucherers, d.h. dass dem Wucherer die objektive 
Inäquivalenz der gegenseitigen Leistungen sowie die Willensbildungsstörung seines 
Vertragspartners im Abschlusszeitpunkt bei gehöriger Sorgfalt hätte auffallen müssen. 
 
Ist der Wuchertatbestand erfüllt, so führt dies nach herrschender Meinung502 zur 
relativen Nichtigkeit (Anfechtbarkeit) des Vertrages: Die Nichtigkeit kann, da das 
Verbot dem Bewucherten zu Gute kommen soll, nur von diesem geltend gemacht 
werden. Möglich ist auch eine nachträgliche Heilung der durch den Wucher bewirkten 
Nichtigkeit, indem der Bewucherte nach Wegfall der Willensbildungsstörung zu 
erkennen gibt, dass er das geschlossene Geschäft weiterhin gegen sich gelten lassen 
will.503 
 
Eine Durchsicht der Rechtsprechung zeigt, dass in der Praxis Rechtsstreitigkeiten aus 
anwaltlichen Honorarvereinbarungen, in denen der Wuchertatbestand releviert wurde, 
selten sind.504 Der Grund dafür dürfte vor allem im stark durch individuelle Faktoren 
bestimmten Wert der anwaltlichen Leistungen liegen, was gerade in diesem 
Leistungssegment in der Regel das Fehlen einer auffallenden Diskrepanz des Preis-
Leistungsverhältnisses zur Folge haben wird. 
                                            
501 OGH 2 Ob 467/26, SZ 8/181;  RS0016891; 1 Ob 532/85 RZ 1986, 39; vgl. Joeinig Elke, 
ÖJZ 2003, 11. 
502 Vgl. Krejci in Krejci, HBzKSchG 142, FN125. 
503 Vgl OGH 3 Ob 2199/96w, JBl 1998, 648 [Pfersmann], wonach dies durch nachträgliches 
Anerkenntnis des strittigen oder zweifelhaften Rechtsverhältnisses erfolge. 
504 So brachte eine Judikaturrecherche auf http://recherche.rdb.at/action/searchDocument;jsessionid= 
CF8093EE46BDBD94A9A92C9A8095D960?au=1250068560677, Abfragedatum: 12.08.2009, unter 
Verwendung der Suchbegriffe „Anwalt“, „Honorar“, „Wucher“ und „§ 879 Abs 2 ABGB“ lediglich 
die (bereits verwertete) E OGH 3 Ob 2199/96w, JBl 1998, 643 zutage.  
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3. Kapitel Verwendung Allgemeiner Geschäftsbedingungen (AGB) – das 
„Kleingedruckte“ in der Honorarvereinbarung 
 
1. § 864a ABGB 
 
§ 864a  ABGB lautet: 
„Bestimmungen ungewöhnlichen Inhaltes in Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder 
Vertragsformblättern, die ein Vertragsteil verwendet hat, werden nicht 
Vertragsbestandteil, wenn sie dem anderen Teil nachteilig sind und er mit ihnen auch 
nach den Umständen, vor allem nach dem äußeren Erscheinungsbild der Urkunde, 
nicht zu rechnen brauchte; es sei denn, der eine Vertragsteil hat den anderen besonders 
darauf hingewiesen.“ 
 
§ 864a ABGB knüpft (wie auch § 879 Abs 3 ABGB, siehe dazu Punkt 2) an die 
Verwendung einseitig (zwecks Einbeziehung in massenhafte, gleichartig 
abgeschlossene Verträge505) vorformulierter – also nicht das Ergebnis von 
Verhandlungen darstellender506 – Vertragstexte an.507 Vertragsformblätter kommen 
auch bei Abschluss anwaltlicher Honorarvereinbarungen vor – regelmäßig in Gestalt der 
dem Klienten bei Mandatserteilung zur Unterschrift vorgelegten Vollmachtsvordrucke. 
Während der (am 17.09.1999 aufgehobene) § 51 RL-BA (alt)508 ausdrücklich ein 
berufsrechtliches Gebot klarer textlicher Hervorhebung der Honorarvereinbarung in den 
Vollmachtsvordrucken aufstellte, kann in § 864a ABGB ein umfassendes, 
zivilrechtliches Gebot klarer textlicher Darstellung von Honorarbestimmungen erblickt 
                                            
505 Vgl. Bollenberger in KBB2, § 864a Rz 1; die Abfassung für eine Personenmehrzahl ist aber nicht 
notwendige Voraussetzung für die Charakterisierung als AGB – einseitige Formulierung genügt. 
506 Vgl. Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 864a Rz 5. 
507 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 236. 
508 Demnach hatte in Vollmachtsformularen – abgesehen von einer sehr beschränkten Zulässigkeit, 
überhaupt Honorabestimmungen dort aufzunehmen – die Honorarvereinbarung für den Mandanten 
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werden. Bei Mandaten von Verbrauchern ist zudem das in § 6 Abs 3 KSchG verankerte 
Transparenzgebot zu beachten (dazu Kapitel 4 Punkt 3). 
 
Die Ungewöhnlichkeit einer Vertragsbestimmung ergibt sich nicht allein aus ihrem 
Inhalt, sondern besonders aus der Art ihrer Einordnung in die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen oder in das Vertragsformblatt, etwa dann, wenn die fragliche 
Bestimmung im Vertragstext derart versteckt ist, dass sie der Vertragspartner dessen, 
der den Vertragstext verwendet, dort nicht vermutet, wo sie sich befindet, und dort nicht 
findet, wo er sie vermuten könnte.509 Einer solchen Klausel muss somit ein 
„Überrumpelungs“- oder gar „Übertölpelungseffekt“ innewohnen, somit von den 
Erwartungen des Vertragspartners so deutlich abweichen, dass er nach den Umständen 
mit ihr vernünftigerweise nicht rechnen muss.510 Nicht als „ungewöhnlich“ anzusehen 
sind solche Bestimmungen, die in den jeweiligen Verkehrskreisen an der betreffenden 
Vertragsstelle üblicherweise erwartet werden – dabei kommt es nicht auf rein 
tatsächliche Übung an, sondern auf die Gepflogenheiten gerade der redlichen 
Verkehrsteilnehmer.511 
 
Die „ungewöhnliche“ Bestimmung hat für den Vertragspartner desjenigen, der sie in 
seinen Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder Vertragsformblättern verwendet, 
„nachteilig“ zu sein. Nicht erforderlich ist, dass die nachteilige Bestimmung gegen die 
guten Sitten (§ 879 Abs 1) verstößt.512 Es genügt bereits schlichte Nachteiligkeit – eine 
Wertung der Benachteiligung findet erst im Rahmen der nachfolgenden Inhaltskontrolle 
nach § 879 ABGB (insbesondere Abs 3) statt, sofern die Bestimmung nach Maßgabe 
des § 864a überhaupt Vertragsbestandteil geworden ist.513  
 
Als „nachteilig“ im Sinn des § 864a in Frage kommt nach der Rechtsprechung514 etwa 
eine Bestimmung, die die Verpflichtung zur Bezahlung einer Vertragsstrafe enthält. Die 
                                            
509 OGH 1 Ob 581/83, JBl 1983, 535; darauf verweisend bspw Bollenberger in KBB2, § 864a Rz 10. 
510 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 864a Rz 5; OGH 1 Ob 520/91, ecolex 1991, 453. 
511 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 864a Rz 7. 
512 Bollenberger in KBB2, § 864a Rz 10; OGH 1 Ob 581/83, JBl 1983, 534. 
513 Bollenberger in KBB2, § 864a Rz 10; OGH 1 Ob 581/83, JBl 1983, 535. 
514 OGH 1 Ob 581/83, JBl 1983, 534. 
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Aufnahme einer Vertragsstraf-Klausel in allgemeine Geschäftsbedingungen für den Fall 
einer vom Leasingnehmer zu vertretenden vorzeitigen Vertragsauflösung ist aber 
beispielsweise beim Abschluss eines Leasingvertrages nicht als „ungewöhnlich“ 
anzusehen, sofern sie dort zu finden ist, wo sie nach dem Vertragsaufbau zu vermuten 
ist (was im Rahmen der Bestimmungen über die Vertragsauflösung konkret der Fall 
war).515  
 
Eine aufsichtsbehördliche Genehmigung schließt jedenfalls noch nicht aus, dass eine 
Klausel dennoch in zivilrechtlicher Hinsicht als „ungewöhnlich“ im Sinn des 
§ 864a ABGB zu qualifizieren ist.516 Dies wird damit begründet, dass sich 
Prüfungsmaßstab und Zweck behördlicher Prüfungen in der Regel von der gerichtlichen 
Überprüfung nach §§ 864a, 879 Abs 3 ABGB unterscheiden.517 Folglich kann auch der 
Umstand, dass ein bestimmter Vordruck selbst vom ÖRAK für in Ordnung empfunden 
(oder von diesem gar selbst entworfen und Kammermitgliedern als Muster zur 
Verfügung gestellt518) wurde, die Anwendbarkeit von § 864a ABGB per se nicht 
verhindern, zumal die anwaltliche Standesvertretung sich auf eine Überprüfung in 
standesrechtlicher Hinsicht beschränkt, jedenfalls aber nicht zu einer verbindlichen 
Beurteilung unter dem zivilrechtlichen Gesichtspunkt des § 864a ABGB zuständig ist.  
 
Die Geltungskontrolle einer Vertragsklausel gemäß § 864a ABGB hat gegebenenfalls 
zur Folge, dass die „ungewöhnliche“ Bestimmung gar nicht Vertragsinhalt wird. Bei 
Verwirklichung der Tatbestandsmerkmale des § 864a hält Welser die absolute 
                                            
515 OGH 1 Ob 581/83, JBl 1983, 535. 
516 Bollenberger in KBB2, § 864a Rz 9; OGH 3 Ob 246/98t, ecolex 1999, 689. 
 
517 OGH 3 Ob 246/98t, ecolex 1999, 689 (690). 
518 Vgl. die vom ÖRAK ausgearbeiteten und ausschließlich für Kammermitglieder (auf 
www.rechtsanwaelte.at, im Internen Bereich unter „1. Formulare“) zur Verfügung gestellten 
„Allgemeinen Auftragsbedingungen für Rechtsanwälte“; eine diesbezügliche Mitteilung an die 
Öffentlichkeit erfolgte in AnwBl 2004, 378; da mit der Erstellung dieses „Mustermandatsvertrages“ 
keine Empfehlung des ÖRAK zu dessen Verwendung verbunden ist (dieser lediglich eine praktische 
Hilfestellung bildet), wurde über die Einstellung ins Internet bzw. Mitteilung im Anwaltsblatt kein 
förmlicher Beschluss gefasst. Diese Bedingungen werden von zahlreichen Kanzleien auf deren 
Homepage gestellt und sind dort für die Allgemeinheit abrufbar, 
vgl. http://www.ksw.at/fileadmin/dateien/ksw_agb_deutsch.pdf bzw. http://www.attorney-
wm.com/AGB16Okt05.pdf, Abfragedatum jeweils 03.02.2010. Die „Allgemeinen 
Auftragsbedingungen für Rechtsanwälte“ weisen allerdings bei näherer Durchsicht keine im Sinn des 
§ 864a ABGB „ungewöhnliche“ Bestimmungen auf. 
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Nichtigkeit zwar dogmatisch für treffender, die Annahme relativer Nichtigkeit jedoch 
systematisch und teleologisch für zweckmäßiger.519 Für ein Erfordernis der 
Geltendmachung der Rechtsfolgen des § 864a würde zwar der Umstand sprechen, dass 
§ 864a (ähnlich den übrigen, zeitgleich mit dem KSchG eingeführten Bestimmungen) 
im Interesse des Vertragspartners des AGB-Verwenders geschaffen wurde.520 Dem ist 
die herrschende Lehre allerdings nicht gefolgt.521 Auch die Rechtsprechung geht davon 
aus, dass die Ungültigkeit objektiv bedenklicher Klauseln vom Gericht auch amtswegig 
zu berücksichtigen ist.522 Lediglich dann, wenn die Ungewöhnlichkeit einer 
Vertragsklausel nicht auf der Hand liegt, wird eine entsprechende Tatsachenbehauptung 
bzw. Beweisführung durch den Vertragspartner für erforderlich gehalten.523 Wenngleich 
§ 864a tatsächlich dem Individualinteresse des schwächeren Vertragspartners dienen 
dürfte, ist dem Ergebnis der herrschenden Ansicht dennoch zuzustimmen: Denn nach 
seiner systematischen Stellung regelt § 864a einen Gesichtspunkt des 
Vertragszustandekommens, nicht aber Fragen des Vertragsinhaltes. Der Norm liegt der 
Gedanke zugrunde, dass der AGB-Verwender unter den dort genannten Umständen mit 
der Zustimmung des Vertragspartners zu der Klausel nicht rechnen durfte.524 Davon 
ausgehend müsste die von § 864a angeordnete Rechtsfolge im fehlenden 
Zustandekommen einer vertraglichen Einigung über die Klausel erblickt werden525, weil 
unter Zugrundelegung der maßgeblichen Vertrauenstheorie unterstellt werden könnte, 
dass sowohl Anbots- wie auch Annahmeerklärung deckungsgleich unter Ausschluss der 
ungewöhnlichen Bestimmung erfolgt sind.526 Dann ist es aber nur konsequent, die 
Unwirksamkeit der Klausel von Amts wegen wahrzunehmen, wie dies Rechtsprechung 
und herrschende Lehre tun. Lediglich auf dogmatischer Ebene wäre dies nicht mit 
absoluter Nichtigkeit, sondern mit fehlendem Vertragszustandekommen zu begründen. 
Ganz in diesem Sinn ist auch unstrittig, dass die Prüfung gemäß § 864a vor der 
                                            
519 Welser, JBl 1979, 450f.    
520 In diesem Sinn Welser, JBl 1979, 450. 
521 Rummel in Rummel I3, § 864a Rz 9; Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 864a Rz 6; Bollenberger 
in KBB2, § 864a Rz 9. 
522 OGH 6 Ob 684/85, JBl 1987, 247; diese Ansicht hat sich verfestigt, vgl. RIS-Justiz RS0014662; 
7 Ob 12/90, RdW 1992, 15; vgl. zuletzt 05.07.2006, 7 Ob 156/06a. 
523 OGH 1 Ob 576/87, SZ 60/52 = RdW 1987, 406. 
524 Bollenberger in KBB2, § 864a Rz 9. 
525 Vgl. Rummel in Rummel I3, § 864a Rz 9: „[…] Liegt hingegen der Tatbestand des § 864a vor, so 
fehlt es schon an der Vereinbarung der ungewöhnl Klausel […]“. 
526 Vgl. in diesem Sinn Rummel in Rummel I3, § 864a Rz 9. 
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„Angemessenheitskontrolle“ des § 879 Abs 3 ABGB (Näheres dazu unter Punkt 3.2) 
vorzunehmen ist, zumal letztere Bestimmung ebenfalls voraussetzt, dass die Klausel 
Vertragsinhalt geworden ist.527  
 
Die Geltungskontrolle des § 864a ist nicht allein auf Nebenabreden beschränkt, sondern 
umfasst auch Vertragsbestimmungen über die Begründung, Umgestaltung oder 
Erweiterung von Hauptpflichten.528 Somit könnten auch Bestimmungen über die 
Hauptleistungspflicht des Mandanten (Honorar) unter die Sanktionen des § 864a ABGB 
fallen.  
 
So könnte § 864a unter Umständen Platz greifen, wenn sich der Rechtsanwalt in einem 
Vollmachtsvordruck das Recht ausbedingt, einseitig (und ohne dass die für die 
Entgeltänderung maßgeblichen Umstände im Vertrag offen gelegt werden und sachlich 
gerechtfertigt sind) einen erheblichen Zuschlag zum vereinbarten Zeit- oder tariflichen 
Honorar zu fordern529. Selbst die Bindung eines solchen Mehrbetrages an eine 
Vertragsverletzung des Mandanten (etwa die Säumigkeit mit der Zahlung des 
geschuldeten Honorars) wäre „ungewöhnlich“, käme dies doch rechtlich gesehen einer 
Vertragsstrafe gleich. Derartige Vertragsstrafen müssen in anwaltlichen 
Vollmachtsformularen, sofern sie nicht textlich deutlich hervorgehoben sind, wohl als 
„ungewöhnlich“ angesehen werden, da Mandanten bei der Auftragserteilung mit 
solchen Bestimmungen über im Verzugsfall geschuldete Pönalzahlungen 
(grundsätzlich) nicht rechnen. Eine Aufklärungspflicht des Rechtsanwalts ist im 
Hinblick auf § 864a ferner dann nötig, wenn im Vollmachtsformular eine Bestimmung 
enthalten ist, die generell ein erheblich höheres Anwaltshonorar vorsieht als dies nach 
den dispositiven gesetzlichen Honorargrundlagen (zu diesen siehe die Ausführungen im 
vierten Abschnitt) möglich wäre (etwa eine Klausel, wonach ein Zeit- oder 
Pauschalhonorar geschuldet wird, das im konkreten Fall erheblich über dem tariflichen 
oder angemessenen Entgelt zu liegen kommt). Die OBDK hat bereits für den 
                                            
527 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 864a Rz 6; Bollenberger in KBB2, § 864a Rz 9; 
OGH 1 Ob 581/83, JBl 1983, 534 (535). 
528 Bollenberger in KBB2, § 864a Rz 9; OGH 1 Ob 520/91, ecolex 1991, 453. 
529 Sofern der Mandant Verbraucher ist, käme anschließend auch die Prüfung nach § 6 Abs 1 Z 5 KSchG 
in Frage, dazu  Punkt 4.2. 
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standesrechtlichen Bereich – dabei obiter dicto auf § 864a ABGB verweisend – 
judiziert, dass das besondere Vertrauensverhältnis, das zwischen Anwalt und Mandant 
anlässlich der Begründung eines Vertretungsverhältnisses vorauszusetzen ist, die 
Aufklärung des Mandanten über solche „Honorarklauseln“ erfordert.530  Wenngleich 
zivilgerichtliche Judikatur derzeit offenbar noch fehlt531, sollte dementsprechend auch 
die „Ungewöhnlichkeit“ einer derartigen Vertragsbestimmung, auf die der Anwalt nicht 
gesondert hinweist, im Sinn des § 864a ABGB angenommen werden.  
 
Sofern die Klausel, die ein derart erhöhtes Honorar oder das Recht zur einseitigen 
Honorarerhöhung vorsieht, im Vollmachtsformular „versteckt“ wird (also nicht deutlich 
textlich hervorgehoben erscheint), wäre eine Anwendung des § 864a ABGB zu bejahen. 
 
Dabei ist freilich Voraussetzung, dass eine solche Honorarklausel ein frei vereinbartes 
Honorar vorsieht. Nur dieses ist Gegenstand dieser Arbeit. Davon zu unterscheiden ist 
ein im Vollmachtstext enthaltener Hinweis auf das in § 23 Abs 2 RATG normierte 
anwaltliche Wahlrecht bei Verrechnung des tariflichen Honorars. Wenngleich dieses 
Wahlrecht nur bei einem – hier nicht gegenständlichen – tariflich geschuldeten Entgelt 
besteht, soll das Problem wegen seiner praktischen Bedeutung dennoch kurz erörtert 
werden: Nach § 23 Abs 2 leg. cit. kann der Rechtsanwalt gegenüber der von ihm 
vertretenen Partei wahlweise entweder sämtliche unter die Tarifposten 5, 6 und 8 
fallenden Leistungen (Briefe und Konferenzen) sowie den Ersatz der Postgebühren 
fordern („Verrechnung nach Einzelleistungen“), oder stattdessen auf die unter die 
Tarifposten 1 bis 4 fallenden Leistungen (Gerichtsverhandlungen und Schriftsätze) 
einen Einheitssatz aufschlagen („Verrechnung nach Einheitssatz“ gemäß § 23 Abs 1, 
diese kommt hinsichtlich des Kostenersatzes gegenüber dem Prozessgegner zwingend 
zur Anwendung). Dieses Wahlrecht besteht mangels Honorarvereinbarung kraft 
Gesetzes, ein diesbezüglicher Hinweis im Vollmachtstext hätte somit lediglich 
deklaratorische Wirkung. § 864a ABGB hat jedoch solche AGB-Klauseln vor Augen, 
durch die Verpflichtungen konstitutiv begründet werden sollen. Wenngleich ein 
                                            
530 OBDK 16.10.2006, 16 Bkd 3/06, RS0121614. 
531 Ergebnis einer Judikaturrecherche unter www.ris2.bka.gv.at/jus unter Verwendung der Suchbegriffe 
„abgb §864a“ und „honorar“, Abfragedatum: 04.11.2009. 
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Hinweis auf das Wahlrecht gemäß § 23 Abs 2 RATG für die Zulässigkeit von dessen 
Ausübung standesrechtlich geboten sein dürfte532 und die meisten Mandanten mit einem 
Honorarwahlrecht des Anwalts in der Praxis tatsächlich nicht rechnen, sollte schon 
aufgrund systematisch-logischer und teleologischer Gesetzesinterpretation eine 
Anwendung des § 864a ABGB auf solche Hinweise ausscheiden. § 864a ABGB kann 
nicht bezwecken solche Ansprüche auszuschließen, die schon kraft dispositivem Recht 
ohne das Erfordernis einer Vereinbarung bestehen. Dadurch würde zudem ein Anwalt, 
der auf sein Wahlrecht (wenn auch nur im „Kleingedruckten“) aufmerksam macht, 
schlechter gestellt als ein Kollege, der darauf gar nicht hinweist. Dies kann nicht im 
Sinn des Gesetzgebers gelegen sein.533 
 
Gegenüber Klienten, die Verbraucher sind, wären zusätzlich die Schranken des 
§ 6 Abs 1 und Abs 2 KSchG zu beachten (siehe dazu weiter unten die Ausführungen 
über den Konsumentenschutz bei Honorarvereinbarungen in Kapitel 4 unter Punkt 2). 
Letztere KSchG-Bestimmungen kämen freilich nur zur Anwendung, wenn die Klausel 
nicht schon kraft § 864a ABGB vom Vertragsinhalt ausgeschlossen wäre. Denn eine 
Bejahung von § 864a ABGB verdrängt die Anwendung des § 1879 Abs 1 ABGB iVm 
§ 6 KSchG. Daher muss auch bei Honorarvereinbarungen mit Verbrauchern zunächst 
stets geprüft werden, ob die Klausel nicht an ungewöhnlicher Stelle versteckt ist und 
aufgrund der Art des Geschäftes und der bestehenden Usancen ungewöhnlich war.  
 
 
2. § 879 Abs 3 ABGB 
 
§ 879 Abs 3 ABGB lautet: 
 
„Eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder Vertragsformblättern enthaltene 
Vertragsbestimmung, die nicht eine der beiderseitigen Hauptleistungen festlegt, ist 
                                            
532 So zutreffend Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RL-BA § 50 Rz 1. 
533 Vertragsbestimmungen infolge gesetzlicher (einschließlich dispositiver) Regelungen sind u.a. auch 
nicht Gegenstand der  Richtlinie RL 93/13/EWG vom 05.04.1993 über missbräuchliche Klauseln in 
Verbraucherverträgen, ABl L 95/29, vgl. deren Art 1 Abs 2 sowie Absatz 13 der Erwägungsgründe. 
 187 
jedenfalls nichtig, wenn sie unter Berücksichtigung aller Umstände des Falles einen 
Teil gröblich benachteiligt.“ 
 
§ 879 Abs 3 ABGB bildet den Kern jener Regeln, die zeitgleich mit der Einführung des 
KSchG (BGBl 140/1979) zur Verhinderung unfairer Bestimmungen im 
„Kleingedruckten“ aufgestellt wurden.534 
 
Die Inhaltskontrolle des Abs 3 ist beschränkt auf Nebenbestimmungen535. Bei 
Bestimmungen, die eine der beiderseitigen Hauptleistungen (vertragstypische 
Leistungen und Entgelt) festlegen, scheidet die Anwendung dieser Bestimmung aus. 
Denn einer solchen „gröblichen Benachteiligung“, die durch eine Diskrepanz des 
Austauschverhältnisses der beidseitigen Hauptleistungen bewirkt wird, soll durch die 
Rechtsbehelfe gemäß § 879 Abs 2 Z 4 (Wucher) bzw. § 934 (laesio enormis) begegnet 
werden.536 Der Begriff der Nebenpflichten wird nach der Rechtsprechung537 – unter 
Berufung auf Krejci538 – extensiv interpretiert, sodass der Anwendungsbereich des 
Abs 3 ein möglichst weiter ist. Ausgenommen von der Anwendung des § 879 Abs 3 ist 
nur die „individuelle, zahlenmäßige Umschreibung der beiderseitigen Leistungen“, 
nicht aber auch eine Bestimmung, die die Preisberechnung in allgemeiner Form 
normiert.539 Somit könnten auch nähere Regelungen über die Berechnung des 
anwaltlichen Honorars (z.B. welche Leistungen von der Zeiterfassung eines 
Stundensatzes umfasst sind, ob und unter welchen Voraussetzungen Erfolgszuschläge 
verrechnet werden können etc.) grundsätzlich unter Abs 3 fallen, sowie ferner sämtliche 
durch dispositives Recht geregelten Vertragsfragen, wie etwa Zeit und Ort der 
Honorarzahlung, Fälligkeit der Honorarschuld etc.    
 
§ 879 Abs 3 ABGB kommt (wie auch § 864a, siehe zuvor Punkt 1) bei Verwendung 
einseitig vorformulierter, individueller Vertragstexte zur Anwendung.540 Die 
                                            
534 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 30. 
535 Vgl. OGH 7 Ob 179/03d, JBl 2004, 245. 
536 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 237; Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 31. 
537 OGH 9 Ob A 10/89, RIS-Justiz RS0016910. 
538 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 238. 
539 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 238. 
540 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 236.. 
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Verwendung derartiger allgemeiner Geschäftsbedingungen und Vertragsformblätter ist 
zwar unverzichtbares Tatbestandsmerkmal nach Abs 3, allerdings ist Nichtigkeit in 
Analogie zu Abs 3 und Abs 2 Z 4 (dazu Kapitel 2) bei vertraglichen Nebenpflichten 
auch dann anzunehmen, wenn trotz Fehlens allgemeiner Geschäftsbedingungen eine der 
in § 879 Abs 2 Z 4 ABGB genannten Willensbildungsstörungen  gegeben ist.541 
„Gröblich nachteilige“ Nebenbestimmungen müssen – trotz Fehlens allgemeiner 
Geschäftsbedingungen – ferner dann in Analogie für nichtig angesehen werden, wenn 
ein Verbrauchergeschäft im Sinn des § 1 KSchG vorliegt.542 Dies folgert aufgrund 
historischer wie teleologischer Gesetzesinterpretation.543   
 
Welser hat bereits vor Inkrafttreten des KSchG 1979 unter „Gröblichkeit“ im Sinn des 
Abs 3 nicht einfach ein „auffallendes Missverhältnis“ im Sinn des Wuchertatbestandes 
nach Abs 2 Z 4 verstanden:544 Dem Autor zufolge kann der Umstand, dass das Gesetz in 
§ 879 ABGB knapp hintereinander unterschiedliche Ausdrücke verwendet, nicht 
übergangen werden. Einen brauchbaren Lösungsansatz hat im Jahr 1981 Krejci545 
entwickelt: Dieser zeigt durchaus überzeugend, warum in Abs 3 mit dem Wort 
„gröblich“ ein anderer Begriff gewählt wurde, als noch unmittelbar zuvor in Abs 2 Z 4: 
Durch Verwendung des Begriffs „gröblich“ wollte der Gesetzgeber demnach keine 
unsachliche Differenzierung zwischen Hauptbestimmungen (für die Abs 2 Z 4 gilt) und 
Nebenbestimmungen schaffen, sondern bloß innerhalb der Nebenbestimmungen eine 
(sachlich gerechtfertigte) differenzierte Prüfung ermöglichen.546 Denn anders als 
Hauptbestimmungen würden aus der Vielzahl möglicher vertraglicher 
                                            
541 Solches erfordert Krejci zufolge eine harmonische Abstimmung des Abs 3 mit Abs 2 Z 4, derselbe in 
Krejci, HBzKSchG 142. 
542 Vgl. Krejci in Krejci, HBzKSchG 145 (146): „Man wird somit trotz der Neufassugn des 
§ 879 Abs 3 ABGB die vom Gesetzgeber im I. Hauptstück des KSchG anerkannte typische 
Ungleichgewichtslage zwischen Unternehmer und Verbraucher im gegebenen Zusammenhang 
weiterhin zu berücksichtigen haben. Benachteiligen Vertragsbestimmungen den Verbraucher iS des 
§ 879 Abs 3 ABGB gröblich, so sind diese Vertragsbestimmungen nichtig, weil davon auszugehen 
ist, daß zwischen Unternehmer und Verbraucher eine Ungleichgewichtslage besteht, die zumindest 
jener gleichkommt, die zwischen dem Verwender Allgemeiner Geschäftsbedingungen oder von 
Vertragsformblättern mit seinem Vertragspartner herrscht.“ 
543 Abs 3 wurde mit Einführung des KSchG geschaffen, wobei letzteres Gesetz einen möglichst 
effektiven und umfassenden Konsumentenschutz beabsichtigte, jedoch einen nur unvollständigen 
Katalog verbotener Klauseln enthält, vgl. Krejci in Krejci, HBzKSchG 144.   
544 Welser, JBl 1979, 452. 
545 Krejci in Krejci, HBzKSchG (1981). 
546 Krejci in Krejci, HBzKSchG 164. 
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Nebenbestimmungen einige vom Gesetzgeber für so wichtig erachtet, dass dieser für 
den Fall des Fehlens einer hierüber getroffenen vertraglichen Übereinkunft eine 
dispositive Regelung bereithält. In all diesen Fällen dispositiver gesetzlicher Regelung 
aber habe der Gesetzgeber selbst klargestellt, was er – für den Fall, dass die 
Vertragsparteien nicht Abweichendes vereinbart haben – inhaltlich für ausgewogen und 
sachgerecht empfindet.547 Zwar wolle der Gesetzgeber von derartigen dispositiven 
Regelungen Abweichungen – was wohl aus den Wertungen der §§ 934f ABGB (dazu 
weiter unten Kapitel 4, Punkt 4) abgeleitet werden kann548 – grundsätzlich in weitem 
Umfang zulassen, solche aber dort, wo die Willensfreiheit „verdünnt“ sei, einem (im 
Vergleich zu Abs 2 Z 4) strengeren Prüfmaßstab unterwerfen – der 
„Unangemessenheit“.549 Dieser Begriff, der dem deutschen AGB-Gesetz (dAGBG) 
entlehnt wurde,550  hatte auch dem Entwurf des Abs 3 ursprünglich zu Grunde 
gelegen.551 Die Angemessenheitsregel sei aber in solchen Fällen unanwendbar, wo 
gesetzlich-dispositive Maßstäbe nicht bestehen: Da hier ein gesetzlicher 
Vergleichsmaßstab fehlt, erscheine das „auffallende Missverhältnis“ im Verständnis des 
§ 879 Abs 2 Z 4 ABGB (Wucher) für eine sachliche Lösung am besten geeignet zu 
sein.552 Die Ansicht, wonach ein nach Vorhandensein dispositiver Vergleichsnormen 
differenzierender bzw. bei deren Fehlen auf ein „auffallendes Missverhältnis“ 
abstellender Prüfmaßstab anzuwenden ist, hat sich in der Rechtsprechung553  
durchgesetzt und wurde auch in der Lehre554 rezipiert.  
 
Im Bereich der strengeren „Angemessenheitskontrolle“ wird  auf die Abweichung vom 
dispositiven Recht abgestellt.555 Die Rechtsprechung nimmt unter Umständen schon 
dann „gröbliche Benachteiligung“ an, wenn sich für die Abweichung keine sachliche 
Rechtfertigung ins Treffen führen lässt.556 Allerdings löst nicht jede derartige 
                                            
547 Krejci in Krejci, HBzKSchG 164 (165). 
548 Krejci in Krejci, HBzKSchG 165. 
549 Krejci in Krejci, HBzKSchG 166 (167). 
550 § 9 dAGBG, die Bestimmung wurde zwischenzeitig durch das Schuldrechtsmodernisierungsgesetz 
ins BGB (als dessen § 307 Abs 1 zweiter Satz) integriert. 
551 Krejci in Krejci, HBzKSchG 163 (164). 
552 Krejci in Krejci, HBzKschG 166. 
553 OGH 12.07.1989, 9 ObA 179/89; 7 Ob 33/90, SZ 63/203; vgl. RIS-Justiz RS0016914. 
554 Hofmann Kurt, ÖBA 2002, 371f; Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 30. 
555 Krejci in Krejci, HBzKSchG 155. 
556 Vg. OGH 7 Ob 179/03d, JBl 2004, 247 mwN. 
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Abweichung die Rechtsfolgen des Abs 3 aus.557 Immerhin spricht das Gesetz von 
„Gröblichkeit“. Eine Abweichung der den Vertragsparteien zuerkannten Rechtsposition 
vom dispositiven Gesetzeskonzept kann vor allem dadurch gerechtfertigt werden, dass 
eine umfassende Beurteilung aller Umstände des Einzelfalls eine vom Normalfall 
abweichende Interessenslage der Vertragsteile ergibt.558 Jedenfalls als „gröblich 
nachteilig“ angesehen wird es, wenn die dem Vertragspartner zugedachte 
Rechtsposition in einem „auffallenden Missverhältnis“ zur vergleichbaren 
Rechtsposition des anderen steht.559  
 
Eine Abweichung vom dispositiven Recht kann freilich durch die Natur des Geschäftes 
ausgeglichen werden,560 oder aber durch vorteilhafte andere Abweichungen in 
zweckkongruenten Nebenbestimmungen (z.B. Vorsehung eines Versicherungsschutzes 
für einen drohenden Schaden, für den die Haftung ausgeschlossen wird).561 
Grundsätzlich nicht vergleichbar sind hingegen alle nicht kongruenten 
Nebenbestimmungen, weil sie nach dem Gesetzeskonzept keinem gemeinsamen 
Wertungs- und Abwägungsmaßstab unterliegen.562  
 
Krejci563 nennt kurz nach Einführung des Abs 3 auch die grundsätzliche Möglichkeit 
eines Ausgleichs individueller Nachteile durch kollektive Interessen (dies würde 
bisweilen etwa hinsichtlich der Versichertengemeinschaft vertreten, was strenge 
Obliegenheits- und Verfallsklauseln gegenüber dem einzelnen Versicherungsnehmer 
rechtfertigen solle), mahnt jedoch diesbezüglich zur Vorsicht: Denn ein derartiger 
Ausgleich erfordere eine genaue Kenntnis der Sachstrukturen der jeweiligen Branche.564 
                                            
557 Krejci in Krejci, HBzKSchG 155; Hofmann Kurt, ÖBA 2002, 372. 
558 Hofmann Kurt, ÖBA 2002, 372. 
559 Hofmann Kurt, ÖBA 2002, 372; Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 240; Bollenberger in KBB2, 
§ 879 Rz 23; vgl. OGH 7 Ob 179/03d, JBl 2004, 245 = ecolex 2004, 528. 
560 Krejci in Krejci, HBzKSchG 158 (159); der Autor bringt das zwar im Bezug auf 
Hauptleistungspflichten unpassende, aber äußerst anschauliche Beispiel, dass sich z.B. der 
Schenkende nicht mit Erfolg die Nachteiligkeit der Schenkungsverpflichtung einwenden könne, weil 
er keine Gegenleistung erhalte; zust Bollenberger in KBB2, § 879 Rz 23. 
561 Krejci in Krejci, HBzKSchG 160. 
562 Krejci in Krejci, HBzKSchG 160 (161). 
563 Krejci in Krejci, HBzKSchG 159. 
564 Krejci in Krejci, HBzKSchG 159. 
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Diese Ansicht wird in jüngerer Zeit, eigenen Recherchen zufolge,565 nicht mehr 
ausdrücklich vertreten. Folgt man dieser älteren Meinung, so könnten solche kollektiven 
Interessen unter Umständen auch für den Anwaltsbereich bejaht werden: Denn auch bei 
Erbringung anwaltlicher Leistungen gegen Honorar besteht ein Zusammenhang mit 
kollektiven Interessen – jenen der übrigen Mandanten und der rechtssuchenden 
Bevölkerung. Eine für den Fall verspäteter Honorarzahlung verwirkte beträchtliche 
Vertragsstrafe (mit dem Ziel verbesserter Zahlungsmoral) könnte zur Sicherstellung 
ausreichender Liquidität vor allem kleinerer Rechtsanwälte gerechtfertigt sein, zumal 
einerseits ausreichende Liquidität gerade für „Einzelkämpfer“ (insbesondere 
Berufsanfänger, die sich am Markt erst etablieren müssen) besondere Wichtigkeit hat, 
und andererseits gerade diese Gruppe eine ausreichende Angebotsvielfalt für die 
rechtssuchende Bevölkerung gewährleistet. Ungerechtfertigte Zahlungszögerungen 
könnten daher insbesondere in diesem Segment anwaltliche Existenzen – und damit 
einhergehend eine ausreichende Bedarfsdeckung für die rechtssuchende Bevölkerung –  
gefährden. Der Gedanke des Ausgleichs von für den Kunden nachteiligen 
Verzugssanktionen durch den besonderen Liquiditätsbedarf der konkreten 
Unternehmensbranche dürfte bereits von der Rechtsprechung aufgegriffen worden 
sein.566  
 
Eine Kompensation nachteiliger Nebenbestimmungen durch einen Vorteil bei der 
Festlegung der Hauptleistung (einen „günstigen“ Preis) soll einer älteren Ansicht 
Krejcis567 zufolge abzulehnen sein: Denn zum einen würde die Ermittlung des 
„richtigen“ Austauschverhältnisses der Hauptleistungspflichten (des iustum pretium) die 
Gerichte überfordern. Zum anderen erschiene eine solche Kompensation unsachlich, 
zumal gröblich nachteilige Nebenbestimmungen (z.B. vollständiger 
Gewährleistungsausschluss) die gänzliche Wertlosigkeit der Gegenleistung zur Folge 
                                            
565 Ergebnis einer Judikaturrecherche unter www.ris2.bka.gv.at/jus unter Verwendung der Suchbegriffe 
„abgb §879 abs3“ und „versichertengemeinschaft“ bzw. „kollektiv* interessen*“, Abfragedatum: 
19.02.2010; auch in der aktuellen Kommentarliteratur wird diese Ansicht nicht vertreten, vgl. Krejci 
in Rummel I3, § 879 Rz 231-246p; Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 30-33; Bollenberger 
in KBB2, § 879 Rz 22-26. 
566 Vgl. OGH 8 Ob 17/00h, JBl 2001, 238, wonach bei der Angemessenheitskontrolle von 
Vertragsstrafen „auch auf den rechtlich schutzwürdigen Erfüllungsdruck im Gläubigerinteresse“ 
Bedacht zu nehmen ist.   
567 Krejci in Krejci, HBzKSchG 161 (162). 
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haben könnten.568 Aus den gleichen Gründen, aus denen er sich gegen den Ausgleich 
solcher Nebenbestimmungen durch einen günstigeren Preis ausspricht, hat Krejci auch 
die Zulässigkeit so genannter „Tarifwahlmodelle“ abgelehnt:569 Beim Tarifwahlsystem 
hat der Vertragspartner des AGB-Verwenders die Wahl, anstelle der nachteiligen 
Bestimmung für eine andere Vertragsvariante ohne die Klausel, dafür mit höherem 
Preis, zu optieren. Die Rechtsprechung dürfte in dieser Frage freilich einen anderen 
Weg gehen: In 10 Ob 54/04w570 hat der OGH eine in den AGB eines 
Kreditkartenunternehmers enthaltene Nebenbestimmung als nicht „gröblich 
benachteiligend“ im Sinn des § 879 Abs 3 ABGB beurteilt und dies – unter anderem571 – 
damit begründet, dass für das Vertragsunternehmen der Kreditkartengesellschaft eine 
entsprechende Alternative ohne diese Klausel, dafür mit höherem Preis, zur Wahl 
gestanden wäre. Diese Ansicht hat der OGH auch in einer weiteren Entscheidung 
aufrecht erhalten.572 Entschieden gegen diese Judikaturlinie wendet sich Max Leitner573: 
Auch in den Fällen der Tarifwahl bestehe jene AGB-spezifische Ungleichgewichtslage, 
die die Anwendung von § 879 Abs 3 entscheidend rechtfertige. Es bleibe sowohl die 
Informationsasymmetrie als auch die mangelnde Gestaltungsfreiheit des Kunden bei 
einer derartigen Wahrmöglichkeit bestehen. Hingegen sei das Argument des geringeren 
Preises unbeachtlich, zumal durchschnittliche Kunden lediglich das Preis-
Leistungsverhältnis, nicht aber die AGB konkurrierender Unternehmer vergleiche, und 
zumal für ihn nicht ersichtlich sei, welcher Preisvorteil der Inkaufnahme einer 
ungünstigen Klausel angemessen ist. Diese Argumentation verdient Zustimmung, 
ungeachtet dessen scheint aber in der Praxis für den Anwalt durchaus eine Möglichkeit 
offen zu stehen, nachteilige Abweichungen vom dispositiven Recht dadurch 
auszugleichen, dass er dem Mandanten eine Honorarvereinbarung mit nachteiligen 
Klauseln und geringerem als dem tariflichen oder angemessenen Honorar anbietet, 
                                            
568 Dies stellt immerhin ein Risiko dar, dem auch durch die laesio enormis nicht immer begegnet wird 
(Näheres dazu siehe unter Punkt 4.4). 
569 Krejci in Krejci, HBzKSchG 162 (163). 
570 OGH 10 Ob 54/04w, ecolex 2006, 120 [krit Leitner Max]. 
571 Die Subsumtion unter § 879 Abs 3 wird in der E allerdings schon deshalb verneint, da die Gefahr des 
Kreditkartenmissbrauchs ein allgemeines Geschäftsrisiko darstelle, dessen Überwälzung auf den 
Händler angesichts der vielfältigen, diesem möglichen Sicherungsvorkehrungen bzw. dessen freier 
Entscheidung, welche Zahlungsweise er bezüglich eines konkreten Kunden akzeptiere, nicht als 
gröblich nachteilig angesehen werden könne, OGH 10 Ob 54/04w, ecolex 2006, 121. 
572 Vgl. OGH 27.02.2007, 1 Ob 1/07i; RIS-Justiz RS0120035. 
573 Leitner Max,ecolex 2006, 121 (=Anm zu OGH 10 Ob 54/04w). 
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sofern er den zugleich vor die Wahl stellt, stattdessen eine Honorarvereinbarung ohne 
diese Nebenbestimmungen – und ohne die Honorarreduktion – abzuschließen. 
Praktische Beispiele erscheinen hierfür schwer zu finden, so sind z.B. 
Haftungsbegrenzungen standes- wie auch  zivilrechtlich nur sehr eingeschränkt 
zulässig.574  
 
Im Übrigen wäre es denkbar, neben den dispositiven Regelungen des Gesetzes auch 
sondergesetzliche Tatbestände (vor allem das KSchG) außerhalb ihres unmittelbaren 
Anwendungsbereichs zur Konkretisierung dessen, was unter „gröblich“ zu verstehen ist, 
heranzuziehen. So könnte die Erwähnung des § 879 ABGB in § 6 Abs 1 KSchG („im 
Sinn des § 879 ABGB jedenfalls nicht verbindlich“) zu dem Zweck erfolgt sein, die in 
der KSchG-Norm aufgelisteten Tatbestände als Konkretisierungsbeispiele für 
§ 879 ABGB zu empfehlen.575 Für eine Konkretisierung von § 879 Abs 3 ABGB durch 
die Verbrauchertatbestände des KSchG spricht grundsätzlich, dass bei diesen wie auch 
bei § 879 Abs 3 ABGB die Nichtigkeitssanktion an ein Zusammentreffen inhaltlicher 
Benachteiligung und einer Ungleichgewichtslage zwischen den Vertragsparteien 
geknüpft ist.576 Hier ist jedoch Krejci zufolge der Umstand zu beachten, dass der 
Gesetzgeber für die Anwendung der Verbrauchertatbestände des KSchG ausschließlich 
– dafür aber ausnahmslos – auf das Vorliegen eines Verbrauchergeschäftes abstellt, 
während nach § 879 Abs 3 ABGB, der für alle Rechtsgeschäfte gilt, „alle Umstände des 
Falls“ zu berücksichtigen sind. Daraus sei abzuleiten, dass der Gesetzgeber die 
Verbraucher für schutzwürdiger halte als alle übrigen, durch Ungleichgewichtslagen 
Benachteiligten.577 Daher sollte eine Konkretisierung der „gröblichen Benachteiligung“ 
mit Hilfe der KSchG-Tatbestände (insbesondere § 6) nicht „starr“ und bedingungslos 
wie nach dem KSchG erfolgen, sondern „nur unter sorgfältiger Beachtung der 
Elastizität der Generalklausel“ des Abs 3.578 Damit ist wohl gemeint, dass das Vorliegen 
einer in § 6 KSchG angeführten Klausel das Vorliegen „gröblicher Benachteiligung“ 
zwar indiziert, sodann aber im Einzelfall zu prüfen ist, ob nicht etwa die fehlende 
                                            
574 Zu den standesrechtlichen Schranken vgl. Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, Anwaltshaftung Rz 27, zu 
den zivilrechtlichen Grenzen gegenüber Verbrauchern siehe § 6 Abs 1 Z 9 KSchG. 
575 Krejci in Krejci, HBzKSchG 167. 
576 Krejci in Krejci, HBzKSchG 168. 
577 Krejci in Krejci, HBzKSchG 170 (171). 
578 Krejci in Krejci, HBzKSchG 171. 
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Ungleichgewichtslage der Parteien sowie (allenfalls) günstige sonstige (kongruente) 
Nebenbestimmungen, kollektive Interessen oder die Natur des Geschäftes die Klausel 
dennoch rechtfertigen können.  
 
Gegen eine „echte“ Analogie zu § 6 KSchG auch außerhalb des Anwendungsbereichs 
des KSchG spricht sich die Rechtsprechung aus: Demnach rechtfertigt die bloße 
Verwendung allgemeiner Geschäftsbedingungen oder Vertragsformblätter noch nicht 
die analoge Anwendung (im konkreten Fall) des § 6 Abs 1 Z 5 KSchG auf ein zwischen 
Unternehmern geschlossenes Vertragsverhältnis.579 
 
Bezüglich solcher Nebenbestimmungen, für die dispositive Regelungen nicht bestehen, 
ist auf ein „auffallendes Missverhältnis“ der gegenseitigen Vertragspositionen 
abzustellen. Auch hierbei sind grundsätzlich lediglich zweckkongruente 
Nebenbestimmungen zu vergleichen – nur in Ausnahmefällen soll ein (auch sonstige 
Nebenbestimmungen und Hauptleistungspflichten einschließender) „günstiger 
Gesamteindruck“ über die „Berücksichtigung aller Umstände“ kompensierend 
wirken.580 Bei der Prüfung kommt freilich, zumal eine klare gesetzliche Richtschnur 
fehlt, der großzügigere Maßstab des Abs 2 Z 4 zur Anwendung. Das Maß der objektiven 
Abweichung kann sinngemäß den Ausführungen zum Wuchertatbestand (Punkt 2) 
dieses Abschnittes) entnommen werden.   
 
Bei der Prüfung der „Gröblichkeit“ ist (wie bei den Kriterien nach § 879 Abs 1 ABGB 
iVm § 6 KSchG, dazu anschließend Kapitel 4) auf den Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses abzustellen.581  
 
Sind die Tatbestandsmerkmale des Abs 3 verwirklicht, so muss dies (da die 
Nichtigkeitsbestimmung den derart „gröblich benachteiligten“ Vertragspartner schützen 
sollen) richtiger Weise grundsätzlich zur relativen Nichtigkeit der so vereinbarten 
                                            
579 OGH 3 Ob 141/03m, RdW 2003/605, 694; 10 Ob 145/05d, RdW 2006/699, 765. 
580 Krejci in Krejci, HBzKSchG 160 (161). 
581 Welser, JBl 1979, 450; Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 30; Bollenberger in KBB2, 
§ 879 Rz 23. 
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Klausel führen.582 Dem durch Abs 3 Geschützten steht es aber frei, die gröblich 
benachteiligende Bestimmung dadurch zu akzeptieren, indem er deren Nichtigkeit vor 
Gericht nicht geltend macht.583 Problematisch ist dies freilich neuerdings in all jenen 
Fällen, wo die Honorarvereinbarung ein „Verbrauchergeschäft“ im Sinn des 
gemeinschaftsrechtlichen Konsumentenschutzrechts darstellt: Zwar bestanden nach der 
(mit Einführung des KSchG) 1979  erfolgten Schaffung des Abs 3 der Sache nach kaum 
Zweifel, dass die Rechtsfolgen des § 879 Abs 3 ABGB und jene des § 6 KSchG  gleich 
sein sollten.584 Das Gemeinschaftsrecht macht aber nunmehr eine Differenzierung 
notwendig, zumal die Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in 
Verbraucherverträgen, RL 93/13/EWG  (deren Anwendungsbereich jenem des KSchG 
weitgehend entspricht, siehe Kapitel 4) nach Ansicht des EuGH absolute Nichtigkeit 
erfordert (dazu sogleich Kapitel 4). 
 
Nach dem Gesetzeskonzept bezieht sich die Nichtigkeit grundsätzlich nur auf die 
„gröblich nachteilige“ Bestimmung, sodass der restliche Vertrag gültig bleibt.585 Bei 
Vorliegen eines Verbrauchergeschäftes ergibt sich diese Konsequenz zwingend aus 
einer richtlinienkonformen Interpretation.586 Einer Gesamtnichtigkeit des Vertrages 
wäre lediglich dann der Vorzug zu geben, wenn dies dem eindeutigen Parteiwillen eher 
entspricht.587 Insoweit dürfte der Gesetzeszweck zumindest ansatzweise auch den 
hypothetischen Parteiwillen berücksichtigen.  
 
                                            
582 Krejci in Krejci, HBzKSchG 174 (175); Bollenberger in KBB2, § 879 Rz 28. 
583 Absolut nichtig wäre eine „gröbliche Benachteiligung“ nur dann, wenn sie ein solches Ausmaß 
erreicht, dass sie schon allein wegen ihres Inhaltes sittenwidrig ist – diesfalls wäre Abs 1 anstelle von 
Abs 3 einschlägig, Krejci in Krejci, HBzKSchG 176.  
584  Vgl. Welser, JBl 1979, 451; Krejci in Krejci, HBzKSchG 176. 
585 Krejci in Krejci, HBzKSchG 176; Bollenberger in KBB2, § 879 Rz 30; vgl. in der Rsp 
OGH 9 Ob 62/04i, ÖBA 2005/1296, 645 mwN. 
586 Vgl. Art 6 Abs 1 zweiter Halbsatz der Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in 
Verbraucherverträgen, RL 93/13/EWG: „[...] sie [die Mitgliedstaaten] sehen ferner vor, daß der 
Vertrag für beide Parteien auf derselben Grundlage bindend bleibt, wenn er ohne die mißbräuchlichen 
Klauseln bestehen kann.“. 
587 Krejci, HBzKSchG 178, etwa weil der Wegfall der gröblich benachteiligenden Klausel infolge von 
deren enger sachlicher Koppelung mit Begünstigungen des anderen Teils zu einer derartigen 
„Verschiebung der Rechtspositionen“ führt, dass dies klar dem Parteiwillen widerspricht. Der 
Restgültigkeit des Vertrages ist auch ganz allgemein bei Zweifel über den Verbotszweck der Vorzug 
zu geben, vgl. Bollenberger in KBB2, § 879 Rz 29 mwN. 
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Was die einzelne, nach Abs 3 nichtige Vertragsbestimmung betrifft, so wird diese nach 
herrschender Lehre grundsätzlich nur im Ausmaß der „Gröblichkeit“ reduziert und 
bleibt im zulässigen Ausmaß der jeweiligen „Benachteiligung“ bestehen.588 Diese 
sogenannte „geltungserhaltende Reduktion“589 ist (ebenso wie die Frage der Gesamt- 
oder Teilnichtigkeit des Vertrages) ist eine Methode der Gesetzesinterpretation und als 
solche prinzipiell zu unterscheiden590 vom Institut der Konversion, d.h. vom Bestreben, 
trotz festgestellter Nichtigkeit dem Parteiwillen möglichst nahe zu kommen.591  
 
In Ausnahmefällen erscheint eine geltungserhaltende Reduktion jedoch (ungeachtet der 
Problematik mit dem Transparenzgebot im Anwendungsbereich des KSchG, siehe dazu 
Kapitel 4, Punkt 3) nicht angebracht: Zwar soll es zumindest nach älterer Ansicht592 die 
Restgültigkeit des Vertrages grundsätzlich auch dann nicht berühren, wenn 
Unternehmer ihre Vertragsbestimmungen bewusst weit fassen und in Kauf nehmen, 
dass diese gesetzeskonform eingeschränkt werden. In jüngerer Zeit befürworten diese 
Lösung noch im Grundsatz Apathy/Riedler.593 Problematisch ist es jedoch (und dies 
schränken auch die Autoren ein), wenn Unternehmer evident gesetzwidrige (bzw. 
„gröblich benachteiligende“) Klauseln in ihre vorformulierten Vertragstexte aufnehmen 
oder bestehen lassen und zugleich darauf hinweisen, dass die Vertragsbestimmungen 
nur soweit gelten, als sie nicht zwingenden gesetzlichen Vorschriften (einschließlich des 
Verbotes „gröblicher Benachteiligung“) widersprächen. In solchen Fällen wird 
Gesamtnichtigkeit derartiger Klauseln angenommen.594 Ausgeschlossen dürfte die 
geltungserhaltende Reduktion solcher Klauseln jedenfalls bei Vorliegen eines 
                                            
588 Krejci in Krejci, HBzKSchG 178; so aktuell auch Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 38; 
Bollenberger in KBB2, § 879 Rz 30. 
589 Vgl. Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 11. 
590 So zutreffend Bollenberger in KBB2, § 879 Rz 29; aA Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 256, wonach 
die geltungserhaltende Reduktion „nichts anderes als eine vertragsteleologische Reduktion [...] auf 
das gesetzlich Erlaubte, also ein Konversionsfall“ sei; darauf bezugnehmend auch das obiter dictum 
des OGH in 7 Ob 179/03d, ecolex 2004, 528 [Leitner Max]; letztere Ansicht ist aus grundlegenden 
dogmatischen Erwägungen mE verfehlt. 
591 Krejci, HBzKSchG 177. 
592 Welser in Krejci, HBzKSchG 368. 
593 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 38. 
594 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 38; im Ergebnis auch Krejci in Rummel II/43, KSchG 
§ 6 Rz 12. 
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Verbrauchergeschäftes sein.595 Näheres zum Konflikt derartiger Klauseln mit dem 
Transparenzgebot des § 6 Abs 3 KSchG ist in Kapitel 4 dargestellt.     
 
Bei anwaltlichen Mandatsverträgen sind – zumindest zufolge einer Beobachtung der 
veröffentlichten Judikatur596 – bis dato praktisch keine Anwendungsfälle des 
§ 879 Abs 3 ABGB bekannt. Außerhalb des Anwaltsbereiches hat die Rechtsprechung 
als „gröblich benachteiligend“ beispielsweise folgende Bestimmungen beurteilt: Eine 
Klausel, wonach die Bank bei Durchführung eines Überweisungsauftrages die 
Übereinstimmung der Kontonummer mit dem Begünstigten nicht prüfen muss597, 
wonach die Haftung der Bank für Fehlüberweisungen auf den Zinsentgang beschränkt 
wird598, oder aber eine Klausel, wonach der Kunde Schäden zu tragen habe, die der 
Bank daraus erwachsen, dass sie von nachträglicher Geschäftsunfähigkeit des Kunden 
keine Kenntnis erlangt (massive Abweichung von der gesetzlichen Risikoverteilung).599 
Ferner eine Bestimmung, wonach sich der Kunde Aufträge zurechnen lassen muss, 
wenn die Bank ohne Verschulden zur Ansicht kommt, dass sie von ihm stammen.600 
Aber auch eine Bestimmung, wonach sämtliche Betreibungs- und Eintreibungskosten 
undifferenziert auf den säumigen Schuldner überwälzt werden.601 Letzterer Fall ist 
zumindest bei Verbrauchergeschäfte inzwischen aufgrund von § 6 Abs 1 Z 15 KSchG 
gegenstandslos, dürfte aber außerhalb des KSchG-Anwendungsbereichs weiterhin unter 
§ 879 Abs 3 ABGB subsumierbar sein. 
 
Ausgehend von diesen Judikaturbeispielen, die großteils aus dem Bankenbereich 
stammen, kann gefolgert werden, dass unter Abs 3 grundsätzlich die Einräumung – 
                                            
595 So lehnt die Rsp im Anwendungsbereich des KSchG die geltungserhaltende Reduktion ab, vgl. OGH 
7 Ob 179/03d, ecolex 2004, 528 [Leitner Max]. 
596 Jedenfalls ist hierzu keine Rsp auffindbar, vgl. eine Judikaturrecherche unter www.ris2.bka.gv.at/jus 
unter Verwendung der Suchbegriffe „abgb §879 abs3“ und „honorar*“, Abfragedatum: 04.11.2009. 
597 OGH 1 Ob 672/90, ÖBA 1991/282 [Canaris]; der OGH betont, dass dem Auftraggeber und dem 
Empfänger eine Kontrolle nicht immer möglich (vor allem bei betrügerischen Aktivitäten von 
Angestellten) bzw. mit hohem Aufwand verbunden sei, hingegen der Kontrollaufwand seitens der 
Empfängerbank in Anbetracht des möglichen, beträchtlichen Schadens durch Fehlüberweisungen 
nicht ins Gewicht falle. 
598 OGH 1 Ob 503/92, JBl 1992, 714 [zust Iro]. 
599 Iro, RdW 1991, 318. 
600 OGH 4 Ob 179/02f, ÖBA 2003, 141. 
601 OGH 2 Ob 9/97f, SZ 71/150; 5 Ob 227/98p, SZ 72/42 = ecolex 1999, 543; 8 Ob 17/00h, JBl 2001, 
236.  
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annähernd – schikanöser Rechte an den AGB-Verwender (ohne ausgleichende Vorteile 
für seinen Vertragspartner) subsumiert werden kann, ferner die einseitige Überwälzung 
von Lasten trotz fremder Verursachung und Nichterhalt der vereinbarten Gegenleistung. 
Schließlich gravierende Veränderungen gesetzlich getroffener Risikoverteilung oder die 
exzessive Überwälzung eines Risikos, dessen Vermeidung dem AGB-Verwender 
weitaus kostenschonender möglich wäre als seinem Vertragspartner. Demnach 
erscheinen bei Abschluss anwaltlicher Honorarvereinbarungen folgende 
Anwendungsbeispiele für § 879 Abs 3 ABGB vorstellbar: Etwa Klauseln, die bei 
vorzeitiger Mandatsbeendigung undifferenziert eine Pflicht zur Zahlung des (für die 
gesamte Mandatserledigung) pauschal vereinbarten Honorars vorsehen, sofern weder 
auf den Endigungsgrund (z.B. Kündigung durch den Anwalt) noch (sinngemäß) auf die 
Voraussetzungen des § 1168 ABGB (wonach sich der Anwalt durch die 
Nichtbeendigung des Mandats ersparte Arbeitszeit bzw. anderweitige 
Erwerbsmöglichkeiten anrechnen lassen muss) Bedacht genommen wird. Oder aber 
Klauseln, wonach der Mandant im Fall der Säumigkeit mit der Honorarzahlung eine im 
Verhältnis zur ausständigen Summe unverhältnismäßig hohe Vertragsstrafe zahlen, oder 
einen dem Honorarrückstand der Höhe nach unangemessenen Eintreibungsaufwand 
(etwa hinsichtlich der Anzahl anwaltlicher Mahnschreiben, der Einschaltung Dritter etc) 
zu ersetzen hätte. Hinsichtlich einer Vertragsstrafe könnte freilich unter Umständen ein 
erhöhtes Interesse an der Bewirkung ausreichender Zahlungsmoral (an deren 
„abschreckender Wirkung“) anzuerkennen sein, weshalb ein höherer Pönal-Aufschlag 
als in anderen Branchen toleriert werden sollte.      
 
Die praktische Bedeutung des § 879 Abs 3 ABGB wird freilich bei Abschluss 
anwaltlicher Honorarvereinbarungen – da ein derart ausgefeiltes „Klauselwerk“ wie in 
anderen Branchen nicht verbreitet ist – derzeit (noch) eher begrenzt sein. 
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4. Kapitel Honorarvereinbarungen mit Verbrauchern – Problemfälle bei der 
Anwendung des Konsumentenschutzrechtes  
 
Mit BG vom 09.03.1979 (BGBl 140/1979, in Kraft getreten am 01.10. 1979) wurde eine 
Vielzahl von Schutzbestimmungen geschaffen, die allesamt einen Schutz des 
Schwächeren in Vertragssituationen mit wirtschaftlichem Machtungleichgewicht und 
damit typischerweise einhergehender „verdünnter Willensfreiheit“ bezwecken. Den 
Kern dieser Schutzbestimmungen stellt das damals eingeführte 
Konsumentenschutzgesetz (KSchG) dar. Seine Bestimmungen setzen das Bestehen 
eines Rechtsgeschäftes voraus, das für einen Vertragsteil („Unternehmer“) zum Betrieb 
seines „Unternehmens“ gehört, für den anderen Teil („Verbraucher“) hingegen nicht 
(§ 1 Abs 1 KSchG). Da die Unternehmensdefinition des § 1 Abs 2 KSchG („auf Dauer 
angelegte Organisation selbständiger wirtschaftlicher Tätigkeit, mag sie auch nicht auf 
Gewinn gerichtet sein“) zweifellos auch das Unternehmen des Rechtsanwalts erfasst, 
können die dort geregelten Tatbestände dann zur Anwendung gelangen, wenn der 
Mandant den Auftrag nicht im Betrieb eines von ihm geführten Unternehmens (somit 
als „Verbraucher“) erteilt hat. Daneben wurden auch Bestimmungen außerhalb des 
KSchG (vor allem im ABGB) geschaffen oder abgeändert, die der Sache nach ebenfalls 
auf solche „Verbrauchergeschäfte“ beschränkt sind. 
 
Die folgende Untersuchung möchte jene Verbraucherschutzbestimmungen innerhalb 
bzw. außerhalb des KSchG aufgreifen, die beim Abschluss insbesondere freier 
Honorarvereinbarungen bedeutsam sein können: 
 
 
1. Grundsätzliches zum Klausel-Katalog der §§ 6 Abs 1 und Abs 2 KSchG 
 
Von Bedeutung ist im Zusammenhang mit anwaltlichen Honorarvereinbarungen 
§ 6 KSchG: Diese Bestimmung erklärt (sowohl nach Abs 1 als auch nach Abs 2) 
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bestimmte Vertragsbestimmungen für nichtig im Sinn des § 879 Abs 1 ABGB und 
konkretisiert diese Nichtigkeitsnorm somit – jedenfalls – für den Bereich der 
Verbrauchergeschäfte.  
 
Die in Abs 1 aufgezählten Klauseln sind selbst dann unzulässig, wenn die Parteien des 
Verbrauchergeschäftes diese im Einzelnen ausgehandelt haben sollten. Den 
gesetzgeberischen Wertungen zufolge besteht in diesen Fällen ein „absolut 
abzulehnender Grad“ an „Unangemessenheit“.602 Hingegen sollen die Fälle des Abs 2 
ein geringeres Ausmaß an „Unangemessenheit“ aufweisen. Sie werden daher für 
zulässig erklärt, sofern sie vom Unternehmer nicht einseitig vorformuliert und dem 
Verbraucher aufgezwungen wurden, sondern unter gehöriger Beachtung des Willens 
und der Interessen des Verbrauchers mit diesem ausverhandelt worden sind (was vom 
Unternehmer zu beweisen ist).603  
 
Während die Lehre zum KSchG wegen des individuellen Schutzzweckes des Gesetzes 
zunächst von einer relativen, vom Verbraucher geltend zu machenden Nichtigkeit 
ausging,604 dürfte die Umsetzung der Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in 
Verbraucherverträgen, RL 93/13/EWG nun offenbar die absolute – im Streitfall auch 
von Amts wegen wahrzunehmende – Nichtigkeit sämtlicher (der Richtlinie 
widersprechenden605) Vertragsklauseln erfordern.606 Zu besagter Richtlinie hat der EuGH 
im Anlassfall „Océano – Quintero“607 ausgesprochen, die Richtlinie erfordere es, dass 
nationale Gerichte im Streitfall von Amts wegen prüfen könnten, ob eine bestimmte 
                                            
602 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 5. 
603 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 5. 
604 Vgl. Welser, JBl 1979, 451; diff Korinek St, wonach bei solchen Klauseln, die eindeutig als für den 
Verbraucher nachteilig einstufbar sind, absolute Nichtigkeit gelten solle, ansonst hingegen relative 
Nichtigkeit, derselbe, JBl 1999, 171. 
605 Art 2 der Richtlinie bestimmt: „Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten: [...] b) Verbraucher: eine 
natürliche Person, die bei Verträgen, die unter diese Richtlinie fallen, zu einem Zweck handelt, der 
nicht ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann; c) Gewerbetreibender: 
eine natürliche oder juristische Person, die bei Verträgen, die unter diese Richtlinie fallen, im Rahmen 
ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit handelt, auch wenn diese dem öffentlich-rechtlichen 
Bereich zuzurechnen ist.“ Art 3 Abs 1 der Richtlinie lautet: „Eine Vertragsklausel, die nicht im 
einzelnen ausgehandelt wurde, ist als mißbräuchlich anzusehen, wenn sie entgegen dem Gebot von 
Treu und Glauben zum Nachteil des Verbrauchers ein erhebliches und ungerechtfertigtes 
Mißverhältnis der vertraglichen Rechte und Pflichten der Vertragspartner verursacht.“ 
606 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 9aff. 
607 EuGH Rs C-240 bis 244/98, Slg 2000; vgl. Rabl, ecolex 2000, 783. 
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Klausel missbräuchlich sei. Dies wird damit begründet, dass der Verbraucher im 
Streitfall – gerade infolge des regelmäßig niedrigen Streitwerts (was zur Folge habe, 
dass die Beauftragung eines Rechtsanwalts wegen der verhältnismäßig hohen Kosten 
oftmals unterbleibe) – faktisch nur sehr begrenzt in der Lage sei, seine 
Verteidigungsrechte zu gebrauchen und so eine bloß relative Nichtigkeit geltend zu 
machen.608 Wenngleich Rabl609 diese Erwägungen des EuGH in ihrer Allgemeinheit 
kritisiert und versucht, deren Geltung auf den Bereich von Gerichtsstandsklauseln zu 
beschränken, hat der EuGH in der Folge die Ansicht bekräftigt, dass eine 
richtlinienkonforme Interpretation von § 6 Abs 3 KSchG die absolute Nichtigkeit (auch) 
der materiellen Konsumentenschutzbestimmungen erfordert.610  
 
Es ist (ähnlich wie bei § 879 Abs 3 ABGB) grundsätzlich nur die gesetzwidrige Klausel 
nichtig, nicht aber der gesamte Vertrag.611 
 
 
2. Berechtigung zur Forderung eines höheren als des vereinbarten Honorars 
(§§ 6 Abs 1 Z 5, Abs 2 Z 4 KSchG) 
 
§ 6 Abs 1 Z 5 KSchG lautet: 
 
„Unzulässige Vertragsbestandteile 
 
Abs 1: Für den Verbraucher sind besonders solche Vertragsbestimmungen im Sinn des 
§ 879 ABGB jedenfalls nicht verbindlich, nach denen [...]  
Z 5: dem Unternehmer auf sein Verlangen für seine Leistung ein höheres als das bei der 
Vertragsschließung bestimmte Entgelt zusteht, es sei denn, daß der Vertrag bei 
                                            
608 EuGH Rs C-240 bis 244/98, Slg 2000, Rn 26. 
609 Rabl, ecolex 2000, 784. 
610 EuGH Rs C-243/08, „Pannon GSM“, Slg 2009, Rn 28. 
611 OGH 9 Ob 62/04i, ÖBA 2005/1296, 645 mwN; im Anwendungsbereich der Richtlinie über 
missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen folgt dies aus dessen Art 6 Abs 1 zweiter 
Halbsatz. 
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Vorliegen der vereinbarten Voraussetzungen für eine Entgeltänderung auch eine 
Entgeltsenkung vorsieht, daß die für die Entgeltänderung maßgebenden Umstände im 
Vertrag umschrieben und sachlich gerechtfertigt sind sowie daß ihr Eintritt nicht vom 
Willen des Unternehmers abhängt. 
[...]“ 
 
§ 6 Abs 2 Z 4 KSchG lautet: 
 
„Abs 2: Sofern der Unternehmer nicht beweist, daß sie im einzelnen ausgehandelt 
worden sind, gilt das gleiche [Nichtigkeit gemäß § 879 Abs 1 ABGB] auch für 
Vertragsbestimmungen, nach denen 
[...] 
Z 4: dem Unternehmer auf sein Verlangen für seine innerhalb von zwei Monaten nach 
der Vertragsschließung zu erbringende Leistung ein höheres als das ursprünglich 
bestimmte Entgelt zusteht; 
[…]“ 
 
Gemäß Abs 1 Z 5 sind Vertragsbestimmungen nichtig, die dem Unternehmer auf sein 
Verlangen ein höheres als das bei Vertragsschluss bestimmte Entgelt zugestehen, sofern 
nicht kumulativ folgende Voraussetzungen vorliegen: Die für die Erhöhung 
maßgebenden Umstände sind (a) im Vertrag umschrieben, (b) sachlich gerechtfertigt 
sowie (c) ihr Eintritt vom Willen des Unternehmers unabhängig. Als weiteres 
Erfordernis einer zulässigen einseitigen Preiserhöhung hat die KSchG-Novelle 1997 das 
Erfordernis der „Zweiseitigkeit“ von Preisanpassungsklauseln eingeführt, d.h. dass bei 
Änderung der genannten Umstände auch eine allfällige Entgeltsenkung vorgesehen sein 
muss.612 Die „Zweiseitigkeit“ gilt auch für Rundungsregeln.613 
                                            
612 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 72. 
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Abs 1 Z 5 wendet sich nicht gegen zu hohe Preise, zumal das KSchG keine 
Höchstpreisregelung aufstellen will. Ob ein vereinbartes Entgelt der gebotenen Leistung 
des Unternehmers angemessen bzw. zulässig ist, ist allenfalls nach anderen Normen zu 
prüfen. Vielmehr soll der Verbraucher nach erfolgter Vertragsschließung vor 
unvorhersehbaren, nicht kalkulierbaren (‚überraschenden“614) einseitigen 
Preisänderungen seitens des Unternehmers bewahrt werden.615 Derartige nachträgliche 
Preisänderungen lässt die Bestimmung nur unter engen Voraussetzungen zu:  
 
So müssen die Kriterien derartiger Gestaltungsmacht des Unternehmers vertraglich 
festgelegt sein, und diese dürfen nicht von willkürlichen unternehmerischen 
Maßnahmen abhängen.616 Die maßgeblichen Umstände müssen – sowohl bezüglich 
Anlass als auch Höhe – bestimmt und für den Verbraucher überprüfbar sein.617 
Preisänderungen müssen für den Verbraucher nicht nur klar und formal (rechnerisch) 
nachvollziehbar sein, sondern auch durch bestimmte, im Vorhinein festgelegte 
Umstände sachlich hinreichend begründet erscheinen.  
 
Für die Preisänderung müssen insbesondere betriebswirtschaftliche oder vergleichbare 
Gründe gegeben sein.618 Abzustellen ist dabei auf das jeweils geschlossene Geschäft 
(bei Honorarvereinbarungen des Anwalts auf das konkret auszuführende Mandat) und 
die Kosten des konkreten Unternehmers (der Kanzlei des konkreten Anwalts) – 
Faktoren, die auf die unternehmerische Kalkulation keinen Einfluss haben, dürfen nicht 
herangezogen werden.619  
 
Kosten und Aufwendungen, die regelmäßig Gegenstand der Preiskalkulation sind, 
zählen grundsätzlich zum verlangten Preis und spielen bestenfalls als ausgewiesene 
                                                                                                                                
613 OGH 5 Ob 266/02g, ÖBA 2004, 739 [Apathy]; 17.11.2004, 7 Ob 207/04y. 
614 OGH 19.11.2008, 3 Ob 180/08d.  
615 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 73. 
616 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 73. 
617 OGH 4 Ob 73/03v, SZ 2003/73. 
618 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 73. 
619 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 73. 
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Umstände für die Berechnung der Preiserhöhung eine Rolle.620 Sie können daher 
(mangels Vereinbarung) nicht gesondert neben dem vereinbarten Preis in Rechnung 
gestellt werden. Ihre Änderung kann einem Vertragsteil ausschließlich in den engen 
Grenzen des Abs 1 Z 5 ein Recht zur Preiserhöhung verschaffen. Darunter fallen im 
Anwaltsbereich sämtliche allgemeinen Kosten des Kanzleibetriebes wie Kanzleimiete, 
Lohnkosten, etc.  
 
Keine Entgelterhöhung im Sinn des Abs 1 Z 5 stellen jedoch solche Auslagen- und 
Aufwandsersätze dar, die durch die konkrete Vertragserfüllung individuell verursacht 
werden: z.B. Kosten, die mit der Vertragsabwicklung im Zusammenhang stehen.621  
Letzteres gilt für alle nach der Verkehrserwartung gesondert verrechneten Kosten und 
Auslagen (eine gesonderte Verrechnung wäre immerhin auch ohne Vereinbarung 
möglich). Im Hinblick auf Abs 1 Z 5 unbedenklich sind daher Bestimmungen in 
anwaltlichen Honorarvereinbarungen, wonach Barauslagen, Spesenersätze etc. neben 
dem vereinbarten Honorar gesondert in Rechnung gestellt werden. Es muss weder deren 
Höhe im Vorhinein vertraglich festgelegt werden, noch ist im Fall von deren Erhöhung 
eine Weiterverrechnung in voller Höhe an die Voraussetzungen des Abs 1 Z 5 
gebunden. Anders ist dies nur, wenn der Unternehmer versucht, eine Preiserhöhung 
durch gesonderte Hinzurechnung von Kosten, die eigentlich zum Preis gehören, zu 
umgehen (was im Einzelfall zu prüfen ist).622 Voraussetzung für die 
Nichtanwendbarkeit von Abs 1 Z 5 ist zunächst, dass der verrechnete Aufwand dem 
Rechtsanwalt in dieser Höhe auch tatsächlich entstanden ist (somit einen 
Durchlaufposten darstellt). Darüber hinaus ist erforderlich, dass der Aufwand durch die 
Erfüllung des konkreten Vertrages individuell verursacht wurde (und dieser 
Vertragserfüllung exakt zuordenbar ist): Darunter fallen etwa Portokosten für Briefe 
und Behördeneingaben, Fahrtspesen und Reisekosten bzw. Kopierkosten, nicht 
hingegen ein anteiliger Beitrag für die Personal-, Miet- oder Energiekosten.  
 
                                            
620 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 80. 
621 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 80. 
622 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 80. 
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Schwierig ist die Frage zulässiger gesonderte Verrechnung im Fall eines erhöhten 
Auslagenersatzes (z.B. für Kopien, Faxübermittlung etc. über eigene 
Kanzleieinrichtungen) durch bestimmte betriebswirtschaftlich errechnete „Aufschläge“ 
auf die reinen Materialkosten. Als Beispiel in Frage kommt etwa eine Vereinbarung, 
wodurch sich der Rechtsanwalt die Möglichkeit ausbedingt, für angefertigte 
Schriftstücke und sämtliche Kopien, sowie bei allen per Telefax oder E-Mail 
übermittelten Dokumenten pro Seite einen Betrag zu fordern, der über die variablen 
Kosten (Papier, Telekom) auch anteilige Fixkosten für die Abnützung der benötigten 
Geräte bzw. die Arbeitszeit des Kopierens/Übermittelns enthält. Solches erscheint zwar 
auf den ersten Blick im Sinne der Kostenwahrheit gerechtfertigt, jedoch erwartet sich 
der Verkehr üblicherweise, dass solche anteiligen Fixkosten in das vereinbarte Entgelt 
für die freiberufliche Leistung bereits einkalkuliert wurden. 
 
Falls solche Nebenkosten, die typischerweise mit dem Preis abgegolten sind, aus der 
Preiskalkulation ausgeklammert und zum Gegenstand gesonderter Kostenverrechnung 
gemacht werden sollen, sind die Voraussetzungen des Abs 1 Z 5 jedenfalls zu beachten, 
zumal derartiges für in den beteiligten Verkehrskreisen nicht erwartet würde. Immerhin 
indizieren solche Vorgangsweisen den Versuch einer Umgehung der Bestimmungen 
über die Preiserhöhungsklausel.623 Daher dürfte auch eine gesonderte Verrechnung der 
soeben angesprochenen „Fixkosten-Zuschläge“, sofern der Mandant Verbraucher im 
Sinn des § 1 KSchG ist, ausschließlich nach Maßgabe des Abs 1 Z 5 zulässig sein: Dem 
Rechtsanwalt ist es zwar nicht prinzipiell untersagt, Barauslagen mit höheren als den 
tatsächlichen variablen Kosten zu verrechnen, jedoch muss die Höhe bereits in der 
Honorarvereinbarung fixiert werden (z.B. € 0,50 pro Kopie). Die Einräumung eines 
Rechtes zur einseitigen nachträglichen Festsetzung/Veränderung derartiger 
Aufwandsersätze wird allerdings an den strengen Vorgaben des § 6 Abs 1 Z 5 jedenfalls 
scheitern (Näheres dazu weiter unten).         
 
Das Gesetz schützt ausschließlich vor einseitigen Preiserhöhungen seitens des 
Unternehmers. Nicht gegen Abs 1 Z 5 verstößt es daher, wenn die Vertragspartner 
                                            
623 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 80. 
 206 
(ungeachtet eines vereinbarten Preisänderungsrechts) nachträglich übereinkommen, 
dass ein höherer Preis gezahlt werden soll.624 Dem Rechtsanwalt bleibt es somit 
unbenommen, bei Änderung der in seine Sphäre fallenden Kalkulationsgrundlagen die 
Zustimmung seines Mandanten zu einem höheren als dem ursprünglich vereinbarten 
Honorar einzuholen. Einen einmal entrichteten höheren Preis kann ein Verbraucher 
ferner dann nicht zurückfordern, wenn er bei Zahlung wusste, dass ihn diesbezüglich 
keine Verbindlichkeit traf (vgl. § 1432 ABGB).625 Es ist zwar unschädlich, wenn der 
rechtskundige Mandant im Wissen um die Unwirksamkeit der Preisklausel in die 
Honorarvereinbarung einwilligt, zahlt er freilich in diesem Wissen ein zu Unrecht 
erhöht eingefordertes Entgelt, so hat er kein Recht zur Rückforderung des zu Unrecht 
Geleisteten. 
 
Die zulässigen Umstände für eine Preiserhöhung werden in Abs 1 Z 5 namentlich nicht 
definiert, müssen aber die konkrete Preiserhöhung sachlich rechtfertigen. „Sachlich 
rechtfertigend“ können nur solche Umstände sein, die Einfluss auf die Preiskalkulation 
haben.626 Unberührt bleibt so z.B. die Zulässigkeit von Wertsicherungsklauseln.627  Das 
Sachlichkeitsgebot ist bei Wertsicherungsklauseln aber insoweit zu berücksichtigen, als 
die Wertsicherungsfaktoren einen gewissen sachlichen Bezug zur unternehmerischen 
Preiskalkulation aufweisen müssen.628  
 
Weiters müssen rechtfertigende Umstände vom Willen des Unternehmers unabhängig 
sein. Das sind nur jene Umstände, die dem Unternehmer „von außen“ auferlegt werden 
und deren Gestaltung er nicht entscheidend mitbestimmen kann.629 Vom 
Unternehmerwillen unabhängig sind z.B. Gesetzesänderungen, behördliche 
Verfügungen, neue Kollektivvertragslöhne, bundesweite Änderungen bestimmter 
Tarife, neue Steuern.630 Nicht in diesen Bereich fallen hingegen innerbetriebliche 
                                            
624 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 82. 
625 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 82. 
626 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 85; Apathy in Schwimann V3, KSchG § 6 Rz 26. 
627 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 85. 
628 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 85; Apathy verlangt darüberhinaus einen engen Bezug zum 
konkreten Geschäft und den Kosten des Unternehmers, derselbe in Schwimann V3, KSchG § 6 
Rz 26. 
629 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 77. 
630 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 77. 
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Dispositionen des Unternehmers, die nicht „von außen“ aufgezwungen werden, z.B. 
betriebliche Aufwandserhöhungen durch besondere Investitionen, betriebliche 
Lohnerhöhungen, Festlegung bestimmter Kalkulationsgrundsätze.631 Dieser Umstand 
alleine macht es unmöglich, in einer anwaltlichen Honorarvereinbarung vorzusehen, 
dass der Rechtsanwalt einen um „Fixkostenzuschläge“ erhöhten Auslagenersatz für 
Kopien, Fax- oder E-Mail-Übermittlungen nachträglich festsetzt oder erhöhen kann. 
Daneben stünde derartigen Klauseln aber noch folgendes weitere Hindernis entgegen:   
 
Neben der Nennung der für die Preiserhöhung maßgebenden Umstände sind dem 
Verbraucher auch Art und Weise der Ermittlung des Ausmaßes der Preiserhöhung 
verständlich zu machen.632 Es muss zwar kein exakter Kalkulationsbezug in concreto 
hergestellt werden (solches würde die Gerichte im Einzelfall überfordern), der sachliche 
Bezug zwischen den Preiserhöhungsumständen und der Preiskalkulation muss aber 
erkennbar sein.633 
 
Zweck des Abs 1 Z 5 ist es vor allem, dem Verbraucher Klarheit darüber zu 
verschaffen, unter welchen Umständen er in welchem bestimmbaren Ausmaß mit einer 
Preiserhöhung zu rechnen hat.634 Daher sind allgemeine „Generalklauseln“ nicht 
ausreichend, etwa ein Abstellen auf eine „Verschlechterung der Marktlage“ oder 
„Konjunktur“, auf „betriebswirtschaftliche Erfordernisse“ oder ähnliches.635 Ebenso 
sind verwirrende Kombinationen verschiedener „Umstände“ – ohne deren Einfluss auf 
die Preiserhöhung exakt darzustellen – zu vermeiden.636 Unwirksam ist ferner eine 
Vereinbarung, wonach sich der Preis entsprechend den vom Unternehmer zum 
Zeitpunkt der Erbringung der Leistung erstellten Preislisten erhöhen soll.637 
 
§ 6 Abs 1 Z 5 (wie die Tatbestände des KSchG im Allgemeinen, vgl. § 2) lässt die 
allgemeinen Grundsätze der Zulässigkeit einseitiger Gestaltung des Vertragsinhalts 
                                            
631 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 77. 
632 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 85. 
633 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 85. 
634 OGH 9 Ob 62/04i, ÖBA 2005/1296, 642 (645) [Graf G.]. . 
635 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 86. 
636 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 86. 
637 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 86. 
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durch den Vertragspartner oder Dritte unberührt.638 Davon ausgehend wird zusätzlich zu 
fordern sein, dass das Verhältnis von Leistung und Gegenleistung für den Verbraucher 
trotz einseitiger Preisänderung zumutbar bleibt.639  
 
Abs 1 Z 5 ist zwar nicht unmittelbar, aber (aufgrund teleologischer 
Gesetzesinterpretation) analog auch auf solche Fälle anzuwenden, wo der Unternehmer 
von vornherein von einer Preisfestsetzung absieht und sich stattdessen eine spätere 
Preisbestimmung vorbehält.640 Denn Abs 1 Z 5 bezweckt es zu verhindern, dass der 
Verbraucher durch einseitige Maßnahmen des Unternehmers nachträglich überrascht 
wird, weshalb ihm die Umstände der künftigen Preisgestaltung offengelegt werden 
sollen.641 Daher müssen Preisgestaltungsfaktoren, die vom Willen des Unternehmers 
abhängen, auch dann ausgeschaltet werden, wenn der Unternehmer bei Vertragsschluss 
keinen bestimmten Preis angibt. In sinngemäßer Anwendung von Abs 1 Z 5 hat der 
Unternehmer daher auch in Fällen eines von vornherein ihm oder einem Dritten 
vorbehaltenen Preisbestimmungsrecht darzutun, nach welchen Kriterien der Preis später 
festgesetzt werden soll. Andernfalls verstoßen auch solche anfänglichen Preisvorbehalte 
gegen den Sinn und Zweck des Abs 1 Z 5.642 
 
Die Einordnung des Abs 1 Z 5 unter die Tatbestände des § 6 KSchG wurde in der Lehre 
bisweilen kritisiert. So hat Schilcher bereits vor Erlassung des KSchG behauptet, diese 
Bestimmung sei – unabhängig vom Vorliegen eines Verbrauchergeschäftes im Sinn des 
§ 1 KSchG – in jedem Fall als von der Rechtsordnung verpönt  anzusehen und wäre 
daher in § 879 ABGB eher am rechten Platz als im KSchG.643 Diese Ansicht wird 
freilich überwiegend nicht geteilt: Die Rechtsprechung lehnt die analoge Anwendung 
des § 6 Abs 1 Z 5 KSchG auf Verträge zwischen Unternehmern grundsätzlich ab644: 
Dies begründet der OGH645 damit, außerhalb des KSchG habe das ABGB für den 
                                            
638 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 76. 
639 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 76. 
640 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 77. 
641 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 77. 
642 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 77; demnach soll es von sekundärer Bedeutung sein, ob man 
Abs 1 Z 5 analog anwendet eine nach § 879 ABGB sittenwidrige Klausel annimmt. 
643 Schilcher in Krejci/Schilcher/Steininger, KSchG 69. 
644 OGH RIS-Justiz RS0120873. 
645 Vgl. OGH 10 Ob 145/05d, RdW 2006/699, 765. 
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Sonderfall des Kaufvertrages in § 1056 die Möglichkeit vorgesehen, im Rahmen der 
Privatautonomie die Preisfestsetzung einer dritten Person (und sinngemäß auch einer 
der beiden Vertragsparteien) zu überlassen. § 1056 ABGB sei auch auf andere 
Rechtsgeschäfte, soweit diese dem KSchG nicht unterlägen, analog anwendbar. 
§ 1056 ABGB ermögliche eine einseitige Preisänderung im Rahmen der Billigkeit (was 
sich im Wesentlichen auf eine Äquivalenz von Leistung und Gegenleistung beschränke) 
und enthalte nach gefestigter bisheriger Rechtsprechung646 keine darüber 
hinausgehenden inhaltlichen Vorgaben sowie keine Verpflichtung, dem Vertragspartner 
„vorweg die nötigen Informationen zur Einschätzung des Änderungsrisikos zu geben“. 
Dieses allgemeine Schutzniveau habe der Gesetzgeber für den Bereich von 
Verbrauchergeschäften offenbar als unzureichend empfunden und daher die 
Spezialnorm des § 6 Abs 1 Z 5 KSchG geschaffen. Diese sei im Verhältnis zu 
§ 1056 ABGB „aus einem ganz anderen Holz geschnitzt“, indem sie kumulativ vier 
Voraussetzungen (Vorab-Information über die Änderungsfaktoren, deren Sachlichkeit 
und Unabhängigkeit vom Willen des Unternehmers sowie die „Zweiseitigkeit“ der 
Preisänderung auch zu Gunsten des Verbrauchers) vorsehe. Außerhalb des 
Anwendungsbereichs des KSchG bleibe wie bisher § 1056 ABGB (direkt oder analog) 
anzuwenden, weshalb es an einer Gesetzeslücke für die analoge Anwendung des 
§ 6 Abs 1 Z 5 KSchG fehle.647  
  
Abs 2 Z 4 erklärt im Unterschied zu Abs 1 Z 5 Vertragsbestimmungen für nichtig, die 
dem Unternehmer das Recht einräumen, für seine innerhalb von 2 Monaten nach der 
Vertragsschließung zu erbringenden Leistungen ein höheres als das ursprünglich 
bestimmte Entgelt zu fordern, sofern sie nicht „im Einzelnen ausgehandelt“ worden 
sind. Damit eine Klausel als „im Einzelnen ausgehandelt“ angesehen werden kann, ist 
mehr zu verlangen als bloßes Erörtern und Bewusstmachen.648 Der Unternehmer muss 
                                            
646 OGH 1 Ob 568/87, RdW 1987, 325; RIS-Justiz RS0016594; demnach soll eine Anpassung des 
Kreditzinssatzes an eine „Änderung der Geldmarktverhältnisse“ zulässig sein – eine ähnliche Klausel 
wurde im Fall eines Verbrauchergeschäftes als mit § 6 Abs 1 Z 5 KSchG unvereinbar angesehen, 
OGH 9 Ob 62/04i, ÖBA 2005/1296, 642 [Graf G.]. 
647 Apathy, ÖBA 2004, 739. 
648 Korinek St, JBl 1999, 167. 
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vielmehr beweisen, dass die jeweilige Klausel unter gehöriger Beachtung des Willens 
und der Interessen des Verbrauchers mit diesem ausverhandelt worden ist.649 
 
Nach Abs 2 Z 4 sind Preisgleitklauseln überhaupt unzulässig, die für kurzfristig 
(innerhalb von höchstens zwei Monaten ab Vertragsschluss) geschuldete Leistungen 
vereinbart wurden. Ausgenommen sind nur die Fällen, wo solches mit dem Verbraucher 
(„im einzelnen“) ausgehandelt wurde. Nach Abs 2 Z 4 tatbestandsmäßige Klauseln sind 
auch dann nichtig, wenn sie den (vorhin dargestellten) Voraussetzungen des Abs 1 Z 5 
entsprechen. Umgekehrt müssen die im Sinn des Abs 2 Z 4 ausgehandelten 
Preisgleitklauseln immer auch Abs 1 Z 5 entsprechen.650 Hintergrund des Abs 2 Z 4 ist 
die Annahme des Gesetzgebers, dass nicht individuell ausgehandelte 
Unternehmerrechte auf kurzfristige Preiserhöhungen für den Verbraucher regelmäßig 
überraschend sind.651 
 
Die Regel des Abs 1 Z 5 (und wohl auch jene nach Abs 2 Z 4) erstreckt sich nach 
gefestigter Rechtsprechung652 auch auf Dauerschuldverhältnisse. Die Anwendbarkeit 
auf anwaltliche Mandatsverträge kann somit nicht bezweifelt werden. 
 
Folgendes Beispiel soll das Zusammenspiel der Regelungen von Abs 1 Z 5 und 
Abs 2 Z 4 im Falle einer anwaltlichen Honorarvereinbarung darstellen: Ein 
Rechtsanwalt vereinbart für eine Mandatsausführung, die einen längeren Zeitraum 
(mehrere Jahre) in Anspruch nimmt, einen bestimmten Stundensatz. Ähnlich dem 
gesetzlichen Tarifsystem strebt er eine Inflationsbereinigung seines frei vereinbarten 
Honorars an und vereinbart daher, dass er  
 
a)  berechtigt sein soll, den Stundensatz nach Maßgabe des Verbraucherpreisindex 
jährlich anzuheben, 
b) berechtigt sein soll, den Stundensatz in gleichem Ausmaß jährlich anzuheben, in 
dem der Tarif nach RATG653 erhöht wurde.  
                                            
649 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 5. 
650 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 74. 
651 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 190. 
652 OGH 19.11.2008, 3 Ob 180/08d mwN; RIS-Justiz RS0124336. 
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Die Variante a) erscheint – sowohl hinsichtlich Abs 1 Z 5 als auch im Hinblick auf das 
Transparenzgebot des Abs 3 (dazu Näheres unter 4.3) – unproblematisch, weil die 
Verwendung des Verbraucherpreisindex in breiten Bevölkerungsschichten üblich, und 
dieser Index branchenunabhängig auch bekannt ist. Es muss dem Verbraucher wohl 
zumutbar sein, eine Erhöhung des geschuldeten Entgelts nach Maßgabe des 
Verbraucherpreisindex zu überprüfen. Die grundsätzliche Zulässigkeit von 
Indexklauseln im Anwendungsbereich von Abs 1 Z 5 wie auch Abs 3 entspricht auch 
der herrschenden Lehre.654  
 
Problematischer erweist sich die Preiserhöhungsklausel gemäß Variante b): Zwar sind 
auch Änderungen des Tarifs – in gleicher Weise wie Änderungen des 
Verbraucherpreisindex – vom Willen des Rechtsanwalts unabhängig, da dieser auf die 
Tarifanpassung durch den Justizminister keinen Einfluss hat. Auch wird es im Fall einer 
Tariferhöhung meines Erachtens auch nicht an der sachlichen Rechtfertigung für eine 
Erhöhung eines abweichend vereinbarten Zeithonorars nicht fehlen, da bei der 
Tarifanpassung nach dem RATG die Veränderung sämtlicher kostenwirksamer 
Faktoren zu berücksichtigen ist. Die dabei berücksichtigten Änderungen beeinflussen 
aber die Bildung eines frei vereinbarten Anwaltshonorars, das nach dem Ausmaß 
geleisteter Arbeitszeit berechnet wird. Die Bindung der Stundensatzhöhe an die 
Entwicklung des Rechtsanwaltstarifs beinhaltet allerdings keine definitive 
Verpflichtung des Rechtsanwalts zur Honorarsenkung. Dies dürfte zu einem Konflikt 
mit dem in Z 5 verankerten Symmetriegebot führen: So achtet der OGH sehr streng 
darauf, ob eine Klausel auch die Pflicht zur Preissenkung (ein „Müssen“) bei 
entsprechender Änderung der Parameter enthält.655 Eine solche Anpassung nach 
                                                                                                                                
653 Der Tarif wird gemäß § 25 RATG (durch Verordnung des Bundesministers für Justiz im 
Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates, siehe dazu die Ausführungen zum RATG 
im ersten Abschnitt) regelmäßig „den geänderten wirtschaftlichen Verhältnissen“ angepasst. 
654  Immerhin hat selbst der Gesetzgeber Indexanpassungsklauseln als Prototyp zulässiger 
Preisänderungsklauseln angesehen, EB zur RV 744 BlgNR 14. GP, 24; die Zulässigkeit solcher 
Klauseln ist auch noch nach Einführung des Transparenzgebotes grundsätzlich unproblematisch, 
vgl. Fenyves/Rubin, ÖBA 2004, 352; Apathy in Schwimann V3, KSchG § 6 Rz 28. 
655 OGH 4 Ob 28/01y, SZ 74/52; für den OGH war wesentlich, dass die in Frage stehende Klausel 
(„Änderungen […] können vorgenommen werden.“] die Entgeltsenkung ins Belieben der Bank 
stellte. 
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Maßgabe des RATG (in gleicher Weise wie nach dem Verbraucherpreisindex), die auch 
eine klare Verpflichtung zu entsprechenden Abänderungen in beide Richtungen enthält, 
sollte dem Gebot der Zweiseitigkeit im Sinne dieser Rechtsprechung aber genügen.  
 
Schlussendlich müsste eine derartige Honoraranpassungsklausel aber eine verständliche 
Information des Mandanten beinhalten, die diesen über die Bedingungen aufklärt, unter 
denen der Rechtsanwalt zur Honorarerhöhung berechtigt ist (von Fenyves/Rubin im 
Gegensatz zu § 6 Abs 3 KSchG als „kleines Transparenzgebot“ bezeichnet656). Darüber 
hinaus muss neben Abs 1 Z 5 auch das „große Transparenzgebot“ des Abs 3 (dazu 
gleich anschließend unter 4.3) beachtet werden. Ein Verweis auf die Homepage des 
ÖRAK wird möglicherweise den strengen Anforderungen des Abs 3 nicht genügen, 
selbst wenn man berücksichtigt, dass dort die jeweils aktuelle Version des 
Rechtsanwaltstarifgesetzes und der Allgemeinen Honorar-Kriterien (Näheres dazu siehe 
erster Abschnitt Punkt 4) abrufbar ist.657 Denn gemäß § 6 Abs 3 KSchG muss dem 
Vertragspartner eine angemessene Möglichkeit geboten werden, vom genauen 
Regelungsinhalt der allgemeinen Geschäftsbedingungen Kenntnis zu erlangen.658 
Sonstige Texte oder Normen, auf die ein Vertragstext verweist, müssen dem Kunden 
leicht zugänglich sein. Es ist fraglich, ob die Angabe eines genauen Internet-Links zum 
RIS bzw. zur Homepage des ÖRAK diesem Transparenzerfordernis genügt.659 
 
Im Ergebnis ist festzuhalten, dass eine Indexsicherung des Honorars nach Variante a) 
zulässig und wirksam ist. Hingegen stünde eine Wertsicherung eines Zeithonorars nach 
Maßgabe der laufenden Tariferhöhungen nach dem RATG unter Umständen im 
Widerspruch zu dem in Abs 1 Z 5, aber auch Abs 3 verankerten Transparenzgebot.  
  
                                            
656 Fenyves/Rubin, ÖBA 2004, 353. 
657 Die AHK sind gemäß ihrem § 19 auf der Homepage des ÖRAK (http://www.rechtsanwaelte.at) 
kundzumachen und dauerhaft bereitzustellen; ähnliches geschieht in der Praxis – freilich ohne 
Gewähr der inhaltlichen Richtigkeit und Vollständigkeit – auch bezüglich des RATG in seiner 
aktuellen Version (dieses kann sowohl in seiner aktuellen wie auch in historischen Versionen unter 
Richtigkeitsgewähr unter www.ris2.bka.gv.at/bundesrecht abgerufen werden). 
658 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 212. 
659 Dies zumal auch heute noch nicht alle Mandanten über einen Internetzugang verfügen und dem 
Durchschnittsverbraucher möglicherweise nicht zugemutet werden kann, im Internet zu navigieren, 
um den Vertragsinhalt zu ergründen. 
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Bislang scheinen in der Rechtsprechung keine Fälle auf, in denen der Tatbestand des 
Abs 1 Z 5 im Zusammenhang mit Honorarvereinbarungen von Rechtsanwälten 
herangezogen worden wäre.660 Dies hängt ganz offensichtlich allgemein damit 
zusammen, dass die freie inhaltliche Gestaltung des Entgelts mittels einseitig 
vorformulierter Vertragsschablonen in der anwaltlichen Praxis noch keine dermaßen 
wichtige Rolle spielt wie in anderen Branchen.    
 
 
3. Das Transparenzgebot (§ 6 Abs 3 KSchG) 
 
§ 6 Abs 3 KSchG lautet: 
 
„Abs 3: Eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder Vertragsformblättern 
enthaltene Vertragsbestimmung ist unwirksam, wenn sie unklar oder unverständlich 
abgefaßt ist.“ 
 
Die Einführung von Abs 3 erfolgte mit dem Ziel, einem allfälligen Umsetzungsbedarf 
infolge der Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen, 
RL 93/13/EWG, ABl L 95/29, nachzukommen.661 Die Begriffe „unklar“ und 
„unverständlich“ korrespondieren unmittelbar mit dem in Art 5 erster Satz der 
Richtlinie normierten Gebot, wonach schriftliche Klauseln in Verbraucherverträgen 
„klar“ und „verständlich“ abgefasst sein müssen.  
 
Im Unterschied zu § 869 ABGB ist nach § 6 Abs 3 KSchG nicht erforderlich, dass der 
Vertragsinhalt selbst für einen Juristen bei Anwendung der Auslegungsregeln nach 
§§ 914f ABGB unergründlich bleibt, vielmehr kommt es auf das Verständnis des 
jeweiligen Durchschnittsverbrauchers an.662 Auch wird im Einklang mit den 
                                            
660 Ergebnis einer Judikaturrecherche unter www.ris2.bka.gv.at/jus zur Norm „kschg § 6 abs1“ und dem 
Suchbegriff „entgelt*“, Abfragedatum: 26.11.2009; bzw unter uni.rdb.at zur Norm „§ 6 abs 1 kschg“ 
und dem Suchbegriff „entgeltänderung“, Abfragedatum: 26.11.2009. 
661  Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 203. 
662  Leitner Max, Transparenzgebot, 62f; derselbe, RdW 2003, 125f. 
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Zielsetzungen der Richtlinie663 – anders als nach § 869 – nicht auf gänzliche 
Undurchschaubarkeit abgestellt, sondern darauf, dass der Kunde nicht imstande ist, sich 
mit zumutbaren Mitteln Kenntnis vom Klauselinhalt zu verschaffen.664 Dabei verbietet 
das Transparenzgebot nie bestimmte Inhalte per se wegen deren Komplexität, sondern 
stets nur die („verschleiernde“665) Art ihrer Darstellung für den Verbraucher. Die 
transparenteste aller möglichen Darstellungen eines Inhalts muss den Anforderungen 
des Abs 3 immer genügen.666 Folglich muss es auch im Rahmen einer anwaltlichen 
Honorarvereinbarung dem rechtsunkundigen Klienten zumutbar sein, die Problematik 
des Entstehens der Honorarverbindlichkeit und –fälligkeit mit möglichst einfachen 
Worten erläutert zu bekommen.667 Eine von Abs 3 geforderte Möglichkeit, sich 
Kenntnis vom Vertragsinhalt zu verschaffen, erfordert so jedenfalls, dass der gesamte 
Urkundentext (alle Bestimmungen, die für das Gesamtverständnis erforderlich sind) 
dem Verbraucher vor Vertragsabschluss zugänglich war.668 Daneben sind optische 
Lesbarkeit, sachgerechte und übersichtliche Gliederung und ein den Verhältnissen 
angepasster Umfang zu fordern.669 Nicht ausreichend ist eine bloß formelle 
Textverständlichkeit, vielmehr müssen auch Inhalt und Tragweite der jeweiligen 
Klausel durchschaubar sein.670 Verweise auf andere Klauselwerke, Verträge oder 
Gesetze671 sind mit Abs 3 in der Regel ebenfalls unvereinbar, weil der 
Durchschnittskunde beim Herausfiltern des letztlich geltenden Vertragsinhaltes aus 
mehreren Urkunden zumeist überfordert ist, und zwar selbst dann, wenn ihm alle 
Urkunden tatsächlich vorliegen.672 Aus eben diesem Grund dürfte es dem Rechtsanwalt 
gegenüber Mandanten mit Verbrauchereigenschaft verwehrt sein, 
                                            
663 Vgl. Erwägungsgrund 20, zweiter Satz: „Der Verbraucher muß tatsächlich die Möglichkeit haben, 
von allen Vertragsklauseln Kenntnis zu nehmen.“.  
664 Leitner Max, RdW 2003, 126. 
665 Vgl. Leitner Max, Transparenzgebot, 63. 
666 Leitner Max, RdW 2003, 126. 
667 Etwa mit den Worten „Das Honorar ist nach jeder erbrachten Leistung und Übermittlung der 
Honorarnote zu zahlen. Das Honorar ist unabhängig davon zu bezahlen, ob der Gegner dafür Ersatz 
leistet, und auch unabhängig davon, ob die Leistungen des Rechtsanwalt letztlich zum angestrebten 
Erfolg führen.“. 
668 Leitner Max, RdW 2003, 127. 
669 Leitner Max, RdW 2003, 127. 
670 OGH 10 Ob 67/06k, RdW 2007, 661. 
671 Krejci zufolge sollen jedoch Gesetze nicht zu jenen Texten zählen, von denen anzunehmen ist, dass 
es dem Normadressaten unzumutbar ist, sie aufzuspüren, derselbe in Rummel II/43, KSchG § 
6 Rz 212. 
672 Leitner Max, RdW 2003, 127. 
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Honorarvereinbarungen mit automatischen „Honorargleit- oder 
Honoraranpassungsklauseln“ abzuschließen, bei denen sich ein frei vereinbartes Zeit- 
oder Pauschalhonorar nach Maßgabe des RATG erhöht bzw. erhöht werden kann (siehe 
die Ausführungen zur § 6 Abs 1 Z 5 KSchG unter 4.2). Jedenfalls unzulässig infolge 
Undurchschaubarkeit sind auch Regelungen einer bestimmten Frage (z.B. Haftung) in 
staffelförmiger Weise, z.B. wenn die Haftung hintereinander zunächst gänzlich, dann 
jene für jegliche Fahrlässigkeit, und schließlich nochmals – nur letzteres wäre beim 
Verbrauchergeschäft allenfalls zulässig – für leichte Fahrlässigkeit ausgeschlossen 
wird.673 Die Vertragsbestimmungen müssen zudem eine für den 
Durchschnittsverbraucher klare Bedeutung aufweisen. Solche Zweifelsfragen, die auch 
der durchschnittliche Verbraucher leicht lösen kann, müssen freilich ungeachtet des 
Transparenzgebots nicht erläutert werden.674 
 
Hinsichtlich der Frage, inwieweit im Anwendungsbereich des KSchG – angesichts des 
Transparenzgebotes – eine geltungserhaltende Reduktion (zu dieser vorhin unter 3.2) 
noch möglich ist, muss danach differenziert werden, ob dies in einem Verbandsprozess 
oder in einem Individualprozess zu beurteilen ist. 
 
§ 28 Abs 1 KSchG räumt den in § 29 KSchG genannten Verbänden das Recht zur 
Unterlassungsklage gegen denjenigen ein, der im geschäftlichen Verkehr allgemeine 
Geschäftsbedingungen mit gesetz- oder sittenwidrigen Bedingungen verwendet. Seit 
Einführung von § 6 Abs 3 (BGBl I Nr. 6/1997) ist es einhellige Ansicht,675 dass die 
geltungserhaltende Reduktion im Zuge solcher „Verbandsprozesse“ unterbleiben 
muss.676  
 
                                            
673 Leitner Max, ÖJZ 2002, 714f. 
674 Leitner Max, RdW 2003, 128; demnach müssen „an den Haaren herbeigezogene Ausnahmefälle“ 
nicht gesondert erfasst werden, ebenso muss Selbstverständliches nicht gesondert erörtert werden. 
675 Schauer in Versichungswissenschaftliche Studien XXXV, 183; in der Rsp OGH 
8 Ob 17/00h, JBl 2001, 236; 4 Ob 179/02f, ÖBA 2003, 141hdf. Gleichzeitig ist die 
kundenfeindlichste Auslegung der jeweiligen Klausel zugrunde zu legen, vgl. Bollenberger in KBB2, 
§ 879 Rz 26. 
676 Dies erfordert wohl auch eindeutig Artikel 5 dritter Satz der Richtlinie über missbräuchliche Klauseln 
in Verbraucherverträgen, RL 93/13/EWG: „Bei Zweifeln über die Bedeutung einer Klausel gilt die 
für den Verbraucher günstigste Auslegung. Diese Auslegungsregel gilt nicht im Rahmen der in 
Artikel 7 Abs 2 vorgesehenen Verfahren.“ 
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Hingegen ist in Individualprozessen, die insbesondere zwischen dem AGB-Verwender 
und einzelnen Vertragspartnern zu führen sind, nicht dermaßen klar, ob die 
geltungserhaltende Reduktion vollständig ausscheidet oder doch eingeschränkt möglich 
bleibt: Erst unlängst hat Schauer in Bezug auf die gänzliche Ablehnung der 
geltungserhaltenden Reduktion im Individualprozess von einer „im Vordingen 
begriffenen, wenngleich nicht unbestrittenen Meinung“ gesprochen.677  
 
In der aktuellen Kommentarliteratur wird überwiegend einer differenzierenden Lösung 
der Vorzug gegeben: Bollenberger in KBB678 hält eine mehrdeutige Klausel, die einen 
für den Verbraucher vorteilhaften „Kern“ aufweist, nicht vollständig für unwirksam, 
sondern will sie lediglich um die unwirksamen (und wohl auch die unklaren) Bereiche 
reduzieren. Kathrein in KBB679 wiederum hält die geltungserhaltende Reduktion im 
Verbrauchergeschäft wegen des Transparenzgebots zwar für „problematisch“, 
diesbezügliche Bedenken schlössen aber nicht aus, „dass das Gericht im Einzelfall nach 
dem Prinzip der ergänzenden Vertragsauslegung (§ 914 ABGB) eine dem 
hypothetischen Parteiwillen entsprechende Lösung sucht, wenn es nicht dem 
Parteiwillen entspricht, die mit der unwirksamen Klausel geregelte Frage ungeregelt zu 
lassen“. Derselbe meint kurz darauf: „Eine geltungserhaltende Reduktion einer 
derartigen [intransparenten] Klausel (vgl. Rz 4) findet damit auch im Individualprozess 
nicht statt“.680 Dessen ungeachtet bleibe jedoch § 915 ABGB unberührt, sodass sich 
allein der Verbraucher im Prozess trotzdem auf die für ihn günstige Auslegung berufen 
könne. Nach Apathy in Schwimann681 wiederum soll im Individualprozess immer dann, 
wenn eine Auslegung nach § 915 ABGB möglich ist, diese aufgrund 
richtlinienkonformer Interpretation anstelle der Unwirksamkeit der Klausel Platz 
greifen. Auch Krejci in Rummel682 bejaht ungeachtet § 6 Abs 3 KSchG die Möglichkeit 
geltungserhaltender Reduktion.683 Derselbe Autor räumt freilich andernorts684 ein, dass 
                                            
677 Schauer in Versichungswissenschaftliche Studien XXXV, 183 mwN. 
678 So mit Hinweis auf § 6 Abs 3 KSchG Bollenberger in KBB2, § 879 Rz 30.   
679 Kathrein in KBB2, KSchG § 6 Rz 4. 
680 Kathrein in KBB2, KSchG § 6 Rz 31. 
681 Apathy in Schwimann V3, KSchG § 6 Rz 86. 
682 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 256. 
683 Dies tut der Autor allerdings unter der verfehlten Prämisse, dass ansonst jegliche Formulierung, „die 
der Interpretation bedarf“, verunmöglicht würde. 
684 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 209. 
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die geltungserhaltende Reduktion infolge des Transparenzgebots eine Einschränkung 
erfahre, will sie aber zumindest im Bereich solcher vertraglicher Ordnungsfragen 
aufrecht erhalten, für die das dispositive Recht keine Regelung bereit hält, „wenn dies 
im offenkundigen Interesse des Verbrauchers liegt.“ Denn es könne mitunter für den 
Verbraucher nachteilig sein, wenn eine bestimmte vertragliche Regelung ersatzlos 
wegfalle.685  
 
Ausdrücklich gegen eine Möglichkeit geltungserhaltender Reduktion als Folge der 
Einführung von Abs 3 sprechen sich im Anwendungsbereich des KSchG G. Graf686 und 
Max Leitner687 aus. G. Graf zufolge hat Abs 3 die bisher in Österreich geltende 
Rechtslage bezüglich undeutlicher Vertragserklärungen (§§ 869, 915 ABGB) 
grundlegend geändert, da diese neu eingeführte Bestimmung ein Verbot unklarer 
Bestimmungen bewirke und diesbezüglich einen eigenständigen Nichtigkeitsgrund 
schaffe.688 So verbiete das Transparenzgebot des Abs 3 im Konsumentenbereich etwa 
die Annahme einer geltungserhaltenden Reduktion rechtswidriger Klauseln, zumal 
dadurch dem Verbotszweck, Klarheit für den Verbraucher zu schaffen, nicht 
entsprochen würde. Eine solche Klarheit könne nur ein gänzlicher Wegfall der 
unverständlichen Bestimmungen schaffen, während eine Reduktion auf das gerade noch 
zulässige Maß für den regelmäßig rechtsunkundigen Verbraucher Unklarheit bestehen 
ließe.689  Eine AGB-Klausel könne nur dann als „klar und verständlich“ angesehen 
werden, wenn der Verbraucher auch die Grenzen ihres Anwendungsbereiches verstehe, 
ohne dafür erst juristischen Rat einholen zu müssen.690 Max Leitner fordert unter 
Bezugnahme auf den deutschen Meinungsstand, dass der Durchschnittskunde „seine 
Rechtsstellung im Kern“ erkennen können müsse.691 Auch ist nach Ansicht Max 
Leitners eine Rechtfertigung der geltungserhaltenden Reduktion durch Berufung auf 
                                            
685  Vgl. Art 6 Abs 1 zweiter Halbsatz der Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in 
Verbraucherverträgen, RL 93/13/EWG „[...] sie [die Mitgliedstaaten] sehen ferner vor, daß der 
Vertrag für beide Parteien auf derselben Grundlage bindend bleibt, wenn er ohne die mißbräuchlichen 
Klauseln bestehen kann.“. 
686 Graf Georg, ecolex 1999, 9. 
687 Leitner Max, RdW 2003, 128. 
688 Graf Georg, ecolex 1999, 8. 
689 Graf Georg, ecolex 1999, 9. 
690 Graf Georg, ecolex 1999, 10; zust Leitner Max, ÖJZ 2002, 714. 
691 Leitner Max, RdW 2003, 129. 
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den hypothetischen Parteiwillen zweifelhaft, zumal der Inhalt allgemeiner 
Geschäftsbedingungen regelmäßig nur demjenigen Vertragsteil bewusst sei, der sie 
aufgestellt habe, sodass diese keinen Aufschluss darüber geben, was die Parteien bei 
Kenntnis des Regelungsbedarfs redlicherweise vereinbart hätten.692  
 
Aus den vorgenannten Gründen folgern beide Autoren, dass sämtliche Klauselzusätze 
„soweit gesetzlich zulässig“ oder ähnliches eine gänzliche Nichtigkeit der unzulässig 
weit gefassten Vertragsbestimmungen nicht verhindern könnten. G. Graf nimmt 
gleiches auch bezüglich solcher „echten“ salvatorischen Klauseln an, bei denen für den 
Fall der Unwirksamkeit einer Bestimmung automatisch die entsprechende, gesetzlich 
zulässige bzw. wirksame Ersatzbestimmung zu treten hat.693  
 
St. Korinek694  hingegen spricht sich im Ergebnis gegen eine vollständige Verdrängung 
von § 915 ABGB durch § 6 Abs 3 KSchG, sowie für eine differenzierte Zulassung der 
geltungserhaltenden Reduktion aus: Die Ansicht von G. Graf orientiere sich lediglich an 
der Verbalinterpretation und sei unzulänglich, da sich die Auslegung des Abs 3 auch an 
den Vorgaben der Richtlinie orientieren müsse. Art 5 zweiter Satz der Richtlinie ordne 
aber keineswegs die Unverbindlichkeit unklarer Klauseln an, sondern normiere 
vielmehr eine dem § 915 ABGB entsprechende Unklarheitenregel.695 Der Gesetzgeber 
habe zwar das bisherige Regime der §§ 869, 915 ABGB unberührt lassen wollen, sei 
sich jedoch nicht sicher gewesen, ob § 869 ABGB dem von der Richtlinie geforderten 
Schutzniveau genüge und hätte daher „zur Sicherheit“ § 6 Abs 3 KSchG geschaffen.696 
Nach Ansicht St. Korineks soll die Unklarheitenregel des § 915 ABGB weiterhin 
anwendbar bleiben, soweit ein Fall „lösbarer Intransparenz“ gegeben ist. Eine 
geltungserhaltende Reduktion überschießender Klauseln soll ferner in all jenen Fällen 
zulässig sein, wo die Überschreitung des rechtlich Zulässigen bloß geringfügig und 
leicht erkennbar ist.697 Lediglich im Bereich der „unbeseitigbaren Unklarheit“ derartiger 
Klauseln sei die geltungserhaltende Reduktion ausgeschlossen – in solchen Fällen sei 
                                            
692 Leitner Max, ecolex 2004, 528 (=Anm zu OGH 7 Ob 179/03d). 
693 Graf G., ecolex 1999, 10. 
694 Korinek St, JBl 1999, 149 (163). 
695 Korinek St, JBl 1999, 163. 
696 Korinek St, JBl 1999, 163.  
697 Korinek St, JBl 1999, 172. 
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die vollständige Unwirksamkeit der Klausel die adäquate Rechtsfolge, die Art 5 
erster Satz der Richtlinie erfordere.698  
 
Eine ähnliche Meinung vertritt aktuell in Deutschland Wolf in 
Wolf/Lindacher/Pfeiffer699: Soweit eine Unklarheit zu Zweifeln hinsichtlich der einen 
oder anderen Deutung Anlass gäbe, sollte demnach die kundenfreundlichste Auslegung 
Platz greifen. Hingegen wäre diese Rechtsfolge in den Fällen gänzlicher 
Unverständlichkeit unanwendbar, wobei die EU-Mitgliedsstaaten bei solchen 
Konstellationen eine andere adäquate Rechtsfolge vorzusehen hätten.700  
 
Der zuletzt referierten Meinung St. Korineks hält wiederum Max Leitner entgegen, dass 
die in Art 5 zweiter Satz der besagten Richtlinie enthaltene Unklarheitenregel nicht 
zwangsläufig die Durchschaubarkeit einer Klausel zur Folge habe.701 Jedoch erfordere 
Art 5 erster Satz unabhängig von der Unklarheitenregel die Durchschaubarkeit von 
Vertragsklauseln.  Das Transparenzerfordernis des ersten Satzes müsse losgelöst neben 
der Günstigkeitsregel des zweiten Satzes bestehen, zumal das Prinzip der 
kundenfreundlichsten Auslegung kein wirksames Mittel zur Hintanhaltung 
intransparenter Klauselgestaltung darstelle.702 Eine Lösbarkeit mehrdeutiger Inhalte 
durch die Zweifelsregel des § 915 zweiter Satz ABGB genüge den Anforderungen des 
Transparenzgebotes deshalb nicht, weil dem Durchschnittskunden die Geltung der für 
ihn günstigsten Auslegungsvariante regelmäßig unbekannt sei.703 Die Sanktion der 
Unverbindlichkeit wiederum verlange die Richtlinie lediglich in Art 6 Abs 1 
hinsichtlich „missbräuchlicher“ Klauseln. Darunter seien gemäß der Legaldefinition des 
Art 3 Abs 1 leg.cit. alle nicht im einzelnen ausgehandelten Vertragsbestimmungen 
anzusehen, die „entgegen dem Gebot von Treu und Glauben zum Nachteil des 
Verbrauchers ein erhebliches und ungerechtfertigtes Missverhältnis der vertraglichen 
Rechte und Pflichten der Vertragspartner“ verursachen. Klauseln, die lediglich 
„unklar“ bzw. „unverständlich“ im Sinn des Art 5 erster Satz wären, fielen nicht unter 
                                            
698 Korinek St., JBl 1999, 155. 
699 Wolf/Lindacher/Pfeiffer, (2009)5. 
700 Wolf in Wolf/Lindacher/Pfeiffer5, RL Art 5 Rz 8. 
701 Leitner Max, Transparenzgebot, 63. 
702 Leitner Max, Transparenzgebot, 65. 
703 Leitner Max, RdW 2003, 128. 
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diese Definition.704 Daher sei die Rechtsfolge der Unwirksamkeit für derartige Fälle von 
der Richtlinie nicht zwingend vorgegeben.705 Sodann vermeint Max Leitner, dass die 
Richtlinie die Rechtfolgen bei fehlender Transparenz offen lasse, sodass die EU-
Mitgliedstaaten in diesem Bereich nicht gebunden wären.706 Immerhin muss selbst St. 
Korinek zufolge aus Art 4 Abs 2 der Richtlinie (der an die Unklarheit von 
Bestimmungen über die essentialia negotii die Konsequenz von deren Unterwerfung 
unter die Missbrauchskontrolle knüpft) geschlossen werden, dass das 
Tatbestandselement der „Unklarheit“ auch in Art 5 erster Satz nicht folgenlos bleiben 
darf.707  Der letztgenannte Autor befürwortet, dass die Richtlinie im Bereich der 
„unbeseitigbaren Unklarheit“ die vollständige Nichtigkeit einer Klausel erfordere. Max 
Leitner wiederum meint, dass die deutsche Rechtssprechung und Lehre zu § 9 dAGB 
die Art und Weise, wie das Transparenzerfordernis in der Richtlinie verwirklicht wurde, 
entscheidend beeinflusst habe, sodass auch eine richtlinienkonforme Auslegung von 
§ 6 Abs 3 KSchG das deutsche Verständnis von „Transparenz“ im Zeitpunkt der 
Richtlinienschaffung berücksichtigen müsse.708 Da die Richtlinie aber im Bereich der 
Rechtsfolgen, die  „unklare“ bzw. „unverständliche“ Vertragsklauseln nach sich ziehen, 
keine Vorgaben enthalte, sei die deutsche Rechtslage in diesem Punkt für die 
österreichische Regelung des § 6 Abs 3 KSchG nicht verbindlich.709 Soweit sich die 
nationale österreichische Regelung generell für die Nichtigkeit als Sanktion für unklare 
Vertragsbestimmungen entscheidet, ist darin Max Leitner zufolge offenbar kein Verstoß 
gegen die Richtlinie gelegen.  
 
Gegen die vermittelnde Ansicht St. Korineks, wonach die geltungserhaltende Reduktion 
bei geringfügiger und leicht erkennbarer Überschreitung des Zulässigen weiterhin 
statthaft sei, führt Max Leitner ins Treffen, dass auch bei nur geringfügiger Reduktion 
der Klauselinhalt nicht mehr den wahren Regelungsinhalt wiedergebe, wie es das 
                                            
704 Leitner Max, Transparenzgebot, 65. 
705 Vgl. Schauer, demzufolge die Rechtsfolgen einer Verletzung des Transparenzgebots in der Richtlinie 
„nur unscharf geregelt“ seien, derselbe in Versichungswissenschaftliche Studien XXXV, 185. 
706 Wolf in Wolf/Lindacher/Pfeiffer5, RL Art 5 Rz 8; vgl. Leitner Max, Transparenzgebot, 65.  
707 St. Korinek, JBl 1999, 155. 
708 Leitner Max, Transparenzgebot, 66. 
709 Leitner Max, Transparenzgebot, 71f. 
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Transparenzgebot erfordere.710 Ebenso könne auch eine für den Verwender 
entschuldbare Unerkennbarkeit der zulässigen Grenzen (etwa infolge nachträglicher 
Gesetzesänderung oder Änderung der Rechtsprechung) nicht zur geltungserhaltenden 
Reduktion führen. Wer als Unternehmer gegenüber einem Verbraucher die rechtlichen 
Möglichkeiten bis zu den Grenzen des zwingenden Rechts voll ausschöpfen wolle, 
müsse im Gegenzug auch das Risiko der Unwirksamkeit derartiger Versuche tragen.711 
§ 6 Abs 3 KSchG stelle beim Verbrauchergeschäft eine zusätzliche Schranke dar, die 
der Unternehmer neben den vom zwingenden Recht gesetzten inhaltlichen Grenzen 
beachten müsse, wenn er mit einem Verbraucher einen für ihn vorteilhaften 
Vertragsinhalt erzielen wolle.    
 
Eine nähere Klärung der Frage, inwieweit unklare, aber für den Verbraucher jedenfalls 
vorteilhafte Klauseln mit ihrem durchschaubaren Kern wirksam bleiben, ist durch den 
EuGH bislang noch nicht erfolgt.712  
 
Die bisherige Rechtsprechung des OGH zu § 6 Abs 3 KSchG hat sich seither auf die 
strenge Ansicht G. Grafs und Max Leitners berufen, wonach die geltungserhaltende 
Reduktion unklarer und unverständlicher Klauseln auch im Individualprozess 
ausscheidet.713 Ein genaues Studium der Gründe der aktuellsten Entscheidung 
10 Ob 67/06k714 legt jedoch den Schluss nahe, dass der OGH einen verständlichen 
„Klauselkern“ sehr wohl für wirksam ansieht.715 Derartiges deutet aber meines 
                                            
710 Leitner Max, ÖJZ 2002, 715; dem Autor zufolge würde dadurch die Rechtslage nur unnötig 
verkompliziert, wenn zusätzlich zu „gröblich benachteiligenden“ und „nicht gröblich 
benachteiligenden“ Klauseln auch noch Grenzfälle zu bilden wären. Es entstünde zusätzlich das 
Problem der „Grenzfälle von Grenzfällen“. 
711 Leitner Max, ÖJZ 2002, 715; vgl. die völlig konträre Ansicht Welsers lange vor Einführung des 
Transparenzgebotes, derselbe in JBl 1979, 449. 
712 Eine Judikaturrecherche unter http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=de und Verwendung 
der Suchbegriffe „missbräuchliche klauseln in verbraucherverträgen“ und „Artikel 5“, Abfragedatum: 
12.03.2010, brachte keine einschlägigen Entscheidungen zutage. 
713 So in einem obiter dictum OGH 7 Ob 179/03d, JBl 2004, 245 = ecolex 2004, 528 [Leitner Max]; 
unmittelbar entscheidungsrelevant in 10 Ob 67/0k, RdW 2007, 661; vgl. RIS-Justiz RS0122168. 
714 OGH 10 Ob 67/0k, RdW 2007, 661 = ÖBA 2008, 117 [Kellner Markus]. 
715 Der E lag eine Klausel zugrunde, wonach der Kreditkunde im Fall vorzeitiger Kreditrückzahlung eine 
Vorfälligkeitsentschädigung zu entrichten hatte, die sich der Höhe nach durch die jeweiligen „Kosten 
der Wiederveranlagung zum Geldmarktsatz, mindestens aber 2% des vorzeitig rückgezahlten 
Betrages“ errechnen sollte; verfahrensgegenständlich war lediglich der diese 2% übersteigende 
Mehrbetrag, wobei aber der OGH in einem obiter dictum ausführt, die beklagte Bank hätte 
„jedenfalls Anspruch auf eine Vorfälligkeitsentschädigung im Ausmaß von 2% des vorzeitig 
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Erachtens auf die vorzitierte Gegenmeinung hin, wonach eine in ihrer Tragweite 
letztlich unklare Bestimmung nicht gänzlich wegfällt, sondern auf ihren verständlichen 
Kern zu reduzieren ist. Ob sich die Rechtsprechung künftig eindeutig in diese Richtung 
konkretisiert, muss abgewartet werden. 
 
Es zeigen sich somit, was den Individualprozess anlangt, auch noch aktuell Divergenzen 
betreffend die Möglichkeit der geltungserhaltenden Reduktion bzw. der Anwendung der 
Unklarheitenregel des § 915 zweiter Satz ABGB. 
 
Meines Erachtens erscheint im Anwendungsbereich des KSchG eine Anwendung der 
Unklarheitenregel des § 915 zweiter Satz ABGB – entgegen der ausdrücklichen Ansicht 
Max Leitners – beim Individualprozess dogmatisch durchaus begründbar. Auf den 
ersten Blick besteht – der Gruppe um St. Korinek folgend – durchaus Grund zur 
Annahme, die Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen habe 
das Regime des § 915 zweiter Satz ABGB unberührt gelassen. § 6 Abs 3 KSchG muss 
autonom am Verständnis der Richtlinie geprüft werden um festzustellen, inwieweit 
infolge dieses gemeinschaftsrechtlichen Aktes Änderungsbedarf für Österreich bestand 
(dem durch Schaffung von Abs 3 nachgekommen wurde): Die Anregung für die 
Formulierung des Art 5 der Richtlinie entstammt tatsächlich deutschem Recht bzw. dem 
von deutscher Rechtsprechung entwickelten Transparenzgedanken.716 Max Leitner muss 
insoweit Recht gegeben werden, als die Richtlinie zumindest keine ausdrückliche und 
generell anwendbare Vorgabe für den Fall unklarer oder unverständlicher 
Vertragsklauseln enthält: Weder Artikel 5 noch Erwägungsgrund 20 der Richtlinie lässt 
allgemein auf ein Erfordernis der Nichtigkeit schließen. In einem Teilbereich der 
Intransparenz lassen sich jedoch sehr wohl Vorgaben bezüglich gebotener Rechtsfolgen 
ableiten: Denn in Art 5 zweiter Satz heißt es: „Bei Zweifeln über die Bedeutung einer 
Klausel gilt die für den Verbraucher günstigste Auslegung. Diese Auslegungsregel gilt 
nicht im Rahmen der in Artikel 7 Abs 2 vorgesehenen Verfahren [Anm: 
Verbandsprozess auf Unterlassung, in Ö § 28f KSchG].“ Und auch in Erwägung 20 ist 
                                                                                                                                
zurückgezahlten Betrages“; das obiter dictum findet sich freilich nur im Volltext der E und wird in 
den Fundstellen RdW 2007, 661 und ÖBA 2008, 117 [Kellner Markus] nicht wiedergegeben.   
716 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 203. 
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klar festgehalten: „Im Zweifelsfall ist die für den Verbraucher günstigste Auslegung 
anzuwenden“. Folglich dürfte in all jenen Fällen, in denen eine insgesamt mehrdeutige 
(und damit „undurchschaubare“) Vertragsklausel einen durchschaubaren „Kern“ 
aufweist, aufgrund der Richtlinie die Anwendung einer dem § 915 ABGB 
vergleichbaren Unklarheitsregel angebracht sein. Insofern irrt wohl Max Leitner und, 
soweit ihm diese folgt, auch die Rechtsprechung, wenn diese auch bezüglich von 
solchen Unklarheitsfällen dem vollständigen Wegfall der Klausel das Wort reden. 
Meines Erachtens würde im Individualprozess ein vorbehaltloser Ausschluss der 
Zweifelsregel des § 915 ABGB dem Günstigkeitsprinzip der Richtlinie nicht voll 
gerecht. Nun lässt sich aus dem Wortlaut von § 6 Abs 3 KSchG eine Ausnahme 
hinsichtlich der Fälle des § 915 ABGB nicht unmittelbar ableiten. St. Korinek ebenso 
wie Bollenberger in KBB717 und auch Apathy in Schwimann718 versuchen nun mit ihrer 
jeweils vermittelnden Lösung, den Inhalt des § 6 Abs 3 mit den Vorgaben der Richtlinie 
bestmöglich in Einklang zu bringen, indem sie die gemäß dem Gesetzeswortlaut 
vorgesehene Rechtsfolge („…Vertragsbestimmung ist unwirksam, wenn sie unklar oder 
unverständlich abgefaßt ist.“) teleologisch auf jene Fälle reduzieren, wo eine unklare 
oder unverständliche Klausel keinen verständlichen Begriffskern (z.B. bei einer 
Vertragsstrafe den Zusatz „mindestens aber 2%“) aufweist, sodass die 
Gesamtnichtigkeit der Klausel für den Verbraucher eindeutig von Vorteil ist. Im 
Bereich der „Mehrdeutigkeit“ von Vertragsbestimmungen hat sich die Rechtslage 
demnach durch die Schaffung des § 6 Abs 3 KSchG nicht geändert.  
 
Aus diesen Gründen scheint im Bereich des Individualprozesses jene Lösung die 
Zutreffendste zu sein, bei der unklare Klauseln hinsichtlich ihres „durchschaubaren 
Kerns“ wirksam bleiben. Die bisherige Rechtsprechung zur geltungserhaltenden 
Reduktion719 lässt durchaus auch eine künftige Entwicklung in diese Richtung als 
möglich erscheinen. 
 
                                            
717 So mit Hinweis auf § 6 Abs 3 KSchG Bollenberger in KBB2, § 879 Rz 30.   
718 Apathy in Schwimann V3, KSchG § 6 Rz 86. 
719 OGH 10 Ob 67/0k, RdW 2007, 661. 
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Hingegen ist Max Leitner zu folgen, wenn er in Fällen „leicht erkennbarer“ oder 
„geringfügiger“ Überschreitung der Grenzen des Zulässigen eine geltungserhaltende 
Reduktion ablehnt. Denn § 6 Abs 3 KSchG spricht davon, dass Vertragsbestimmungen 
unwirksam sind, sofern sie „unklar oder unverständlich abgefaßt“ sind. Unter welchen 
Voraussetzungen aber eine Vertragsbestimmung als „unklar oder unverständlich“ zu 
beurteilen ist, kann den Zielsetzungen der Richtlinie – im Gegensatz zu der allgemein 
nicht vorgegebenen Rechtsfolgenanordnung – entnommen werden, zumal mit Artikel 5 
erster Satz der in Deutschland bis zu diesem Zeitpunkt herausgebildete 
Transparenzgedanke ins Gemeinschaftsrecht aufgenommen werden sollte.720 Dieses 
Transparenzverständnis erfordert es jedenfalls, dass neben bloß formeller 
Textverständlichkeit auch Inhalt und Tragweite der jeweiligen Klausel für den 
Verbraucher durchschaubar sein müssen.721 Da selbst Verweise auf Klauselwerke und 
sogar auf Gesetze überwiegend abgelehnt werden,722 sollte für eine „geringfügige“ oder 
eine „leicht erkennbare“ Überschreitung des gesetzlich Zulässigen jedenfalls kein Raum 
bleiben. Denn dem Verbraucher wäre es noch eher zumutbar, den Vertragsinhalt durch 
Heranziehung des Gesetzes zu ergründen, als zu erkennen, dass eine rechtliche Grenze 
„geringfügig“ überschritten worden ist. Max Leitner ist beizupflichten, dass eine solche 
Differenzierung lediglich eine rechtlich nicht gedeckte Verkomplizierung des Systems 
von § 879 ABGB zur Folge hätte. Aus diesem Grund sollten gemäß § 6 Abs 3 KSchG 
Gesetzesüberschreitung ohne Rücksichtnahme auf deren Geringfügigkeit oder leichte 
Erkennbarkeit die vollständige Nichtigkeit der Klausel nach sich ziehen.     
 
Erweist sich eine Vertragsklausel nach Abs 3 als nichtig, so bleibt der übrige Vertrag 
nach gemeinschaftsrechtskonformer Interpretation (Art 6 Abs 1 zweiter Satz der 
Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen, RL 93/13/EWG723) 
grundsätzlich aufrecht, soweit er ohne die Klausel bestehen kann. 
 
                                            
720 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 203. 
721 OGH 10 Ob 67/06k, RdW 2007, 661. 
722 Leitner Max, RdW 2003, 127. 
723 „[...] sie [die Mitgliedstaaten] sehen ferner vor, daß der Vertrag für beide Parteien auf derselben 
Grundlage bindend bleibt, wenn er ohne die mißbräuchlichen Klauseln bestehen kann.“. 
 225 
Ein bedeutender Anwendungsfall für Abs 3 findet sich in all jenen – in der Praxis 
durchaus nicht selten vorkommenden – Fällen, in denen Unternehmer evident 
gesetzwidrige Klauseln in ihre vorformulierten Vertragstexte aufnehmen oder bestehen 
lassen, dabei aber zugleich in einer quasi „salvatorischen Klausel“ darauf hinweisen, 
dass zwingende gesetzliche Vorschriften (insbesondere jene des KSchG) unberührt 
bleiben. Zwar wird an solchen Vertragsklauseln nach den §§ 864a und 
879 Abs 3 ABGB gewöhnlich nichts auszusetzen sein, zumal sie weder gröblich 
benachteiligend noch überraschend sind.724 Durch ein derartiges Vorgehen lässt der 
Unternehmer jedoch den rechtsunkundigen Verbraucher (mag dieser auch wissen, was 
der Unternehmer will725) bewusst im Unklaren über den zulässigen Vertragsinhalt und 
nützt den Umstand aus, dass sich sein Vertragspartner nicht selten an die unzulässigen 
Vertragsklauseln hält.726  
 
Krejci zufolge wird man gegen Vertragsbestimmungen, die trotz eindeutiger 
Gesetzwidrigkeit bewusst in Vertragsformblättern belassen werden, auch dann „nach 
§ 879 ABGB vorgehen“ können, wenn sie derartige „salvatorische Klauseln“ 
enthalten.727 Möglicherweise meint der Autor damit eine Gesamtnichtigkeit der 
Vertragsklausel wegen Verstoßes gegen das Transparenzgebot nach § 6 Abs 3 KSchG.  
 
§ 6 Abs 3 KSchG hat auch für die Honorarvereinbarungen von Rechtsanwälten 
praktische Bedeutung: Immerhin dürften auch im Bereich anwaltlicher Mandatsverträge 
(Formulare) – bewusst oder unbewusst – „überschießende“ Bestimmungen nicht 
gänzlich unbekannt sein.728 Werden solche „salvatorische Klauseln“ gegenüber 
Verbrauchern im Sinn des § 1 KSchG vereinbart, so hat der Anwalt nach derzeitigem 
Rechtsprechungsstand als Sanktion die Gesamtnichtigkeit der jeweiligen Klausel 
zumindest massiv zu befürchten. Er hat es daher in jedem Fall zu unterlassen, in seinen 
Mandatsverträgen (Vollmachtsvordrucken) unzulässig weit gefasste Klauseln zu 
                                            
724 Korinek St, JBl 1999, 162. 
725 Nämlich den weitestmöglichen rechtlich zulässigen Bereich ausschöpfen, Leitner Max, 
RdW 2003, 128.  
726 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 12.  
727 Krejci in Rummel II/43, KSchG § 6 Rz 12. 
728 Als Beispiel genannt werden kann etwa die Klausel, wonach der Rechtsanwalt berechtigt ist, im Fall 
des Zahlungsverzuges „den höchsten im Zeitpunkt der Einforderung gesetzlich zulässigen Zinssatz“ 
zu fordern.  
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verwenden, wobei neben allfälliger standesrechtlicher Bedenken729 am Rande auch auf 
das Risiko einer Verbandsklage auf Unterlassung nach § 28 KSchG verwiesen werden 
kann (wenngleich diese im anwaltlichen Honorarbereich – wohl auch wegen der 
bestehenden standesrechtlichen Aufsicht – praktisch (noch) keine Rolle spielt).    
 
 
4. Unabdingbarkeit der Rechtsfolgen einer Verkürzung über die Hälfte, 
„laesio enormis“ (§§ 934, 935 ABGB) 
 
4.1 Tatbestandselemente und Anwendungsbereich der „laesio enormis“  
 
§ 934 ABGB lautet: 
 
„Hat bey zweyseitig verbindlichen Geschäften ein Theil nicht einmahl die Hälfte dessen, 
was er dem andern gegeben hat, von diesem an dem gemeinen Werthe erhalten; so 
räumt das Gesetz dem verletzten Theile das Recht ein, die Aufhebung und die 
Herstellung in den vorigen Stand zu fordern. Dem andern Theile steht aber bevor, das 
Geschäft dadurch aufrecht zu erhalten, daß er den Abgang bis zum gemeinen Werthe zu 
ersetzen bereit ist. Das Mißverhältniß des Werthes wird nach dem Zeitpuncte des 
geschlossenen Geschäftes bestimmt.“ 
 
§ 935 ABGB lautet in der Fassung BGBl 140/1979: 
 
„Die Anwendung des § 934 kann vertraglich nicht ausgeschlossen werden; er ist jedoch 
dann nicht anzuwenden, wenn jemand erklärt hat, die Sache aus besonderer Vorliebe 
um einen außerordentlichen Werth zu übernehmen; wenn er, obgleich ihm der wahre 
Werth bekannt war, sich dennoch zu dem unverhältnißmäßigen Werthe verstanden hat; 
ferner, wenn aus dem Verhältnisse der Personen zu vermuthen ist, daß sie einen, aus 
                                            
729 Vgl insb § 10 Abs 2 RAO: „Der Rechtsanwalt ist überhaupt verpflichtet, durch Redlichkeit und 
Ehrenhaftigkeit in seinem Benehmen die Ehre und Würde des Standes zu wahren.“ 
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einem entgeldlichen und unentgeldlichen vermischten Vertrag schließen wollten; wenn 
sich der eigentliche Werth nicht mehr erheben läßt; endlich, wenn die Sache von dem 
Gerichte versteigert worden ist“. 
 
§ 351 UGB lautet: 
„Zulasten eines Unternehmers kann die Anwendung des § 934 ABGB vertraglich 
ausgeschlossen werden.“ 
 
Neben dem Verbot des Wuchers ist auch jenes der Verkürzung über die Hälfte („laesio 
enormis“) gemäß § 934 ABGB zu beachten. So wie der Wucher verlangt auch die laesio 
enormis das Vorliegen einer Äquivalenzstörung. Diese Äquivalenzstörung muss jedoch 
bei der laesio enormis ein derartiges Maß erreichen, dass der gemeine Wert der 
Gegenleistung um die Hälfte unterschritten wird. Im Unterschied zum Wucher liegt bei 
der laesio enormis das Hauptaugenmerk auf dieser massiven Äquivalenzstörung 
(Näheres zur inneren Willenskomponente siehe weiter unten).  
 
§ 934 ABGB wird nicht bloß auf Zielschuldverhältnisse, sondern auch auf 
Dauerschuldverhältnisse angewendet.730 Die Voraussetzungen der laesio enormis 
können folglich auch bei Mandatsverträgen von Rechtsanwälten erfüllt sein.  
 
Bezüglich der Preisangemessenheit ist streng danach zu differenzieren, ob das Entgelt 
für die Bemühung oder doch für den Erfolgseintritt geschuldet wird.731 Dies ist auch für 
die anwaltliche Honorarvereinbarung von Bedeutung: Bei den in aller Regel 
erfolgsunabhängigen Entgeltabreden ist nicht der Wert des für den Mandanten 
(allenfalls) erlangten Vorteils von Belang, auch nicht unmittelbar jener der 
streitgegenständlichen Sache (wenngleich natürlich der Wert der Bemühungen schon in 
einem gewissen Verhältnis zur Bedeutung der Sache steht), sondern jener der 
Leistungen, für die das Honorar versprochen wurde. Anders ist dies lediglich bei 
erfolgsabhängigen Honoraren bzw. Honorarkomponenten: Diese sind in ein Verhältnis 
                                            
730 Reischauer in Rummel I3, § 934 Rz 1; Binder in Schwimann IV3, § 934 Rz 3 mwN. 
731 Gschnitzer in Klang IV/12, 559; vgl. Binder in Schwimann IV3, § 934 Rz 2. 
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zu jenen Vermögensvorteilen zu setzen setzen, deren Erhalt den Honoraranspruch 
auslöst, wobei zusätzlich die Wahrscheinlichkeit zu berücksichtigen ist, mit der der 
Vermögensbetrag erlangt wird.  
 
Bei der Prüfung der gegenseitigen Leistungen ist von deren gemeinem Wert 
auszugehen.732 Dies folgert aus § 306 ABGB.733 Somit ist Voraussetzung der 
Anwendbarkeit des laesio enormis-Verbotes, dass das Vertragsobjekt einen solchen 
„gemeinen Wert“ aufweist.734 Zwar kann nach Ansicht von Thiery die Ermittlung des 
gemeinen Wertes der Anwaltsleistung im Einzelfall schwierig sein.735 Zumindest im 
Grundsatz aber hat die Rechtsprechung bislang angenommen, dass für den Bereich 
anwaltlicher Leistungen ein solches übliches Marktpreisniveau besteht.736 Thiery 
zufolge soll dies aber nur auf standardisierte Anwaltsleistungen zutreffen – hingegen sei 
bei der Erledigung schwieriger Aufgaben, beispielsweise bei besonders engen zeitlichen 
Vorgaben (z. B. Beauftragung einer Angelegenheit am Freitagnachmittag für einen 
Termin am Montag mit umfangreicher Einarbeitungszeit) oder aber die Erledigung einer 
„ausgerissenen Angelegenheit“ (etwa das Verhandeln eines anspruchsvollen 
Vergleiches in einer causa mit hohem Gegenstandswert) die Ermittlung eines 
„gemeinen Wertes“ kaum möglich.737  
 
Der gemeine Wert lässt sich gemäß § 305 ABGB mit dem „ordentlichen Preis“ 
gleichsetzen, das ist jener Nutzen, den die Sache „mit Rücksicht auf Zeit und Ort 
gewöhnlich und allgemein leistet“.738 In der Regel wird unter dem gemeinen Wert der 
Anwaltsleistung deren Verkaufswert (Marktpreis) zu verstehen sein, somit das 
marktübliche Entgelt.739  Leistungen ohne Verkehrswert sind nach § 934 ABGB 
überprüfbar, wenn sich für sie ein angemessener Preis (§ 1152 ABGB) – orientiert an 
                                            
732 Reischauer in Rummel I3, § 934 Rz 2; Binder in Schwimann IV3, § 934 Rz 12.  
733 „In allen Fällen, wo nichts Anderes entweder bedungen, oder von dem Gesetze verordnet wird, muß 
bey der Schätzung einer Sache der gemeine Preis zur Richtschnur genommen werden.“ 
734 Binder in Schwimann IV3, § 934 Rz 12. 
735 Vgl. Thiery, AnwBl 2006, 435. 
736 Vgl. OGH 2 Ob 96/64, EvBl 1964/401; 18.09.1991 RIS Justiz RS0038392; 1 Ob 42/03p, RdW 
2003/354. 
737 Thiery, AnwBl 2006, 435. 
738 Binder in Schwimann IV3, § 934 Rz 12. 
739 Reischauer in Rummel I3, § 934 Rz 3.  
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den Gestehungskosten – ermitteln lässt.740 Als Kriterien für die Ausmittlung des 
„angemessenen Entgelts“ kommen Thiery741 zufolge etwa der Umfang742 der 
anwaltlichen Tätigkeit, deren Schwierigkeit und Komplexität743, die Bedeutung der 
Angelegenheit für den Einzelnen, das Haftungsrisiko744 sowie die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Mandanten in Frage. Daneben sollen aber auch die Bekanntheit und 
Erfahrung des Anwaltes, Grad seiner Spezialisierung, sein Einfluss auf die 
Rechtsprechung etc eine Rolle spielen.  
 
Von Bedeutung ist im Zusammenhang mit der anwaltlichen Honorarvereinbarung, dass 
die Rechtsfolgen des § 934 ABGB (dazu gleich anschließend unter 4.2) zu Lasten eines 
Mandanten, der Verbraucher ist, nicht ausgeschlossen werden können (§ 935 erster 
Satz ABGB: „Die Anwendung des § 934 kann vertraglich nicht ausgeschlossen 
werden“; vgl. e contrario § 351 UGB: „Zulasten eines Unternehmers kann die 
Anwendung des § 934 ABGB vertraglich ausgeschlossen werden.“).  
 
Somit unterscheidet sich die laesio enormis von sämtlichen in § 879 ABGB genannten 
Nichtigkeitstatbeständen (einschließlich dem quota litis-Verbot und dem 
Wucherverbot), aber auch von der Bestimmung des § 864a ABGB, dadurch, dass sie zu 
Lasten eines Unternehmers im Sinn der §§ 1ff UGB stets gültig ausgeschlossen werden 
kann. Nach Absicht des Gesetzgebers bedarf der Unternehmer aufgrund der ihm 
abzuverlangenden Kenntnis der Marktgegebenheiten nicht des Schutzes durch die laesio 
enormis (die ja letztendlich einen bloß qualifizierten Irrtumstatbestand betreffend den 
objektiven Wert der ausgetauschten Leistungen darstellt745). Dies hat zur Folge, dass 
                                            
740 Reischauer in Rummel I3, § 934 Rz 4. 
741 Thiery, AnwBl 2006, 435. 
742 Der Autor verweist auf § 3 NTG, wonach auch der Notar bei Tätigkeiten von ungewöhnlichem 
Umfang, besonderer Schwierigkeit sowie Verantwortlichkeit, die mit besonderem Zeitaufwand 
verbunden ist, einen erhöhten Tarif zu verzeichnen berechtigt ist; vgl. auch § 2 Abs 2 RATG, wonach 
der Rechtsanwalt im Falle einer durch „besondere Umstände“ oder einer von seiner Partei 
veranlassten „besonderen Inanspruchnahme“ einen „dadurch gerechtfertigten höheren Anspruch als 
im Tarif vorgesehen“ gegen seinen Mandanten geltend machen kann.  
743 OGH AnwBl 1995, 520 mit Verweis auf die §§ 2, 3 NTG, die über § 8 Abs 5 AHR auch für die 
anwaltliche Entlohnung Maßgeblichkeit erlangen. 
744 Hauptsächlich deshalb sieht auch das RATG für die gleiche Leistung bei höherem Streitwert der 
Sache eine höhere Entlohnung vor. 
745 Vgl. Krejci in Krejci, HBzKSchG 182 (183). 
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sich ein Mandant, der Verbraucher ist, ungeachtet eines vertraglichen Ausschlusses 
(allenfalls) auf die laesio enormis berufen kann, ein Mandant, der den Anwalt im 
Betrieb seines Unternehmens beauftragt, jedenfalls dann nicht, wenn dies vertraglich 
abbedungen wurde.  
 
Anders als bei den Nichtigkeitstatbeständen wie dem Wucherverbot oder der 
allgemeinen „Gute-Sitten-Klausel“ wird bei der laesio enormis auf strikt objektive 
Kriterien abgestellt, wobei aber bei Vorliegen fest umschriebener objektiver anderer 
Umstände (§ 935 ABGB bzw. Unternehmereigenschaft nach §§ 1ff UGB) die 
Rechtsfolgen der laesio enormis nicht zur Anwendung kommen.   
 
Somit handelt es sich in all jenen Fällen, in denen der Auftraggeber das Mandat nicht 
als „Unternehmer“ (im Sinn des UGB und KSchG) gemäß im Betrieb seines 
Unternehmens erteilt (§ 343 Abs 2 UGB, § 1 Abs 2 KSchG), auch bei der laesio 
enormis um zwingendes Recht. In diesen Fällen stellt § 934 ABGB – ähnlich allen 
übrigen in diesem Abschnitt genannten Schranken – eine Beschränkung der 
anwaltlichen Privatautonomie dar.  
 
 
4.2 Rechtsfolgen der „laesio enormis“ 
 
Die Rechtsfolgen des § 934 ABGB sind – anders als nach § 879 ABGB (einschließlich 
Wucher) – nicht in der Nichtigkeit der getroffenen Honorarvereinbarung gelegen, auch 
nicht in einer relativen (geltend zu machenden) Nichtigkeit. Dies zumal es der verkürzte 
Vertragsteil nicht in der Hand hat, das Geschäft gegen den Willen seines 
Vertragspartners auf jeden Fall zu „vernichten“.  
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§ 934 ABGB räumt dem Verkürzten (nicht hingegen dem Verkürzenden746) ein 
Gestaltungsrecht ein, gerichtet auf Vertragsaufhebung.747 Die Aufhebung ist nach 
herrschender Meinung gerichtlich geltend zu machen, entweder durch Klage oder 
Einrede. Die Worte „gegeben“ bzw. „erhalten“ sind extensiv dahin gehend auszulegen, 
dass § 934 auch bei versprochenen, aber noch nicht erbrachten Leistungen anwendbar 
ist.748 Die Geltendmachung ist somit bereits ab Vertragsschluss möglich, auch schon vor 
Erfüllung des Vertrages.749 Wird das Gestaltungsrecht ausgeübt, bewirkt dies ex lege 
eine Rückabwicklungspflicht Zug um Zug.750  
 
Das Gestaltungsrecht des Verkürzten ist meines Erachtens aber nur ein bedingtes. Denn 
der verkürzende Vertragspartner erlangt durch dessen Ausübung nun seinerseits ein 
Gestaltungsrecht – die Ersetzungsbefugnis (facultas alternativa): Sofern er erklärt, zum 
Ausgleich bis zum gemeinen Wert bereit zu sein, erlischt die Wirkung des 
Aufhebungsbegehrens und der Verkürzende ist zur Aufzahlung verpflichtet.751 
 
Lehrmeinungen und Rechtsprechung, die sich besonders mit der Relevanz der laesio 
enormis im Vertragsverhältnis Anwalt-Mandant auseinandersetzen, dürften eigenen 
Recherchen752 zufolge äußerst rar sein (was ebenfalls die bisher noch geringe praktische 
Bedeutung freier Honorarabreden zeigt). 
 
 
                                            
746 Binder in Schwimann IV3, § 934, Rz 11. 
747 Reischauer in Rummel I3, § 934 Rz 7. 
748 Gschnitzer in Klang IV/12, 559. 
749 Reischauer in Rummel I3, § 934 Rz 7. 
750 Reischauer in Rummel I3, § 934 Rz 9. 
751 Reischauer in Rummel I3, § 934 Rz 11. 
752 Ergebnis einer Judikatur- und Literaturrecherche unter 
http://recherche.rdb.ataction/lookUpDocument;jsessionid=F40B13250F93E7004BC92EE133E76264
?documentid=rdb.tso.LIjbl2008110002.xml&idsourcedb=1&navidate=20090821&searchid=2&ordin
alnumber=1&firstDoc=yes&au=1250852269194 sowie unter www.ris2.bka.gv.at/jus unter 
Verwendung der Suchbegriffe: „§ 934 abgb“ und „honorarvereinbarung“, Abfragedatum: 21.08.2009; 
im E LG Innsbruck 1 R 187/07t, 1 R 188/07i, wo das vereinbarte Zeithonorar das tarifliche Honorar 
um mehr als das doppelte übertraf, war § 934 ABGB offenbar mangels Geltendmachung nicht 
releviert worden. 
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5. Kapitel      Rückgriff auf Generalklausel des § 879 Abs 1 ABGB? 
 
§ 879 Abs 1 ABGB lautet: 
„Ein Vertrag, der gegen ein gesetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verstößt, ist 
nichtig.“ 
§ 879 Abs 1 ABGB bildet im Verhältnis zu den besonderen, in Abs 2 und Abs 3 
angeführten Tatbeständen eine Generalklausel, da letztere die gesetzgeberische 
Intention, den Wertungen der Rechtsordnung zuwider laufende Rechtsgeschäfte nicht 
mit Rechtswirksamkeit auszustatten, nur bruchstückhaft verwirklichen.753 Es stellt sich 
daher auch bei anwaltlichen Honorarvereinbarungen, die keinem der besonderen 
Nichtigkeitstatbestände unterliegen, die Frage, inwieweit diese nicht unter Rückgriff auf 
die Generalklausel des Abs 1 nichtig sind: 
 
Abs 1 erwähnt einerseits Verstöße gegen gesetzliche Verbote, wobei grundsätzlich 
solche inländische Gesetzesverbote im materiellen Sinn in Frage kommen, die im 
Abschlusszeitpunkt in Kraft stehen.754 Verstöße gegen ausländische Gesetze bewirken 
zwar keine Gesetzwidrigkeit, je nach Lage des Falles können sie aber Sittenwidrigkeit 
des Geschäftes zur Folge haben.755  
 
Freilich lässt sich aus Abs 1 noch nicht konkret erkennen, welche Rechtsgeschäfte 
tatsächlich nichtig sind, zumal dies nicht bei jedem normwidrigen Geschäft der Fall ist. 
Entgegen dem Wortlaut des § 879 Abs 1 ABGB bewirkt nicht jeder Verstoß eines 
geschlossenen Geschäftes gegen Vorschriften des positiven Gesetzesrechts dessen 
Nichtigkeit.756 Verstößt der Inhalt eines geschlossenen Rechtsgeschäftes gegen ein 
gesetzliches Verbot, so ist Nichtigkeit dann anzunehmen, wenn entweder die 
Verbotsbestimmung solches ausdrücklich normiert oder die zivilrechtliche Ungültigkeit 
                                            
753 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 2. 
754 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 15, 19. 
755 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 3 mwN. 
756 Gschnitzer in Klang IV/13, 179; Koziol/Welser I13, 181. 
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des Vertrages zur Erreichung des Verbotszweckes notwendig ist.757 Sofern sich das 
Verbot nur an einen Vertragsteil wendet758 und zudem andere Sanktionen als die 
Vertragsnichtigkeit (z.B. Strafen) ausdrücklich vorgesehen sind, so spricht dies in der 
Regel für die Gültigkeit des Rechtsgeschäftes inter partes.759  
 
Zu den Folgen einer allfälligen Verletzung standesrechtlicher Vorschriften im Hinblick 
auf die Nichtigkeitssanktion des § 879 Abs 1 ABGB finden sich im sechsten Abschnitt 
unter Punkt 1.8 nähere Ausführungen. Hier soll in weiterer Folge nicht die 
„Gesetzwidrigkeit“ von Honorarvereinbarungen, sondern deren allfällige 
„Sittenwidrigkeit“ näher untersucht werden: 
 
Als sittenwidrig gilt ein Rechtsgeschäft dann, wenn es zwar nicht gegen ein positives 
inländisches Gesetz verstößt, jedoch sogenanntes „ungeschriebenes Recht“ – 
insbesondere allgemeine und oberste Rechtsgrundsätze – verletzt. Ob dies der Fall ist, 
muss an Hand der von der Gesamtrechtsordnung geschützten Interessen unter 
Berücksichtigung aller Umstände geprüft werden – dabei ist auf Inhalt, Zweck und 
Beweggrund des Geschäftes (seinen Gesamtcharakter) Bedacht zu nehmen.760 Bei 
Annahme einer Verletzung derartiger „ungeschriebener Rechtsgrundsätze“ ist freilich 
Zurückhaltung angebracht, zumal der Grundsatz der Privatautonomie eine restriktive 
Handhabung der allgemeinen „Gute-Sitten-Klausel“ gebietet.761 Ein Verstoß gegen die 
guten Sitten erfordert entweder eine grobe Verletzung rechtlich geschützter Interessen 
oder aber ein grobes Missverhältnis zwischen den durch die Handlung verletzten und 
den durch sie geförderten Interessen. 762  
 
Als einen Anwendungsfall der Sittenwidrigkeit gemäß § 879 Abs 1 ABGB hat die 
unterinstanzliche Rechtsprechung763 in einem Honorarrechtsstreit unlängst eine 
                                            
757 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 3 mwN. 
758 OGH 5 Ob 607/79, MietSlg. 31.090. 
759 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 3. 
760 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 8. 
761 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 8. 
762
 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 8. 
763
 LG Innsbruck 25.06.2007, 1 R 187/07t, 1 R 188/07i. 
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Zeittaktungsvereinbarung764 beurteilt, die bei der Honorarabrechnung zu einem groben 
Missverhältnis zu dem von den Parteien in der zugleich getroffenen 
Stundensatzvereinbarung festgelegten Äquivalenzverhältnis von Leistung (Arbeitszeit) 
und Preis (Honorar) führte: Aus der getroffenen Festlegung des Zeithonorars folgerte 
das Gericht, dass auch der Wert des Zeitaufwandes, der den Bruchteil einer Stunde 
ausmacht, grundsätzlich dem aliquoten Teil des vereinbarten Stundensatzes entsprechen 
sollte. Eine erhebliche Abweichung der privatautonom festgelegten Leistungsäquivalenz 
erreiche dann eine „unerhörte Kumulationswirkung“ (und verstoße daher gegen die 
guten Sitten), wenn dadurch ganz geringfügige Anwaltsleistungen, die sehr häufig 
vorkämen765 (ganz kurze Telefonate oder E-Mails im Bereich von dutzenden Sekunden 
bis maximal wenigen Minuten), jedesmal auf den Faktor 15 Minuten aufgewertet 
würden. Dazu käme, dass bei einem derart großen Taktintervalls schon bei einer 
Überschreitung von nur wenigen Sekunden gleich ein vollständiger weiterer Takt 
verrechnet würde. 
 
Eine weitere mögliche Fallgruppe der Sittenwidrigkeit kann in einer groben 
Benachteiligung des wirtschaftlich schwächeren Vertragspartners gelegen sein.766 
Allerdings kann nicht jedes Ungleichgewicht zwischen dem Anwalt und einem 
Unternehmer zur Anwendung des § 879 Abs 1 ABGB führen, weil sonst die 
Privatautonomie – das tragende Prinzip des Schuldvertragsrechts, von dem nur zum 
Schutz höherwertiger Interessen Ausnahmen bestehen sollen, zu massiv eingeschränkt 
würde. Bei Konstellationen, die zwar (mangels Verbrauchereigenschaft des Mandanten) 
nicht unter das KSchG fallen, in denen aber dennoch ein erhebliches wirtschaftliches 
Ungleichgewicht zwischen dem Mandanten und dem Rechtsanwalt vorliegt, sollte im 
Hinblick auf eine Heranziehung von § 879 Abs 1 ABGB größte Vorsicht angewendet 
werden: Denn der Gesetzgeber hat selbst die Unwirksamkeit der im KSchG 
                                            
764
 Dabei wird festgelegt, in welchen ganzen Zeiteinheiten die Arbeitszeit berrechnet wird, z.B. dass 
begonnene 10 Minuten/15 Minuten zur Gänze verrechnet werden; möglich wäre auch eine 
Vereinbarung, wonach eine Zeitüberschreitung bis zu einer gewissen Toleranzgrenze zur Abrundung 
führt, oder das überhaupt gerundet werden muss (wäre für den Rechtsanwalt ungünstiger). 
765 Im konkreten Fall waren 38 von 39 verrechneten Leistungen nach der Viertelstundentaktung 
berechnet, ein Großteil mit 15 Minuten. 
766
 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 9. 
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ausdrücklich geregelten Vertragsklauseln (die bereits ein erhebliches Maß an 
Benachteiligung eines Vertragsteiles darstellen) an das Vorliegen des besonders 
typisierten Machtungleichgewichtes zwischen Unternehmer und Verbraucher geknüpft. 
Daraus ist zu schließen, dass er anderweitige Machtgefälle (etwa solche zwischen 
Unternehmern) nicht in gleichem Maße für schutzwürdig erachtet. Selbst dem kleinen, 
wenig organisierten Unternehmer mutet die Rechtsordnung ein bedeutend größeres Maß 
an Sorgfalt und Verantwortung zu, wenn er unternehmensbezogene Geschäfte 
abschließt. Dazu kommt, dass selbst ein Machtungleichgewicht zwischen den 
Vertragsparteien an sich nicht zur Vertragsnichtigkeit führt. Dies gilt auch für 
Verbrauchergeschäfte im Sinn des § 1 KSchG, weshalb zusätzlich die Merkmale eines 
der dort enthaltenen Tatbestände erfüllt sein müssen. Somit kann ein selbst noch so 
gravierendes Machtungleichgewicht per se nie einen Rückgriff auf § 879 Abs 1 ABGB 
rechtfertigen, solange die allgemeinen Voraussetzungen der Willensfreiheit (§ 870 
ff ABGB) noch gegeben sind.  
 
Neben dem bloßen Machtgefälle wäre für eine Vertragsnichtigkeit jedenfalls auch eine 
erhebliche inhaltliche Diskrepanz der Vertragspositionen zu fordern. Fraglich ist, 
inwieweit – außerhalb von Verbrauchergeschäften – die Tatbestände des KSchG für 
sich allein genommen bereits ausreichen, um Nichtigkeit gemäß § 879 Abs 1 ABGB 
bewirken können. So meint etwa Krejci (allerdings bezogen auf Abs 3, siehe 
Kapitel 3 Punkt 2), § 6 Abs 1 KSchG (siehe dazu Kapitel 4 Punkt 1) lasse erkennen, 
welche Vertragsbestimmungen die Rechtsordnung grundsätzlich missbillige, wenn 
einander ungleich starke Vertragspartner gegenüberstehen.767 Gleiches könnte nun 
bezüglich § 879 Abs 1 ABGB erwogen werden. Das KSchG dürfte Klauseln enthalten, 
die bereits allein aufgrund ihres Inhaltes ein Unwerturteil durch die  Rechtsordnung 
verdienen.768 Apathy769 vermutet dies allgemein hinsichtlich der Klauseln des § 6, 
                                            
767 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 244. 
768 Krejci in Krejci, HBzKSchG 171; vgl. auch Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, Anwaltshaftung Rz 27 
bezüglich der Haftungsfreizeichnung für Vorsatz oder „krasse grobe Fahrlässigkeit“. 
769 Apathy, ÖBA 2004, 738, wonach die in § 6 KSchG genannten Klauseln für das Verständnis der 
Sittenwidrigkeit allgemein relevant seien und § 879 Abs 1 ABGB konkretisieren. 
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während Schilcher770 sich dezidiert auf die Preisanpassungsklausel nach Abs 1 Z 5 
bezieht.  
 
Die Rechtsprechung hat die Annahme einer analogen Anwendbarkeit zumindest des 
Abs 1 Z 5 im Vertragsverhältnis zwischen Unternehmern freilich verworfen: In 
10 Ob 145/05d771 spricht der OGH unmissverständlich aus, dass das außerhalb des 
KSchG-Anwendungsbereiches geltende Preisbestimmungsrecht Dritter gemäß 
§ 1056 ABGB „aus einem ganz anderen Holz geschnitzt“ sei als § 6 Abs 1 Z 5 KSchG, 
und dass es im Hinblick auf die letztgenannte Regelung außerhalb des KSchG-
Anwendungsbereichs an einer Gesetzeslücke fehle. Dieser Ansicht kann aus den 
vorgetragenen Gründen zugestimmt werden. Aber auch bezüglich der übrigen 
Tatbestände des § 6 KSchG ist die Rechtsprechung sehr zurückhaltend, was eine 
analoge Ausdehnung auf andere als die in § 1 KSchG genannten Verbrauchergeschäfte 
anlangt.772  
 
Eigener Meinung zufolge reicht es grundsätzlich nicht aus, dass bei anderen als mit 
Verbrauchern geschlossenen Honorarvereinbarungen ein nach dem KSchG 
tatbestandsmäßiges Verhalten vorliegt. Immerhin gesteht selbst Krejci zu, es bestünden 
Anhaltspunkte dafür, dass der Gesetzgeber das Ausmaß an Unterlegenheit eines 
Verbrauchers gegenüber einem Unternehmer als noch gravierender empfunden habe, als 
dies bei allen Personen der Fall ist, die einem Verwender von AGB ausgesetzt sind – 
eine Übernahme von KSchG-Regeln müsse somit differenziert erfolgen.773 Dieser 
Begründung ist – ebenso wie im Ergebnis der vorhin zitierten Rechtsprechung – 
beizupflichten. Der Gesetzgeber hat die im KSchG (insbesondere § 6) normierten 
Rechtsfolgen grundsätzlich an Voraussetzung geknüpft, die in § 1 KSchG 
(„Verbrauchergeschäft“) genau festgelegt sind. Sollte eine Klausel im KSchG (etwa in 
                                            
770 Schilcher in Krejci/Schilcher/Steininger, KSchG 69. 
771 OGH 10 Ob 145/05d, RdW 2006, 764. 
772 Vgl. OGH 5 Ob 570/80, EvBl 1981/5, 17, wo nach (bestätigter) Ansicht der Berufungsinstanz die 
Klauseln des § 6 KSchG keine „ganz allgemeinen Anhaltspunkte für die Auslegunge des Begriffes 
der guten Sitten iS des § 879 ABGB“ lieferten und außerhalb von Verbrauchergeschäften nicht ohne 
Weiteres Anwendung fänden. „Eine solche Absicht des Gesetzgebers hätte durch einen 
entsprechenden Hinweis in den novellierten Bestimmungen des § 879 ABGB ihren Niederschlag 
gefunden.“. 
773 Krejci in Rummel I3, § 879 Rz 244. 
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dessen § 6) tatsächlich nach allgemeinen Gesichtspunkten nichtig sein, würde es 
allerdings zutreffen, dass diese eine Konkretisierung des § 879 Abs 1 ABGB bewirkt 
und in Wahrheit im KSchG nichts verloren hätte.774 Die hier konkret behandelten (und 
vorhin in Punkt 4.2 und 4.3 dargestellten) Klauseln dürften aber nicht dazu zählen und 
daher außerhalb von Verbrauchergeschäften grundsätzlich nicht zur Anwendung 
kommen. 
 
Ferner werden bei fehlender Verbrauchereigenschaft des Mandanten selbst subjektive 
Willensbildungsstörungen in Verbindung mit einer inhaltlichen Diskrepanz nicht allzu 
leicht zur subsidiären Nichtigkeit über § 879 Abs 1 führen: Denn für diese 
Konstellationen hat der Gesetzgeber grundsätzlich bereits durch den Wuchertatbestand 
nach Abs 2 Z 4 (der analog über Abs 3 auf Nebenbestimmungen ausgedehnt wird) 
Vorsorge getroffen. Das bloße Zusammentreffen objektiver „Nachteiligkeit“ des 
Vertragsinhaltes mit einem Zustand „verdünnter Willensfreiheit“ sollte per se daher 
noch nicht die Nichtigkeit nach Abs 1 nach sich ziehen. Hier wird vielmehr eine weitaus 
gravierendere Inäquivalenz auf inhaltlicher Ebene zu fordern sein, als dies beim 
Wuchertatbestand erforderlich ist. Dabei ist fraglich, ob eine intensivere subjektive 
Willensbildungsstörung noch einen Anwendungsbereich für § 879 Abs 1 ABGB belässt, 
wird hier doch zumeist ein allgemeiner Tatbestand beeinträchtigten Willens nach den 
§§ 865ff ABGB vorliegen (siehe dazu Kapitel 2).  
 
Eine andere Fallgruppe der Sittenwidrigkeit kann in der Verwendung unklarer 
Vertragsformulierungen gesehen werden. Apathy zufolge sollte das Gebot, Klauseln in 
allgemeinen Geschäftsbedingungen klar und verständlich zu formulieren 
(§ 6 Abs 3 KSchG), nicht bloß auf Verbraucherverträge beschränkt werden.775 Nach 
S. Korinek ist es nicht einzusehen, „weshalb bloß Verbraucher, nicht aber Unternehmer 
vor undurchschaubaren Vertragsklauseln geschützt werden sollten.“.776 Das Argument, 
ein Unternehmer müsse mehr verstehen als ein Verbraucher, gehe deshalb fehl, da sich 
die Anforderungen an die Transparenz ohnedies nach dem Verständnis des 
                                            
774 Krejci in Krejci, HBzKSchG 171. 
775 Apathy, ÖBA 2004, 739. 
776 Korinek St, JBl 1999, 169.  
 238 
„durchschnittlichen Vertragspartners“ richte, man somit im Geschäftsverkehr geringere 
Transparenzanforderungen stellen könnte.777 Apathy kommt zu der – von der Frage einer 
Analogiefähigkeit des § 6 Abs 3 KSchG freilich gesonderten – Schlussfolgerung, dass 
immer dann, wenn „der für das jeweilige Geschäft typische Durchschnittskunde den 
Inhalt und die Tragweite der Klausel nicht durchschauen kann“778, eine solche Klausel 
im Individualprozess gemäß § 915 ABGB zu Lasten des Verwenders dieser 
Formulierung auszulegen sei.779 
 
Nach Welser soll zudem ein generelles Verbot „gröblich benachteiligender“ 
Vertragsbestimmungen – außerhalb des Anwendungsbereichs allgemeiner 
Geschäftsbedingungen – durch Konkretisierung des § 879 Abs 1 im Sinne von 
§ 879 Abs 3 zu gewinnen sein.780 Hier kann auf die Ausführungen unter 3.2 dieses 
Abschnittes verwiesen werden, wonach das fehlende Vorliegen vorformulierter 
Vertragstexte nur in bestimmten Fällen (Vorliegen eines Verbrauchergeschäftes im Sinn 
des § 1 KSchG, Konstellationen subjektiver Willensstörung im Sinn des 
Wuchertatbestandes nach § 879 Abs 2 Z 4 ABGB) jedenfalls substituiert werden kann. 
In anderen Konstellationen kann aber das bloße Vorliegen einer „gröblichen 
Nachteiligkeit“ des Vertragsinhaltes im Sinn von § 879 Abs 3 ABGB für sich allein 
genommen noch nicht zur Vertragsnichtigkeit gemäß § 879 Abs 1 ABGB führen.     
 
Aufgrund all dieser Überlegungen wird eine Nichtigkeit der Honorarvereinbarung, die 
auf die Generalklausel des § 879 Abs 1 ABGB zurückgreifen muss, in der Praxis kaum 
zu erzielen sein.781 
 
 
                                            
777 Korinek St, JBl 1999, 169. 
778 Vgl. Korinek St, JBl 1999, 159f. unter Bezugnahme auf den Normzweck von § 6 Abs 3 KSchG bzw. 
der zu Grunde liegenden Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen, 
RL 93/13/EWG des Rates vom 05.04.1993, ABl L 95/29. 
779 Apathy, ÖBA 2004, 739. 
780 Welser, JBl 1979, 453. 
781 Vgl. OGH 1 Ob 546/52, SZ 25/217; RS0038770; 8 Ob 367/62, EvBl 1963/180; zuletzt 17.10.2007, 
7 Ob 223/07f; die Rsp lässt bei der Prüfung zumeist eine Präferenz für § 879 Abs 2 Z 4 ABGB 
(Wucher) erkennen.   
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Sechster Abschnitt 
Berufsrechtliche Schranken und Leitlinien freier Honorarvereinbarungen 
und deren zivilrechtliche Ingerenz 
 
Die Möglichkeit einer freien inhaltlichen Gestaltung des anwaltlichen Honorars mittels 
Honorarvereinbarung begegnet öffentlich-rechtlichen Schranken in Gestalt des 
Berufsrechtes. Hier sind nachstehende Beschränkungen zu nennen: 
 
 
1. Kapitel Empfehlungen bezüglich der vorvertraglichen Aufklärung; 
„Angemessenheitsgebot“ und sonstige Regelung von Zeit- und Pauschalhonoraren 
(§ 50 Abs 2 bis 4 RL-BA) 
 
§ 50 Abs 2 bis 4 RL-BA lautet: 
 
[...] 
 
„(2) Bei Übernahme eines neuen Auftrages wird dem Rechtsanwalt empfohlen, seinen 
Auftraggeber über die Berechnungsgrundlage für die Honorierung sowie die 
Berechtigung zur Zwischenabrechnung (§ 52 Abs 1 RL-BA) zu informieren. 
(3) Wird für eine bestimmte Tätigkeit des Rechtsanwaltes ein Pauschalhonorar 
vereinbart, so soll dieses unter Bedachtnahme auf die zu erbringende Leistung und das 
Interesse der Partei bemessen werden. 
(4) Der Rechtsanwalt darf für seine Tätigkeit bei Führung entsprechender 
Aufzeichnungen ein Zeithonorar vereinbaren und diese [seine Tätigkeit] nach 
tatsächlichem Zeitaufwand in Rechnung stellen.“  
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1. Pflicht zur Aufklärung über Honorargrundlagen? 
 
Offenbar wollen Feil/Wennig aus § 50 Abs 2 RL-BA entgegen dem Wortlaut („ ...wird 
dem Rechtsanwalt empfohlen... “) eine dem Anwalt standesrechtlich auferlegte Pflicht 
ableiten, seinen Auftraggeber bei Übernahme eines neuen Auftrags über die 
Berechnungsgrundlage für die Honorarabrechnung zu informieren.782 Nähere Gründe 
oder weiterführende Belege für diese Ansicht führen die Autoren nicht an.   
 
Nicht aus § 50 RL-BA, sondern aus der in § 9 Abs 1 RAO783 verankerten Treuepflicht 
leiten der OGH784 und die Disziplinarjudikatur der OBDK785 das (mögliche) Bestehen 
von Aufklärungspflichten über die wesentlichen Parameter der Honorarberechnung ab. 
Die Spruchpraxis der OBDK verweist freilich auf allgemeine Grundsätze des 
Schuldvertragsrechts hinsichtlich vorvertraglicher Aufklärungspflichten, die sie beim 
Mandatsvertrag durch § 9 RAO (in Verbindung mit § 1009 ABGB) näher konkretisiert 
sieht.786 Offenbar vermeint die OBDK, dass den vorvertraglichen Schutz- und 
Aufklärungspflichten eine deckungsgleiche standesrechtliche Belehrungspflicht 
entspricht. Dabei wird festgehalten, dass eben diese Aufklärungspflicht hinsichtlich der 
Kostenfolgen nicht überspannt werden dürfe: So könne grundsätzlich angenommen 
werden, dass ein Mandant, der einen Rechtsanwalt aufsucht und ihm Aufträge erteilt, 
sich der dadurch entstehenden Kosten bewusst sei.787  
 
                                            
782  Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RL-BA § 50 Rz 1. 
783 „Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, die übernommenen Vertretungen dem Gesetz gemäß zu führen 
und die Rechte seiner Partei gegen jedermann mit Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit zu vertreten. 
Er ist befugt, alles, was er nach dem Gesetz zur Vertretung seiner Partei für dienlich erachtet, 
unumwunden vorzubringen, ihre Angriffs- und Verteidigungsmittel in jeder Weise zu gebrauchen, 
welche seinem Auftrag, seinem Gewissen und den Gesetzen nicht widerstreiten.“ 
784 OGH 10 Ob 509/94, ecolex 1995, 634; 07.07.2005, 2 Ob 145/05w; 09.11.2005, 7 Ob 250/05y; 
03.05.2007, 1 Ob 4/07f, zuletzt 03.10.2008, 3 Ob 132/08w.  
785 Vgl. Bkd 88/86, AnwBl 1989, 203 und Bkd 44/88, AnwBl 1990, 31 (32), wo es jedoch konkret um 
einen rechtsschutzversicherten Mandanten (und um dessen anzunehmende Unkenntnis der Grenzen 
des Versicherungsschutzes) ging. 
786  OBDK Bkd 88/86, AnwBl 1989, 203; so auch Thiele, Anwaltskosten2, 13.  
787  OBDK Bkd 44/88, AnwBl 1990, 31 (32). 
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Einer gefestigten Rechtsprechung des OGH in Zivilsachen788 zufolge soll ein 
Rechtsanwalt seinen Mandanten jedenfalls dann bereits vor Vertragsabschluss über die 
Grundlagen der Honorarabrechnung zu unterrichten haben, wenn dieser hierüber eine 
unzutreffende Meinung äußert. Im Zuge einer derartigen Aufklärung habe der Anwalt 
„anzugeben, mit welchen Kosten der Mandant etwa rechnen müsse“. Gleiches soll 
gemäß der vorgenannten Entscheidung auch gelten, wenn der Mandant überhaupt 
erkennen lasse, dass er in Honorarfragen unerfahren und unsicher sei. Dabei hat der 
OGH freilich klargestellt, dass in jenen (praktisch häufigen) Fällen, wo Art und Umfang 
der zu erbringenden Leistungen schwer zu prognostizieren ist,789 eine Erklärung der 
Berechnungsgrundlagen und eine beispielhafte Honorarberechnung einzelner 
Leistungen (verbunden mit dem Hinweis, dass die Gesamthöhe des Honorars nicht 
vorhersehbar ist) ausreichend sei.790 Eine Aufklärungspflicht über die zu erwartende 
Honorarverrechnung wird in der Rechtsprechung zudem jedenfalls dann verneint, wenn 
der Mandant zu erkennen gibt, dass er mit den Verhältnissen vertraut sei oder eine 
entsprechende Belehrung überhaupt ablehnt.791  
 
  
2. Exkurs: Warnpflicht bei Überschreitung der Honorarhöhe? 
 
Zugleich wurde in der Entscheidung 10 Ob 509/95792 – obiter dicto – auch ausgeführt, 
es sei aufgrund der Gesetzeswertungen durchaus vertretbar, dem Anwalt in Analogie zu 
§ 25 Abs 1 des Gebührenanspruchsgesetzes (GebAG) eine grundsätzliche 
Aufklärungspflicht gegenüber dem Mandanten aufzuerlegen, wenn das Honorar 
erheblich die Höhe eines erlegten Kostenvorschusses oder aber die Höhe des 
Streitgegenstandes übersteige. Diese Ansicht wurde jedoch in weiterer Folge von der 
Judikatur wieder relativiert: So bestehe keine Gleichartigkeit zwischen dem 
gerichtlichen Sachverständigen und einem Rechtsanwalt, zumal letzterer gar nicht 
                                            
788  OGH 10 Ob 509/95, ecolex 1995, 634; RS0047275; zuletzt bekräftigt 18.12.2009, 6 Ob 239/09d. 
789 In der E 18.12.2009, 6 Ob 239/09d bspw ging es um ein Verlassenschaftsverfahren.  
790  OGH 07.07.2005, 2 Ob 145/05w; 3 Ob 132/08w, JBl 2009, 379; 18.12.2009, 6 Ob 239/09d. 
791 OGH 10 Ob 509/95, ecolex 1995, 634; RS0047275. 
792  OGH 10 Ob 509/95, ecolex 1995, 634. 
 242 
verpflichtet sei, überhaupt Honorarvorschüsse zu verlangen, und da sich das anwaltliche 
Honorar auch viel schwieriger errechne als die Gebühren eines Sachverständigen.793 In 
einer aktuellen Entscheidung794 schließlich hat der OGH letztere Ansicht bekräftigt und 
ausgeführt, dass die anwaltliche Aufklärungspflicht über das Honorar nur ganz 
allgemeiner Natur sei:795 Im zugrunde liegenden Fall hatte der Rechtsanwalt mit seiner 
Mandantin, deren Vertretung in einem Verlassenschaftsverfahren er übernommen hatte, 
zu Beginn seines Tätigwerdens ausdrücklich die Honorarabrechnung nach AHK 
vereinbart. Dabei hatte er ihr erläutert, welche Bemessungsgrundlage heranzuziehen sei. 
Auch hatte er der Mandantin erklärt, was seine einzelnen Leistungen bei der konkreten 
Mandatsausführung kosten würden. Zugleich hatte er darauf hingewiesen, dass er nicht 
sagen könne, wie hoch sein Honorar am Ende sein werde, zumal für ihn nicht 
vorhersehbar sei, wie lange das Verfahren dauern würde und welche Leistungen zu 
erbringen wären. Dass der Rechtsanwalt zugleich einen Kostenvorschuss von lediglich 
EUR 200,-- und in der Folge drei weitere Kostenvorschüsse von insgesamt nicht mehr 
als EUR 1.100,-- entgegen nahm, zuletzt aber einen offenen Honorarrest von 
EUR 8.600,-- einforderte, beurteilte sämtliche Instanzen (einschließlich des OGH) als 
rechtens, wobei die Gerichte insbesondere die Honoraraufklärung durch den 
Rechtsanwalt als vollkommen ausreichend ansahen. Dass der Rechtsanwalt nicht 
gehalten ist, seinen Mandanten selbst bei beträchtlicher Überschreitung eines 
Kostenvoranschlages zu warnen, ist jedenfalls seither ständige Rechtsprechung.796   
 
Von der Pflicht, schon bei der Mandatsbegründung Aufschluss über die voraussichtliche 
Honorarhöhe zu geben, unterscheidet sich die Frage nach dem Erfordernis einer 
nachträglichen Warnung des Mandanten, wenn der Honoraranspruch die ursprünglich 
geschätzte Höhe übersteigt: Hierbei handelt es sich prinzipiell um kein Problem 
vorvertraglicher Aufklärung, sondern um die Verbindlichkeit eines 
Kostenvoranschlages oder allenfalls eines „Schätzungsanschlages“. Die damit 
einhergehende Problematik soll wegen ihrer aktuellen praktischen Bedeutung kurz 
                                            
793 OGH 07.07.2005, 2 Ob 145/05w, wonach das GebAG keine planwidrige Lücke im Hinblick auf den 
Honoraranspruch des Rechtsanwalts gegenüber dem eigenen Mandanten aufweist. 
794  OGH 18.12.2009, 6 Ob 239/09d. 
795 Vgl. in diesem Sinn bereits die vorherige E OGH 3 Ob 132/08w, JBl 2009, 379. 
796 OGH RS0071986. 
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angerissen werden, wenngleich sie sich beim frei vereinbarten Honorar nicht anders 
darstellt als bei der tariflichen oder „angemessenen“ Entlohnung:  
 
Erstellt der Rechtsanwalt für den Mandanten eine zergliederte Aufstellung der 
geschätzten Kosten unter ausführlicher Berechnung der einzelnen Ansätze, so spricht 
man von einem Kostenvoranschlag.797 Dabei werden sämtliche Leistungen, die die 
Honorarhöhe beeinflussen, konkret angeführt. Beim „Schätzungsanschlag“, auch 
„Kostenschätzung“ genannt, erfolgt im Gegensatz dazu keine derartige Aufgliederung 
in mutmaßlich anfallende Leistungen, und auch keine konkrete Berechnung der 
einzelnen Ansätze. Stattdessen wird lediglich pauschal die erwartete Gesamthöhe des 
auflaufenden Honorars angegeben.798 
 
Von der Pauschalhonorarvereinbarung unterscheiden sich Kostenvoranschlag und 
Schätzungsanschlag dadurch, dass der Rechtsanwalt mit letzteren nicht die Bereitschaft 
verbindet, seine Leistungen fix zu dem genannten Betrag zu erbringen.799 Es handelt 
sich vielmehr um eine dem Mandanten eröffnete Berechnung der mutmaßlichen 
Kosten,800 somit um eine Wissenserklärung über die voraussichtliche Honorarhöhe. 
Unabhängig von der Erstattung eines Kostenvoranschlages bzw. Schätzungsanschlages 
bedarf der Honoraranspruch einer Rechtsgrundlage (Vereinbarung, Tarif oder 
angemessenes Entgelt). Bei der nachträglichen Einforderung des Honorars müssen die 
einzelnen anspruchsauslösenden Leistungen – anders als bei der 
Pauschalhonorarvereinbarung – ungeachtet der zu Beginn abgegebenen 
Wissenserklärung konkret nachgewiesen werden. Bleiben der tatsächliche 
Honoraraufwand hinter der seinerzeit mitgeteilten Summe zurück, so kann der 
Rechtsanwalt nur den geringeren Betrag fordern (der Vorteil einer Unterschreitung des 
Anschlages kommt dem Mandanten somit voll zugute801). Auswirkungen auf die Höhe 
des Honoraranspruches kann es jedoch haben, wenn der nachträglich entstandene 
Aufwand den zuvor geschätzten Betrag übersteigt (dazu sogleich).  
                                            
797 Vgl die Ausführungen bei Krejci in Rummel I3, § 1170a Rz 3; OGH 10 Ob 82/00g, RdW 2001, 730; 
so auch Thiery, AnwBl 2006, 433. 
798 OGH 10 Ob 82/00g, RdW 2001, 730; Thiery, AnwBl 2006, 434. 
799 Thiery, AnwBl 2006, 433. 
800 Vgl. Krejci in Rummel I3, § 1170a Rz 3. 
801 Thiery, AnwBl 2006, 434. 
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Bereits 2006 geht Thiery – ganz selbstverständlich – davon aus, dass 
Kostenvoranschläge wie auch Schätzungsanschläge im Zusammenhang mit 
anwaltlichen Mandatsverträgen den werkvertraglichen Vorschriften des § 1170a ABGB 
unterlägen.802 Im Ergebnis haben bereits Thiele803 sowie Feil/Wennig804 unter Berufung 
auf eine bereits 1990 ergangene Entscheidung des OLG Wien805 Sinngemäßes vertreten. 
Da die Frage, inwieweit § 1170a ABGB auch auf Mandatsverträge von Rechtsanwälten 
analog zur Anwendung kommt, in der oberstgerichtlichen Rechtsprechung bislang nicht 
geklärt war (vgl etwa 10 Ob 82/00g806, wo das Problem mangels Relevanz ausdrücklich 
offen gelassen wurde), hat der OGH Ende 2009807 die Analogiefähigkeit der 
werkvertraglichen Regeln über den Kostenvoranschlag nunmehr (unter ausdrücklicher 
Bezugnahme auf die vorgenannten Autoren) klargestellt. 
 
Ist ein Kostenvoranschlag oder ein Schätzungsanschlag unter zumindest schlüssiger808 
Gewährleistung für seine Richtigkeit (§ 1170a Abs 1 ABGB) abgegeben, so kann der 
Rechtsanwalt „auch bei unvorhergesehener Größe oder Kostspieligkeit der 
veranschlagten Arbeiten keine Erhöhung des Entgelts fordern.“ Ist der Voranschlag 
hingegen ohne derartige Gewährleistung für seine Richtigkeit (§ 1170b Abs 2 ABGB) 
abgegeben, so muss der Mandant eine geringfügige Überschreitung der bekannt 
gegebenen Summe hinnehmen. Erweist sich jedoch eine „beträchtliche“ Überschreitung 
als unvermeidlich, so hat der Rechtsanwalt dem Mandanten dies unverzüglich 
anzuzeigen, widrigenfalls er jeden Anspruch wegen der Mehrarbeit verliert. Infolge 
einer derartigen „Kostenwarnung“ hat der Mandant das Recht, vom Vertrag 
                                            
802 Thiery, AnwBl 2006, 433; der Autor differenziert nicht näher zwischen dem anwaltlichen Regelfall 
des Mandatsvertrages und anderen, allenfalls als Werkvertrag zu qualifizierenden 
Geschäftstransaktionen; beim Schätzungsanschlag stellen sich hinsichtlich § 1170a ABGB die 
gleichen Abgrenzungsprobleme wie beim Kostenvoranschlag, vgl. Krejci in Rummel I3, § 1170a 
Rz 5 und 31. 
803 Thiele, Anwaltskosten (2007)2, 18f; vgl. derselbe bereits 2000 in der Erstauflage, Anwaltskosten, 14. 
804 Feil/Wennig, Anwaltsrecht (2008)5, RATG § 1 Rz 12; vgl. dieselben, Anwaltsrecht (2006)4, 
RATG § 1 Rz 12. 
805 OLG Wien 19.12.1990, 17 R 211/90, AnwBl 1991, 264. 
806 OGH 10 Ob 82/00g, RdW 2001, 730. 
807 OGH 15.12.2009, 1 Ob 219/09a, Die Presse (Rechtspanorama) vom 01.02.2010 [Kommenda 
Benedikt]. 
808 Entgegen dem Gesetzeswortlaut wird keine „ausdrückliche“ Erklärung verlangt, vgl. Krejci in 
Rummel I3, § 1170a Rz 8.  
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zurücktreten, muss dem Rechtsanwalt aber seine bisher geleistete Arbeit angemessen 
vergüten. Macht er vom Rücktrittsrecht keinen Gebrauch, so kann der Rechtsanwalt 
trotz der beträchtlichen Überschreitung des Kostenvoranschlages den Mehrbetrag 
fordern.  
 
Geht der Rechtsanwalt das Mandat mit einem Verbraucher im Sinn des KSchG ein, so 
gilt im Gegensatz zur allgemeinen Regel (wonach Kostenvoranschläge im Zweifel ohne 
Gewährleistung für deren Richtigkeit abgegeben werden) die Richtigkeit des 
Voranschlages im Sinn des § 1170a Abs 1 ABGB als gewährleistet, sofern der 
Rechtsanwalt nicht – in einer für den Verbraucher deutlich erkennbaren Weise809 – das 
Gegenteil erklärt (§ 5 Abs 2 KSchG). 
 
 
3. Einfluss des Irrtumsrechts auf die Aufklärungspflicht? 
 
Zusammengefasst besteht nach dieser Rechtsprechung eine Aufklärungspflicht, wenn 
der Mandant erkennen lässt, dass er in Honorarfragen unerfahren ist. In diesem Fall soll 
der Rechtsanwalt verpflichtet sein anzugeben, mit welchen Kosten ungefähr zu rechnen 
ist. Diese Rechtsansicht dürfte sich (soweit ersichtlich810) verfestigt haben.811 Das 
Höchstgericht hat sich seither fortwährend auf diese Ansicht berufen, freilich ohne 
deren rationes dogmatisch näher zu erläutern.    
 
Meines Erachtens können einige der vom OGH gebrauchten Ausführungen aus den 
Grundsätzen des Irrtumsrechts gewonnen werden: Gemäß § 871 Abs 1 zweiter 
Fall ABGB berechtigt ein Geschäftsirrtum zur Vertragsanfechtung bzw. allenfalls 
Vertragsanpassung (§ 872 ABGB), wenn dieser Irrtum dem anderen Teil offenbar 
auffallen hätte müssen. „Offenbar auffallen“ muss ein Irrtum dem Vertragspartner dann, 
                                            
809 Krejci in Rummel I3, § 1170a Rz 9; demnach erfordert es der Schutzzweck des § 5 Abs 2 KSchG, 
schlüssige Erklärungen nicht leichtfertig anzunehmen. 
810 Ergebnis einer Judikaturrecherche unter www.ris2.bka.gv.at/jus, Abfragedatum: 20.02.2009. 
811 Vgl. OGH 25.04.2001, 3 Ob 25/01z, wo das Höchstgericht die ordentl Revision für unzulässig erklärt 
und auf das Bestehen einer bereits einheitl und gefestigten Rsp bezügl dieser Frage hinweist. 
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wenn eine ausdrückliche Willenserklärung des Irrenden so geartet ist, dass der andere 
Teil den Irrtum bei verkehrsüblicher, objektiv vorausgesetzter Sorgfalt bemerken oder 
wenigsten den Verdacht auf das Vorliegen eines Irrtums hätte schöpfen müssen.812 Nach 
der auffindbaren Judikatur soll es die „verkehrsübliche“ Aufmerksamkeit etwa gebieten, 
eine erhebliche Diskrepanz des Preises zum sonst üblichen Entgeltsniveau zu 
erkennen.813 Folglich kommt es beim „Auffallenmüssen“ auf eine offensichtliche 
Unvereinbarkeit mit üblichen Erfahrungswerten des Erklärungsempfängers an. Wohl in 
diesem Sinn hat die OBDK-Rechtsprechung814 eine Aufklärungspflicht des 
Rechtsanwalts für jenen Fall bejaht, wo in einem Vollmachtsformular eine Bestimmung 
enthalten ist, die generell ein erheblich höheres Anwaltshonorar vorsieht als dies nach 
den dispositiven gesetzlichen Honorargrundlagen (zu diesen siehe die Ausführungen im 
vierten Abschnitt) möglich wäre. Zu denken wäre etwa eine Klausel, wonach ein Zeit- 
oder Pauschalhonorar geschuldet wird, das im konkreten Fall erheblich über dem 
tariflichen oder angemessenen Entgelt zu liegen kommt. Das besondere 
Vertrauensverhältnis, das zwischen Anwalt und Mandant anlässlich der Begründung 
eines Vertretungsverhältnisses vorauszusetzen ist, macht es nach Ansicht der OBDK 
erforderlich, den Mandanten über derartige „Honorarklauseln“ aufzuklären (die 
diesbezügliche zivilrechtliche Problematik im Licht von § 864a ABGB ist im fünften 
Abschnitt näher erörtert). 
 
Eine solche Diskrepanz zu bestehenden Erfahrungen des Vertragspartners liegt aber 
etwa auch dann vor, wenn ein Mandant seinem Anwalt bei Vertragsabschluss erklärt, 
bezahlen müsse diesen ja ohnehin der Gegner (oder der Rechtsschutzversicherer). Hier 
liegt die Erklärung des Mandanten im klaren Widerspruch zu der (dem Anwalt 
vertrauten) Rechtslage bezüglich der Zahlungspflicht. In diesem seltenen, wenngleich 
mitunter dennoch vorkommenden Fall ausdrücklicher Erklärung muss der Irrtum des 
Mandanten über einen näheren Umstand seiner vertraglichen Hauptleistungspflicht 
(Zahlung des Honorars) dem Anwalt „offenbar auffallen“. In einer derartigen 
                                            
812 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 871 Rz 24; Rummel in Rummel I3, § 871 Rz 16. 
813 Vgl. OGH 7 Ob 671/78, SZ 51/144, wo der gebotene Preis nur 0,7% des gewollten (und wohl 
üblichen) Niveaus betrug; in 3 Ob 564/94, SZ 68/35 wurde schon ein Drittel des üblichen 
Preisniveaus für ausreichend befunden, um ein „Auffallenmüssen“ des Irrtums zu begründen. 
814  OBDK 16.10.2006, 16 Bkd 3/06, RS0121614. 
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Konstellation könnte daher die Aufklärungspflicht des Anwalts meines Erachtens 
bereits aus dem zweiten Anwendungsfall von § 871 Abs 1 ABGB abgeleitet werden. 
Darüber hinaus nimmt die Rechtsprechung offensichtlich auch in jenen Fällen eine 
Aufklärungspflicht an, wo ohne Vorliegen einer (ausdrücklichen) Erklärung des 
Mandanten aus den Umständen ersichtlich ist, dass dieser über einen wesentlichen 
Umstand des Mandatsvertrages keine konkrete Vorstellung hat.815 Diesbezüglich dürfte 
eine dogmatische Herleitung aus § 871 Abs 1 ABGB eher nicht angebracht 
erscheinen.816 Die Aufklärungspflicht folgt in diesem Fall vielmehr aus einer gefestigten 
Standesauffassung, ist somit originär öffentlich-rechtlicher Natur. Eine Verletzung 
dieser standesrechtlichen Aufklärungspflicht kann dem Mandanten freilich 
zivilrechtlich die Möglichkeit der Irrtumsanfechtung nach § 871 Abs 2 ABGB eröffnen, 
zumal in einer solchen Fallkonstellation ein Umstand gegeben  ist, über den der Anwalt 
den Mandanten „nach den geltenden Rechtsvorschriften aufzuklären gehabt hätte“.     
 
 
4. Schlussfolgerungen für die Reichweite der Aufklärungspflicht 
 
Hinsichtlich der Art der Honorarverrechnung wird eine Unkenntnis bzw. Unerfahrenheit 
auf Seiten des Mandanten in der Praxis (wie bereits die Ausführungen im vierten 
Abschnitt gezeigt haben) durchaus die Regel darstellen – hingegen darf eine Kenntnis 
der Entgeltlichkeit anwaltlichen Tätigwerdens beim durchschnittlichen Auftraggeber im 
Zweifel vorausgesetzt werden.817 Folglich erweist sich die von der Judikatur gefundene 
                                            
815  OGH 10 Ob 509/94, ecolex 1995, 634. 
816 Apathy/Riedler verlangen für „offenbar auffallen müssen“ eine ausdrückliche Erklärung des 
Irrenden, dieselben in Schwimann IV3, § 871 Rz 24; „veranlassen“ des Irrtums durch Unterlassung 
wiederum wird nur bei Verletzung einer (positiv normierten oder nach den Grundsätzen des redlichen 
Geschäftsverkehrs gebotenen) Aufklärungspflicht angenommen, dieselben in Schwimann IV3, 
§ 871 Rz 21; eine solche Aufklärungspflicht müsste aber erst aus anderen Rechtsgrundlagen 
gewonnen werden.   
817 Vgl. Thiery, AnwBl 2006, 432, demzufolge eine von der Plattform „Reformwahl“ im Jahr 2005 bei 
500 Personen über das Bild der Rechtsanwälte in der Öffentlichkeit durchgeführten Befragung 
ergeben hat, dass 62,2% der Befragten eine unklare Tarif/Honorargestaltung als Hemmnis, einen 
Anwalt zu kontaktieren, genannt haben; siehe auch Orator, AnwBl 1984, 40, wonach jedermann 
sprichwörtlich um die „kostbare Zeit des Rechtsanwalts, die man nicht weiter in Anspruch nehmen 
wolle“, Bescheid wüsste, ohne jedoch nur annähernd eine Ahnung vom konkreten Ausmaß und der 
Art der Berechnung des Honorars zu haben. 
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Lösung, wonach zwar nicht über die Entgeltlichkeit der Anwaltstätigkeit, jedoch 
grundsätzlich über die Art der Honorarberechnung aufzuklären ist, als durchaus 
lebensnah. Anzumerken wäre noch, dass Konstellationen wie in jenem 
Leiterkenntnis818, wo der Mandant eine Belehrung über die Honorarverrechnung 
ausdrücklich ablehnte und erklärte, er kenne sich dabei „wahrscheinlich besser aus als 
der Anwalt“, in der Praxis wohl äußerst selten vorkommen. 
 
Freilich sind im Fall anwaltlicher Honorarvereinbarungen in der Praxis besondere 
Umstände zu berücksichtigen: Zum Einen werden freie Honorarvereinbarungen in der 
Anwaltsbranche sehr häufig in Schriftform getroffen.819 Zwar besteht für 
Honorarvereinbarungen kein Formzwang, jedoch empfiehlt § 3 AHK (sowie der frühere 
§ 3 AHR) für vom Tarif bzw. „angemessenen Entgelt“ abweichende 
Entgeltvereinbarung Schriftform. Dieser Empfehlung folgt die Praxis häufig dadurch, 
dass dem Mandanten bei Mandatserteilung ein Vollmachtsformular, das auch 
Honorarbestimmungen enthält, zur Unterfertigung vorlegt wird. Selbst eine mündliche 
Vereinbarung, wonach ein anderes als das tarifliche oder angemessene Honorar 
geschuldet sein soll, wird fast immer ausdrücklich eingegangen. Anders ist dies nur in 
dem Fall, dass der Rechtsanwalt mit dem Mandant in wiederkehrender 
Geschäftsverbindung steht und schon früher zu den gleichen Bedingungen für diesen 
tätig war. Eine Aufklärungspflicht des Rechtsanwalts wird unter diesen Umständen 
insofern wichtig, als die schriftliche Honorarvereinbarung oftmals durch Verwendung 
allgemeiner Geschäftsbedingungen des Rechtsanwalts – seiner Vollmachtsvordrucke – 
zustande kommt. Ist in das Vollmachtsformular eine Honorarbestimmung 
aufgenommen, die den Anwalt zu einer erheblich höheren Honorarverrechnung 
berechtigt als nach dem Rechtsanwaltstarif, so ist der Klient bei sonstiger disziplinärer 
Ahndung auf diese Klausel (wie bereits vorhin erwähnt wurde) hinzuweisen.820  
 
                                            
818 OGH 10 Ob 509/94, ecolex 1995, 634. 
819 Soweit beobachtbar, kommen andere Formen konkludenter Entgeltvereinbarung bei anwaltlichen 
Mandatsverträgen nicht vor; so ist es insb nicht üblich, konkrete (vom Tarif abweichende) 
Honorarsätze in allgemein aufliegenden Broschüren anzugeben oder auf der Kanzlei-Homepage zu 
publizieren, und auch in Vollmachts-Vordrucken finden sich keine Honorarbeträge; dies dürfte damit 
zusammen hängen, dass die Stundensatzhöhe stark von den Umständen des jeweiligen Mandates 
abhängt und daher kaum generalisiert werden kann. 
820 OBDK 16.10.2006, 16 Bkd 3/06, RS0121614. 
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Unklar bleiben dem Mandanten im Übrigen zumeist Nebenpunkte der 
Honorarvereinbarung, etwa Honorarfälligkeit oder auch die eigene Zahlungspflicht des 
Mandanten (insbesondere bei Einschaltung eines Rechtsschutzversicherers bzw. bei 
Gerichtsverfahren, in denen Kostenersatz möglich ist). Näheres zu Inhalt und 
Reichweite der Aufklärung über die Honorargrundlagen findet sich unter Punkt 1.3. 
   
Ausgehend von den oben angestellten Überlegungen handelt es sich bei den in 
§ 50 Abs 2 RL-BA enthaltenen „Empfehlungen“ wohl eher nicht um dem Anwalt 
(standes- oder zivilrechtlich) auferlegte Pflichten. Derartige Aufklärungspflichten 
folgern vielmehr aus den (beim anwaltlichen Mandat wie bei jedem Vertrag) 
bestehenden vorvertraglichen Rechtsbeziehungen. Nur soweit eine Aufklärungspflicht 
besteht, sollte meines Erachtens auch eine damit korrespondierende standesrechtliche 
Belehrungspflicht bejaht werden. Eine solche wird von der Judikatur an eine erkennbare 
Unerfahrenheit des Klienten gebunden. Eine Betrachtung der praktischen 
Gegebenheiten zeigt freilich, dass bestimmte Umstände im Zusammenhang mit der 
Entlohnung anwaltlichen Einschreitens – insbesondere bei der zivilgerichtlichen 
Parteienvertretung – dem Mandanten nicht bloß ausnahmsweise, sondern geradezu 
typischerweise unbekannt sein werden: So etwa die eigene Zahlungspflicht bei 
Verfahren mit (der Möglichkeit von) Kostenersatz, oder aber die Entstehung des 
Honoraranspruches dem Grunde und der Höhe nach (z.B. ist auch das Studium 
übergebener Dokumente zu honorieren, wird die Schreibarbeit zuvor diktierter 
Schriftstücke durch das Sekretariat gesondert verrechnet, ist ein 3 Seiten langer Brief 
teurer als eine 20-minütige Besprechung usw.) .  
 
Hinsichtlich des zivilprozessualen Kostenerstattungsprinzips ist freilich zu bedenken, 
dass dieses dem unerfahrenen, rechtsunkundigen Mandanten zumeist an sich unbekannt 
ist, und er nicht selten erst von seinem Anwalt über die Möglichkeit des Kostenersatzes 
erfährt. Meines Erachtens geht der durchschnittliche Rechtssuchende zunächst eher 
davon aus, dass er das Honorar des von ihm beauftragten Anwalts (dessen Berechnung 
ihm freilich unklar ist) selbst bezahlen muss. Erst infolge eines von Seiten des eigenen 
Rechtsanwaltes erfolgenden Hinweises auf die Möglichkeit, die Anwaltskosten von der 
Gegenseite im Erfolgsfall ersetzt zu erhalten (dies geschieht nicht selten, um den 
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Mandanten zur Prozessführung zu motivieren), erscheint mir eine ergänzende 
Aufklärung über die eigene Zahlungspflicht sowie die Fälligkeit des Honorars 
(unabhängig von einer allfälligen Einbringlichkeit des Kostenersatzes von der 
Gegenseite) zu bejahen. Denn diese vorvertragliche Aufklärungspflicht ist aus den 
Wertungen des § 871 Abs 1 erster Fall ABGB abzuleiten, zumal ein diesbezüglicher 
Irrtum des Mandanten jedenfalls vom Rechtsanwalt  „veranlasst“ worden ist. Unter 
diesen Voraussetzungen sollte eine vorvertragliche Aufklärungspflicht und eine damit 
korrespondierende standesrechtliche Pflicht bejaht werden. Generell ist es aber ratsam, 
den Problemkreis „Honorarzahlungspflicht bei Verfahren mit Kostenersatz“ bzw. 
„Honorarfälligkeit“ bei der Mandatsübernahme auch dann anzusprechen, wenn keine 
diesbezügliche Rechtspflicht besteht.  
 
Was die Aufklärungspflicht bezüglich der Art der Honorarberechnung (welche 
Leistungen lösen einen Honoraranspruch dem Grunde nach aus, z.B. auch jedes 
Telefonat des Mandanten in der Rechtsanwaltskanzlei?) anlangt, so kann meines 
Erachtens davon ausgegangen werden, dass selbst dem durchschnittliche Mandant (der 
nicht rechtskundig ist, über keine professionelle Innenorganisation zur 
Informationsbeschaffung verfügt und für den die Beauftragung eines Anwaltes ein 
singuläres Ereignis darstellt) mangels konkreter Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 
Fehlvorstellung die Kostenpflicht jeder einzelnen, in Erfüllung seines Auftrages 
erbrachten anwaltlichen Leistungen (also auch jedes einzelnen Telefonats, das infolge 
Anrufs des Mandanten erforderlich war) bewusst ist. 
 
 
5. Berechtigung zur Zwischenabrechnung – „Hinweis“ ausreichend? 
 
Etwas unglücklich erscheint in Abs 2 die weitergehende „Empfehlung“, den Mandanten 
auch auf die „Berechtigung zur Zwischenabrechnung“ gemäß § 52 Abs 1 RL-BA 
hinzuweisen. Diese Formulierung legt die Vermutung nahe, § 52 Abs 1 RL-BA würde 
dem Anwalt, ohne dass es einer Vereinbarung mit dem Mandanten bedürfte, eine 
„Berechtigung zur Zwischenabrechnung“ einräumen. Dies ist jedoch nicht der Fall: 
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§ 52 Abs 1 empfiehlt dem Anwalt lediglich, eine Berechtigung zur 
Zwischenabrechnung mit dem Auftraggeber vertraglich zu vereinbaren (inwieweit auch 
ohne Vereinbarung ein Recht zur Fälligstellung anzunehmen ist, wird in Kapitel 4 näher 
untersucht).  
 
Eine systematisch-logische Interpretation von § 50 Abs 2 iVm § 52 Abs 1 RL-BA lässt 
keinesfalls den Schluss zu, dass ein bloßer „Hinweis“ gegenüber dem Mandanten (dem 
sich letzterer nicht etwa unterwirft) dem Rechtsanwalt daher eine Berechtigung zur 
Zwischenabrechnung verschafft. 
 
Der von § 50 Abs 2 RL-BA empfohlene „Hinweis“ bedeutet wohl, dass die 
Vereinbarung der Berechtigung zur Zwischenabrechung (wie im Übrigen auch die 
Berechtigung zur Einforderung von Vorschüssen, siehe Kapitel 4) tunlichst 
ausdrücklich vereinbart werden sollte. Denn anders als durch ausdrückliche 
Nebenabrede (durch Worte oder allgemein angenommene Zeichen mit 
Erklärungswert821) wird der in Abs 2 empfohlene „Hinweis“ wohl schwer zu 
bewerkstelligen sein. Schuldvertragsrechtlich wäre solches freilich nicht erforderlich, da 
die Fälligkeit des Entgelts auch konkludent vereinbart werden kann. Ähnlich empfiehlt 
auch § 3 AHK (früher § 3 AHR) hinsichtlich einer freien Honorarvereinbarung (die – 
was § 1 deklaratorisch festhält – dem „angemessenen Entgelt“ vorgeht) die Schriftform. 
Dieses Schriftformerfordernis ist keine Rechtswirksamkeitsvoraussetzung, soll aber 
Beweiszwecken822 sowie dem Übereilungsschutz dienen. Ähnliches könnte nun 
bezüglich der in §§ 50 Abs 2, 52 Abs 1 RL-BA enthaltenen Empfehlung angenommen 
werden, sich eine Berechtigung zur Zwischenabrechnung (mittels „Hinweis“) 
auszubedingen. Derartiges kann zudem aus den Wertungen geschlossen werden, die 
dem (am 17.09.1999 aufgehobenen) § 51 RL-BA (alt)823 betreffend zulässige 
Inhaltsbestandteile eines Vollmachtsformulars zugrunde lagen. Das in § 51 RL-BA (alt) 
                                            
821 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 871 Rz 24; Rummel in Rummel I3, § 871 Rz 16. 
822 Vgl. Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RL-BA § 50 Rz 1. 
823 Demnach durfte in Vollmachtsformularen hinsichtlich des Honorars auschließlich enthalten sein: 
Solidarhaftung mehrerer Vollmachtgeber, Kanzleisitz als Gerichtsstand, Vereinbarung der AHR und 
Festlegung der Bemessungsgrundlage für die Honorarermittlung; darüberhinaus hatte die 
Honorarvereinbarung für den Mandanten deutlich erkennbar hervorgehoben zu sein. 
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enthaltene Gebot klarer textlicher Hervorhebung einer Honorarvereinbarung – dessen 
Geltung (wegen der nach wie vor wichtigen Transparenz für den Mandanten) wohl auch 
nach der aktuellen Rechtslage anzunehmen ist – spricht zusätzlich für diese Lösung: Die 
Berechtigung zur Zwischenabrechnung muss derart klar und deutlich ausgehandelt 
werden, dass sie dem Mandanten zu Bewusstsein gelangt.  
 
Somit ist es zufolge standesrechtlicher Wertung grundsätzlich nicht erwünscht, sich auf 
eine stillschweigende Vereinbarung, oder aber auf eine Vereinbarung im 
„Kleingedruckten“, bezüglich der Honorarfälligkeit zu berufen. Verstöße dagegen 
müssen zwar nicht in jedem Fall disziplinär sein (da die §§ 50 Abs 2, 52 Abs 1 RL-BA 
nur eine Empfehlung aussprechen) oder aber zivilrechtliche Folgen auslösen. Zu denken 
wäre etwa an das genannte Judikaturbeispiel, wo der sichtlich erfahrene Mandant ein 
Honorargespräch ablehnt. Anders wird dies jedoch (gemäß der in diesem Kapitel unter 
Punkt 1 dargestellten, herrschenden Sicht) in der praktisch häufigen Fallkonstellation 
sein, wo der Mandant bezüglich der Frage der Honorarfälligkeit eine unrichtige 
Vorstellung hat oder überhaupt Ahnungslosigkeit erkennen lässt. Denn wenn sogar über 
sonstige, nicht in den RL-BA ausdrücklich genannte Honorarberechnungsgrundlagen 
aufzuklären ist, so muss dies kraft Größenschlusses erst recht hinsichtlich der dort 
ausdrücklich angesprochenen Frage der Honorarfälligkeit der Fall sein. Als Sanktion 
gegen einen Verstoß kämen diesfalls die Disziplinarstrafbarkeit bzw. in zivilrechtlicher 
Hinsicht Schadenersatz wegen der unterlassenen Aufklärung in Frage.        
 
    
6. Beispiele zur Aufklärungspflicht 
 
Wie bereits unter Punkt 1 dargelegt wurde, ist eine Information des Mandanten über die 
Entgeltlichkeit anwaltlicher Tätigkeit grundsätzlich nicht angebracht, und auch für eine 
Aufklärung über die essentialia der Honorarvereinbarung besteht praktisch kein Raum. 
Sofern aber im konkreten Fall aus bestimmten Gründen anzunehmen ist, dass der 
Mandant einer Fehlvorstellung bezüglich näherer Begleitumstände, denen im 
Zusammenhang mit den Anwaltskosten Bedeutung zukommt, unterliegt, so gebietet es 
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die anwaltliche Treuepflicht, den Mandanten bereits vor Vertragsschluss in eben diesen 
vorgenannten Punkten aufzuklären. Als solche Umstände in Frage kommen etwa der 
genaue Umfang der verrechenbaren Leistungen, das Verhältnisses des prozessualen 
Kostenersatzes oder die Leistungspflicht des Rechtsschutzversicherers zur 
Zahlungspflicht des Mandanten. Bei der Aufklärung (einschließlich der Prüfung, ob 
eine solche erforderlich ist) ist besondere Sorgfalt geboten, zumal diese 
nebenvertraglichen Fragen einerseits besonders komplex sind (sodass diesbezügliche 
Kenntnis des Mandanten nicht anzunehmen ist), und da der Rechtsanwalt andererseits 
über besondere Rechtskunde und Erfahrung verfügt, deretwegen der Mandant diesen 
aufgesucht hat. 
  
Im Zusammenhang mit der Zahlungspflicht ergeben sich für den Mandanten bei der 
anwaltlichen Parteienvertretung regelmäßig Fragen, deren Klärung auch Gegenstand der 
Honoraraufklärung durch den Rechtsanwalt sein sollte. So erscheint gerade im Fall 
gerichtlicher Anspruchsdurchsetzung das zivilprozessuale Kostenerstattungsprinzip (das 
grundsätzlich an den Verfahrenserfolg gebunden ist) – soweit eine diesbezügliche 
Kenntnis des Mandanten (etwa infolge Hinweises des Anwalts) anzunehmen ist – 
geeignet, bei dem zumeist rechtsunkundigen Mandanten Fehlvorstellungen über seine 
eigene Pflicht zur (vollständigen) Begleichung des vereinbarten Honorars auszulösen. 
Ist dem Mandanten die Möglichkeit eines Kostenersatzes von Seiten des Prozessgegners 
einmal zu Bewusstsein gelangt,, so kann dieser zudem in ähnlicher Weise leicht die 
Diskrepanz von Höhe und Fälligkeit des geschuldeten Honorars im Verhältnis zu einem 
Kostenersatzanspruch gegenüber dem Prozessgegner übersehen. Der Mandant ist daher 
insbesondere darüber aufzuklären, dass der Honoraranspruch seines Rechtsanwalts nicht 
deckungsgleich ist mit einem allfälligen Kostenanspruch gegenüber dem Prozessgegner: 
So ist der Mandant zu belehren, dass der Kostenersatzanspruch seines eigenen Anwalts 
unabhängig davon entsteht, ob er vom Prozessgegner Kostenersatz erhält oder nicht.824 
Zudem sollte er darauf hingewiesen werden, dass der Honoraranspruch des eigenen 
Rechtsanwaltes (insbesondere dessen Fälligkeit) von einer allenfalls fehlenden und 
zögerlichen Einbringlichkeit des Kostenersatzes gegenüber dem Prozessgegner 
                                            
824 Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RL-BA § 50 Rz 1; dies ist unter Rechtsanwälten gefestigte Ansicht. 
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unberührt bleibt.825 Näheres zur Fälligkeit des Honoraranspruchs ist unter Punkt 4 
behandelt. 
 
Der vorgenannte Aufklärungsbedarf hinsichtlich der Erstattungsfähigkeit des 
Anwaltshonorars im Erfolgsfall wird gerade beim Abschluss freier 
Honorarvereinbarungen besonders groß sein: Denn erstattet werden Anwaltskosten im 
Zivilprozess ausschließlich nach Maßgabe des RATG (§ 41 Abs 2 ZPO). Daher wird 
der Mandant, selbst wenn ihm das Gericht im Prozess einen Ersatzanspruch gegenüber 
dem Gegner zuerkennt, im Fall eines mit seinem Anwalt abweichend vereinbarten 
Honorars nie exakt einen Betrag in Höhe seiner tatsächlichen Honorarschuld ersetzt 
erhalten. Wenngleich sich auch im Fall eines nach RATG geschuldeten Honorars oft 
eine diesbezügliche Diskrepanz der Höhe nach ergibt, ist dieses Problem beim frei 
vereinbarten Honorar in besonderem Maß eklatant. Denn in einem solchen Fall wird 
sich der dem eigenen Anwalt geschuldete Betrag von einem allfällig zuerkannten 
Kostenersatzanspruch gegenüber der Gegenpartei notgedrungen und darüber hinaus 
auch zumeist der Höhe nach gravierend unterscheiden. Daher ist es gerade bei freien 
Honorarvereinbarungen besonders wichtig, den Mandanten auf den Unterschied 
zwischen der Zahlungspflicht gegenüber seinem Rechtsanwalt und dem 
Kostenersatzanspruch gegenüber dem Prozessgegner hinzuweisen. 
 
Besondere Aufklärung, die darüber hinaus bei den einzelnen Formen freier 
Honorarvereinbarung verpflichtend oder ratsam ist, wird im jeweiligen Zusammenhang 
(unter Punkt 1.5 und 1.6) näher ausgeführt.  
 
                                            
825 Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RL-BA § 50 Rz 1; dies ist unter Rechtsanwälten gefestigte Ansicht. 
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7. Exkurs: Aufklärungspflichten bei Einschaltung einer 
Rechtsschutzversicherung 
 
Im Zuge des zu führenden Honorargespräches ist es im Interesse von Mandant wie 
Anwalt äußerst ratsam zu klären, ob für das Honorar ein entsprechender 
Versicherungsschutz gegeben ist.826 Eine disziplinarrechtlich sanktionierte Fragepflicht 
des Anwaltes sollte meines Erachtens nur bei Anwälten angenommen werden, die 
aufgrund der regelmäßigen Übernahme bestimmter Mandate (z.B. allgemeine 
Vertragsstreitigkeiten, Arbeits- und Sozialrechtssachen, Familien- und Erbrechtssachen, 
Liegenschafts- und Bestandsachen, Verkehrsstrafsachen, usw.827 von Privaten oder 
Kleinunternehmern) wissen, dass der Klient hier öfter rechtsschutzversichert ist, und 
wenn sie ein ebensolches weiteres Mandat übernehmen. Dies deckt sich mit dem bisher 
entwickelten Meinungsstand zur anwaltlichen Treuepflicht, der ein Aufklärungsgebot 
stets bei konkret anzunehmender Erfahrung des Anwalts und Wahrscheinlichkeit eines 
Aufklärungsbedarfs angenommen hat. Daher sollte ein Anwalt dann nicht disziplinär 
strafbar sein (und auch keinen zivil-, insbesondere irrtumsrechtlichen Folgen ausgesetzt 
sein),  wenn er bisher ausschließlich mit Materien befasst war, wo kein 
Versicherungsschutz bestand, und er ausnahmsweise eine Causa übernimmt, bei der 
typischerweise Rechtsschutzversicherungen decken. Fragt er hierbei nicht von sich aus 
nach dem Vorliegen einer Rechtsschutzversicherung, so sollte es beim wirtschaftlichen 
Nachteil bleiben, der ihm dadurch entsteht, dass ihm ein verlässlicher zusätzlicher 
Schuldner für sein Honorar entgeht.  
 
                                            
826 Eine diesbezügliche Befragung des Mandanten gehört nach Ansicht der Standesvertretung heute 
bereits generell zum Standard professioneller Berufsausübung; bspw lautet Pkt 11.1 der von der 
ÖRAK zur Verwendung bereitgestellten „Allgemeinen Auftragsbedingungen für Rechtsanwälte“: 
„[Verfügt der Mandant über eine Rechtsschutzversicherung, so hat er dies dem Rechtsanwalt 
unverzüglich bekanntzugeben.] Der Rechtsanwalt ist aber unabhängig davon auch von sich aus 
verpflichtet, Informationen darüber einzuholen, ob und in welchem Umfang eine 
Rechtsschutzversicherung besteht und um rechtsschutzmäßige Deckung anzusuchen.“; ein aktives 
Befragen wird auch sonst in Anwaltskreisen mit Nachdruck empfohlen, bspw in 
Honorarrechtsseminaren im Zuge der Anwaltsausbildung.  
827 So die üblichen Leistungssparten von Rechtsschutzversicherungen, vgl. 
www.generali.at/versicherungsbedingungen/rechtsschutz/ARB_2008.pdf;  
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Jedenfalls aber im Fall der Beauftragung durch eine Rechtsschutzversicherung hat der 
Rechtsanwalt seinen Mandanten darüber aufzuklären, dass dieser gegenüber dem 
Rechtsschutzversicherer einen Anspruch auf Bezahlung der Anwaltskosten hat.828 Dies 
ist auch einzusehen, denn hat der Rechtsanwalt bereits positive Kenntnis von der 
Rechtsschutzversicherung (und hat sogar deren Auftrag angenommen), so ist von ihm 
kraft § 9 RAO jedenfalls zu verlangen, dem Mandanten die dadurch bewirkten (und für 
diesen bedeutsamen) Rechtsvorteile aufzuzeigen. Sofern der Rechtsanwalt sein Honorar 
vom Mandanten direkt einfordert, so hat er zumindest darauf hinzuweisen, dass in der 
seiner Forderung zugrunde liegenden Causa Versicherungsschutz besteht und eine 
Deckungsbestätigung vorliegt.829 
 
Wenn ein Mandant einen Rechtsanwalt aufgrund der Empfehlung eines 
Rechtsschutzversicherers mit einem entsprechenden Gutschein für Rechtsberatung 
aufsucht und diesem im Zuge des Beratungsgespräches mit Leistungen beauftragt, die 
durch den Gutschein nicht mehr abgegolten sind, so ist der Rechtsanwalt gemäß der 
OBDK-Entscheidung Bkd 88/86830 bei sonstiger disziplinärer Verantwortlichkeit 
grundsätzlich verpflichtet darüber aufzuklären, wann die Deckung der Versicherung 
endet und die Zahlungspflicht des Mandanten beginnt.831 Dies begründet die OBDK 
damit, dass die Bediensteten von Rechtsschutzversicherungen die Versicherten in der 
Praxis zumeist nicht detailliert über die engen Grenzen des Versicherungsschutzes 
aufklären. Gerade von Rechtsanwälten, die häufig mit Rechtsschutzversicherungen 
zusammenarbeiten, werde daher Kenntnis dieser häufig vorliegenden 
Informationsmängel erwartet. Zumindest müsse sich der Rechtsanwalt auf geeignete 
Form über den diesbezüglichen Kenntnisstand seines Mandanten vergewissern. 
 
1989 folgert Zandl832 aus der vorgenannten Entscheidung Bkd 88/86, es sei unbedingt 
notwendig, dass der Rechtsanwalt bei Übernahme des Mandates darüber aufkläre, ob 
der Mandant ungeachtet der bestehenden Deckungszusage einer 
                                            
828 OBDK Bkd 88/86, AnwBl 1989, 203; Zandl, Anwalt und Rechtsschutzversicherung, AnwBl 1989,  
655 (656); vgl. Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RL-BA § 50 Rz 1. 
829 OBDK Bkd 88/86, AnwBl 1989, 203.  
830 OBDK Bkd 88/86, AnwBl 1989, 202 (203). 
831 OBDK Bkd 44/88, AnwBl 1990, 31 (32). 
832 Zandl, Anwalt und Rechtsschutzversicherung, AnwBl 1989, 655 (656). 
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Rechtsschutzversicherung mit zusätzlichen Kosten zu rechnen habe, die vom 
Versicherungsvertrag nicht umfasst sind. Diese Schlussfolgerung erscheint 
nachvollziehbar: Wenn darüber aufzuklären ist, dass Leistungen von der 
Rechtsschutzversicherung dem Grunde nach nicht mehr gedeckt sind, so muss dies in 
gleicher Weise bei fehlender Deckung der Höhe nach geboten sein. Ebenfalls 
konsequent erscheint eine weitere Schlussfolgerung von FeilWennig: Vermute der 
Mandant, dass die Deckung des Honorars durch eine Rechtsschutzversicherung gegeben 
ist, so könne der Rechtsanwalt erklären, dass er bei Fehlen einer 
Rechtsschutzversicherung oder für den Fall, dass die Versicherung den 
Honoraranspruch nicht oder nicht zur Gänze übernimmt, für alle ab nun zu 
erbringenden Leistungen das Honorar vom Mandanten verlangen werde. Unterlasse der 
Rechtsanwalt diese Belehrung jedoch, so könne er aus standesrechtlichen Gründen ein 
Honorar, welches von der Versicherung nicht übernommen wird, auch vom Klienten 
nicht fordern.833  
 
Die vorhin dargestellte standesrechtliche (und damit über § 871 Abs 2 ABGB 
korrespondierende irrtumsrechtliche oder auch schadenersatzrechtliche) 
Aufklärungspflicht wird bei Vorliegen einer frei getroffenen Honorarvereinbarung in 
besonderem Maß beachtlich sein. Denn die Rechtsschutzversicherungen ersetzen gemäß 
ihren allgemeinen Vertragsbedingungen – ohne eine abweichende Vereinbarung mit 
dem Mandanten zu beachten – Anwaltskosten in der Regel höchstens bis zum Betrag 
der Ansätze des RATG (bzw. außerhalb von dessen Anwendungsbereich zu den 
Ansätzen der AHK).834 Ein Verstoß gegen diese Aufklärungspflicht könnte nicht nur 
eine Disziplinarstrafe bewirken, sondern darüber hinaus zivilrechtlich zur 
Irrtumsanfechtung bzw. Irrtumsanpassung der Honorarvereinbarung führen, sofern das 
Mandat bei Kenntnis der nicht vollständigen Kostentragung gar nicht oder aber zu 
anderen Honorarbedingungen (z.B. nach tariflicher Entlohnung oder bis höchsten zu 
den Ansätzen des Tarifs) zustande gekommen wäre.   
 
                                            
833 Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RL-BA § 50 Rz 1. 
834 Vgl. etwa Pkt 6.1 der Generali Rechtsschutz ARB 2008; Pkt 6.1 der Wr Städt Rechtsschutz 
ARB 2003. 
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Im Zuge der Einschaltung eines Rechtsschutzversicherers können sich zudem weitere 
Aufklärungserfordernisse ergeben: Zwar ist das Recht zur Auswahl des berufsmäßigen 
Parteienvertreters nach § 158k Abs 1 VersVG bei Vertretung in einem Gerichts- oder 
Verwaltungsverfahren oder bei Interessenskollision zwingend (§ 158p VersVG) dem 
Versicherungsnehmer zu überlassen. Dieses Wahlrecht stellt jedoch nur ein Recht zur 
Namhaftmachung dar, wovon die Beauftragung des Vertreters strikt zu unterscheiden ist 
– letztere bleibt der freien vertraglichen Dispostion vorbehalten.835 Die gängigen 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen räumen das Recht zur Beauftragung des 
Rechtsanwalts dem Rechtsschutzversicherer ein.836 Dies wird aus gutem Grund 
standardmäßig so vereinbart, soll doch der Akt der Beauftragung durch den Versicherer 
allseitig Klarheit über Beginn, Art, Ausmaß und Voraussetzungen des 
Versicherungsschutzes schaffen837 sowie im Fall der (noch nicht gerichtsanhängigen) 
Geltendmachung oder Abwehr zivilrechtlicher Ansprüche dem Versicherer die 
Möglichkeit einräumen, die Ansprüche vorerst selbst innerhalb angemessener Zeit 
außergerichtlich durchzusetzen oder abzuwehren.838   Unterlässt es der 
Versicherungsnehmer, dem Versicherer die Beauftragung des Rechtsanwalts zu 
überlassen, begeht er den Allgemeine Versicherungsbedingungen839 zufolge eine 
Obliegenheitsverletzung, was unter bestimmten Voraussetzungen zur Leistungfreiheit 
des Versicherers führen kann.840 
 
In gleicher Weise wie bezüglich einer möglichen Diskrepanz des frei vereinbarten zu 
dem von der Rechtsschutzversicherung getragenen Honorar stellt sich auch die Frage, 
inwieweit der Rechtsanwalt den Mandanten darauf aufmerksam machen muss, dass 
dieser seine Beauftragung dem Versicherer zu überlassen hat841: Sofern ein 
                                            
835 Vgl. Kronsteiner F. in Fenyves/Kronsteiner/Schauer, VersVG-Novellen, § 158k Rz 23. 
836 Vgl. etwa Pkt 10.6 der ARAG ARB 2003. 
837 Kronsteiner F. in Fenyves/Kronsteiner/Schauer, VersVG-Novellen, § 158k Rz 23. 
838 Vgl. Art 8.1.5.1 der WrStädt ARB 2003. 
839 Vgl. Art 8.1.2 der ARAG ARB 2003. 
840 Vgl. OGH 7 Ob 37/87, VersE 1346; 7 Ob 6/97a, VersE 1729, so bspw auch 
Art 8.2 WrStädt ARB 2003; Voraussetzung der Leistungsfreiheit ist, dass die 
Obliegenheitsverletzung auf grobem Verschulden beruht und im Fall der groben Fahrlässigkeit die 
Verletzung zudem Einfluss auf die Feststellung des Versicherungsfalls oder die Feststellung bzw. den 
Umfang der Versicherungsleistung gehabt hat (§ 6 Abs 3 VersVG). 
841 Davon zu unterscheiden ist ist der Auftrag des Versicherungsnehmersr an seinen Rechtsvertreter, für 
ihn den Deckungsanspruch beim Versicherer geltend zu machen. Dieses Recht steht dem 
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Rechtsanwalt infolge regelmäßiger Zusammenarbeit mit rechtsschutzversicherten 
Mandanten erkennen kann, dass in der gegenständlichen Rechtsmaterie Personen von 
der Art seines Mandanten oft über den Schutz eines Rechtsschutzversicherers verfügen, 
so wird im Anschluss an das Gebot zur diesbezüglichen Nachfrage bejahendenfalls auch 
eine Pflicht zum Hinweis auf die Obliegenheit bestehen, vor einem Tätigwerden 
grundsätzlich die Beauftragung durch den Rechtsschutzversicherer zu erwirken. In all 
jenen Fällen, wo der Rechtsanwalt bereits positive Kenntnis vom Bestehen einer 
Rechtsschutzversicherung hat, folgt eine derartige Hinweispflicht aufgrund eines 
Größenschlusses aus dem oben Gesagten. In diesem Zusammenhang ist zu 
berücksichtigen, dass sich der Mandant als Versicherungsnehmer das Verschulden des 
eigenen Rechtsanwalts an einer Obliegenheitsverletzung wie eigenes Verschulden 
zurechnen lassen muss. Hinsichtlich des Nachteils, den der Mandant diesfalls durch 
Leistungsfreiheit des Versicherers erleidet, wird ihm sein Anwalt 
schadenersatzpflichtig. Zufolge des im Schadenersatzrecht bestehenden Grundsatzes der 
Naturalrestitution hat die Anwaltshaftung den Entfall des derart nicht gedeckten 
Honorarbetrages zur Folge.   
 
Der Problemkreis eben einer solchen Haftung stellt sich freilich in Fällen einer mit dem 
Mandanten getroffenen freien Honorarvereinbarung nicht anders dar als bei 
anwaltlicher Entlohnung nach dem RATG bzw. nach „angemessenem Entgelt“. 
 
 
8.  Vorschriften bei Vereinbarung eines Pauschalhonorars 
 
Ein Pauschalhonorar soll „unter Bedachtnahme auf die zu erbringende Leistung und 
das Interesse der Partei bemessen werden“ (§ 50 Abs 3 RL-BA). Es stellt sich die 
Frage, ob mit dieser Formulierung eine Anlehnung an die Kriterien für das 
                                                                                                                                
Versicherungsnehmer zu, wobei er hierfür Kostenersatz aber nur unter schadenersatzrechtlichen 
Gesichtspunkten begehren kann, vgl. Kronsteiner F. in Fenyves/Kronsteiner/Schauer, VersVG-
Novellen, § 158k Rz 23.  
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„angemessene Entgelt“ (§ 1152 ABGB iVm § 17 Abs 1 RAO; siehe dazu Näheres im 
vierten Abschnitt) gemeint ist. 
 
Abs 3 hat in der standesrechtlichen Lehre und Praxis eine Ausdehnung erfahren und 
wird als Ausdruck einer für alle freien Honorarvereinbarungen allgemein bestehenden 
Wertung gesehen. Daher sind die Grenzen des „Angemessenheitsregimes“ näher unter 
Punkt 1.7 beschrieben.  
 
Maßgeblich für das Vorliegen einer Pauschalhonorarvereinbarung, die einen Unterfall 
freier Honorarvereinbarungen darstellt, ist die bei Mandatsübernahme oder auch erst 
während laufender Mandatsausführung getroffene Abrede, wonach alle mit einer 
bestimmten Aufgabenerfüllung verbundenen Arbeiten durch einen pauschal 
festgesetzten Betrag abgegolten werden. Somit errechnet sich das Honorar unabhängig 
von gesetzlich bestehenden Tarifansätzen, aber auch unabhängig vom tatsächlichen 
Ausmaß der erbrachten Arbeitsleistung. Von einem Erfolgshonorar unterscheidet das 
Pauschalhonorar sich dadurch, dass der Honoraranspruch dabei nicht (notwendiger 
Weise) durch den Eintritt eines bestimmten Erfolges des anwaltlichen Einschreitens 
aufschiebend bedingt ist. Allerdings überschneiden sich die beiden Begriffe, da 
Pauschalhonorare auch erfolgsabhängig denkbar sind (inwieweit dies zulässig ist, 
behandle ich unter Punkt 3.5). Nicht zu verwechseln ist die 
Pauschalhonorarvereinbarung zudem mit einer nachträglich (nach Entstehung des 
Honoraranspruches) erfolgten Reduktion des auf Grund des Tarifs, als „angemessenes 
Entgelt“ oder auf Grund einer getroffenen Honorarvereinbarung errechneten 
Honorarbetrages. Diesen nachträglichen Honorarnachlass bezeichnet die Praxis oft 
unscharf als „Pauschalierung des Honorars“.842  
 
In weiterer Folge sollen einerseits rechtlich notwendige, andererseits auch bloß ratsame 
(unverbindliche, aber zweckmäßige) Punkte geklärt werden, über die im 
Zusammenhang mit der Pauschalhonorarvereinbarung aufgeklärt werden sollte.  
 
                                            
842 Thiery, AnwBl 2006, 433. 
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Ist der Arbeitsaufwand von nicht vorhersehbaren Komponenten (Drittbestimmung) 
abhängig, so sollte die Pauschalhonorarvereinbarung genau festhalten, von welchem 
konkreten Arbeitsaufwand ausgegangen wird.843 Denn wird für eine bestimmte 
Erledigung (z.B. Durchführung eines Verfahrens) bloß ein Pauschalbetrag vereinbart, so 
kann der Rechtsanwalt grundsätzlich keine Mehrentlohnung fordern, wenn die 
vereinbarte Erledigung aus Gründen in der Sphäre Dritter viel aufwändiger als erwartet 
ausfällt (z.B. das Gerichtsverfahren infolge des Verhaltens des Gegners oder der 
richterlichen Verfahrensführung wesentlich länger und arbeitsintensiver). Sofern 
derartige Arbeiten überhaupt auf Pauschalbasis übernommen werden, sollte vereinbart 
werden, dass bei Überschreitung eines bestimmten Arbeitsaufwandes (etwa einer 
bestimmten Anzahl an Verhandlungen) ein verhältnismäßiger Mehrbetrag gefordert 
werden kann. 
 
Den Rechtsanwalt trifft freilich gemäß Thiery keine Aufklärungspflicht dahin gehend, 
dass etwa andere Anwälte oder Angehörige anderer freier Berufe wie Notare oder 
Wirtschaftstreuhänder die gleiche standardisierte Leistung günstiger oder etwa gar zu 
Dumpingpreisen erbringen.844 Dieser könne daher selbst für eine weitgehend 
standardisierte Transaktion mit einem Pauschalhonorar zulässigerweise 
überdurchschnittlich besser verdienen als bei Anwendung eines durchschnittlichen 
Stundensatzes oder des Tarifs.845 
 
Darüber, dass bestimmte, von Mandanten zeitgleich mit einer 
Pauschalhonorarvereinbarung erteilte anderweitige Aufträge gesondert zu honorieren 
sind, muss der Rechtsanwalt Thiery zufolge grundsätzlich nicht aufklären.846 Eine 
Belehrungspflicht soll aber in sinngemäßer Anwendung der §§ 1170 iVm 1299 ABGB 
ausnahmsweise dann bestehen, wenn eine nachträgliche Zuordnung ansonst Treu und 
                                            
843 Thiery, AnwBl 2006, 436, der wörtlich ausführt: „So kann eine Pauschalhonorarvereinbarung für 
eine Ehescheidung, bei der nicht absehbar ist, ob die Eheleute zu einer raschen Einigung kommen, 
den Leistungsumfang mit zwei Konferenzen und einem Gerichtstermin beschränken.“   
844 Thiery, AnwBl 2006, 435. 
845 Thiery, AnwBl 2006, 435. 
846 Thiery, AnwBl 2006, 436. 
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Glauben widerspräche.847 Daher habe der Rechtsanwalt den Mandanten in 
Zweifelsfällen über den Umfang der Pauschalhonorarvereinbarung aufzuklären, bevor 
er Leistungen erbringt, die nicht mehr durch die Pauschale abgegolten sind. Jedenfalls 
ist es für den Rechtsanwalt sehr ratsam, auf eine genaue Definition der von ihm gegen 
Pauschalhonorar zu erbringenden Leistungen zu achten.848  
 
Gerade bei Abschluss einer Pauschalhonorarvereinbarung istl es überdies nicht bloß 
ratsam, sondern sogar rechtlich geboten, den Mandanten darauf hinzuweisen, dass durch 
den Pauschalbetrag Barauslagen, Steuern/Gebühren, Gerichts-, Eintragungs-, Notars- 
und Übersetzungskosten nicht mitabgegolten sind. Wenn auch die Unterlassung 
diesbezüglicher Belehrung in der Praxis zumeist (nach Vertragsauslegung849 bzw. 
wegen des schadensersatzrechtlich erforderlichen, selten zu erbringenden 
Kausalitätsbeweises850) nicht dazu führt, dass der Rechtsanwalt sich derartige Auslagen 
auf sein Pauschalhonorar anrechnen lassen muss, so hat die Rechtsprechung dennoch 
das grundsätzliche Bestehen einer Aufklärungspflicht über diesen Punkt anerkannt.851 
Der Rechtsanwalt muss daher bei der Formulierung von 
Pauschalhonorarvereinbarungen in besonderem Maße darauf achten, dass diese nicht als 
„all inclusive“ verstanden werden.852 Er sollte den Mandanten zur Vermeidung 
unnötiger Prozesse (meines Erachtens auch aufgrund standesrechtlicher Pflicht, da eine 
solche mit einer im Zivilrecht grundsätzlich bestehenden Aufklärungspflicht einhergeht) 
über alle aus der Transaktion resultierenden Kosten aufklären. Die Vertragspraxis hat 
diese Notwendigkeit teilweise bereits erkannt und führt bei gegen Pauschalhonorar 
übernommenen Liegenschaftstransaktionen die mit der Abwicklung verbundenen 
Kosten (Eintragungsgebühr, Grunderwerbsteuer, Kosten der Beglaubigung etc.) in der 
                                            
847 Thiery, AnwBl 2006, 436 unter Berufung auf OLG Wien 15.04.1991, 4 R 9/91 (nv). 
848 Thiery, AnwBl 2006, 436. 
849 Zumal bei unterlassener Aufklärung über das Anfallen von Gebühren die Vertragserklärung des 
Anwalts grs nicht darauf schließen lasse, dieser wollte deren Tragung übernehmen, vgl. OGH 
2 Ob 685/87, wbl 1988, 205.  
850 Der Mandant müsste nachweisen, dass er bei Kenntnis der wahren Sachlage eine Gebührenreduktion 
erhalten oder einen billigeren Vertragsverfasser gefunden hätte; dies war ihm in der E OGH 2 Ob 
685/87, wbl 1988, 205 nicht gelungen. 
851 OGH 2 Ob 685/87; wbl 1988, 205. 
852 Thiery, AnwBl 2006, 436. 
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Pauschalvereinbarung im Detail an,853 dies unter Hinweis, dass diese Auslagen neben 
dem Pauschale gesondert zu bezahlen sind. 
 
 
9. Vorschriften bei Vereinbarung eines Zeithonorars 
 
§ 50 Abs 4 RL-BA betont in der seit 17.09.1999 geltenden Fassung die grundsätzliche 
Zulässigkeit der Vereinbarung eines Zeithonorars und nennt dafür zugleich 
standesrechtliche Einschränkungen: So müssen diesfalls Aufzeichnungen über das 
Ausmaß der aufgewendeten, verrechenbaren Arbeitszeit  geführt werden, sodass der 
Anwalt jederzeit im Stande ist, dem Mandanten gemäß § 52 Abs 2 RL-BA auf 
Verlangen darüber Auskunft zu erteilen (Näheres dazu siehe Kapitel 4).  
 
Bei Vereinbarung eines Zeithonorars sind mangels Vereinbarung nach der Verkehrssitte 
die Leistungen des nichtjuristischen Kanzleipersonals (insbesondere des Sekretariats) 
nicht gesondert zu entlohnen – deren Arbeit gilt mit den von den Juristen erbrachten 
Leistungen als mitabgegolten.854 Hingegen kann – im Unterschied zur 
Honorarberechnung nach RATG – die gesamte tatsächliche Arbeitszeit, die von 
Rechtsanwälten und Rechtsanwaltsanwärtern für die Bearbeitung des Mandats 
aufgebracht wird (einschließlich Fahrzeit, Aktenstudium und Studium von Gesetz und 
Entscheidungen etc.), dem Mandanten verrechnet werden.855 Darauf ist der Mandant bei 
Abschluss der Honorarvereinbarung hinzuweisen. Sofern der Rechtsanwalt alternativ 
auch zur Mandatsübernahme zu den Honorarbedingungen des RATG bereit ist856, hat er 
den Mandanten auch explizit auf den Unterschied des Stundensatzsystems zum 
Honorarsystem des RATG hinzuweisen, wo ein Gutteil der vom Anwalt aufgewendeten 
Arbeitszeit eben nicht gesondert in Rechnung gestellt werden kann, sondern mit anderen 
Positionen (z.B. Schriftsätze, Telefonate) pauschaliert mit umfasst ist.857 Jedoch soll 
                                            
853 Thiery, AnwBl 2006, 436. 
854 Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RL-BA § 50 Rz 1. 
855 Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RL-BA § 50 Rz 1. 
856 Vgl. Thiery, AnwBl 2006, 435. 
857 Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RL-BA § 50 Rz 1. 
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Thiery zufolge der Rechtsanwalt nicht verpflichtet sein, den Mandanten auf eine für 
diesen günstigere Honorarberechnungsmethode hinzuweisen, sofern er diese nicht 
alternativ anbietet. Demnach sei „die Darstellung verschiedener zulässiger 
Abrechnungsarten – ungeachtet, ob diese in der Kanzlei des Anwaltes ansonsten nicht, 
weniger häufig oder häufig zur Anwendung kommen – nach der Übung des redlichen 
Verkehrs nicht Gegenstand einer Aufklärungspflicht“.858  
 
Erfolgt die Abrechnung des Honorars nach geleisteter Arbeitszeit, so kommt in der 
Praxis dem Institut der Taktung eine wichtige Rolle zu: Denn ein Zeithonorar wird 
regelmäßig nach der Stunde als Maßeinheit vereinbart. Dies bedeutet grundsätzlich, 
dass begonnene Stunden zu aliquotieren sind (zumal kaum je eine erbrachte Leistung 
exakt eine Stunde oder ein Vielfaches davon in Anspruch nimmt). Für eine derartige 
aliqutoe Honoraberechnung wäre es in der Praxis sehr umständlich und letztlich 
untunlich, würde das Zeithonorar aufgrund sekundengenauer Taktung errechnet. Daher 
vereinbaren die Vertragsteile üblicherweise eine Taktung in Sprüngen von 5, 6 oder 
10 Minuten. Dabei wird festgelegt, dass jede erbrachte Leistung nur in diesen 
Zeitsprüngen erfasst und verrechnet wird, wobei die nicht exakt einen Zeittakt 
erreichende Arbeitszeit auf den nächstfolgenden Takt aufgerundet wird und jene 
Arbeitszeit, die einen Bruchteil des vereinbarten Zeittaktes ausmacht (seien es auch nur 
wenige Sekunden Arbeitszeit) auf eine ganze (weitere) Takteinheit aufgewertet werden.  
 
Unlängst hatte sich das LG Innsbruck als Berufungsgericht859 mit der zivilrechtlichen 
Zulässigkeit einer derartigen Taktung in 15-Minuten-Intervallen zu beschäftigen: Das 
Gericht erkannte dabei, dass eine derartige Zeittaktung (die im konkreten Fall zu einer 
etwa zweieinhalbfachen Höhe im Vergleich zum tariflichen Honorar führte) gemäß 
§ 879 Abs 1 ABGB sittenwidrig und daher nichtig wäre. Das Gericht führte begründend 
aus, die konkrete Honorarabrechnung bewirke ein grobes Missverhältnis zu dem von 
den Parteien in der zugleich getroffenen Stundensatzvereinbarung festgelegten 
Äquivalenzverhältnis von Leistung (Arbeitszeit) und Preis (Honorar). Aus der 
                                            
858 Thiery, AnwBl 2006, 435. 
859
 LG Innsbruck 25.06.2007, 1 R 187/07t, 1 R 188/07i. 
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getroffenen Festlegung des Zeithonorars folgerte das Gericht, dass auch der Wert des 
Zeitaufwandes, der den Bruchteil einer Stunde ausmacht, grundsätzlich dem aliquoten 
Teil des vereinbarten Stundensatzes entsprechen sollte. Eine erhebliche Abweichung der 
privatautonom festgelegten Leistungsäquivalenz erreiche dann eine „unerhörte 
Kumulationswirkung“ (und verstoße daher gegen die guten Sitten), wenn dadurch ganz 
geringfügige Anwaltsleistungen, die sehr häufig vorkämen860 (ganz kurze Telefonate 
oder E-Mails im Bereich von dutzenden Sekunden bis maximal wenigen Minuten), 
jedesmal auf den Faktor 15 Minuten aufgewertet würden. Das Missverhältnis werde 
auch dadurch bewirkt, dass schon bei einer Überschreitung von nur wenigen Sekunden 
gleich ein derart großer weiterer Takt – vollständig – verrechnet würde. 
 
Diese rechtliche Beurteilung des LG Innsbruck (höchstgerichtliche Judikatur ist dazu 
nicht ergangen861) ist beachtenswert: Dem Berufungsgericht zufolge steht die gängige 
Form der Taktung, bei der ein Taktintervall nicht gänzlich erreichende Zeitaufwand 
immer auf eine ganze weitere Takteinheit aufgerundet wird, in einem grundsätzlichen 
Spannungsverhältnis zur Stundensatzvereinbarung an sich: Denn durch die 
Vereinbarung eines bestimmten Stundensatzes soll dem LG Innsbruck folgend ein 
subjektives Äquivalenzverhältnis Leistung-Entgelt festgelegt werden, an dem sodann 
die Zusatzvereinbarung der Zeittaktung zu messen ist. Wenn aber ein aliquoter Teil der 
Stunde grundsätzlich mit einem entsprechenden Teil des vereinbarten 
Stundensatzhonorars abzugelten ist, setzt das LG Innsbruck dem Vereinfachungszweck 
der Zeittaktung Grenzen und hinterfragt dessen exzessive Anwendung. Dabei wird die 
Länge des Taktes von 15 Minuten insofern als problematisch angesehen, als diese mit 
der üblichen „strikten Aufrundungsregel“ verknüpft wird. Als sittenwidrig erachtet das 
Gericht dabei jenes Ergebnis, bei dem zum einen eine Leistung von knapp über 
15 Minuten mit dem Honoraräquivalent von 30 Minuten verrechnet werden könnte, zum 
anderen die Tatsache, dass auch eine Vielzahl ganz geringfügiger Leistungen mit einem 
Honoraräquivalent von 15 Minuten verrechnet würden. Dem LG Innsbruck zufolge 
                                            
860 Im konkreten Fall waren 38 von 39 verrechneten Leistungen nach der Viertelstundentaktung 
berechnet, ein Großteil mit 15 Minuten. 
861
 Der OGH hat die erhobene Revision aus Formalgründen als unzulässig zurückgewiesen, ohne in der 
Sache selbst Ausführungen zu tätigen, 15.01.2008, 10 Ob 97/07y. 
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kann die so eintretende Unbilligkeit nicht damit gerechtfertigt werden, dass der 
Rechtsanwalt gerade bei einer Vielzahl kurzer Arbeiten unverhältnismäßig lange 
brauche, um im Anschluss die Leistung zu verzeichnen bzw. um sich wieder auf eine 
andere Causa zu konzentrieren. Ein derartiges Übermaß an verrechneter Arbeitszeit, wie 
es sich bei der gegenständlichen Taktung von 15 Minuten ergäbe, könne angesichts der 
bei einem erfahrenen Rechtsanwalt zu erwartenden Routine, bzw. auch angesichts der 
vorhandenen, äußerst effizienten elektronischen Leistungserfassungssysteme nicht als 
gerechtfertigt angesehen werden.  
 
In diesem Zusammenhang ist interessant, dass auch das dispositive Honorarrecht des 
RATG in einer Vielzahl an Bestimmungen Taktungen vorsieht, die eine weitaus 
schwerwiegendere Diskrepanz zu dem für eine bestimmte Zeiteinheit festgelegten 
Entgelt bewirken: So gebührt etwa für die Verrichtung von Tagsatzungen (TP 1 bis 3 
jeweils Punkt II) jeweils für die erste Stunde ein festgesetzter Entgeltbetrag und für jede 
weitere, wenn auch nur begonnene Stunde einer Tagsatzung die Hälfte dieser 
Entlohnung (wobei diese Sätze jeweils mit einem bestimmten absoluten Höchstbetrag 
gedeckelt sind). Bei anderen Leistungen (Vertretung von Privatanklägern und 
Privatbeteiligten in der Hauptverhandlung gemäß TP 4 Punkt I und II, Kommissionen 
gemäß TP 7 Abs 1, Konferenzen gemäß TP 8 Abs 1) sieht das RATG in gleicher Weise 
eine Taktung nach halben Stunden vor, wobei nach TP 7 Abs 1 und TP 8 Abs 1 für jede 
weitere Takteinheit sogar ein voller weiterer Tarifsatz verrechnet werden kann. Der 
Gesetzgeber sieht somit in einem Kernbereich anwaltlicher Tätigkeit selbst ein System 
vor, bei dem bereits eine geringfügige Überschreitung der festgelegten Takteinheit (arg. 
„auch nur begonnene (halbe) Stunde“) die Verrechnungsmöglichkeit einer ganzen 
weiteren Takteinheit bewirkt, wobei der Zeitraum sogar weitaus länger ist als jene 
15 Minuten in dem vom LG Innsbruck entschiedenen Fall. Auch nach dem vom RATG 
normierten Honorierungssystem bewirkt eine nur geringfügige Überschreitung der 
ersten (halben) Stunde ein um 50% (nach TP 7 und TP 8 sogar um 100%) höheres 
Honorar. Es ist daher fraglich, ob eine im selben oder ähnlichen Tätigkeitsbereich 
privatautonom geschlossene Vereinbarung, die zu einem ähnlichen Ergebnis kommt, 
vom Standpunkt der gesetzgeberischen Wertungen als ungerecht bzw. unsachlich 
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qualifiziert werden kann. Die Subsumtion einer Zeittaktung, die zu einem derartigen 
Ergebnis führt, unter § 879 Abs 1 ABGB kann durchaus bezweifelt werden.  
 
Bezüglich eines anderen, in der Berufungsentscheidung 1 R 187/07t, 1 R 188/07i 862 als 
wesentlich hervorgehobenen Argumentes besteht freilich keine volle Gleichartigkeit des 
RATG zur üblichen Zeittaktung: So hat die genannte Entscheidung hauptsächlich die 
unverhältnismäßige Aufwertung ganz geringfügiger Leistungen auf den Faktor 15 
problematisiert. Gerade für die tatsächlich große Menge geringfügiger Leistungen sieht 
das RATG bisweilen ein Sonderregime vor: So werden etwa kurze Konferenzen, die 
weniger als zehn Minuten dauern, abweichend von der Halb-Stunden-Taktung des 
Tarifpost 8 Abs 1 (TP 8 „lang“) lediglich mit 40% dieses Satzes gemäß Abs 2 (TP 8 
„kurz“) vergütet, und sehr kurze Konferenzen, die nur in einer bloßen Mitteilung 
tatsächlicher Natur unter Ausschluss von Rechtsbelehrungen bestehen, werden 
überhaupt nur mit dem niedrigeren (und deutlich degressiver ansteigenden) 
Tarifposten 5 honoriert. Wenngleich für die Verrichtung von Verhandlungen keine 
unmittelbar vergleichbare „Bagatellbestimmung“ existiert, kann eine Berücksichtigung 
kurzer Tagsatzungen in erster Instanz tendenziell durch den im Vergleich zu TP 3A 
Punkt II niedrigeren Honorarsatz des TP 2 Punk II erreicht werden, zumal viele der dort 
aufgezählten Tagsatzungen nicht nur der Sache nach einfach sind, sondern auch kurz 
dauern.  
 
Meines Erachtens bestehen aber trotz der in einigen Fällen erfolgten Berücksichtigung 
„geringfügiger Leistungen“ im RATG Wertungen, die eine aufgerundete Verrechnung 
der geleisteten Arbeitszeit nach längeren Takteinheiten, und sei es in 15-Minuten-
Abständen, als systemkonform, nicht jedoch als unbillige Härte und gemäß 
§ 879 Abs 1 ABGB sittenwidrig, erscheinen lassen. Ob auch der OGH diese Ansicht der 
zweiten Instanz geteilt hätte, sollte nicht als sicher angesehen werden. Um die vom 
LG Innsbruck vorgetragenen Bedenken freilich zu zerstreuen, könnte die Taktung derart 
modifiziert werden, dass für Arbeiten von kurzer Dauer (etwa bis 5 Minuten) – in 
Anlehung an entsprechende Regelungen im RATG – ein niedrigerer Betrag vorgesehen 
                                            
862
 LG Innsbruck 25.06.2007, 1 R 187/07t, 1 R 188/07i. 
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wird. Dadurch würde dem Problem der „unverhältnismäßigen Aufwertung“ der in 
großer Zahl anfallenden, sehr kurzen Briefe und Telefonate Rechnung getragen. 
Stattdessen (unter Umständen auch in zusätzlich) könnte sich zur Vermeidung der 
Nichtigkeitsfolge eine Abänderung der „Rundungsregel“ dergestalt anbieten, dass etwa 
im Fall eines Überschreitens des jeweiligen Taktes bis zu einem gewissen Ausmaß ab- 
und erst danach aufgerundet wird: So könnte etwa bei einer Viertelstundentaktung bis 
zur Grenze von 5 Minuten auf den niedrigeren Wert ab- und erst danach aufgerundet 
werden. Da dieses System bei ganz kurzen Leistungen zu einer Abrundung auf den 
Wert 0 (somit zu deren fehlender Abgeltung) führt, empfiehlt sich die Kombination mit 
einer „Bagatellhonorierung“, die stattdessen für derartige kurze Arbeiten Platz greift. 
 
Ob die höchstgerichtliche Rechtsprechung auf dieses System zukünftig einschwenkt, 
wird sich allenfalls noch zeigen. 
 
Inwieweit dem Standesrecht Grenzen einer zulässigen Stundensatzhöhe zu entnehmen 
sind, ist im Anschluss unter Punkt 10 behandelt. 
 
 
10. Exkurs: Generelles Verbot der Vereinbarung überhöhter     Honorare – 
„Angemessenheitsgebot“ 
 
Abgesehen von dem für Pauschalhonorare in § 50 Abs 3 RL-BA ausdrücklich 
statuierten Angemessenheitsgebot wird bisweilen – gesondert neben den bestehenden 
zivilrechtlichen Schranken – auch ein generelles Gebot nicht unangemessen überhöhter 
frei vereinbarter Honorare (auch bei Zeithonoraren, Erfolgszuschlägen etc.) vertreten.863 
                                            
863 Vgl. Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, DSt § 1 Rz 21 E 352; Wachter Heinz-Peter, 
Nova & Varia 2004, 10;  dies wird bspw auch im Rahmen der Anwaltsakademie in zum Thema 
„Honorarrecht“ gehaltenen (freilich öffentl nicht zugänglichen) Seminarbeiträgen vertreten; 
vgl. Thiele, Anwaltskosten2, 14f, der dies aus einer weiteren Beachtlichkeit des im aufgehobenen 
§ 50 RL-BA (alt) normierten „Angemessenheitsgebot“ vereinbarter Honorare ableitet. 
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Diese Meinung, die über den Wortlaut des Abs 3 eindeutig hinausgeht, wird freilich in 
der Vollziehung nicht uneingeschränkt geteilt.864  
 
Die in der Spruchpraxis behandelten Fälle sind dabei zwei unterschiedlichen 
Tatbeständen zuzuordnen, zwischen denen zu unterscheiden ist: Es sind dies einerseits 
 
(i) die Vereinbarung eines überhöhten Honorars (der Tatbestand wird schon im 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses verwirklicht) und andererseits 
(ii) die Einforderung von Honoraren, die höher sind als der Betrag, den der 
Rechtsanwalt aufgrund des geschlossenen Vertrages bzw. des Gesetzes 
beanspruchen kann; hier wird der Tatbestand erst nach Abschluss des 
Mandatsvertrages im Zeitpunkt der Anspruchsstellung verwirklicht, wobei 
der Anspruch des Anwalts bereits zuvor – aufgrund des Gesetzes 
(Rechtsanwaltstarif, „angemessenes Entgelt“ etc.) oder aber einer mit 
niedrigeren Ansätzen getroffenen Honorarvereinbarung – entstanden ist. 
 
In weiterer Folge werden nur die zur Fallgruppe (i) auffindbaren Aussagen in Literatur 
und Vollziehung näher betrachtet, da nicht die Geltendmachung, sondern lediglich die 
(Grenze der freien) Vereinbarung des Anwaltshonorars den Gegenstand dieser Arbeit 
bildet. Dies macht die Untersuchung einiger Maßen schwierig, zumal der größte Teil 
der einschlägigen Judikaturmeinungen865 die Einforderung überhöhter Honorare betrifft, 
und dies zumeist in Fällen eines ohne freie Honorarvereinbarung (etwa kraft Tarifs) 
geschuldeten Honorars. Zur den betragsmäßigen Grenzen der Vereinbarung sind 
vorwiegend nicht veröffentlichte Anfragebeantwortungen der Ausschüsse der 
Rechtsanwaltskammern vorhanden, deren Heranziehung angesichts der nicht gegebenen 
allgemeinen Zugänglichkeit und daher schwierigen Überprüfbarkeit dieser Quellen vom 
wissenschaftlichen Standpunkt her einigermaßen problematisch ist. 
 
                                            
864 Vgl. etwa eine Anfragebeantwortung des Ausschusses der Wiener Rechtsanwaltskammer vom 
08.10.2001 (nv), wonach es keine angemessenen Stundensätze gäbe, da eine 
Angemessenheitskontrolle nur bei Pauschalhonoraren stattfinde. 
865 Vgl. OBDK Bkd 88/86, AnwBl 1989, 202; Bkd 44/88, AnwBl 1990, 31; 6 Bkd 1/93, AnwBl 1994, 
896. 
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Thiele zufolge sollen der Maßstab der zulässigen Höhe eines frei vereinbarten Honorars 
das „angemessene Entgelt“ gemäß § 1152 ABGB sowie das Angemessenheitsgebot des 
§ 50 RL-BA (alt) sein.866 Feil/Wennig wiederum leiten aus dem früheren § 50 RL-BA 
ab, dass der Rechtsanwalt sein Honorar nur in einem Ausmaß vereinbaren darf, das an 
der für durchschnittliche Leistungen gebührenden Entlohnung zu bemessen ist und nicht 
in einem offensichtlichen Missverhältnis zum Wert des Gegenstands, zum 
voraussichtlich erforderlichen Arbeitsumfang oder zum angestrebten Ergebnis stehen 
darf.867 Wachter sieht im Tarif eine Richtschnur für die Grenzen standesrechtlich 
zulässiger Honorarvereinbarung.868   
 
Übereinstimmend kann diesen Literaturmeinungen entnommen werden, dass ein frei 
vereinbartes Honorar eine bestimmte, als Richtwert dienende Honorarhöhe nicht 
„offensichtlich“ bzw. exzessiv übersteigen soll. Uneinigkeit besteht jedoch, was als 
Maßstab für die Prüfung einer solchen „offensichtlichen“, „exzessiven“ Überhöhung 
anzusehen ist. Thiele sieht diesen Maßstab in den mangels Vereinbarung zur 
Anwendung gelangenden Ansätzen (RATG, „angemessenes Entgelt“). Zumindest am 
Tarif haben sich frei vereinbarte Honorare (einschließlich Zeithonorare) Wachter 
zufolge zu orientieren.869 Feil/Wennig wiederum nehmen (offensichtlich ausgehend 
vom Wortlaut des § 50 Abs 3 RL-BA) einen Richtwert an, der durch Arbeitsaufwand 
und Erfolg des Anwalts bestimmt wird.870 Die Disziplinarjudikatur lässt zumindest dort, 
wo ein gesetzlicher Tarif (RATG) besteht, grundsätzlich eine Orientierung an diesem 
erkennen. Freilich zeigen die auffindbaren Entscheidungen nicht gerade Grenzfälle des 
Zulässigen auf: So wurde ein Ende der 50-er Jahre vereinbartes Pauschalhonorar für die 
Erstattung eines Rechtsgutachtens über die Aussichten einer neuerlichen 
Scheidungsklage in Höhe von (nach damaligem Geldwert) ATS 25.000,-- als aus 
                                            
866 Thiele, Anwaltskosten2, 14; § 50 RL-BA idF vor dem Beschluss des ÖRAK v. 17.9.1999, 
AnwBl 1999, 621 lautete u.a.: „Der Rechtsanwalt darf sein Honorar – so auch ein Pauschalhonorar – 
nur in einem Ausmaß vereinbaren, das an der für durchschnittliche Leistungen gebührenden 
Entlohnung gemessen nicht in einem offensichtlichen Missverhältnis zum Wert des Gegenstandes, 
zur voraussichtlichen Leistung oder zum angestrebten Ergebnis steht. [...].“ 
867 Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, DSt § 1 Rz 21 E 369. 
868 Wachter Heinz-Peter, Nova&Varia 2004, 10. 
869 Wachter Heinz-Peter, Nova&Varia 2004, 10. 
870 Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, DSt § 1 Rz 21 E 352. 
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standesrechtlicher Sicht überhöht (wenngleich zivilrechtlich gültig) angesehen.871 Und 
im Jahr 1990 beurteilte die OBDK die Vereinbarung eines Honorars für Leistungen, für 
die ein Tarifansatz besteht, in fünffacher Höhe dieses tariflichen Ansatzes, als in 
disziplinärer Hinsicht überhöht.872  
 
Näheren Aufschluss über die Grenzen des standesrechtlich zulässig vereinbarten 
Honorars könnte eine (wenn auch wissenschaftlich schwer belegbare) Beobachtung der 
Vollzugspraxis der Standesbehörden bieten: So hält etwa der Ausschuss der Wiener 
Rechtsanwaltskammer in einer (nicht veröffentlichten) Anfragebeantwortung zumindest 
Pauschalhonorare, die das tarifmäßige Honorar um mehr als das Doppelte überschreiten, 
für „jedenfalls standesrechtlicht nicht mehr zulässig“.873 Dabei soll aber stets auf den 
Einzelfall bedacht zu nehmen sein, sodass auch schon geringere Überschreitungen 
unzulässig sein könnten.874 Maßstab der Prüfung, inwieweit ein Missverhältnis vorliegt, 
sollen demnach der „Wert des Gegenstandes“, die voraussichtlich zu erbringenden 
Leistungen sowie das „angestrebte Ergebnis“ sein, wobei im Anwendungsbereich von 
RATG bzw. AHR (nunmehr AHK) deren Ansätze maßgeblich sein sollen.  
 
 
11. Zivilrechtliche Ingerenz des „Angemessenheitsgebots“  
 
Im Falle der Verwirklichung eines Verstoßes gegen das unter Punkt 1.6 beschriebene 
„Angemessenheitsgebot“ ist insbesondere an Nichtigkeit wegen „Gesetzwidrigkeit“ des 
Vertrages nach § 879 Abs 1 ABGB zu denken.  
 
Verstößt der Inhalt eines geschlossenen Rechtsgeschäftes gegen ein gesetzliches Verbot, 
so ist Nichtigkeit dann anzunehmen, wenn entweder die Verbotsbestimmung solches 
ausdrücklich normiert oder die zivilrechtliche Ungültigkeit des Vertrages zur 
                                            
871 So die Wiedergabe in der zivilrechtl E des OGH 8 Ob 367/62, EvBl 1963/180. 
872 OBDK Bkd 21/90, AnwBl 1991, 25 [Strigl Walter]. 
873 RAK Wien 02.02.2000 u. 15.05.2001 (nv); zitiert bei Thiery, AnwBl 2006, 435. 
874 RAK Wien 08.10.2001 (nv) betr die zulässige Höhe von Stundensätzen. 
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Erreichung des Verbotszweckes notwendig ist.875 Sofern sich das Verbot nur an einen 
Vertragsteil wendet876 und zudem andere Sanktionen als die Vertragsnichtigkeit (z.B. 
Strafen) ausdrücklich vorgesehen sind, so spricht dies in der Regel für die Gültigkeit des 
Rechtsgeschäftes inter partes.877 Zudem reicht auch ein bloßer Verstoß gegen den 
Sittenwidrigkeitstatbestand des § 1 UWG wegen dessen unterschiedlicher 
Voraussetzungen nicht aus, um eine Sittenwidrigkeit auch nach § 879 Abs 1 ABGB zu 
begründen.878 
 
Diese allgemeinen Ausführungen sprechen grundsätzlich gegen eine zivilrechtliche 
Nichtigkeit einer standesrechtlich überhöht getroffenen Honorarvereinbarung. Denn 
auch das standesrechtliche „Angemessenheitsgebot“ richtet sich ausschließlich an den 
Rechtsanwalt, für den im Übertretungsfall standesrechtliche Sanktionen vorgesehen 
sind.    
 
Zu eben diesem Ergebnis gelangt auch die gefestigte Rechtsprechung879 und Lehre880: 
Demnach sei eine Vereinbarung nicht schon deshalb zivilrechtlich (insbesondere infolge 
Nichtigkeit gemäß § 879 Abs 1 ABGB) ungültig, weil die Honorarhöhe zuvor von der 
OBDK als überhöht (disziplinär) beanstandet wurde. Für die Unwirksamkeit des 
Vertrages müsste vielmehr eine der zusätzlichen Voraussetzungen des § 879 ABGB – 
etwa die des Wuchers im Sinne des § 879 Abs 2 Z 4 ABGB oder der Verkürzung über 
die Hälfte nach § 934 ABGB (siehe dazu die Ausführungen im fünften Abschnitt) – 
hinzutreten.  
 
Die bloße Standeswidrigkeit einer getroffenen Honorarvereinbarung (bzw. die Berufung 
auf ein verurteilendes Disziplinarerkenntnis) wäre daher im Honorarprozess zur 
                                            
875 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 3 mwN. 
876 OGH 5 Ob 607/79, MietSlg. 31.090.  
877 Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 3. 
878 So OGH 1 Ob 536, 537/93, SZ 66/81; vgl. Apathy/Riedler in Schwimann IV3, § 879 Rz 7. 
879 OGH 1 Ob 546/52, SZ 25/217; vgl. RS0038770; 8 Ob 367/62, EvBl 1963/180; zuletzt 17.10.2007, 
7 Ob 223/07f; aA die diesbezüglich verfehlte E 12.04.2000, 4 Ob 89/00t, wonach bereits ein Verstoß 
gegen das standesrechtliche „Angemessenheitsgebot“ des § 50 Abs 3 RL-BA zivilrechtliche 
Unwirksamkeit bewirke.   
880 Lohsing/Braun, Anwaltsrecht, 236f; Krejci in Rummel I3, § 879, Rz 64; vgl. Thiery, AnwBl 2006, 
435. 
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Begründung der Nichtigkeit keineswegs ausreichend. Ein solcher Hinweis entbindet 
dem OGH881 zufolge nicht von einem Vorbringen betreffend sämtlicher zivilrechtliche 
Tatbestandsmerkmale (gemeint wohl der Nichtigkeitsbestimmung nach § 879 Abs 
1 ABGB). 
 
 
2. Kapitel Verbot der Vereinbarung eines Maklerlohns (§ 51 RL-BA) 
 
 
§ 51 RL-BA lautet: 
 
„Dem Rechtsanwalt ist es ausnahmslos untersagt, für seine Tätigkeit einen Maklerlohn 
(Provision) zu vereinbaren oder entgegenzunehmen.“  
 
Wenngleich diese Verbotsbestimmung von ihrem Wortlaut her klar gefasst scheint, 
zeigen sowohl die dazu erfolgte Praxis der Standesbehörden und auch die Ansicht in 
Fachkreisen Divergenzen:  
 
Der oberstgerichtlichen Rechtsprechung882 zufolge sind die Vorschriften des 
anwaltlichen Honorarrechts bei Erbringung nichtanwaltlicher Leistung nicht anwendbar. 
Dieser Entscheidung folgend soll bei Verschaffung eines Kreditvertrages durch den 
Rechtsanwalt mangels abweichender Vereinbarung eine Maklerprovision als vertraglich 
bedungen gelten. Das anwaltliche Honorarrecht komme hingegen nur dann zur 
Anwendung, wenn der Anwalt im Rahmen der Vermittlungstätigkeit auch 
rechtsberatende Tätigkeit in „nicht bloß unwesentlichem Umfang“ entfalte.883 Fehlt eine 
Rechtsberatung von nicht unwesentlichem Umfang, so soll der Honoraranspruch des 
Rechtsanwalts für die Vermittlungstätigkeit nicht nach den AHK (zu deren 
Rechtscharakter siehe erster Abschnitt), sondern nach Maklerrecht zu beurteilen sein, 
                                            
881 OGH 08.01.1963, 8 Ob 367/62, EvBl 1963/180. 
882 OGH 24.04.1997, 8 Ob 4/97i mit Verweis auf Strasser in Rummel3, § 1002, Rz 20 u. 26; vgl. zuletzt 
17.12.2008, 3 Ob 197/08d. 
883 OGH 24.04.1997, 8 Ob 4/97i. 
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sodass sich das Honorar strikt nach dem Erfolgsprinzip – prozentuell vom 
Gegenstandswert – errechnet. 
 
Nun möchte Thiery – ausgehend von obiger Entscheidung – auch den 
Anwendungsbereich des standesrechtlichen Provisionsverbotes nach § 51 RL-BA auf 
„anwaltliche Tätigkeiten“ einschränken.884 Maklertätigkeit soll demnach nicht unter das 
Verbot fallen. Dem entgegen hat jedoch die ältere standesbehördliche Praxis 
Maklertätigkeit sehr wohl unter das Provisionsverbot subsumiert: Infolge einer gegen 
einen Bescheid des Ausschusses der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer885 
erhobenen Beschwerde hat der VfGH 1982886 ausgesprochen, dass es einem 
Rechtsanwalt standesrechtlich sogar untersagt sei, als gewerberechtlicher 
Geschäftsführer gegen Pauschalentlohnung für ein Immobilienmaklerunternehmen 
(welches naturgemäß nichtanwaltliche Maklertätigkeit ausführt) tätig zu werden. Dabei 
sei bereits der Umstand standeswidrig, dass der Rechtsanwalt kraft seiner 
gewerberechtlichen Funktion bei provisionspflichtigen Geschäften (wenn auch nicht 
unmittelbar und ohne selbst eine Provision zu erhalten) rechtlich und gewerbsmäßig 
eingeschaltet ist. Somit ist der VfGH damals der Meinung der Standesbehörde nicht 
entgegen getreten, dass das Provisionsverbot auch für nichtanwaltliche Tätigkeiten 
Geltung habe und selbst eine gewerberechtliche Geschäftsführertätigkeit in einem 
Unternehmen, das solche Tätigkeit auf Provisionsbasis erbringt, unzulässig sei. 
Ebenfalls unter das Provisionsverbot des § 51 RL-BA subsumiert hat die OBDK 
zumindest in ihrer früheren Rechtsprechung887 jede Abrede, wodurch sich der Anwalt 
einen Teil der (für Maklertätigkeit geschuldeten) Provision einer Wohnbaufirma als 
Honorar ausbedingt.  
 
Von dieser Ansicht dürfte sich die OBDK freilich in einer jüngst ergangenen 
Entscheidung888 abgewendet haben: So hat die OBDK Ende 2007 keine 
disziplinarrechtlichen Bedenken gegen eine Vereinbarung gesehen, der zufolge sich ein 
                                            
884 Thiery, AnwBl 2006, 440. 
885 Stmk RAK Z 459/78 (nv). 
886  VfSlg 9537/1982. 
887  OBDK Bkd 42/72, RS0055923.  
888  OBDK 2 Bkd 3/07, AnwBl 2008, 325. 
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Rechtsanwalt für die Vermittlung des Verkaufes einer Liegenschaft ein Erfolgshonorar 
in Höhe von 4% des Verkaufserlöses versprechen ließ. Die OBDK befand, dass die 
„tatsächlich erfolgte sehr rasche und dem Interesse der Mandantin dienende 
Abwicklung, die ohne Hintanhaltung der laufenden beruflichen Verpflichtungen des 
D[isziplinar]B[eschuldigten] nach den Berufserfahrungen eines jeden R[echts]A[nwalts] 
nicht hätte erbracht werden können“, ein Erfolgshonorar dem Grunde nach rechtfertige. 
Da sich der Rechtsanwalt das Risiko, „das damit verbunden ist, dass er sich nicht nach 
allen Seiten hin und bestmöglichst absichert, etwa dass er trotz Erfüllens seiner 
Berufspflichten wegen seine Tätigkeit von jenen, deren Interessen dem Klienteninteresse 
widerstreiten, in den Streit gezogen und verfolgt werden könnte“, abgelten lassen dürfe, 
sei die Provision von 4% auch der Höhe nach nicht zu beanstanden. Wenngleich diese 
Entscheidung im Ergebnis Provisionshonorar für Vermittlungstätigkeit ausdrücklich 
zulässt (und so die Ansicht Thierys stützt), lässt die Begründung einige Unklarheiten 
bestehen. Die OBDK spricht von der Zulässigkeit von „Erfolgshonoraren“, und im 
Leitsatz zur Entscheidung wird § 16 RAO als Norm angegeben. Es bleibt somit offen, 
ob die OBDK mit ihrer Entscheidung von ihrer bis dahin bestehenden Judikatur zur 
Unzulässigkeit von Erfolgshonoraren generell abgehen wollte, oder aber die 
Entscheidung nur für den Bereich der Maklertätigkeit (§ 51 RL-BA) Beachtlichkeit 
beansprucht (letztere Frage wird im gegebenen Zusammenhang in Kapitel 3, Punkt 4 
erörtert). Jedenfalls aber enthält die Entscheidung keine Klarstellung, inwieweit ihre 
eigene frühere Rechtsprechung, die das Gegenteil besagte, als überholt anzusehen ist. 
Auch fehlt eine Auseinandersetzung mit dem Wortlaut des § 51 RL-BA, obwohl dieser 
das Ergebnis der OBDK nicht gerade nahe legt. Dessen ungeachtet hat neuerdings selbst 
der OGH – freilich nur obiter dicto, da die Vollziehung des Standesrechts nicht in seine 
Zuständigkeit fällt – ausgeführt, das Provisionsverbot „des § 53 RL-BA“ (gemeint § 51 
RL-BA) gelte ausschließlich für anwaltliche Tätigkeit, nicht jedoch für die (im 
konkreten Fall vorliegende) Vermittlungstätigkeit.889  
 
Für eine Erstreckung von § 51 RL-BA auch auf Maklertätigkeit (und gegen die Ansicht 
Thierys bzw. der jüngst vertretenen Ansicht von OBDK und OGH) spricht sowohl eine 
                                            
889 OGH 17.12.2008, 3 Ob 197/08d. 
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Verbalinterpretation als auch eine systematisch-logische Interpretation aufgrund einer 
Gesamtschau der RL-BA: So ist dem Wortlaut des § 51 keine explizite Einschränkung 
auf „anwaltliche“ Tätigkeiten zu entnehmen. Dafür, dass der Wortsinn der Bestimmung 
Vermittlungstätigkeiten erfasst, spricht meines Erachtens der Umstand, dass unter 
einem „Maklerlohn“ bzw. einer „Provision“ nach üblichem Sprachgebrauch ein Entgelt 
für die Vermittlung eines Geschäftes verstanden wird, nicht aber für typisch anwaltliche 
Tätigkeiten wie die Vertretung anderer bei der Vornahme von Rechtsgeschäften, oder 
die Erteilung fachkundigen Rates. Im Übrigen normiert § 5 dritter Satz RL-BA, dass der 
Rechtsanwalt auch bei jeder sonstigen beruflichen Tätigkeit (also auch dann, wenn er 
nicht die Rechtsanwaltschaft ausübt) dem rechtsanwaltlichen Berufs- und Standesrecht 
unterliegt. Daher sind unter den beruflichen Tätigkeiten, die in den Richtlinien 
angesprochen sind, grundsätzlich auch nichtanwaltliche Tätigkeiten zu verstehen. 
Hätten die Richtlinien dem Anwalt lediglich untersagen wollen, sich für anwaltliche 
Tätigkeit ein Erfolgshonorar in Gestalt eines Anteils des für den Mandanten erzielten 
Vermögensvorteils auszubedingen, so hätte § 51 RL-BA anders formuliert werden 
müssen.  
 
Eigener Meinung zufolge steht das Provisionsverbot in einem engen Zusammenhang 
mit dem zivilrechtlichen quota litis-Verbot des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB bzw. dem (unter 
3.2 näher erörterten) entsprechenden standesrechtlichen Verbot – in beiden Fällen 
handelt es sich gemäß einem Erkenntnis des OGH890 um so genannte „partiarische 
Verträge“: Bei der quota litis wird das Honorar in ein Verhältnis zur Höhe der im 
Prozess erstrittenen Sache gesetzt, während es sich beim Provisionsverbot vom Wert 
des vermittelten Geschäftes errechnet. Diese Ansicht wird zusätzlich gestützt durch die 
oben genannte (wenngleich im Ergebnis fragwürdige) OBDK-Entscheidung 
2 Bkd 3/07891, wo die erkennende Behörde für eine Vermittlungsprovision selbst den 
Ausdruck „Erfolgshonorar“ gebraucht. Meines Erachtens ist § 51 RL-BA ein aus den 
Wertungen des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB abgeleitetes Verbot. Die 
Verordnungsbestimmung des § 51 RL-BA orientiert sich inhaltlich an vom Gesetzgeber 
im anwaltlichen Standesrecht, aber auch für den „Rechtsfreund“ im ABGB 
                                            
890 OGH 04.04.1951, 1 Ob 194/51, SZ 24/93. 
891 OBDK 10.12.2007, AnwBl 2008, 325. 
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vorgegebenen Kriterien. Geht man von dieser Deutung aus, so ist die Gesetzmäßigkeit 
des § 51 RL-BA (Art 18 Abs 1 B-VG) besser gesichert, als wenn das Verbot lediglich 
als Konkretisierung dessen angesehen wird, was nach „gefestigter Standesauffassung“ 
unter „Ehre und Würde des Standes“ hinsichtlich der „Redlichkeit und Ehrlichkeit“ des 
anwaltlichen „Benehmens“ (§ 10 Abs 2 RAO) zu verstehen ist. Eben aus diesem Grund 
sollte einer Herleitung des Verbots aus Wertungen des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB und des 
§ 16 Abs 1 RAO der Vorzug gegeben werden. 
 
Folglich muss bei § 51 RL-BA (zumindest auch) ein ähnlicher Schutzzweck wie bei 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB angenommen werden: Demnach soll der Rechtsanwalt für seine 
Tätigkeit nicht ein völlig erfolgsabhängiges, vom Ausmaß der eigenen Mühewaltung 
losgelöstes Entgelt fordern und auch seinen Wissensvorsprung nicht ausnützen, um den 
unerfahrenen Klienten zur Zusage einer überhöhten Provision zu verleiten (Näheres 
zum Schutzzweck des quota litis-Verbotes siehe Punkt 3.2). Dabei bleibt zu beachten, 
dass letzterer Schutzzweck, der bei § 879 Abs 2 Z 2 ABGB und § 16 Abs 1 RAO als der 
Wesentlichste angesehen wird (Näheres dazu siehe unter Punkt 3), beim 
Provisionsverbot weniger Bedeutung besitzt, zumal bei nichtanwaltlicher Tätigkeit der 
Wissensvorsprung des Anwalts typischerweise nicht dermaßen ins Gewicht fällt wie bei 
der anwaltlichen „Kerntätigkeit“. Dennoch besteht kein Grund, das Verbot deshalb 
(Thiery und der OBDK in 2 Bkd 3/07 folgend) auf anwaltliche Tätigkeit zu 
beschränken, weil dies mit einer systematisch-logischen und Verbalinterpretation nicht 
vereinbar wäre. Vor allem aber können im Rahmen der teleologischen Interpretation 
verstärkt andere Schutzzwecke des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB herangezogen werden, etwa 
die Wahrung des Standesansehens (siehe dazu Näheres im zweiten Abschnitt): Als 
Normzweck des § 51 RL-BA kann auch das Ziel gesehen werden, gewisse als 
unehrenhaft geltende Geschäftspraktiken wie das Vermitteln gegen Provision, die eines 
Rechtsanwalts als Säule des Rechtsstaates im Unterschied zu einem Kaufmann 
unwürdig sind, generell zu unterbinden.892 Mit diesem Normzweck erscheint die 
Erstreckung des Provisionsverbots auf nichtanwaltliche Tätigkeit auch teleologisch 
sinnvoll.  
                                            
892 Vgl. in diesem Sinn OGH Ds I 20/11, Gerichtshalle 1912, 204. 
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Soweit für die Zulassung von Provisionen für Vermittlungstätigkeit mit der (von Thiery) 
vorzitierten Entscheidung 8 Ob 4/97i argumentiert wird, ist zu entgegnen, dass diese 
unmittelbar nur die zivilrechtliche Seite der vom Anwalt abgeschlossenen 
Provisionsvereinbarung betrifft. Hingegen ist die standesrechtliche Zulässigkeit einer 
solchen Entgeltvereinbarung gesondert zu beurteilen. Denn das Standesrecht will dem 
Rechtsanwalt mitunter selbst zivilrechtlich zulässige Verhaltensweisen untersagen:893 So 
könnte das Verbot dem Anwalt bloß verbieten, einen Maklerlohn vertraglich „zu 
vereinbaren“ (erster Fall) oder diesen „entgegenzunehmen“ (zweiter Fall) und sich 
durch dessen Einforderung auf die geschlossene zivilrechtliche Vereinbarung zu 
berufen. Die Frage, was zwischen einem Standesangehörigen und dessen (in aller Regel 
nicht standeszugehörigem) Vertragspartner als vereinbart gilt, ist jedenfalls von der 
Frage zu trennen, ob der Standesangehörige für den Abschluss des so geltenden 
Vertragsinhaltes (oder die Berufung auf einen solchen) disziplinär verantwortlich ist.894 
Eben ein solches Auseinanderfallen von zivilrechtlicher Gültigkeit und 
standesrechtlicher Zulässigkeit ist bei Provisionsvereinbarungen anzunehmen, zumal 
sich das Verbot einseitig an den Anwalt richtet und die Verkehrserwartung von dessen 
Vertragspartner offensichtlich nicht beeinflussen will: Denn der Vertragspartner des 
Rechtsanwalts wird von dem standesrechtlichen Verbot des § 51 RL-BA nicht berührt. 
Dieser kann in Ermangelung einer abweichenden Bestimmung vielmehr vertrauen, dass 
er für die Maklertätigkeit auch ein branchentypisches Entgelt (Provision) zu zahlen hat, 
das erfolgs- und nicht aufwandsabhängig ist. Nach allgemeiner Erfahrung wird beim 
Maklergeschäft der Empfängerhorizont des Vertragspartners nicht sosehr von der 
Standeszugehörigkeit des Maklers geprägt, sondern von der spezifischen Art des 
Geschäftes. Bei einem Maklergeschäft erwartet sich ein redliche Durchschnittsmensch 
(§ 914 ABGB) im Regelfall, nur im Erfolgsfall, nicht aber für bloße 
Vermittlungsbemühungen bezahlen zu müssen. Dieses typischerweise bestehende 
                                            
893 Vgl. OBDK AnwBl 1991, 25 [Strigl Walter], wo auf die mögliche Standeswidrigkeit selbst 
zivilrechtlich zulässiger Vereinbarungen hingewiesen wird. 
894 Vgl. Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 237f., wonach hinsichtlich der Schranken für freie 
Honorarvereinbarungen genau zwischen zivilrechtlicher und disziplinärer Verantwortlichkeit 
unterschieden werden muss. 
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Vertrauen muss der Rechtsanwalt (wie ein Makler auch) erst beseitigen, indem er auf 
eine abweichende Honorierung besteht.  
 
All diese Argumente zeigen einerseits, dass die in 8 Ob 4/97i vertretene zivilrechtliche 
Beurteilung des OGH richtig ist, sowie andererseits, dass hier zivil- und 
standesrechtliche Beurteilung auseinander fallen. Es stellt keinen Wertungswiderspruch 
dar, wenn das Standesrecht dem Rechtsanwalt Maklertätigkeit auf Provisionsbasis 
untersagt, wenngleich das Zivilrecht genau dies als Vertragsinhalt im Zweifel vermutet. 
 
Aufgrund genauer dogmatischer Betrachtung erscheint die jüngst ergangene OBDK-
Rechtsprechung zu § 51 RL-BA, die im Ergebnis auf einen Gleichklang von 
zivilrechtlicher Gültigkeit und standesrechtlicher Zulässigkeit bei 
Provisionsvereinbarungen hinausliefe, eher nicht vertretbar.  
 
Im Ergebnis ist festzuhalten, dass bei Übernahme von Maklertätigkeiten durch einen 
Rechtsanwalt mangels gesonderter Vereinbarung ein in einem Prozentsatz des 
vermittelten Geschäftes bestehender Provisionsanspruch zivilrechtlich als bedungen 
anzusehen ist. Standesrechtlich vertritt die OBDK zwar neulich mit Thiery die 
Zulässigkeit derartiger Provisionsvereinbarungen, dies aber contra legem und auch 
entgegen ihrer eigenen früheren Judikatur. Daher ist fraglich, ob sich diese neue 
Sichtweise in Zukunft verfestigen wird, oder ob die Standespraxis nicht doch zu ihrer 
alten Linie zurückkehrt. Richtigerweise ist der Rechtsanwalt jedenfalls gehalten, bei 
Eingehung eines Maklervertrages das dispositive Maklerrecht hinsichtlich der 
Entgeltsfrage abzubedingen und stattdessen eine standesrechtlich zulässige 
Honorarform für seine Vermittlungstätigkeit zu wählen, etwa eine aufwandsbezogene 
Entlohnung (Tarif, Zeithonorar), aber auch ein Pauschalhonorar. Verstößt er gegen 
diese Verpflichtung, kommt der Vertrag mit einem Provisionsanspruch zwar 
zivilrechtlich wirksam, aber standesrechtlich unerlaubt zustande. Die Sanktion gegen 
die Übertretung des standesrechtlichen Verbots (bis hin zur Disziplinarstrafe) trifft 
allein den Anwalt, während sie die Rechtsposition seines Vertragspartners unberührt 
lässt, sodass sich der Mandant im Honorarprozess auf die Provisionsvereinbarung 
berufen kann.  
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3. Kapitel Verbot des „An-Sich-Lösens der anvertrauten Streitsache“, der 
Streitanteilsvereinbarung bzw. eines sonstigen Erfolgshonorars 
(§ 16 Abs 1 zweiter Satz RAO) 
 
§ 16 Abs 1 zweiter Satz RAO lautet idF BGBl I 2008/68: 
 
„[Der Rechtsanwalt kann sein Honorar frei vereinbaren.] Er ist jedoch nicht berechtigt, 
eine ihm anvertraute Streitsache ganz oder teilweise an sich zu lösen.“ 
 
Die Reichweite dieser Verbotsbestimmung war bereits seit ihrer Erlassung in der Lehre 
umstritten, und auch die Praxis der zum Vollzug der Standesvorschriften jeweils 
zuständigen Disziplinarbehörden hat im langen Geltungszeitraum der Verbotsnorm 
schon widersprüchliche Tendenzen gezeigt. Diesbezügliche Unklarheiten sind bis in 
jüngste Zeit erhalten geblieben.  
 
Dogmatisch haben sich inzwischen folgende drei unterschiedliche Tatbestände 
herauskristallisiert: 
 
i) „An-Sich-Lösen der anvertrauten Streitsache“ 
ii) Streitanteilsvereinbarung (pactum de quota litis) 
iii) Sonstige Erfolgshonorarvereinbarung (pactum de palmario) 
 
Lediglich die ersten beiden Tatbestände, nicht aber das pactum de palmario, bewirken 
nach vorherrschender Meinung auch die zivilrechtliche Nichtigkeit der 
Honorarvereinbarung nach § 879 Abs 2 Z 2 ABGB.895 Nähere Ausführungen bezüglich 
der zivilrechtlichen Problematik finden sich im fünften Abschnitt. 
 
                                            
895  Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 241 u. 242; Gschnitzer in Klang2 IV/1, 197; vgl. OGH EvBl 
1973/11, 20; RS 0016810. 
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Im fünften Abschnitt (Kapitel 1.8) wurde bereits erörtert, dass dem 
Nichtigkeitstatbestand gemäß § 879 Abs 2 Z 2 ABGB wohl richtigerweise auch 
außergerichtliche Vertretungsleistungen unterliegen, sofern diese der Geltendmachung 
subjektiver Vermögensrechte dienen. Die für den zivilrechtlichen Bereich vertretene, 
ausdehnende Deutung des Begriffs der „Streitsache“ ist jedenfalls auch im 
standesrechtlichen Bereich maßgeblich – entsprechende disziplinarrechtliche Judikatur 
besteht.896    
 
 
1. „An-Sich-Lösen der anvertrauten Streitsache“ 
 
Lohsing/Braun definieren das „An-Sich-Lösen der anvertrauten Streitsache“ als „das 
(gänzliche oder teilweise) Verdrängen des Klienten aus dem dominium litis zugunsten 
des R[echts]A[nwalts].“897 Nach Ansicht der Autoren soll es wesentlich darauf 
ankommen, dass der „Rechtsfreund“ die Befugnis erlangt, im eigenen Namen und 
aufgrund eigener materieller Berechtigung über den Streitgegenstand zu verfügen898, 
also den Prozess nach Belieben zu Ende zu führen oder vorzeitig nachzugeben und 
Vergleiche zu schließen. Einer oberstgerichtlichen Disziplinarentscheidung899 zufolge 
soll diese Bestimmung verhindern, dass der Partei während anhängigen Prozesses das 
„dominium litis“ aus der Hand gleitet, sie somit die Herrschaft über den anhängigen 
Prozess an ihren Rechtsanwalt verliert. Darin soll nach Ansicht des OGH eine verpönte 
Prozesslenkung durch den Rechtsfreund liegen.900 Ist eine Sache (z.B. Forderung) der 
Partei bereits rechtskräftig zuerkannt, so ist der Tatbestand mangels „Strittigkeit“ der 
Sache nicht erfüllt.901 Dies ließe den Schluss zu, es käme für ein „An-Sich-Lösen“ auf 
die Möglichkeit des Rechtsanwalts an, auf ein noch laufendes Verfahren durch 
Erlangung des rechtlichen dominium litis (damit verbunden vor allem Weisungsfreiheit 
vom Mandanten) anders als bisher einzuwirken.  
                                            
896 OGH Gerichtshalle 1918, 352. 
897  Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 241. 
898  Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 242. 
899  OGH 2.12.1915, Ds I-13/15, JBl 1916, 87 [Bum Ernst]. 
900  Dabei beruft sich der OGH zu Unrecht auf F.v. Zeiller, vgl. JBl 1916, 87. 
901  Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 242. 
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Andererseits könnte der Verbotszweck darin bestehen, den Anwalt an einer materiellen 
„Teilhaberschaft“ (das heißt mit wirtschaftlichem Eigeninteresse) an einer Sache, die er 
für die von ihm vertretene Partei erst erstreiten müsste, zu hindern. Demzufolge soll der 
Rechtsanwalt den Druck des anhängigen Verfahrens gegen seine regelmäßig rechtlich 
unerfahrene Partei nicht ausnutzen, um den für die Partei verfolgten Anspruch materiell 
zu seinem eigenen zu machen und sodann den Prozess im wirtschaftlichen 
Eigeninteresse fortzusetzen. So wird etwa bei bloßer Inkassozession kein Verstoß gegen 
§ 16 Abs 1 RAO angenommen.902  
 
Meines Erachtens treffen die vorgenannten Ausführungen den Normzweck aber nicht 
vollständig, was auch die Disziplinarjudikatur zeigt: Nach Ansicht der OBDK soll kein 
„An-Sich-Lösen einer anvertrauten Streitsache“ im Sinn des § 16 Abs 1 zweiter 
Satz RAO vorliegen, wenn ein Rechtsanwalt streitverfangene Liegenschaftsanteile 
kauft, um damit einen gegenüber seinem Klienten bestehenden Honoraranspruch 
abzudecken.903 Gleiches wurde schon vor langer Zeit vom Disziplinarsenat des OGH 
vertreten, wenn sich ein Rechtsanwalt streitverfangene Forderungen zur Besicherung 
seiner bereits entstandenen Honorarforderungen zur Sicherheit zedieren lässt.904 
Folglich kann es wohl nicht so sehr auf das wirtschaftliche Eigeninteresse des Anwalts 
an der Innehabung der Streitsache ankommen: Denn selbst wenn die Übereignung der 
Sache Sicherheit für ein nicht im Erhalt der Sache (bzw. ihres Gegenwerts) bestehendes 
Honorar bildet, liegt dies dennoch immanenter Maßen im wirtschaftlichen 
Eigeninteresse des Anwalts. Trotzdem soll dies nach den Wertungen der vorzitierten 
Rechtsprechung kein disziplinäres „An-Sich-Lösen“ darstellen, weil der Erhalt der 
Streitsache hier nicht selbst Gegenstand des Entgeltanspruchs ist, sondern lediglich 
(mittelbar oder unmittelbar) der Liquidierung eines anderweitig errechneten Honorars 
dient.  
 
                                            
902  Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 241f. 
903 OBDK AnwBl 2005, 296 [Strigl]. 
904 OGH 19.05.1882, JBl 1883, 430. 
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Verpönt ist viel eher generell die definitive Veräußerung strittiger Forderungen an den 
Rechtsanwalt, der mit deren Durchsetzung beauftragt ist. Dies untermauern auch die 
historischen Erwägungen zu § 879 Abs 2 Z 2 ABGB, wo schon in der Stammfassung 
aus 1811 (damals noch Z 3) das „An-Sich-Lösen der anvertrauten Streitsache“ für 
nichtig erklärt wurde. Wenngleich es sich dabei um den zivilrechtlichen Tatbestand 
handelt (welcher vom standesrechtlichen grundsätzlich zu unterscheiden ist, siehe die 
vorherigen Erläuterungen unter Punkt 1.8 (zivilrechtliche Ingerenz des 
„Angemessenheitsgebotes“) bzw zu Punkt 2) (Verbot der Vereinbarung eines 
Maklerlohns), so decken sich die beiden Tatbestände doch hinsichtlich dessen, was 
unter „An-Sich-Lösen“ verstanden wird, sodass auf die Erläuterungen F. v. Zeillers 
zurückgegriffen werden kann: Demnach solle das Verbot verhindern, dass 
Rechtsanwälte „kurzsichtige Parteyen durch Vorspiegelungen des großen Kosten- und 
Müheaufwandes, und durch die angedrohte Versagung des Rechtsbeystandes zu 
unmäßigen Verheißungen, oder zur Abtretung ihres Rechtes, das sie doch zu verfechten 
übernommen haben“, verleiten.905 Somit sollte mit dem Verbot des „An-Sich-Lösen“ 
der Streitsache (ähnlich wie im Übrigen bei der Streitanteilsvereinbarung, dazu 
Punkt 3.2) vor allem die dadurch bewirkte Gefahr der Übervorteilung des 
rechtsunkundigen Mandanten, der die Prozesschancen selbst viel weniger abschätzen 
kann als der Rechtsanwalt, verhindert werden. Der Mandant sollte vor dem Risiko 
bewahrt werden, entweder einen unverhältnismäßig großen Teil seiner Forderung 
seinem Anwalt als Honorar abzutreten, oder aber die strittige Forderung gegen ein 
unverhältnismäßig geringes (oder gar kein) Entgelt zur Gänze an den Anwalt zu 
übertragen. Maßstab der Verhältnismäßigkeit hat dabei das Ausmaß des „Kosten- und 
Müheaufwandes“ zu sein, nicht aber die Erfolgschance des Rechtsstreits. 
Entgeltvereinbarungen hinsichtlich gerichtlicher Parteienvertretung waren gemäß der 
Urfassung des ABGB von 1811 (§ 879 Abs 2 Z 3 idF bis zum Inkrafttreten der RAO, 
RGBl 1868/96) generell unwirksam (Näheres dazu unter Punkt 3.2). Die Entlohnung für 
die geleistete Vertretung war nach dem damals geltenden anwaltlichen Honorarregime 
der Allgemeinen Gerichtsordnung vom 01.05.1781 (AGO 1781, JGS 13) ohne 
Rücksicht darauf, „was immer dießfalls zwischen dem Advocaten und der Partey 
                                            
905 F. v. Zeiller, ABGB § 879, Erl 3. 
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bedungen worden wäre“ (§ 427), durch das Prozessgericht nach gesetzlich 
vorgegebenen Kriterien906 zu bestimmen (Näheres dazu unter Punkt 3.2). Der 
Rechtsanwalt sollte nach dem Konzept des ABGB nicht in Abgeltung seiner 
anwaltlichen Leistungen – ohne jegliche Bezugnahme auf das tatsächliche Ausmaß an 
Mühewaltung – die ihm zur Durchsetzung anvertraute Forderung erhalten. Eigener 
Meinung zufolge lassen die Erläuterungen F. v. Zeillers zudem erkennen, dass die 
Gewährleistung des anwaltlichen „Rechtsbeystandes“ nicht durch das „An-Sich-Lösen 
der anvertrauten Streitsache“ beeinträchtigt werden soll. Denn durch das „An-Sich-
Lösen“ würde der Anwalt die strittige Forderung in sein Vermögen übernehmen und 
könnte sie auf eigene Rechnung geltend machen, anstatt sich um deren Einbringung für 
den Mandanten zu bemühen. Derartige Erwägungen finden sich bereits vor dem Ersten 
Weltkrieg in der Judikatur.907    
 
Aus all dem folgt meiner Ansicht nach, dass das „An-Sich-Lösens der anvertrauten 
Streitsache“ jedes Verhalten umfasst, bei dem ein Rechtsanwalt einen Anspruch, dessen 
Durchsetzung in einem noch zu führenden Rechtsstreit er zuvor übernommen hat, in 
sein Vermögen – gegen welches Entgelt auch immer (anwaltliche Leistungen, 
Barablöse etc.) – übernimmt. Dabei ist es nicht notwendig, dass die Gegenleistung des 
Anwalts tatsächlich unverhältnismäßig gering ausfällt908 – sanktioniert wird bereits die 
„abstrakte“ Gefährdung909 des Klienten, übervorteilt zu werden. Bezüglich überhöht 
vereinbarter Honorare besteht eine gesonderte standesrechtliche Honorarschranke, die 
nicht alle Elemente des zivilrechtlichen Wuchertatbestand des § 879 Abs 2 Z 4 ABGB 
                                            
906 Dies erfolgte gemäß § 428 AGO nach dem Maße der „besonderen Mühe“, die „der Advocat zur 
Herbeyschaffung der Behelfe, und sonstiger Vorbereitung, auch gründlicher Belegung seiner 
Satzschriften“ angewendet hatte bzw. nach Maßgabe dessen, inwieweit „aus dem Inhalt der 
verfassten Schrift ein ausnehmender Fleiß und ganz vorzügliche Geschicklichkeit hervorleuchte“, 
ferner danach, inwieweit der Anwalt „den Proceß mit möglicher Genauigkeit und Beförderung 
abgeführet habe“ und „ob er sich hiebey durchaus in Folge dieser Gerichtsordnung benommen habe“, 
letztlich „ob nicht der Vermögensstand der Partey eine genauere Mäßigung fordere“. 
907 Vgl. OGH Ds I 26/11, JBl 1912, 370, wo es auszugsweise heißt: “Die ideale Aufgabe des 
Rechtsanwaltes, an der Suche nach der Wahrheit mitzuwirken, wäre in dem Falle bedeutend 
erschwert, wo er infolge der gänzlichen oder teilweisen Ansichbringung des Streitgegentandes aus 
der Rolle des unabhängigen Vertreters in jene der Streitpartei herabsinken würde.” 
908 Braun/Lohsing, Anwaltsrecht2, 244; vgl. OGH 6 Ob 311/66, SZ 39/160. 
909 Vgl. Wagner E., wonach der Anwalt selbst über den „Verdacht“ erhaben sein soll, sein besseres 
Fachwissen auszunützen, dieselbe, JBl 2001, 431.   
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erfordert910 und unter Punkt 1) bereits dargestellt wurde. Neben der Verhinderung einer 
„abstrakten“ Gefährdung des Klienten will das Verbot Rechtsanwälte dazu anhalten, ihr 
Wissen und ihre Erfahrung ausschließlich zu dem Zweck zu gebrauchen, anderen bei 
der Durchsetzung strittiger Forderungen zu helfen. Sie sollen ihr Wissen nicht 
stattdessen ausnützen, um strittige Forderungen (deren Durchsetzung ihre berufsmäßige 
Aufgabe auch im Interesse der Rechtspflege ist) – günstig oder nicht – zu erwerben.  
 
Meines Erachtens tritt nur dann keine vom Gesetz verpönte wirtschaftliche Beteiligung 
an der verfolgten Rechtssache ein, wenn die Entstehung des Entgeltsanspruchs für die 
anwaltliche Tätigkeit vom Erhalt der Streitsache vor der Verfahrensbeendigung 
losgekoppelt ist, der Anwalt also nicht schon während anhängigem Rechtsstreit die 
Sache in Abgeltung seiner Leistungen erhält. Hingegen will die Rechtsordnung nicht 
verbieten, dass der Rechtsanwalt seine anderweitig (etwa nach dem Ausmaß der 
geleisteten Arbeit) errechnete Honorarforderung „zahlungshalber“ durch Erhalt der 
streitverfangenen Sache befriedigt, sofern der Sachwert auf die Forderungshöhe 
lediglich angerechnet wird und ein etwaiger Mehrwert an den Honorarschuldner 
ausgefolgt wird.  
 
 
2. Streitanteilsvereinbarung (pactum de quota litis) 
 
Der Tatbestand des pactum de quota litis ist vom „An-Sich-Lösen der anvertrauten 
Streitsache“ zu unterscheiden: Während beim „An-Sich-Lösen“ die Streitsache schon 
vor Beendigung des Rechtsstreits in die Rechtszuständigkeit des Anwalts übertragen 
wird, bleibt bei der quota litis der Streitgegenstand bis zur Beendigung des Prozesses im 
Eigentum des Mandanten, der darüber frei verfügungsberechtigt und somit „Herr des 
Verfahrens“ ist. Der Mandant verspricht lediglich vor Prozessende seinem Anwalt als 
Honorar einen Teil jenes Betrages, der ihm (später allenfalls) zuerkannt wird.911 Da der 
                                            
910 Vgl. OGH 8 Ob 367/62, EvBl 1963/180 
911 Vgl. die Definition bei Krainer Beate, ecolex 2007, 593. 
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Honoraranspruch somit von der erfolgreichen Einbringung der Streitsache abhängt, 
stellt die quota litis ein Erfolgshonorar dar (Näheres zu diesen unter 3.3). 
 
Der Unterschied zwischen „An-Sich-Lösen der anvertrauten Streitsache“ und dem 
pactum de quota litis kann leicht übersehen werden912, hatte aber in der Vergangenheit 
lange durchaus praktische Bedeutung: Denn im Unterschied zum „An-Sich-Lösen der 
anvertrauten Streitsache“ findet die quota litis nur in § 879 Abs 2 Z 2 ABGB, nicht aber 
auch im standesrechtlichen Verbotstatbestand des § 16 Abs 1 RAO ausdrücklich 
Erwähnung. Zur Problematik einer standesrechtlichen Ingerenz der zivilrechtlichen 
Nichtigkeit (dazu weiter unten) tritt komplizierend913 der Umstand, dass 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB und § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO jeweils einen 
unterschiedlichen Entstehungszeitpunkt aufweisen: Die in § 16 RAO enthaltene 
Verbotsbestimmung trat bereits mit der Stammfassung der Advocatenordnung (RGBl 
1868/96) am 01.01.1869 (heutige Bezeichnung RAO) in Kraft und bewirkte in der 
Folge eine Einschränkung des Anwendungsbereiches der in § 879 Abs 2 ABGB (damals 
Z 3)  enthaltenen Nichtigkeitsbestimmung. Dieser lautete seit der ABGB-Stammfassung 
1811 bis zum Inkrafttreten der III. Teilnovelle (RGBl 1916/69)  am 01.01.1917: „[Abs 
2: Ins besondere sind, außer den am gehörigen Orte angeführten, folgende Verträge 
ungültig:] [...] Z.3 Wenn ein Rechtsfreund sich für die Uebernehmung eines Processes 
eine bestimmte Belohnung bedingt; oder eine ihm anvertraute Streitsache an sich 
löset.“. Vor dem Inkrafttreten der Advocatenordnung war somit jegliche 
Honorarvereinbarung unzulässig (Näheres zur damaligen Rechtslage wurde im fünften 
Abschnitt erläutert).  
 
Dies änderte sich mit dem Inkrafttreten von § 16 Abs 1 der Advocatenordnung (RAO). 
Gemäß Art II des Einführungsgesetzes zur Advocatenordnung wurden alle Gesetze und 
Vorschriften, welche Gegenstände dieses Gesetzes betrafen, insoweit sie mit dessen 
Bestimmungen nicht in Einklang standen, aufgehoben. Diese Aufhebung umfasste 
insbesondere auch die Bestimmung des § 879 ABGB, wonach ein Rechtsfreund sich für 
                                            
912 Vgl. Krainer Beate, ecolex 2007, 593. 
913 Vgl. Krainer Beate, ecolex 2007, 592, derzufolge dies der Grund für die häufige Missachtung der 
Unterscheidung sein soll. 
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die Übernehmung eines Prozesses im Voraus kein Honorar bedingen durfte – 
wohingegen das Verbot des „An-Sich-Lösen“ der Streitsache nunmehr auch 
ausdrücklich das „teilweise An-Sich-Lösen“ erfasste.914  
 
Durch diese Neuregelung wurde die Frage aufgeworfen, ob infolge der grundsätzlich 
statuierten Freiheit der Honorarvereinbarung und eines Umkehrschlusses aus dem 
Fehlen eines ausdrücklichen quota litis-Verbotes eine solche nun zulässig sei oder aber 
als ein teilweises „An-Sich-Lösen“ der anvertrauten Streitsache zu betrachten und somit 
verboten wäre.915 In den darauf folgenden Jahrzehnten blieb die Disziplinarjudikatur 
uneinig, ob dem Rechtsanwalt das pactum de quota litis standesrechtlich zuzugestehen 
sei oder nicht: So hat der Disziplinarsenat des OGH noch kurz vor Ausbruch des Ersten 
Weltkrieges wiederholt916 ausgesprochen, dass auch das Ausbedingen eines Honorars in 
Höhe eines bestimmten Teils des Streitgegenstandes im Zuge des Prozesses als ein nach 
den § 879 ABGB und § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO verbotenes „teilweises An-Sich-
Lösen der anvertrauten Streitsache“ aufzufassen sei. Dieser Rechtsprechung des OGH 
hat sich jedoch kurz darauf der Disziplinarrat der Wiener Rechtsanwaltskammer nicht 
angeschlossen und ausgesprochen, dass die Vereinbarung einer quota litis weder unter 
§ 879 ABGB noch unter § 16 RAO zu subsumieren wäre. Dabei führte der 
Disziplinarrat aus: „ ... Das pactum de quota litis, die Vereinbarung, mittels der dem 
Advokaten eine Beteiligung an dem Prozeßergebnisse durch Zusicherung eines – sei es 
mit einem ziffernmäßig, sei es mit einem im Verhältnisse zur erstrittenen Summe 
bestimmten Betrage festgesetzten – Erfolgshonorares versprochen wird, kann somit als 
eine dem Gesetze widerstreitende Verabredung nicht angesehen werden, weil sie 
lediglich einen obligatorischen Anspruch des Advokaten gegen seinen Mandanten auf 
Bezahlung der bedungenen Entlohnung begründet, das zwischen der Partei und deren 
Prozeßgegner bestehende Rechtsverhältnis nicht berührt und dem Advokaten ein gegen 
die Partei oder dritte Personen verfolgbares Recht an der Streitsache selbst nicht 
verleiht. Der Advokat, der sich ein mit einem Prozentsatze des Wertes des 
Streitgegenstandes bemessenes Honorar ausbedingt, löst die Forderung seines 
                                            
914 Jahoda, ÖJZ 1954, 606. 
915 Jahoda, ÖJZ 1954, 605. 
916 Vgl. OGH Ds I 26/11, JBl 1912, 370; zuletzt Ds V 3/14, JBl 1914, 242. 
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Mandanten ebensowenig an sich, wie der Makler die Kaufschillingsforderung seines 
Auftraggebers, der ihm einen Prozentsatz dieser Forderung als Provision verspricht. 
Der Disziplinarrat war daher der Meinung, daß dem Beschuldigten eine gegen die 
Berufspflicht, seine Vertretungstätigkeit dem Gesetze gemäß auszuüben, verstoßende 
Handlungsweise nicht zur Last gelegt werden könne. Der Disziplinarrat vermochte in 
der Ausbedingung eines Perzentualhonorars auch eine als Beeinträchtigung der 
Standesehre zu qualifizierende Verfehlung nicht zu erkennen, in der Erwägung, daß 
sowohl der Tarif für Advokaten als auch der Tarif für Notare nach Prozenten des 
Wertes der übernommenen Rechtssachen abgestufte Entlohnungen festsetzen, das 
Gesetz selbst somit die Berechnung des Honorars auf dieser Grundlage nicht als einen 
der Ehre der zur Parteienvertretung berufenen Stände abträglichen Vorgang 
ansieht.“917 Infolge Berufung der Oberstaatsanwaltschaft hat der OGH918 darauf hin im 
Jahr 1915 die Ansicht des Disziplinarrats bestätigt und in Abkehr von seiner vorigen 
Rechtsmeinung ausgesprochen: „ [...] Verboten und mit Nichtigkeit bedroht sollten nach 
der Absicht des Gesetzgebers solche Geschäfte sein, wodurch der Rechtsanwalt in die 
Lage versetzt wird, im eigenen Namen und kraft eigenen Rechtes über den 
Streitgegenstand zu verfügen, weil er Gelegenheit hat, „kurzsichtige Parteien durch 
Vorspiegelung des großen Kosten- und Müheaufwandes [...] zu unmäßigen 
Verheißungen oder zu Abtretung ihres Rechtes zu verleiten“ (Zeiller, Comm. Erl. 3 zu 
§ 879). Die freie Herrschaft über den Prozeß soll der Partei gewahrt bleiben und ihre 
Benachteiligung durch Verträge, infolge welcher sie dieser Herrschaft ganz oder 
teilweise verlustig wird, hintangehalten werden. Das dominium litis gleitet der Partei 
jedoch nur dann aus den Händen, wenn sie den strittigen Anspruch dem Rechtsfreunde 
abtritt, nicht auch, wenn sie ihm einen Teil des ersiegten Betrages verspricht, mag 
dieser auch prozentuell bestimmt sein. [...] Da sich der Advokat  durch § 16 [R]AO 
jederzeit eine bestimmte Entlohnung ausbedingen darf, verstößt er durch die 
Vereinbarung eines nur im Verhältnisse zum ersiegten Betrage bedungenen Entgeltes 
an sich weder gegen die Berufspflichten, noch gegen das Ansehen und die Ehre des 
Standes. [...] Die Bestimmung des 16 [R]AO ist mit unwesentlichen Änderungen in den 
Entwurf einer Advokatenordnung als dessen § 18 Abs 1 aufgenommen worden [...] 
                                            
917 E unveröff, zitiert nach Bum Ernst zu OGH Ds I-13/15, JBl 1916, 86 (87).   
918 OGH 2.12.1915, Ds I-13/15, JBl 1916, 85 (87) [Bum Ernst].  
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Keineswegs aber in der Absicht, den Entwurf als Erläuterungsmittel des bestehenden 
Gesetzes zu gebrauchen, sondern um darzutun, daß auch de lege ferenda kein Grund 
besteht, an der Rechtslage, wie sie nach Auffassung des Disziplinarsenates schon dem 
gegenwärtigen Gesetze entspricht, etwas zu ändern, wird auch vom Entwurfe und 
seinen Gründen an dieser Stelle Kenntnis genommen. “ 
 
Obwohl in der Regierungsvorlage zum Entwurf einer Advokatenordnung von 1911 zum 
dortigen § 18 Abs 1 („Der Advokat ist jederzeit berechtigt, sich ein bestimmtes Entgelt 
zu bedingen; dagegen ist ihm nicht gestattet, eine anvertraute Streitsache ganz oder 
teilweise an sich zu lösen.“) ausdrücklich angemerkt wurde, dass die quota litis 
demnach zulässig sei919, sprach sich der Justizausschuss des Abgeordnetenhauses gegen 
diese Regelung aus. In der III. Teilnovelle 1916 (RGBl 1916/69) wurde sodann das 
quota litis-Verbot ausdrücklich in § 879 Abs 2 ABGB in dessen nunmehrige Z 2 
aufgenommen. Wenngleich diese Änderung nur den zivilrechtlichen 
Nichtigkeitstatbestand betraf und eine Änderung auch des standesrechtlichen Verbotes 
in § 16 RAO unterblieb, vertritt die Disziplinarjudikatur920 seither die Ansicht, dass das 
standesrechtliche Verbot des § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO auch 
Streitanteilsvereinbarungen mitumfasst.  
 
Eigener Meinung zufolge ist es zwar im Ergebnis zutreffend, dass das Eingehen einer 
quota litis nach derzeitiger Rechtslage standesrechtlich verboten und disziplinär ist. 
Zweifelhaft erscheint aber die gängige Begründung, wonach sich dies unmittelbar aus 
§ 16 RAO ergäbe. Es ist zumindest fraglich, ob – wie die überholte Judikatur921 vor dem 
Inkrafttreten der III. Teilnovelle vermeinte – die quota litis noch unter die 
Wortbedeutung „teilweises An-Sich-Lösen der anvertrauten Streitsache“ zu 
subsumieren ist. Meines Erachtens ist dies abzulehnen, zumal die Lehre doch 
                                            
919 Dabei wird ausgeführt, dass der Advokat dadurch ein persönliches Interesse daran erlange, dass die 
Partei im Prozesse einen möglichst hohen Betrag ersiege; zwar sei damit die Gefahr vergrößert, dass 
der Anspruch maßlos gesteigert werde, dies rechtfertige jedoch kein Verbot der quota litis, zumal es 
„mit Beruhigung dem richtigen Ermessen der Disziplinarbehörde überlassen werden kann, zu 
überwachen, daß die Grenzen, die hier der Erwerbsabsicht gesteckt sein müssen, nicht überschritten 
werden.“, vgl. EB zur RV betreffend § 18, 1046 BlgAH , XXI Sess. 
920 So bereits OGH 01.07.1918, Ds IV 12/18, Gerichtshalle 1918, 352; vgl. unlängst OBDK 3 Bkd 2/06, 
AnwBl 2007, 312. 
921 Vgl. OGH Ds I 26/11, JBl 1912, 370; zuletzt Ds V 3/14, JBl 1914, 242. 
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wesentliche Unterschiede der quota litis hinsichtlich des dominium litis hervorgekehrt 
hat, diese somit nicht mehr unter den äußerst möglichen Wortsinn des 
§ 16 Abs 1 zweiter Satz RAO fällt. Diese Ansicht hat im Übrigen auch der OGH im 
Jahr 1915922 bestätigt. Dogmatisch besser erscheint es mir daher, die Standeswidrigkeit 
der quota litis mittelbar aus der zivilrechtlichen Nichtigkeitsbestimmung des 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB abzuleiten: Denn es wird unabhängig von § 16 RAO für 
disziplinär unzulässig angesehen, als Rechtsanwalt am Zustandekommen zivilrechtlich 
nichtiger Verträge mitzuwirken.923 Dieses Argument hat bereits im Jahr 1953 der 
Disziplinarrat der Rechtsanwaltskammer in Wien gebraucht, um die disziplinäre 
Strafbarkeit einer gegen § 879 Abs 2 Z 2 ABGB verstoßenden Honorarvereinbarung zu 
begründen.924  
 
 
3. Exkurs: Standesrechtliche Problematik bei Zusammenarbeit des 
Rechtsanwalts mit einem Prozessfinanzierer 
 
Ein besonderes Problem stellt in diesem Zusammenhang die Tätigkeit von 
Prozessfinanzierern dar. Diese sagen den Rechtssuchenden die Übernahme der 
gesamten Kosten der Prozessführung (Kosten des eigenen Anwalts zuzüglich 
Gerichtskosten und allfälligem Kostenersatz an die Gegenseite bei Prozessverlust) zu 
und erhalten im Gegenzug einen Prozentsatz des ersiegten Betrages. Für 
Prozessfinanzierer gilt das standesrechtliche Verbot des pactum de quota litis jedenfalls 
nicht (inwieweit die zivilrechtliche Nichtigkeitsbestimmung des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB 
auf Prozessfinanzierungsgesellschaften zu erstrecken ist, wird im fünften Abschnitt 
dargestellt). Für den Rechtsanwalt ist bei einer Einschaltung von Prozessfinanzierern 
bedeutsam, dass er durch den Abschluss eines pactum de quota litis zwischen 
                                            
922 OGH 2.12.1915, Ds I-13/15, JBl 1916, 85 [Bum Ernst]. 
923 OBDK Bkd 72/90, AnwBl 1991, 313; OBDK 10 Bkd 7/92, AnwBl 1995, 200; vgl. Feil/Wennig, 
Anwaltsrecht5, DSt § 1 Rz  12; derartiges folgt mE insb aus § 10 Abs 2 RAO: „Der Rechtsanwalt ist 
überhaupt verpflichtet, durch Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit in seinem Benehmen die Ehre und 
Würde des Standes zu wahren.“  
924 Disziplinarrat RAK Wien, 17 DR ex 1953, AnwBl 1953, 130. 
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Prozessfinanzierer und Mandant indirekt profitiert, zumal sich der Prozessfinanzierer 
aufgrund dieser Vereinbarung zur Bezahlung des Anwaltshonorars (das freilich selbst 
nicht in einer quota litis besteht) verpflichtet. Daher stellt sich die Frage, inwieweit es 
für den Rechtsanwalt standesrechtlich zulässig ist, auf diese Weise indirekt Vorteile aus 
einer quota litis zu erlangen.  
 
Im zivilrechtlichen Zusammenhang erachtete es schon 2001 E. Wagner925 für wichtig zu 
klären, inwieweit die Einschaltung eines Prozessfinanzierers für den „Rechtsfreund“ 
eine Umgehung des für ihn geltenden § 879 Abs 2 Z 2 ABGB darstellen könnte. Diese 
Untersuchung ist im Detail Gegenstand des fünften Abschnitts, wo die zivilrechtliche 
Problematik (Erstreckung der Nichtigkeitssanktion auf die Zusammenarbeit mit einem 
Prozessfinanzierer) behandelt ist. Die Autorin gelangt zum Ergebnis, „dass eine in 
Form der quota litis erfolgsorientierte Drittfinanzierung von Prozessen nicht 
grundsätzlich unzulässig ist.“.926 Die Erstreckung der Nichtigkeitssanktion auf den 
Prozessfinanzierer könne freilich unter bestimmten Voraussetzungen dennoch bejaht 
werden, und zwar – im Rahmen eines beweglichen Systems – umso eher, je mehr 
Einflussmöglichkeiten sich dieser auf die Prozessführung einräumen lasse, bzw. auch 
dann, wenn Anwalt und Prozessfinanzierer (in Analogie zu dem in §§ 18ff KSchG 
gebildeten Einwendungsdurchgriff) trotz rechtlicher Rollenspaltung eine 
„wirtschaftliche Einheit“ bilden, sofern eine solche „die rechtliche oder wirtschaftliche 
Unabhängigkeit des Anwalts tatsächlich gefährdet oder bloß den begründeten Anschein 
erweckt, diese zu gefährden.“.927  Bestehe zwischen Anwalt und Prozessfinanzierer 
keine Rechtsbeziehung, so könne auch eine bloß faktische dauernde 
Geschäftsbeziehung für eine Anwendbarkeit des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB genügen.928   
 
Diesen Gedanken E. Wagners hat die OBDK 2002 für die standesrechtliche Beurteilung 
aufgegriffen und in einem Erkenntnis ausgeführt: „Wenn auch eine in Form der quota 
litis erfolgsorientierte Drittfinanzierung von Prozesskosten durch einen 
Prozessfinanzierer nicht grundsätzlich unzulässig erscheint, kann eine Zusammenarbeit 
                                            
925 Wagner Erika, JBl 2001, 416 (428). 
926 Wagner Erika, JBl 2001, 434. 
927 Wagner Erika, JBl 2001, 434. 
928 Wagner Erika, JBl 2001, 433. 
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zwischen einem R[echts]A[nwalt] und einem Prozessfinanzierer, insbesondere wenn sie 
einen ständige ist, zumindest für den Anwalt, auch wenn er selbst aus der quota litis-
Regelung des Klienten mit dem Prozessversicherer direkt nicht begünstigt ist, zu einem 
indirekten Ausnützen dieser für den Anwalt verpönten Regelung durch zusätzliche 
Prozessbeauftragungen kommen.“929 Im konkreten Sachverhalt hatte der Rechtsanwalt 
ausdrücklich auf seine Zusammenarbeit mit einem Prozessfinanzierer hingewiesen. Die 
OBDK beurteilte diesen Hinweis als deutliches Indiz für eine ständige 
Geschäftsverbindung und folgerte daher, dass ein solcher Hinweis mit Ehre und 
Ansehen des Standes unvereinbar sei, „da hiermit das offensichtliche Naheverhältnis zu 
einer Einrichtung hergestellt wird, deren Vorgehen, falls es sich um einen 
R[echts]A[nwalt] handeln würde, ein nach § 879 Abs 2 Z 2 ABGB nichtiges 
Rechtsgeschäft darstellen würde.“.930  
 
 
4. Sonstige Erfolgshonorarvereinbarung (pactum de palmario) 
 
Anders als die quota litis bezeichnet das palmarium die Restmenge reiner 
Erfolgshonorare, die nicht in einem Anteil an der ersiegten Streitsache errechnet 
werden, sondern z.B. aufwandsbezogen (nach Zeit, Tarif). Maßgeblich ist allein die 
vollständige, aufschiebende Bedingtheit des Honoraranspruchs durch den Eintritt des 
Verfahrenserfolges (Näheres zur Definition siehe im sechsten Abschnitt, Punkt 1.5). 
  
Während bezüglich des „An-Sich-Lösens der anvertrauten Streitsache“ von jeher und 
hinsichtlich des pactum de quota litis zumindest seit Inkraftreten der III. Teilnovelle 
1917 herrschende Meinung ist, dass diese unter ein standesrechtliches Verbot fallen, 
divergieren bis in jüngste Zeit die Meinungen, ob das pactum de palmario 
                                            
929 OBDK 5 Bkd 1/2002, AnwBl 2002, 653 [Strigl Walter]. 
930 OBDK 5 Bkd 1/2002, AnwBl 2002, 653 [Strigl Walter]. 
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standesrechtlich verboten oder zulässig ist:931 Feil/Wennig vertreten beispielsweise noch 
in der (aktuellen932) fünften Auflage ihres Anwaltsrechtskommentars933 die Ansicht, 
dass § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO auf erfolgsabhängige Honorare schlechthin zu 
beziehen sei, sofern für den Fall des Misserfolges kein oder bloß ein in krassem 
Missverhältnis zum Erfolgshonorar stehendes Entgelt geschuldet werde.934 Diese 
Meinung findet sich schon 1950 im Anwaltsrechtskommentar von Lohsing/Braun.935 
Dem entspricht eine zumindest vom Anfang des 20. Jahrhunderts bis in dessen 90-er 
Jahre nachweisbare Disziplinarjudikatur (dazu sogleich).936 Dahingegen haben Autoren 
aus dem Standesbereich937 in jüngster Zeit wiederholt ausgeführt, dass nur das pactum 
de quota litis, nicht aber alle übrigen Formen eines Erfolgshonorars unzulässig seien. 
Gleiches hat in einem Disziplinarverfahren Ende 2006938 auch die OBDK obiter dicto 
ausgesprochen, ohne sich jedoch mit mit ihrer eigenen früheren Rechtsprechung 
auseinanderzusetzen. Der gegen dieses OBDK-Erkenntnis angerufene VfGH hat diese 
im obiter dictum geäußerte Ansicht zur Auslegung des § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO 
daraufhin ebenfalls unkritisch zur Prämisse seiner Entscheidung B 330/07 erhoben: 
„Unzulässig ist somit [in Österreich] ausschließlich die Vereinbarung eines 
Erfolgshonorars, bei dem ein (Bruch-) Teil des erstrittenen Betrages das Honorar sein 
soll. Andere Formen von Erfolgshonoraren sind hingegen zulässig (vgl. 
§ 16 Abs 1 erster Satz RAO; zum Verhältnis der beiden Bestimmungen vgl. auch OGH 
26.04.2006, 7 Ob 8/06m). […]. 
 
Zwar ist es gefestigte Ansicht939, dass pacta de palmario nicht unter die zivilrechtliche 
Nichtigkeitssanktion des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB fallen, somit im Verhältnis Anwalt-
                                            
931   So schon 1950 Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 246; vgl. die rechtsvergleichende Wahrnehmung 
in D bei Kilian Mathias, dAnwBl 2006, 519, wo der Autor ausführt, dass die berufsrechtliche Lage in 
Ö „recht diffus“ sei. 
932 Stand 15.02.2009. 
933   Feil/Wennig, Anwaltsrecht, (2008)5. 
934  Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RAO § 16 Rz 2. 
935  Lohsing/Braun, Anwaltsrecht (1950)2, 244. 
936  OGH 12.02.1903, Z 10.228, GZ 1903, 225; 05.12.1911, Ds I 20/11, Gerichtshalle 1912, 204; 
24.04.1914, V 3/14, JBl 1914, 242; vgl. nach dem Zweiten Weltkrieg RAK Wien 17 DR ex 1953, 
AnwBl 1953, 130; in der OBDK-Rsp 12.10.1970, Bkd 27/70, AnwBl 1973, 163 sowie 28.05.1990, 
Bkd 21/90, AnwBl 1991, 25. 
937   Vgl. Benn-Ibler, Anwalt aktuell März 2007, 7; Kutis, AnwBl 2008, 485. 
938   OBDK 3 Bkd 2/06, AnwBl 2007, 312 [Strigl Walter]. 
939   Gschnitzer in Klang2 IV/1, 197; vgl. OGH EvBl 1973/11; RS0016810. 
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Mandant gültig vereinbart werden können (Näheres dazu im fünften Abschnitt). Davon 
prinzipiell gesondert ist aber die standesrechtliche Zulässigkeit derartiger Honorare 
nach § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO zu beurteilen.940 Der OBDK (wie im Übrigen auch 
dem VfGH) ist kritisch entgegenzuhalten, dass sie sich mit einer (zwar nicht 
einhelligen, aber doch seit langem nachweisbaren) Ansicht, wonach auch andere 
Erfolgshonorare als die quota litis standesrechtlich verpönt sind, überhaupt nicht 
auseinandergesetzt haben. Besonders gut argumentativ fassbar wird diese frühere 
Judikatur in einer Entscheidung aus 1970: Dabei erklärte die OBDK eine 
Honorarvereinbarung gemäß § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO für verboten und disziplinär, 
der zufolge für den Fall, dass ein im Strafverfahren vertretener Mandant die über ihn 
verhängte Freiheitsstrafe nicht zu verbüßen brauchte, ein Pauschalhonorar von 
ATS 70.000,-- vereinbart war, wohingegen bei teilweisem Erfolg entsprechend dem 
Ausmaß der nicht zu verbüßenden Strafe ein aliquoter Teil davon geschuldet sein 
sollte.941 In besagter Entscheidung führte die OBDK unter Verweis auf 
Lohsing/Braun942 begründend aus, dass der Begriff der „Streitsache“ in § 16 RAO nicht 
wörtlich genommen werden dürfe. Es seien vielmehr sämtliche Honorarvereinbarungen, 
„die nur auf den Erfolg und nicht auch auf die Tätigkeit des Rechtsanwalts Bedacht 
nehmen, unbedingt zu missbilligen“. Dabei vergisst die OBDK nicht darauf 
hinzuweisen, dass zwischen der disziplinären Schranke des § 16 Abs 1 RAO einerseits 
und der zivilrechtlichen Schranke des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB andererseits seit 
langem943 streng unterschieden werde. Eben diese Ansicht reicht in der 
Disziplinarjudikatur bereits weit zurück: Schon 1903 hat der Disziplinarsenat des OGH 
dafür, dass § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO rein erfolgsbezogene Honorare generell 
verbietet, folgende Gründe angeführt: „... die wissenschaftliche Arbeit des Advocaten 
wird dadurch zum Spiel, zu einer Wette herabgesetzt und die Bezahlung für die 
geleistete geistige Arbeit von dem unsicheren Ausgange der Angelegenheit abhängig 
gemacht, was sicherlich gegen die Standesehre und das Ansehen des Advocatenstandes 
verstößt. [...] “.944 Der Disziplinarsenat fügt hinzu, dass dieses Verhalten auch nach 
                                            
940  Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 235f; Gschnitzer in Klang2 IV/1, 197. 
941  OBDK Bkd 27/70, AnwBl 1973, 163. 
942  Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2 (1950), 244. 
943  Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2 (1950), 235f; Gschnitzer in Klang2 IV/1 (1968), 197.  
944 OGH 12.02.1903, Z 10.228, GZ 1903, 225. 
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einem anderen Gesichtspunkt gegen die Standesehre und das Ansehen des 
Advokatenstandes verstoße: „Solche Verträge schließen kann nur ein Advocat, dem es 
seine Mittel erlauben, im Falle des Nichterfolges auf jedes Honorar zu verzichten. 
Hiedurch verdrängt er aber von der Berufsbeschäftigung seine minderbemittelten 
Collegen, weil das den rechtsfreundlichen Beistand suchende Publicum sich eher an 
einen Advocaten wendet, welcher nur im Falle des Erfolges ein Honorar verlangt, als 
an einen anderen, welcher die Bezahlung seines Honorars ohne Rücksicht auf den 
Ausgang der vertretenen Sache beansprucht. Ein solches den wissenschaftlichen Werth 
der Advocatenarbeit herabsetzendes Benehmen eines Advocaten stellt sich aber 
unzweifelhaft als eine den Advocatenstand schädigende illoyale Concurrenz gegenüber 
den Berufscollegen dar und muß als gegen die Ehre und das Ansehen des Standes 
gerichtet und infolgedessen als im Disciplinarwege strafwürdig angesehen werden.“ 
Diese Ausführungen erscheinen durchaus bemerkenswert, stützen sie doch die von 
Barazon fast sieben Jahrzehnte später vertrete These945, wonach ein generelles Verbot 
rein erfolgsorientierter Honorare vor allem dem Schutz liquiditätsschwächerer kleiner 
Rechtsanwälte dienen könnte (wobei dieser Schutzweck letztlich seine Rechtfertigung 
in der Wahrung eines funktionsfähigen Rechtsstaates und der Bedarfsdeckung der 
rechtsschutzbedürftigen Bevölkerung fände). In einer 1911 ergangenen Entscheidung946 
sprach der Disziplinarsenat explizit aus, es entspreche im Wesen einer 
Provisionsabfindung, wenn das Honorar nicht die Entlohnung für aufgewendete 
advokatorische Tätigkeit bilde, sondern von der Erreichung eines bestimmten Erfolges 
abhängig gemacht werde. Inwieweit ein Rechtsanwalt berechtigt sei, 
Provisionsgeschäfte zu schließen, könne stets nur aufgrund der Tatumstände des 
konkreten Falls beurteilt werden947: Der Entscheidung lag ein Sachverhalt zu Grunde, 
bei dem der beschuldigte Anwalt seinem Mandanten (der selbst bemüht war, gegen 
Provision ein Geschäft zu vermitteln) versichert hatte, dass er auf eine dritte Person 
großen Einfluss habe und dem Mandanten daher „die absolute Sicherheit der Provision 
verbürgen“ könne, sofern ihm dieser im Gegenzug die Hälfte der erlangten Provision 
als Honorar verspreche. Aus diesem Verhalten folgerte der Disziplinarsenat, der Anwalt 
                                            
945 Barazon, AnwBl 1972, 35. 
946 OGH 05.12.1911, Ds I 20/11, Gerichtshalle 1912, 204. 
947 Siehe aber nunmehr ausdrücklich § 51 RL-BA. 
 296 
habe dem Mandanten seine Dienste „in einer, eines Advokaten unwürdigen Weise 
geradezu aufgedrängt“. „Dadurch, daß [der beschuldigte Rechtsanwalt] einen Anteil 
der Provision sich ins Eigentum zedieren ließ, stellt er sich auf gleiche Stufe mit dem 
gewerbsmäßigen Geschäftsagenten.“ Eine derartige Abmachung sei aber mit der 
Standesehre unvereinbar. Und 1914 wiederum heißt es in einem (einer quota litis 
gewidmeten) Erkenntnis948 obiter dicto, es sei mit der Ehre und dem Ansehen des 
Advokatenstandes nicht vereinbar, „dass sich ein Advokat gewissermaßen zum 
Kompagnon seines Klienten mache, die Höhe seines Palmars mit dem Endergebnisse 
des Streites in Zusammenhang bringe und auf diese Weise die Höhe seiner Entlohnung 
nicht von seiner Mühewaltung, sondern vom Ausgang des Streites abhängig mache, da 
ihn ein solcher Vertrag auf jeden Fall dem Verdacht aussetzt, er habe seinen Klienten 
übervorteilt, seine bessere Kenntnis der Rechtslage zum Nachteil des in Rechtsfragen 
unerfahrenen Klienten ausgenützt.“ Noch nachgesetzt wird dem die Begründung, 
derartige Verträge müssten daher schon zur Vermeidung eines unlauteren Wettbewerbes 
hintan gehalten werden.  
 
Die obige Ansicht ist somit durch zahlreiche Beispiele in der älteren 
Disziplinarjudikatur belegt. Allerdings bestand zeitgleich auch jene (unter Punkt 3.2 
dargestellte) Meinung, die § 16 Abs 1 RAO enger als den (damaligen, in historisch 
überholtem Rechtsbestand wurzelnden) § 879 Abs 2 Z 3 ABGB sah: So wurde nach 
Inkrafttreten des § 16 Abs 1 RAO 1869 (der die grundsätzliche Berechtigung zur freien 
Honorarvereinbarung ins Anwaltsrecht einführte) anfangs auch eine Meinung vertreten, 
wonach standes- wie zivilrechtlich überhaupt nur das „An-Sich-Lösen der anvertrauten 
Streitsache“ unzulässig wäre.949 Nach erfolgter Novellierung des § 879 Abs 2 ABGB 
durch die III. Teilnovelle setzte sich jedoch ab 1917 die standesrechtliche 
Unzulässigkeit zumindest des pactum de quota litis aufgrund des nunmehr eindeutigen 
Wortlautes der Nichtigkeitsbestimmung des ABGB durch (Näheres dazu siehe 
Punkt 3.2).  
 
                                            
948  OGH 24.04.1914, Ds V-3/14, JBl 1914, 242. 
949 Richtungsweisend OGH 2.12.1915, Ds I-13/15, JBl 1916, 85 (87) [Bum Ernst]; vgl. auch die 
Darstellung der Entwicklung des diesbezüglichen Meinungsstandes bei Jahoda, ÖJZ 1954, 606. 
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Die OBDK setzte später jene frühere Disziplinarjudikatur des OGH, wonach sämtliche 
rein erfolgsabhängigen Honorare von § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO erfasst seien, 
zunächst bis 1990950 jahrzehntelang fort. Unklar ist aber seit kurzem, ob die OBDK nun 
ihre Ansicht geändert hat: So hat die oberste anwaltliche Disziplinarbehörde Ende 
2007951 keine disziplinarrechtlichen Bedenken gegen eine Vereinbarung gesehen, der 
zufolge sich ein Rechtsanwalt für die Vermittlung des Verkaufes einer Liegenschaft ein 
Erfolgshonorar in Höhe von 4% des Verkaufserlöses versprechen ließ. Die OBDK 
befand, dass die „tatsächlich erfolgte sehr rasche und dem Interesse der Mandantin 
dienende Abwicklung, die ohne Hintanhaltung der laufenden beruflichen 
Verpflichtungen des D[isziplinar]B[eschuldigten] nach den Berufserfahrungen eines 
jeden R[echts]A[nwalts] nicht hätte erbracht werden können“, ein „Erfolgshonorar“ 
dem Grunde nach rechtfertige. Wenngleich sich der zugrunde liegende Sachverhalt auf 
eine Provisionsvereinbarung bezüglich außergerichtlicher Vermittlungstätigkeit bezog 
und die rechtliche Aussage der OBDK eigentlich die Auslegung von § 51 RL-BA 
betraf, muss dem Erkenntnis aber auch Aufschluss über die zu Erfolgshonoraren nach 
§ 16 RAO generell vertretene Sichtweise der Behörde beigemessen werden: Denn 
eigener Meinung zufolge kann im Verbot des „An-Sich-Lösens der anvertrauten 
Streitsache“ bzw. dem (auch über § 879 Abs 2 Z 2 ABGB hergeleiteten) Verbot der 
quota litis eine generelle Wertung erblickt werden, die als gesetzliche Grundlage für die 
Verordnungsbestimmung des § 51 RL-BA dient. Nicht von ungefähr kommt daher die 
Bezeichnung der Provision als „Erfolgshonorar“, bzw. die (rechtlich nicht bindende) 
Angabe des § 16 Abs 1 RAO als der Entscheidung zu Grunde liegende Norm. Der 
Entscheidung könnte im Zusammenhang mit dem damals gerade anhängigen 
Beschwerdeverfahren B 330/07 vor dem VfGH (siehe im zweiten Abschnitt) und der 
damit einhergehenden öffentlichen Rechtfertigung des quota litis-Verbots durch 
Standesvertreter zur Bekräftigung jenes Verständnisses von § 16 Abs 1 zweiter 
Satz RAO gedient haben, das die Behörde zuvor selbst in der angefochtenen 
Entscheidung obiter dicto vertreten hatte. Jedenfalls ist der Verdacht nicht ganz von der 
Hand zu weisen, dass der neu eingenommene Standpunkt der OBDK (auch) zum Zweck 
                                            
950   OBDK 28.05.1990, Bkd 21/90, AnwBl 1991, 25. 
951  OBDK 2 Bkd 3/07, AnwBl 2008, 325. 
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der besseren Rechtfertigung des § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO in verfassungsrechtlicher 
Hinsicht herhalten sollte.   
 
Da es an einer Klarstellung durch die OBDK (mit dogmatischer Begründung) fehlt, 
inwieweit die lange bestehende und vielfach argumentierte frühere Disziplinarjudikatur 
nun überholt ist, bleibt unsicher, welchen Weg die Disziplinarpraxis künftig einschlagen 
wird. Denkbar wäre zum einen eine Rückbesinnung auf die alte Rechtsprechung und 
deren Argumente, zum anderen aber eine ausdrückliche Abkehr hiervon. Jedenfalls 
erscheint es infolge dieser „Judikaturschwankungen“ zweckmäßig, die zu Grunde 
liegenden Normen selbst interpretativ zu erforschen und so die plausibelste Lösung zu 
finden. Denn ob es zu einer definitiven Abkehr von einer umfangreich argumentierten 
Judikatur kommt, dürfte nicht zuletzt auch davon abhängen, inwieweit die OBDK für 
ihre geänderte Ansicht die bislang fehlende argumentative Grundlage „nachzuliefern“ 
vermag.  
 
Die zu untersuchende Norm ist § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO, deren Wortlaut oben 
wiedergegeben ist. Deren Auslegung hat zu allererst gemäß §§ 6, 7 ABGB vom 
Wortlaut auszugehen, da dieser die äußerste Grenze möglicher Gesetzesbedeutung 
festlegt: Dabei erweist sich jene ältere Ansicht952, wonach der Begriff „Streitsache“ im 
zweiten Satz des § 16 Abs 1 RAO nicht wortwörtlich zu verstehen sei, als kritikwürdig. 
Denn ein Gesetzesverständnis, wonach das Verbot, eine „anvertraute Streitsache“ „ganz 
oder teilweise an sich zu lösen“, jede rein erfolgsabhängige Honorierung anwaltlicher 
Tätigkeit erfasse, kann aus der „eigentümlichen Bedeutung der Worte in ihrem 
Zusammenhange“ kaum mehr abgeleitet werden (siehe die Überlegungen zur 
Subsumierbarkeit der quota litis im gegenständlichen Kapitel Punkt 2). Zwar verweist 
die Judikatur953 begründend auf die Erforderlichkeit einer derartigen Sichtweise, um die 
Standesehre zu schützen, ferner den unerfahrenen Klienten vor Übervorteilung, und auf 
die Notwendigkeit, finanzschwächere Anwälte vor dem unlauteren Konkurrenzdruck 
durch Übernahme des Erfolgsrisikos. Ein diesbezüglicher „klarer Wille des 
                                            
952 Braun/Lohsing, Anwaltsrecht2, 244; vgl. OBDK Bkd 27/70, AnwBl 1973, 163. 
953 OGH 12.02.1903, Z 10.228, GZ 1903, 225; 05.12.1911, Ds I 20/11, Gerichtshalle 1912, 204; 
24.04.1914, V 3/14, JBl 1914, 242; vgl. in der OBDK-Rsp 12.10.1970, Bkd 27/70, AnwBl 1973, 163 
sowie 28.05.1990, Bkd 21/90, AnwBl 1991, 25. 
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Gesetzgebers“ ist aber nur in den Grenzen beachtlich, die der Gesetzeswortlaut 
absteckt.954 Somit kann dieses Argument eine Subsumtion des pactum de palmario unter 
§ 16 Abs 1 zweiter Satz RAO nicht stützen. Unzulässig wäre es aber auch, mangels 
Möglichkeit einer Herleitung des Verbotes auf dem Wege der Interpretation diese 
einfach in Analogie zu § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO zu bilden, zumal dem das im 
Disziplinarstrafrecht geltende Analogieverbot entgegensteht. 
 
Im Ergebnis anders ist die standesrechtliche Beurteilung hinsichtlich der quota litis, wo 
immerhin eine Wechselbeziehung mit der Nichtigkeitsbestimmung des 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB besteht: Solch eine standesrechtliche Ingerenz955 des 
zivilrechtlichen Nichtigkeitstatbestandes von § 879 Abs 2 Z 2 ABGB scheidet beim 
pactum de palmario aus. Auch sonst kann dem Gesetz keine besondere, den Abschluss 
von Erfolgshonoraren untersagende Vorschrift entnommen werden.956 Da aber das 
Disziplinarstatuts für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter 1990 (DSt) keine 
konkreten Übertretungstatbestände aufweist, könnte eine disziplinäre Strafbarkeit eines 
pactum de palmario (und damit einhergehend ein standesrechtliches Verbot) 
verfassungskonform im Lichte des Art 7 EMRK nur unter Heranziehung der in den 
verfestigten Standesauffassungen oder den RL-BA enthaltenen Vorschriften erfolgen.957 
Während etwa das Provisionsverbot (Verbot des Maklerlohns) durch seine Verankerung 
in § 51 RL-BA für verbindlich erklärt wurde, ist ein generelles Verbot von 
Erfolgshonoraren in den Richtlinien nicht enthalten. Somit bliebe lediglich die 
Möglichkeit, die Unzulässigkeit derartiger Honorarformen unmittelbar aus „verfestigten 
Standesauffassungen“ herzuleiten: Solche „verfestigte Standesauffassungen“, deren 
Verletzung geeignet ist, eine disziplinarrechtliche Verurteilung nach sich zu ziehen, 
müssen gemäß der zu Art 7 EMRK ergangenen Rechtsprechung des VfGH958 „in einer 
dem Klarheitsgebot entsprechenden Bestimmtheit feststehen“, wozu „allenfalls 
Richtlinien oder die ergangene (Standes-)Judikatur Bedeutung besitzen“. Eine 
entsprechende Bestimmung in Standesrichtlinien fehlt wie gesagt. Aber auch eine „dem 
                                            
954 VfSlg. 5153/1965, 7698/1975. 
955 Vgl. die diesbezüglichen Ausführungen zur quota litis unter Punkt 3.2. 
956 Dies vermeint bereits Barazon, derselbe, AnwBl 1972, 35. 
957 Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, DSt § 1 Rz 1.  
958 VfGH B 1286/87, VfSlg 11.776. 
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Klarheitsgebot entsprechende Bestimmtheit“ fehlt gerade hinsichtlich einer solchen 
Standesauffassung, wonach das pactum de palmario verboten sein soll: Denn wie schon 
gezeigt wurde, ist die Rechtsprechung diesbezüglich gerade in jüngster Zeit (ähnlich 
wie einst Anfang des 20. Jahrhunderts) uneinheitlich, ja hat sich gerade aktuell von 
einer früheren Linie wieder abgewendet. Dem entsprechen auch unterschiedliche 
Strömungen in der Lehre959, von denen keine so dominant bezeichnet werden kann, dass 
von einer „verfestigten Standesauffassung“ – gerade im Hinblick auf die damit 
verbundene Strafsanktion und Art 7 EMRK – gesprochen werden könnte.       
  
Im Ergebnis gebührt daher jener (neuerdings verstärkt Fuß fassenden) Ansicht, wonach 
sich § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO nicht auf alle erfolgsorientierten Honorarformen 
erstreckt, eher der Vorzug. Das standesrechtliche Verbot in § 16 RAO kann demnach 
nicht weiter verstanden werden als der zivilrechtliche Nichtigkeitstatbestand des 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB, sodass lediglich das pactum de quota litis, nicht hingegen auch 
das pactum de palmario als standeswidrig anzusehen ist. 
 
Genau dieses Ansicht ist aber zum Teil auch mit den Entscheidungsgründen der 
entgegen stehenden Disziplinarjudikatur960 vereinbar: Diese betont die Wichtigkeit der 
Bindung der Entlohnung an das Ausmaß anwaltlicher Mühewaltung, von der die 
Honorarhöhe nicht gänzlich losgelöst sein soll. Dieser Intention steht aber lediglich das 
pactum de quota litis entgegen, da hier die Honorarhöhe im Erfolgsfall vom Ausmaß der 
Bemühungen losgelöst und nur an die Höhe der ersiegten Streitsache gebunden ist. 
Beim pactum de palmario treten derartige Bedenken hingegen nicht auf, sofern die 
anwaltliche Entlohnung im Erfolgsfall nach Maßgabe der tatsächlich aufgewendeten 
Arbeit errechnet wird: Zulässig ist demnach etwa ein reines Erfolgshonorar auf 
Zeitbasis oder ein auf Grundlage des Tarifs errechnetes Erfolgshonorar. 
 
                                            
959 Für ein Verbot Braun/Lohsing, Anwaltsrecht2, 244; Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RAO § 16 Rz 1; im 
Ergebnis offen Thiery, AnwBl 2006, 440; dagegen Benn-Ibler, Anwalt aktuell März 2007, 7; Kutis, 
AnwBl 2008, 485.  
960 So betont der Disziplinarrat bspw in RAK Wien 17 DR ex 1953, AnwBl 1953, 130, ein geleistetes 
Erfolgshonorar müsse „wenigstens einigermaßen der geleisteten Arbeit entsprechen“. 
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Bei richtiger Beurteilung ist ein Erfolgshonorar in Gestalt des pactum de palmario somit 
– anders als das pactum de quota litis – standesrechtlich dann zulässig, wenn die 
Entlohnung im Erfolgsfall nach Maßgabe der Mühewaltung erfolgt (auf Zeitbasis, 
tariflicher Basis bzw. als „angemessenes Entgelt“). Fraglich erscheint hingegen, ob auch 
ein Pauschalhonorar standesrechtlich zulässig ist, das nur für den Eintritt eines 
bestimmten Erfolges versprochen wird: Denn dabei wäre überhaupt keine Bezugnahme 
auf das Ausmaß anwaltlicher Mühewaltung gegeben. Hier wird es (entsprechend der im 
fünften Abschnitt vertretenen zivilrechtlichen Beurteilung) auf die genaue 
Beschaffenheit der Pauschalhonorarvereinbarung und des jeweiligen Streitgegenstand 
ankommen (siehe Näheres im fünften Abschnitt unter Punkt 1.5). Ungeachtet der 
konkreten Honorarausgestaltung und des Streitgegenstandes zulässig wäre ein solches 
Pauschalhonorar meines Erachtens aber jedenfalls – wie Thiery961 zu Recht ausführt – 
wenn auch für den Fall des Misserfolges ein entsprechend geringeres Pauschalhonorar 
geschuldet wird. Ein für den Misserfolgsfall bedungenes Pauschalhonorar dürfte im 
Vergleich zu dem für den Erfolgsfall Geschuldeten nicht unverhältnismäßig gering sein. 
Der Grund für die Zulässigkeit einer solchen Honorarvereinbarung liegt darin, dass ihr 
das spekulative Element weitgehend fehlt, das jedoch dem pactum de quota litis 
wesensimmanent ist. 
 
Wenn (wie vorhin dargestellt) sogar ein arbeitsbezogenes, rein erfolgsabhängiges 
Honorar standesrechtlich zulässig ist, so muss dies umso eher für Erfolgszuschläge zu 
einem erfolgsunabhängig kalkulierten Honorar zutreffen. Unverständlich erscheint 
daher der Rechtssatz zu der (nicht veröffentlichten) OBDK-Entscheidung 5 Bkd 1/96, 
wonach die Verrechnung eines Erfolgszuschlages mit einer 
Pauschalhonorarvereinbarung nicht in Einklang zu bringen wäre.962 Wie oben bereits 
gezeigt wurde, ist für dieses Ergebnis kein Grund ersichtlich, zumal alle 
Interpretationsergebnisse (und die neuere Judikatur und Lehre) sogar auf eine 
grundsätzliche Zulässigkeit rein erfolgsabhängiger Honorare hindeuten. Zu hinterfragen 
wäre, ob diese (im Volltext unveröffentlichte) Entscheidung bei Formulierung des 
Rechtssatzes vielleicht unrichtig wiedergegeben wurde. 
                                            
961 Thiery, AnwBl 2006, 440. 
962 OGH RS0108956. 
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Es bleibt abzuwarten, ob sich die vorhin referierte Rechtslage in der maßgeblichen 
Disziplinarjudikatur künftig verfestigen wird. Die aktuellsten verfügbaren 
Entscheidungen deuten jedenfalls darauf hin. 
 
 
4. Kapitel Die Empfehlung, Zwischenabrechnungen zu vereinbaren bzw. die 
Pflicht, auf Verlangen des Mandanten 
Zwischenabrechnung/Darlegung der erbrachten Leistungen 
vorzunehmen (§ 52 RL-BA) 
 
§ 52 RL-BA lautet: 
 
„(1) Dem Rechtsanwalt wird empfohlen, mit dem Mandanten eine Vereinbarung 
abzuschließen, die ihn zur Zwischenabrechnung in angemessenen Abständen, 
mindestens einmal jährlich, und zur Anforderung von Akontozahlungen berechtigt. 
(2) Von der Vereinbarung eines Pauschalhonorars abgesehen, kann der Auftraggeber 
des Rechtsanwaltes in angemessenen Abständen eine Zwischenabrechnung oder 
Darlegung der bereits erbrachten Leistungen, im Falle eines vereinbarten 
Zeithonorars die Darlegung der vom Rechtsanwalt und seinen Mitarbeitern 
bereits aufgewendeten Zeit verlangen.“ 
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1. Die „Empfehlung“, eine Berechtigung zur Zwischenabrechnung zu 
vereinbaren (Abs 1) 
 
Die Empfehlung des Abs 1 kann als Antwort auf den Umstand angesehen werden, dass 
nach der bis heute bestehenden Rechtsprechung963 der Honoraranspruch des 
Rechtsanwalts gegenüber dem Klienten mangels besonderer Vereinbarung vor der 
Beendigung des Mandatsvertrages nicht fällig gestellt werden kann (bzw. der 
Rechtsanwalt während aufrechtem Mandat – anders als bei Mandatskündigung, wozu er 
gemäß § 11 Abs 2 RAO jederzeit befugt ist – nicht berechtigt ist, eine 
Zwischenabrechnung der bereits erbrachten Leistungen vorzunehmen). Zwar entsteht 
der Honoraranspruch jedenfalls mit der Erbringung jeder einzelnen Leistung, jedoch 
muss davon die Frage der Fälligkeit des Honorars getrennt werden.964  
 
 
2. Exkurs 1: Fälligkeit des Honoraranspruchs 
 
Derzeit ist – soweit ersichtlich965 – noch immer herrschende Meinung in der 
Rechtsprechung966, dass der Honoraranspruch mangels abweichender Vereinbarung erst 
mit der rechtskräftigen Beendigung des übernommenen Mandates geltend gemacht 
werden kann. Die Rechtsprechung stützt sich dabei auf eine Reihe von 
oberstgerichtlichen Entscheidungen, von denen die älteste im Jahr 1925967 aussprach, 
dass die Angemessenheit des Anwaltshonorars im Zeitpunkt der vollbrachten Leistung 
festzustellen bzw. deren Gegenwert in diesem Zeitpunkt zu ermitteln wäre. Eine weitere 
                                            
963 OGH RS0021878; 4 Ob 73/66, SZ 39/211; 1 Ob 139/73, SZ 46/83; vgl. zuletzt audrücklich 
25.01.2001, 8 Ob 289/00h. 
964 Thiele, Anwaltskosten, 18. 
965 Ergebnis einer Judikaturrecherche unter www.ris2.bka.gv.at/jus, Abfragedatum: 18.01.2009. 
966 OGH RS0021878; 4 Ob 73/66, SZ 39/211; 1 Ob 139/73, SZ 46/83; vgl. zuletzt audrücklich 
25.01.2001, 8 Ob 289/00h. 
967 OGH 2 Ob 554/25, JBl 1925, 175 (176). 
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Geldentwertung968 sei ausschließlich unter dem Gesichtspunkt des Verzugsschadens zu 
berücksichtigen. Diese Entscheidung besagte nicht explizit (da dies nicht 
verfahrensgegenständlich war), dass dem Rechtsanwalt eine frühere Einforderung des 
Honorars verwehrt sei. Das Erkenntnis wurde vom OGH 1930969 im Zusammenhang mit 
der Verjährung des vom Anwalt eingeklagten Honorars aufgegriffen: Für den Beginn 
der Verjährungsfrist war der Eintritt der Fälligkeit zu prüfen. Da der Vertrag des 
Anwaltes ein entgeltlicher Auftragsvertrag (§§ 1002 ABGB) sei, die Bestimmungen des 
ABGB hinsichtlich des (nach dem Gesetzeskonzept grundsätzlich unentgeltlichen) 
Auftrages keine Regelungen über die Fälligkeit einer Entlohnung enthielten, sei die 
entsprechende Bestimmung des Werkvertragsrechtes (§ 1170 ABGB) analog 
heranzuziehen. Demnach sei der Werklohn aber erst nach Vollendung des Werkes 
fällig, sofern das Werk nicht „in gewissen Abteilungen“ verrichtet wird oder damit 
Auslagen verbunden sind, die der Werkunternehmer nicht auf sich genommen hat 
(vgl. § 1170 ABGB zweiter Satz ABGB). Diese Regelung gelte insbesondere auch für 
den Anwaltsvertrag.970 Die Prozessvertretung sei jedoch nach der Übung des redlichen 
Verkehrs als einheitlicher Akt aufzufassen, zumal es vom Mandanten zumeist „übel 
bemerkt“ würde, wenn der Anwalt schon vor Beendigung der Prozessvertretung von 
ihm Zahlung verlange. Daher würde ein gesonderter Verjährungsbeginn „einzelner 
Abschnitte“ der prozessualen Vertretungsleistung ausscheiden. Die Verjährung beginne 
nicht schon mit der letzten Vertretungshandlung, entscheidend sei vielmehr die 
Beendigung des Auftragsverhältnisses, was durch Zweckerfüllung (Prozessende) oder 
anderweitiges Erlöschen des Auftragsverhältnisses eintreten könne. In besagter 
Entscheidung formulierte der OGH erstmals den berühmten Stehsatz: „Solange der 
Anwalt noch in die Lage kommen kann, pflichtgemäß im Interesse seines Klienten im 
Prozesse tätig zu werden, ist das Mandatsverhältnis nicht erloschen und daher auch die 
Fälligkeit des Honoraranspruches nicht eingetreten.“971  Darauf aufbauend billigte eine 
weitere Entscheidung 1931972 (auf die sich nach dem Zweiten Weltkrieg das 
                                            
968 Im fraglichen Zeitraum zwischen Jänner 1921 und der Urteilsfällung Ende 1923 erhöhte sich der 
maßgebliche Geldbetrag infolge der herrschenden Hyperinflation auf das mehr als 160-fache.   
969 OGH 4 Ob 228/30, SZ 12/144. 
970 OGH 4 Ob 228/30, SZ 12/144, 446. 
971 OGH 4 Ob 228/30, SZ 12/144, 447. 
972 OGH 1 Ob 220/31, ZBl 1931, 688 (689); Freilich führte der OGH obiter dicto aus: „Hätte er [der 
Rechtsanwalt] eine solche Teilforderung gestellt, so hätte die Bekl [die Mandantin] einwenden 
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Höchstgericht immer wieder berief973) dem Rechtsanwalt ebenfalls zu, dass sein 
eingeklagtes Honorar wegen der erst mit Mandatsbeendigung eintretenden Fälligkeit 
noch nicht verjährt sei. Während all die vorgenannten Entscheidungen im Ergebnis zu 
Gunsten des Rechtsanwalts erfolgten, so stützte sich der OGH ab zumindest 1990974 auf 
diese Rechtsprechung, um Honorarklagen mangels Fälligkeit des geltend gemachten 
Anspruchs abzuweisen.         
 
Gegen diese Sichtweise haben sich im Jahr 1999 Korab/Reidinger975 gewendet: Die 
Rechtsprechung irre insoweit, als eine Analogie zur Werkvertragsregelung des 
§ 1170 ABGB nicht geboten sei. Da der Rechtsanwalt im Rahmen des 
Mandatsvertrages keinen Erfolg schulde, sei es unangebracht, seine Vertretungstätigkeit 
in einem Verfahren als „zielgerichtete“ Einheit zu werten.976 
 
Für den Anwaltsvertrag, auf den ja nach ständiger Rechtsprechung977 in erster Linie die 
Vorschriften der RAO anzuwenden seien, bestehe in § 16 Abs 1 RAO eine direkt 
anwendbare Regelung:978 Gemäß § 16 Abs 1 erster Satz RAO sei der Rechtsanwalt 
jederzeit berechtigt, sich „eine bestimmte Belohnung“, somit ein Honorar, 
„auszubedingen“. Dabei könne das Wort „ausbedingen“ nur im Sinn von „verlangen“ 
verstanden werden, was vom gebräuchlichen Wortsinn gedeckt sei.979 Als „vereinbaren“ 
könne „ausbedingen“ im konkreten Zusammenhang deshalb nicht verstanden werden, 
da das Wort „jederzeit“ sonst keinen Sinn machen würde. Denn die Herstellung eines 
Konsenses bedürfe der Zustimmung des Mandanten und liege somit nicht in der 
alleinigen Disposition des Rechtsanwaltes, weshalb bei einer solchen Deutung 
„jederzeitiges“ Ausbedingen nicht möglich wäre.980  
 
                                                                                                                                
können, daß der Lohn erst fällig werde, wenn er [der Rechtsanwalt] seinem Auftrage vollständig 
nachgekommen sei.“. 
973 OGH 2 Ob 98/49, SZ 22/44; 1 Ob 121/54, SZ 27/49 usw. 
974 OGH 22.03.1990, 7 Ob 1001/90. 
975 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 212. 
976 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 215. 
977 OGH 1 Ob 534/78, SZ 51/27 mwN. 
978 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 214. 
979 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 214. 
980 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 214. 
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Aber selbst wenn § 16 Abs 1 RAO (entgegen den Autoren) nicht in diesem Sinn zu 
verstehen wäre, so ergebe sich die Fälligkeit des Honoraranspruchs während laufender 
Mandatsausführung auch aus §§ 904, 1417 ABGB:981 Denn sei keine gewissen Zeit für 
die Erfüllung eines Vertrages bestimmt worden, so könne die Erfüllung sogleich 
gefordert werden – die Bestimmung des § 904 ABGB gelte aufgrund ihrer Stellung im 
17. Hauptstück auch für Anwaltsverträge. Ebenso gelte für den Anwaltsvertrag 
§ 1417 ABGB, wonach die Verbindlichkeit zur Zahlung einer Schuld mangels 
Bestimmung der Zahlungsfrist mit Einmahnung eintritt.   
 
Sollte dennoch eine Analogie zur Werkvertragsregelung des § 1170 ABGB zu ziehen 
sein (was Korab/Reidinger freilich bestreiten), so wäre entgegen dem OGH eine 
Abrechnung nach einzelnen „Abteilungen“ im Sinn des § 1170 zweiter Satz ABGB 
zulässig, da in einem Rechtsstreit jede Instanz als solche selbständige „Abteilung“ 
angesehen werden müsse: Immerhin gelte eine Teilleistung dann als selbständige 
„Abteilung“, wenn sie als solche entgegen genommen worden sei.982 Dies sei bei den 
Vertretungsleistungen pro Instanz schon deshalb der Fall, da das Zivilprozessrecht in 
jeder Instanz eine Entscheidung über den Kostenersatz vorsieht (§§ 52 Abs 1, 55 ZPO) 
und der Rechtsanwalt zu diesem Zweck für jede Instanz ein gesondertes 
Kostenverzeichnis zu legen hat (§ 54 Abs 1 ZPO). Schließlich sei auch nicht 
einzusehen, warum bei analoger Anwendung des § 1170 ABGB nicht auch Vorschüsse 
auf das Honorar wie ein „Werklohn“ behandelt werden könnten, der insoweit fällig 
wird, als der Rechtsanwalt die „Tragung von Auslagen nicht übernommen“ hat.983  
 
Der auf 2 Ob 554/25984 zurück geführten Rechtsprechungslinie wiederum soll den 
Autoren zufolge keine Relevanz bezüglich der Berechtigung zur Fälligstellung des 
Anwaltshonorars zukommen, da sich besagte Judikatur lediglich mit dem Problem der 
Geldentwertung und der Verjährung befasst hätte.985    
 
                                            
981 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 216. 
982 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 215. 
983 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 215. 
984 OGH 30.06.1925, 2 Ob 554/25, JBl 1925, 175 (176). 
985 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 214. 
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Eigener Meinung zufolge verkennen die Autoren mit dem zuletzt genannten Argument 
offenbar, dass der Verjährungsbeginn und der Eintritt der Fälligkeit der 
Honorarforderung miteinander untrennbar zusammenhängen: Denn der Beginn der 
Verjährung ist an die objektive Möglichkeit der Geltendmachung des Rechts gebunden. 
Maßgeblich ist der Zeitpunkt, in dem der Rechtsausübung kein rechtliches Hindernis – 
z. B. mangelnde Fälligkeit – mehr entgegensteht und objektiv die Möglichkeit besteht,  
den Anspruch einzuklagen.986 Auch kann im vorliegenden Fall nicht (wie 
Korab/Reidinger vermeinen987) gesagt werden, dass zwischen dem Eintritt der Fälligkeit 
eo ipso und der Fälligstellung durch aktives Tun zu unterscheiden wäre: Denn ein 
derartiges Auseinanderklaffen tritt nur bei Berechtigung zur jederzeitigen Fälligstellung 
gemäß § 1417 ABGB ein (Näheres zu deren Relevanz siehe weiter unten). Besagte 
Rechtsprechung zur analogen Heranziehung des § 1170 ABGB ist somit hinsichtlich 
ihrer Schlussfolgerungen meines Erachtens nicht fehl interpretiert worden.  
 
Was die Bedeutung des Wortes „ausbedingen“ im ersten Satz des § 16 Abs 1 RAO 
anbelangt, ist die Argumentation der Autoren durch die zwischenzeitig erfolgte 
Neufassung988 obsolet geworden, lautet der erste (nunmehr selbständige) Satz in 
§ 16 Abs 1 RAO nun doch: „Der Rechtsanwalt kann sein Honorar mit der Partei frei 
vereinbaren.“ Somit ist nach aktueller Gesetzeslage eindeutig klar, dass 
§ 16 Abs 1 erster Satz RAO nicht als Fälligkeitsnorm (die Vorrang vor einer Analogie 
zu § 1170 ABGB hätte) aufzufassen ist.  
 
Die Regelungen der §§ 904, 1417 ABGB lassen zwar das von Korab/Reidinger 
wiedergegebene Ergebnis (sofortige Fälligkeit; jederzeitige Einforderung) zu, fraglich 
ist allerdings, ob diese Bestimmungen im konkreten Fall tatsächlich zur Anwendung 
kommen. Denn es ist zu beachten, dass es sich dabei lediglich um subsidiäre Normen 
handelt.989 Allfälligen einschlägigeren Sonderregelungen für die Honorarfälligkeit käme 
daher Vorrang vor §§ 904, 1417 ABGB zu, wobei sich ein solcher Vorrang meiner 
                                            
986 OGH RIS-Justiz RS0034343; vgl. 09.08.2007, 2 Ob 74/07g; zuletzt 27.03.2008, 2 Ob 31/07h. 
987 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 214. 
988 BGBl I 2008/68 (BRÄG 2008). 
989 So bezügl § 904 ABGB OGH RIS-Justiz RS0123392; 27.03.2008, 2 Ob 31/07h. 
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Meinung nach auch auf analog heranzuziehende Sondervorschriften erstreckt. Daher 
dürfte der Argumentationsweg genau umgekehrt sein als Korab/Reidinger annehmen: 
Nicht das Bestehen der §§ 904, 1417 ABGB verbietet eine Analogie zu § 1170 ABGB, 
sondern es muss umgekehrt begründet werden, warum rechtliche 
Wertungsgesichtspunkte gegen eine Gleichartigkeit des Anwaltsvertrages mit einem 
Werkvertrag hinsichtlich des Fälligkeitszeitpunktes des Entgelts sprechen. Erst infolge 
eines Fehlens vorrangig (allenfalls analog) anwendbarer Fälligkeitsbestimmungen käme 
man subsidiär zur Anwendbarkeit der §§ 904, 1417 ABGB.    
 
Näher zu untersuchen ist, ob diese Unterschiede einer analogen Anwendung der 
Fälligkeitsnorm des § 1170 ABGB entgegenstehen. 
 
Jedenfalls bestehen einige Unterschiede zwischen dem Auftrag (§ 1002ff ABGB) und 
dem Werkvertrag (§§ 1151ff ABGB): Während der Werkvertrag ein 
Zielschuldverhältnis darstellt, der Werkunternehmer seine Hauptleistung somit erst mit 
Überlassung des fertigen Werkes erfüllt hat, kann der Auftrag je nachdem als Ziel- oder 
Dauerschuldverhältnis qualifiziert werden.990 Nun ist es gefestigte Ansicht, dass der 
Vertrag des Rechtsanwalts mit seinem Mandanten grundsätzlich kein Werk- oder 
Dienstvertrag, sondern ein Auftrag im Sinn der §§ 1002ff ABGB ist.991 Ein 
Geschäftsbesorger schuldet aber regelmäßig keinen Erfolg.992 Daraus ergeben sich 
meines Erachtens – Korab/Reidinger  folgend – durchaus entscheidende 
Schlussfolgerungen, die gegen eine analoge Anwendbarkeit des § 1170 ABGB beim 
entgeltlichen Mandatsvertrag sprechen: Da der Werkunternehmer seine vertragliche 
Hauptpflicht erst mit Herbeiführung des Erfolges erfüllt hat, normiert § 1170 ABGB, 
dass er die Gegenleistung grundsätzlich erst bei Fertigstellung des Werkes (somit 
Herbeiführung des geschuldeten Erfolges) fordern kann. Bei einem anderen 
Vertragstyp, wo kein Erfolg, sondern bloß Bemühung geschuldet wird, enthält das 
ABGB sehr wohl eine dispositive Regelung der Entgeltfälligkeit – beim Dienstvertrag: 
Gemäß § 1154 Abs 2 ABGB ist ein „nach Stunden, nach Stück oder Einzelleistungen 
                                            
990 Strasser in Rummel I3, § 1002 Rz 37. 
991 Strasser in Rummel I3, § 1002, Rz 26, anders z.B. bei hauptsächlicher Geschäftsvermittlung, die 
Maklervertrag ist, derselbe in Rummel I, § 1002, Rz 20. 
992 Strasser in Rummel I3, § 1009 Rz 9a; so auch die Rsp vgl. OGH 14.10.1997, 1 Ob 2409/96p. 
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bemessenes Entgelt … für die schon vollendeten Leistungen am Schlusse einer jeden 
Kalenderwoche, wenn es sich jedoch um Dienste höherer Art handelt, am Schlusse 
eines jeden Kalendermonats“ zur Zahlung fällig. Auch ein Anwaltshonorar ist – 
abgesehen vom Pauschalhonorar – „nach Stunden, nach Stück oder Einzelleistungen 
bemessen“. Die ausdrückliche Regelung der Fälligkeit beim Dienstvertrag stellt eigener 
Meinung zufolge ein starkes Indiz dafür dar, dass der Gesetzgeber des ABGB bei 
solchen Verträgen, bei denen kein Erfolg geschuldet wird, die Fälligkeit des Entgelts 
nicht erst beim Eintritt eines angestrebten Ereignisses, sondern nach jeder erbrachten 
und zu entlohnenden Leistung annimmt. Zutreffend sind auch die Erwägungen von 
Korab/Reidinger, wonach Überlegungen der Billigkeit gegen eine analoge 
Heranziehung des § 1170 ABGB sprechen: Denn während die Fertigstellung des Werks 
beim Werkvertrag regelmäßig vom Fleiß und schnellen Einsatz des Werkunternehmers 
abhängt, liegt beim Mandatsvertrag die Erledigung des zu besorgenden Geschäfts 
zumeist nicht in der alleinigen Disposition des Auftragnehmers.993 Dies zumal bei der 
Besorgung (zumindest bei zweiseitigen Rechtsgeschäften) eine weitere Person beteiligt 
ist. Umso mehr gelte dies gemäß den Autoren im Fall der gerichtlichen 
Parteienvertretung, wo der Rechtsanwalt oft kaum Einfluss auf die Verfahrensdauer 
nehmen kann, etwa weil der Gegner den Prozess verschleppt oder eine 
Gerichtsabteilung aus Personalmangel monatelang unbesetzt bleibt.994  
 
Interessanter Weise bezeichnet die auf 2 Ob 554/25 gestützte Rechtsprechung außer 
Korab/Reidinger auch Strasser995 als verfehlt: Demnach sei Werkvertragsrecht in 
Entlohnungsfragen beim Bevollmächtigungsvertrag nicht einmal hilfsweise 
heranzuziehen. Der Autor beruft sich dabei auf eine höchstgerichtliche Entscheidung996, 
derzufolge die Bestimmung des § 1168 ABGB für den Fall, dass der Mandant den 
Bevollmächtigungsvertrag vor der Auftragsvollendung widerruft, auf den 
Entgeltanspruch – selbst bei Vereinbarung eines Pauschalhonorars – nicht zur 
Anwendung kommt. Gemäß dieser Entscheidung soll die Entgeltsfrage ausschließlich 
nach § 1020 ABGB zu beurteilen sein. Der Rechtsanwalt könne daher lediglich den 
                                            
993 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 215. 
994 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 215. 
995 Strasser in Rummel I3, § 1002 Rz 26. 
996 OGH 1 Ob 253/36, JBl 1936, 319 (=SZ 18/59). 
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seinen Bemühungen angemessenen Teil des Honorars fordern, nicht jedoch (unter 
Berufung auf das Unterbleiben der Auftragsvollendung aus Gründen auf Seiten des 
Mandanten) auch das Honorar für nicht erbrachte Leistungen.997  
 
Eigener Meinung zufolge dürfte aus der vorgenannten Entscheidung – entgegen der 
Ansicht Strassers – keine generelle Unzulässigkeit der Analogie zum Werkvertragsrecht 
ableitbar sein. Im konkret entschiedenen Fall ging es lediglich um die Frage, welches 
Entgelt bei vorzeitigem Widerruf des Mandates geschuldet war. Für diese besondere 
Konstellation kennt das Auftragsrecht jedoch eine vorrangige Sonderbestimmung in 
§ 1020 ABGB. Wenn der OGH ausspricht, dass diese Norm einer analogen 
Heranziehung des § 1168 ABGB vorgeht, so verbietet dies keineswegs eine Analogie 
zum Werkvertragsrecht bezüglich anderer Fragen, für die das Regime der 
§§ 1002ff ABGB keine Regelung bereithält. Die Regelung des § 1020 ABGB enthält 
aber bei richtiger Betrachtung überhaupt keine eigenständige Fälligkeitsregel bezüglich 
des Entgelts, sondern besagt nur, inwieweit solches bei Mandatswiderruf überhaupt 
begehrt werden kann. Daraus kann nicht abgeleitet werden, dass der Auftragnehmer 
auch bei aufrechtem Mandat einen Anspruch auf den seinen Bemühungen 
angemessenen Teil der Entlohnung habe. Diese Frage lässt § 1020 ABGB gänzlich 
unbeantwortet, sodass auch aus 2 Ob 554/25 für ein Recht auf jederzeitige 
Fälligstellung des Anwaltshonorars nichts gewonnen werden kann. Stattdessen dürfte 
die von der Rechtsprechung vertretene Ansicht zutreffen, wonach das Auftragsrecht in 
dieser Frage eine Lücke aufweist. Daher kommt ein Lösungsversuch nicht um eine 
Klärung der Frage herum, ob andere Fälligkeitsregeln analog anzuwenden sind, oder 
aber die subsidiären Normen der §§ 904, 1417 ABGB zum Tragen kommen.        
   
Während die Gegenargumente Strassers nicht tragen dürften, sollte Korab/Reidinger im 
Ergebnis zugestimmt werden, dass entgegen der Rechtsprechung eine analoge 
Heranziehung des § 1170 ABGB beim Mandatsvertrag des Rechtsanwalts wegen 
überwiegend dagegen sprechender Wertungsgesichtspunkte nicht angebracht erscheint. 
                                            
997 Dies setzt freilich voraus, dass die Elemente der Geschäftsbesorgung auch tatsächlich überwiegen, 
was etwa nicht der Fall ist, wenn der Anwalt bloß ein Rechtsgutachten zu erstatten oder einen Vertrag 
zu verfassen hat – diesfalls vertritt Thiery die Anwendbarkeit von § 1168 ABGB, derselbe, 
AnwBl 2006, 438.  
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Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass sich als subsidiäre Fälligkeitsnorm nunmehr 
auch § 1334 zweiter Satz, letzter Anwendungsfall ABGB anbietet: Demnach hat der 
Schuldner – sofern die Parteien nichts anderes vereinbart haben – seine Leistung, sofern 
deren Höhe noch nicht feststeht, „nach dem Eingang der Rechnung oder einer 
gleichwertigen Zahlungsaufforderung“ zu erbringen. In den Gesetzesmaterialien zu 
dieser Bestimmung wird der Honoraranspruch des Rechtsanwalts ausdrücklich als ein 
Beispiel für eine Entgeltforderung genannt, deren Höhe der Schuldner vor Erhalt der 
Rechnung bzw. ziffernmäßiger Bekanntgabe nicht wissen könne.998 Dabei gehen die 
Erläuterungen in der Regierungsvorlage – unter Berufung auf die Rechtsprechung999 – 
davon aus, dass beim anwaltlichen Honorar die werkvertragliche Fälligkeitsnorm des 
§ 1170 ABGB nicht analog anzuwenden ist.1000 Letztgenannter Umstand erhärtet 
zusätzlich den eigenen Standpunkt. 
 
Folgedessen ist den Autoren (wenngleich aus anderen Gründen) beizupflichten1001, dass 
§ 1170 ABGB auf die Fälligkeit des Honoraranspruchs nicht analog anzuwenden 
ist. Richtiger Weise kann der Rechtsanwalt sein Honorar – mangels anders lautender 
Vereinbarung – für die bereits erbrachten Einzelleistungen jederzeit fällig stellen. 
 
Das vorhin Gesagte gilt freilich nur, soweit der Vertrag des Rechtsanwalts mit seinem 
Mandanten als Bevollmächtigungsvertrag anzusehen ist, was freilich bei Besorgung 
fremder Angelegenheiten im Zweifel anzunehmen ist.1002 Anders ist dies, wenn der 
Rechtsanwalt etwa ausschließlich mit der Beantwortung einer bestimmten rechtlichen 
Frage (Erstellung eines Rechtsgutachtens) oder der Verfassung von Urkunden (Verträge 
etc.) beauftragt wurde – hierbei nimmt die Rechtsprechung das Vorliegen eines 
Werkvertrages an.1003 Sofern in einem solchen Fall die Vollendung des Werkes aus 
Gründen unterbleibt, die in der Sphäre des Rechtsanwalts liegen (eine jederzeitige 
Vertragskündigung nach § 11 Abs 2 RAO durch den Anwalt wird bei solchen Verträgen 
freilich nicht in Frage kommen, da diese Bestimmung nach Wortlaut und Zweck auf 
                                            
998 ME ZinsRÄG 2002, 303/ME 21. GP Mat 14. 
999 OGH 1 Ob 509/94, ecolex 1994, 317. 
1000 ME ZinsRÄG 2002, 303/ME 21. GP Mat 14. 
1001 Zu diesem Ergebnis gelangt bspw auch Thiele, derselbe, Anwaltskosten2, 19. 
1002 OGH 12.12.1985, 7 Ob 672/85. 
1003 OGH 12.12.1985, 7 Ob 672/85. 
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Auftragsverhältnisse zugeschnitten ist1004), so hat er nicht einmal anteiligen Anspruch 
auf das Pauschalhonorar (vgl. § 1168 ABGB).1005  
 
Am Rande ist darauf hinzuweisen, dass die Honorarfälligkeit mangels abweichender 
Vereinbarung auch die Legung einer Honorarnote voraussetzt.1006 Diese muss dem 
Mandanten zugehen. Dabei hat der Rechtsanwalt die Honorarnote so zu erstellen, dass 
der Mandant „unter Berücksichtigung der Art und des Umfanges der Tätigkeit sowie 
des Einblickes des Klienten [...] ausreichend über die Berechnungsunterlagen informiert 
wird. [...]“, da der Schuldner andernfalls mangelnde Fälligkeit des Honorars einwenden 
kann.1007 Mangels anderweitiger Vereinbarung (und sofern der Mandant darauf nicht im 
Nachhinein verzichtet) sind daher alle Angaben über die erbrachte Leistung in die 
Honorarnote aufzunehmen, die zur Ermittlung des Honoraranspruchs erforderlich sind.   
 
 
3. Schlussfolgerungen für die Bedeutung des Abs 1 
 
Vor diesem Hintergrund soll die Empfehlung des § 52 Abs 1 RL-BA den Rechtsanwalt 
ganz offensichtlich davor bewahren, bis zur Mandatsbeendigung unter Umständen Jahre 
hindurch Vorleistungen erbringen zu müssen, ohne eine Berechtigung zur Einforderung 
des für die bereits erbrachten Leistungen gebührenden Honorars zu haben. Denn dies 
würde eine ungerechtfertigte zinsfreie Vorfinanzierung des Prozesses durch den 
Anwalt1008 bedeuten und könnte für Letzteren – gerade bei langwierigen Mandaten – 
                                            
1004 In der E OGH 12.12.1985, 7 Ob 672/85 war es der Mandant, der wegen Säumigkeit des Anwalts 
vom Werkvertrag (Erstellung eines Gutachtens) gemäß § 918 ABGB unter Setzung einer Nachfrist 
zurückgetreten ist – umgekehrt wird für den Anwalt mangels vertraglicher Regelung 
§ 1168 Abs 2 ABGB (Unterbleiben erforderlicher Mitwirkung des Mandanten) die einzige 
Möglichkeit sein, um vom Vertrag unter Setzung einer Nachfrist zurückzutreten; zutreffend schließt 
auch Thiery, dass bei Werkverträgen die jederzeitige Beendigungsmöglichkeit des § 11 Abs 2 RAO 
„hinter die werkvertragliche Regelung“ zurücktrete, derselbe, AnwBl 2006, 438. 
1005 Thiery, AnwBl 2006, 438; der Autor folgert im Umkehrschluss, dass der Rechtsanwalt bei 
vorzeitiger Vollmachtskündigung/Widerruf durch den Mandanten nach Maßgabe des § 1168 ABGB 
grs das gesamte für die Werksausführung vereinbarte (Pauschal)honorar fordern kann.  
1006 OGH 1 Ob 509/94, ecolex 1994, 317; RIS-Justiz RS001759. 
1007 OGH 13.07.2000, 6 Ob 286/99y; eine derartige Honorarnote hat „nach den Grundsätzen der 
ordentlichen Rechnungslegung alle Angaben zu enthalten, die eine Überprüfung der Angemessenheit 
des Entgelts zulassen.“ 
1008 Diese Konsequenz zeigen etwa Korab J. Etienne/Reidinger auf, dieselben, AnwBl 1999, 212. 
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zudem Liquiditätsprobleme mit sich bringen. So empfehlen auch Korab/Reidinger in 
ihrem Aufsatz dem Rechtsanwalt letztlich, sich die Berechtigung zur jederzeitigen 
Fälligstellung bereits entstandener Honoraransprüche auszubedingen.1009 Aber auch die 
Besicherung der Einbringlichkeit zukünftig entstehender Honoraransprüche wird für 
den Rechtsanwalt häufig wichtig sein, da er ansonst mit umfangreichen Leistungen in 
Vorlage treten muss, ohne sich der Zahlungsfähigkeit seines Mandanten sicher sein zu 
können. Die Einforderung eines angemessenen Honorarvorschusses wird vor sehr 
aufwändigen Prozesshandlungen angebracht sein, sobald sich diese abzeichnen, etwa 
wenn eine umfangreiche Beweistagsatzung anberaumt wurde. 
 
Wie Korab/Reidinger zu Recht ausführen, ist die Fälligkeitsfrage des Anwaltshonorars 
in vielen Fällen ein rein akademisches Problem:1010 Denn im Fall einer 
Auseinandersetzung über zu erbringende Honorarzahlungen wird das 
Vertrauensverhältnis regelmäßig so stark erschüttert sein, dass beide Seiten kein 
Interesse an einer Fortsetzung des Mandates mehr haben werden.1011 Darüber hinaus ist 
der Anwalt, wenn der Mandant während aufrechter Mandatsausführung die Fälligkeit 
des eingeforderten Honorars bestreitet, im Fall der Einbringung der Honorarklage 
standesrechtlich verpflichtet, sämtliche bestehenden Aufträge dieses Mandanten zu 
kündigen.1012 Dies zu tun ist der Rechtsanwalt gemäß § 11 Abs 2 RAO auch sonst jeder 
Zeit berechtigt, was im konkreten Zusammenhang bedeutsam ist: Denn mit der 
Beendigung des Mandates durch den Rechtsanwalt wird die Fälligkeit des Honorars 
jedenfalls herbeigeführt.1013 Aus diesem Grund kann die Frage der Berechtigung zur 
Zwischenabrechnung im Honorarprozess Anwalt-Mandant in der Praxis kaum relevant 
werden. Praktisch bedeutsam kann dieses Problem aber werden, wenn ein Dritter 
(Rechtsschutzversicherer) es übernommen hat, das Honorar des Anwalts aus der 
                                            
1009 Korab J. Etienne/Reidinger auf, dieselben, AnwBl 1999, 215. 
1010 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 212 (216). 
1011 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 212. 
1012 Vgl. Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, DSt § 1 Rz 21 E 70a, wonach die Führung eines 
Honorarprozesses bei aufrechtem Vertretungsverhältnis unzulässig ist. 
1013 OGH 28.06.1995, 3 Ob 543/95; 13.07.2000, 6 Ob 286/99f; vgl. Korab J. Etienne/Reidinger, 
AnwBl 1999, 212; dies folgt mE aus § 1020 ABGB iVm § 11 Abs 2 RAO, wonach der Rechtsanwalt, 
der (abweichend von § 1021 ABGB) sein jederzeitiges Kündigungsrecht ausübt, auch den sonst nur 
im Fall des Widerrufs durch den Machtgeber vorgesehenen, „seinen Bemühungen angemessenen Teil 
der Belohnung“ fordern kann. 
 314 
Erfüllung eines Auftrages des Mandanten (Versicherten) zu begleichen.1014 Diesfalls 
wird der Mandant, der die Honorarzahlung durch die Versicherung bewerkstelligt sehen 
will, sehr oft Verständnis dafür aufbringen, dass die bisher erbrachten Leistungen seines 
Anwalts einer Entlohnung zugeführt werden sollten.1015 
 
 
4. Exkurs 2: Honorarfälligkeit gegenüber dem Rechtsschutzversicherer 
  
Im Laufe einer Mandatsausführung, für die ein Rechtsschutzversicherer die 
Kostendeckung bestätigt hat, kommt es in der Praxis immer wieder zur Ablehnung 
erhobener Honorarforderungen seitens des Versicherers mit dem Argument mangelnder 
Fälligkeit.1016 Diese Verhaltensweise kann für den Rechtsanwalt aber gerade bei länger 
dauernden Mandaten ein handfestes finanzielles Problem darstellen, wenn dieser auf 
sein wirtschaftliches Risiko mit allen Kanzleileistungen etwa über Jahre in Vorlage 
treten soll. Verweigert der Versicherer vorläufig die Begleichung der abgerechneten 
Teilleistungen, so bliebe (geht man von deren Fälligkeit im Verhältnis Anwalt-Mandant 
aus) der rechtsschutzversicherte Mandant zu deren Bezahlung aus eigenen Mitteln 
verpflichtet. Rechtssuchende schließen aber regelmäßig deshalb eine 
Rechtsschutzversicherung ab, um sich das Risiko eben einer solchen jahrelangen 
Vorfinanzierung von Anwaltskosten zu ersparen.1017  
 
Korab/Reidinger prüfen daher in ihrem 1999 erschienenen Aufsatz1018 auch die Frage, 
inwieweit der Rechtsschutzversicherer eine allfällige, im Verhältnis Anwalt-Mandant 
fällige Honorarforderung zu erfüllen hat. Dabei gelangen die Autoren zum Ergebnis, 
dass selbst das Ausbedingen einer jederzeitigen Fälligkeit durch den versicherten 
                                            
1014 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 212. 
1015 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 212. 
1016 Darauf weisen bspw Korab/Reidinger in ihrem 1999 erschienen Aufsatz hin; die Autoren vermuten 
dahinter die Absicht des Versicherers, den Zahlungstermin zwecks Zinsersparnis möglichst lange 
hinauszuschieben, dieselben, AnwBl 1999, 212.   
1017 Vgl. Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 212. 
1018 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 212. 
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Mandanten den Versicherer nach Maßgabe des Rechtsschutzversicherungsvertrages 
nicht zum Einwand mangelnder Fälligkeit berechtige.  
 
Regelmäßig entsteht durch die Deckungszusage der Versicherung kein direktes 
Auftragsverhältnis mit dieser, vielmehr nur eine rein interne Erfüllungsübernahme 
gegenüber dem Versicherungsnehmer, ohne eigenes Forderungsrecht des Rechtsanwalts 
gegenüber dem Versicherer.1019 Zwischen Anwalt und Versicherer entsteht weder ein 
Auftragsverhältnis, noch wird der Versicherer Partei der Honorarvereinbarung.1020 Was 
unter den zu ersetzenden „angemessenen Kosten des für den Versicherungsnehmer 
tätigen inländischen Rechtsanwaltes“ (beispielsweise gemäß Punkt 6.1  der 
Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutz-Versicherung (ARB 2003)1021 der 
ARAG Allgemeine Rechtsschutz-Versicherungs AG) zu verstehen ist, kann sich 
folglich nur aus der zwischen Anwalt und rechtsschutzversichertem Mandanten 
bestehenden Vereinbarung ergeben. Zwar werden diese Anwaltskosten nach den 
allgemeinen Vertragsbedingungen der meisten Rechtsschutzversicherungen höchstens 
bis zum Betrag der Ansätze des RATG (bzw. außerhalb von dessen Anwendungsbereich 
zu den Ansätzen der AHK) ersetzt.1022 Dies betrifft eigener Meinung zufolge aber nur 
die Tragung derartiger Kosten der Höhe, nicht auch dem Grunde nach. Auch dürfte 
diese Beschränkung des Kostenersatzes der Höhe die Fälligkeit des 
Kostenerstattungsanspruches, soweit der Honoraranspruch im Verhältnis Anwalt-
Mandant fällig ist, gegenüber dem Versicherer unberührt lassen. 
 
Zwar normiert beispielsweise Art 8 Punkt 1.4 ARB 2003 der ARAG Allgemeine 
Rechtsschutz-Versicherungs AG, dass der Versicherungsnehmer „alles zu vermeiden“ 
habe, „was eine unnötige Erhöhung der Kosten oder eine Erschwerung ihrer Erstattung 
durch die Gegenseite verursachen könnte“. Nun argumentieren Korab/Reidinger aber, 
eine mit dem Anwalt getroffene Vereinbarung der Berechtigung zur 
                                            
1019 Außer aus der Deckungszusage kann im Einzelfall eine direkte Beauftragung abgeleitet werden, 
vgl. OGH 26.04.1995, 7 Ob 7/95; Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, Anwaltshaftung Rz 6; so im Ergebns 
auch Kronsteiner F. in Fenyves/Kronsteiner/Schauer, VersVG-Novellen, § 158k Rz 24. 
1020 Kronsteiner F. in Fenyves/Kronsteiner/Schauer, VersVG-Novellen, § 158k Rz 24. 
1021 Abrufbar unter http://www.arag.de/medien/pdf/angebote-und-beratung/arag_versicherungs  
bedingungen_ rechtsschutzversicherungen_a160_1208.pdf, Abfragedatum: 30.04.2009. 
1022 Vgl. etwa Pkt 6.1 der Generali Rechtsschutz ARB 2008; Pkt 6.1 der Wr Städt Rechtsschutz 
ARB 2003. 
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Zwischenabrechnung könne unter diesem Gesichtspunkt nicht als 
Obliegenheitsverletzung angesehen werden.1023 Zu Recht weisen die Autoren darauf hin, 
dass es nicht Aufgabe der Rechtsanwaltschaft sein könne, Prozesse für den 
Versicherungsnehmer jahrelang vorzufinanzieren.1024 Immerhin bezeichnen es die 
Rechtsschutzversicherungen in ihren Vertragsbedingungen selbst als „Gegenstand der 
Versicherung“, „für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen“ des Mandanten zu 
sorgen und die diesem „dabei entstehenden Kosten“ zu tragen.1025 
 
Eine wirksame Kostentragung zwecks Wahrung rechtlicher Interessen setzt meines 
Erachtens voraus, dass die marktüblichen Zahlungskonditionen von Rechtsanwälten 
auch beachtet werden, zumal andernfalls die erforderliche anwaltliche Hilfestellung 
nicht effektiv sichergestellt werden könnte. Aus diesem Grund ist den Autoren 
beizupflichten, dass in einer zwischen Anwalt und Mandant getroffenen Vereinbarung, 
der zufolge das Honorar für jede erbrachte Leistung sogleich fällig gestellt werden 
kann, keine „unnötige“ Kostenerhöhung zu erblicken ist.  
 
Meines Erachtens kann daher aus guten Gründen – auch unter Beachtung der 
bestehenden vertraglichen Versicherungsgrundlagen – davon ausgegangen werden, dass 
der Rechtsschutzversicherer an die zwischen Anwalt und Mandant getroffene 
Fälligkeitsabrede gebunden ist, sodass der Mandant auch einen entsprechenden 
Deckungsanspruchs1026 bzw. Befreiungsanspruch1027 gegenüber dem Versicherer hat.  
 
Dieser Meinung dürfte sich auch die Rechtsprechung angeschlossen haben: In einem 
2004 im Zuge eines Deckungsprozesses ergangenen Berufungserkenntnis1028 hat das 
HG Wien erkannt, dass eine Vereinbarung zwischen Rechtsanwalt und 
rechtsschutzversichertem Klienten, wonach Zwischenabrechungen zulässig sind und das 
Rechtsanwaltshonorar bereits während des Verlaufes des Rechtsstreites durch Legung 
                                            
1023 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 216. 
1024 Korab J. Etienne/Reidinger, AnwBl 1999, 216. 
1025 Vgl. bspw Art 1 der ARAG Rechtsschutz ARB 2003; Art 1 der Wr Städt Rechtsschutz ARB 2003.   
1026 So die Bezeichnung in der Überschrift von Art 8 WrStädt ARB 2003; Art 8 ARAG ARB 2003. 
1027 So die Bezeichnung bei Kronsteiner F. in Fenyves/Kronsteiner/Schauer, VersVG-Novellen, § 158j 
Rz 7. 
1028 HG Wien 30.11.2004, 50 R 73/04y, AnwBl 2005, 249 [Korab J. Etienne]. 
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einer Rechtsanwaltshonorarnote fällig gestellt werden kann, (auch) von der 
Rechtsschutzversicherung „in der Form zu beachten ist, dass sie dem 
rechtsschutzversicherten Kunden die diesem zur Zahlung von seinem Rechtsanwalt 
vorgeschriebenen Honorare bezahlt.“ 
 
 
5. Pflicht zur Zwischenabrechnung auf Verlangen des Mandanten (Abs 2) 
 
§ 52 Abs 2 RL-BA normiert die bei jeder Honorarform (mit Ausnahme des 
Pauschalhonorars) grundsätzlich bestehende Verpflichtung, dem Mandanten auf 
Verlangen die Summe der bereits erbrachten und den Honoraranspruch beeinflussenden 
Leistungen bekannt zu geben. Im Fall der Vereinbarung eines Zeithonorars ist die für 
die Ermittlung des Zeithonorars bereits aufgewendete Zeit bekannt zu geben. Bei 
Vereinbarung unterschiedlicher Zeithonorare (etwa für Rechtsanwaltsanwärter, 
Rechtsanwalts-Substituten, Junior- und Senior-Partner) muss eine entsprechende 
Aufschlüsselung erfolgen.1029  
 
Maßgeblich ist in jedem Fall die Nennung all jener Tätigkeiten, die aufgrund der 
anzuwendenden Honorargrundlage Einfluss auf die Honorarhöhe haben. Daher ist auch 
für den Sonderfall einer Pauschalhonorarvereinbarung (bei der die Höhe des 
geschuldeten Honorars von Art, Menge und Beschaffenheit der erbrachten Leistungen 
grundsätzlich unabhängig ist) einen Ausnahme normiert. Hingegen ist die Verpflichtung 
auch dann zu beachten, wenn überhaupt keine Honorarvereinbarung besteht, sondern 
das Mandat zum tariflichen oder zum „angemessenen Entgelt“ ausgeführt  wird. 
 
Für den Fall der Vereinbarung eines Pauschalhonorars entbindet § 52 Abs 2 RL-BA den 
Rechtsanwalt zwar von der Führung eines Leistungsverzeichnisses. Solches ist aber 
auch bei getroffener Pauschalvereinbarung dringend anzuraten: Denn sollte das 
Mandatsverhältnis vor „Vollendung des Werks“ beendet werden, ist das 
                                            
1029 Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RL-BA § 50 Rz 1. 
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Pauschalhonorar gemäß der Rechtsprechung zu aliquotieren.1030 Dabei verhält sich das 
gebührende Teilhonorar zum vereinbarten Gesamthonorar so wie die bis zum Widerruf 
erbrachte tatsächliche Geschäftsbesorgungsbemühung (bzw. das dafür „angemessene“ 
Entgelt) zum gesamten vereinbarten Geschäftsbesorgungsumfang  unter der Annahme 
angemessener Entlohnung.1031 Zur Feststellung des Verhältnisses jenes Teils der 
geschuldeten Leistungen, die bereits erbracht worden sind einerseits, und der noch zu 
erbringenden Leistungen andererseits (was wahrscheinlich ausschließlich geschätzt 
werden kann), stellt in solchen Fällen das Leistungsverzeichnis eine wesentliche 
Grundlage dar. Zudem ist ein Leistungsverzeichnis bei vereinbartem Pauschalhonorar 
ratsam um überprüfen zu können, ob das vereinbarte Pauschale nicht extrem vom 
angemessenen bzw. tariflichen Honorar für die erbrachten Leistungen abweicht und 
daher unter den konkreten Umständen standesrechtlich überhöht ist (siehe dazu die 
näheren Ausführungen unter Punkt 1.7). 
 
 
 
5. Kapitel Verbot der Honorarvereinbarung mit dem Verfahrensbeholfenen 
(§ 16 Abs 2 zweiter Satz RAO; §§ 57, 58 RL-BA) 
  
§ 16 Abs 2 zweiter Satz RAO lautet: 
 
„Er [Anm.: der zum Verfahrenshelfer bestellte Rechtsanwalt] hat an die von ihm 
vertretene oder verteidigte Partei, vorbehaltlich weitergehender verfahrensrechtlicher 
Vorschriften, nur so weit einen Entlohnungsanspruch, als ihr der unterlegene Gegner 
Kosten ersetzt.“ 
 
§ 57 RL-BA lautet: 
 
                                            
1030 OGH RS0019392 ausgehend von 1 Ob 253/36, SZ 18/59; zuletzt 29.03.2006, 3 Ob 168/05k. 
1031 OGH 29.03.2006, 3 Ob 168/05k. 
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„Der Rechtsanwalt darf als bestellter Vertreter einer Partei in der Verfahrenshilfe eine 
Entlohnung nur verlangen, wenn und soweit entweder der unterlegene Gegner ihr 
Kosten ersetzt (§ 16 Abs 2 Rechtsanwaltsordnung) oder die Partei gemäß 
§ 71 Zivilprozeßordnung zur tarifmäßigen Entlohnung des Rechtsanwaltes verpflichtet 
wird.“ 
 
§ 58 RL-BA lautet: 
 
„Solange der Rechtsanwalt für eine Partei in der Verfahrenshilfe bestellt ist, darf er 
deren Vertretung in dieser Sache gegen Entlohnung nicht übernehmen; eine von seiner 
Partei nach Abschluß der Vertretung oder von einem Dritten auch schon vorher aus 
freien Stücken angebotene Entlohnung darf er jedoch annehmen.“  
  
Dieses Honorarverbot ist im Zusammenhang mit der Einrichtung des Institutes der 
Verfahrenshilfe (§§ 63ff ZPO, § 61 Abs 2 StPO) zu sehen. Im Rahmen der 
Verfahrenshilfe sind Rechtsanwälte („Verfahrenshelfer“) gehalten, grundsätzlich 
unentgeltlich für wirtschaftlich bedürftige Rechtssuchende („Verfahrensbeholfene“) 
zwecks Vertretung von deren (nicht offensichtlich aussichtslosen) rechtlichen Interessen 
tätig zu werden, soweit dieses anwaltliche Einschreiten rechtlich erforderlich oder sonst 
aufgrund der Schwierigkeit der zu besorgenden rechtlichen Angelegenheit geboten 
ist.1032 Jeder Rechtsanwalt hat nach §§ 45, 45a RAO einer Bestellung zum 
Verfahrenshelfer, die nach geschehener Bewilligung der Verfahrenshilfe seitens des 
Gerichtes (bzw. VfGH, VwGH oder UVS) durch den Ausschuss der jeweils zuständigen 
(§ 45 Abs 2 RAO) Rechtsanwaltskammer erfolgt, im standesrechtlich näher geregelten 
Ausmaß Folge zu leisten. Gemäß § 16 Abs 2 erster Satz RAO und § 56 RL-BA ist der 
zum Verfahrenshelfer bestellte Rechtsanwalt verpflichtet, die Vertretung oder 
Verteidigung des Verfahrensbeholfenen nach Maßgabe des Bestellungsbescheides zu 
übernehmen und mit der gleichen Sorgfalt wie ein frei gewählter Rechtsanwalt zu 
besorgen. Wenngleich eine Nichtbefolgung dieser (in der Praxis äußerst rigid 
                                            
1032 Vgl. für das Zivilverfahren § 63 Abs 1 ZPO idF BGBl I Nr 140/1997; für das Strafverfahren 
§ 61 Abs 2 StPO idF BGBl I Nr 19/2004. 
 320 
gehandhabten1033) Sorgfaltspflicht disziplinarrechtliche Sanktionen nach sich ziehen 
kann, will der Gesetzgeber zusätzlich verhindern, dass ein Rechtsanwalt suggerieren 
könnte, er würde – über seine bestehende Sorgfaltspflicht hinaus – erhöhten Eifer 
zeigen, sofern der Verfahrensbeholfene ihn gegen Entgelt als „frei gewählten 
Rechtsanwalt“ beauftragt (mit Erlöschen der Verfahrenshilfe), oder ihm (bei 
Aufrechtbleiben der Verfahrenshilfe) freiwillig Honorar für seine Tätigkeit bezahlt. 
Zudem bieten in der Praxis bisweilen einige Verfahrensbeholfene den ihnen als 
Verfahrenshelfer beigegebenen Rechtsanwälten Zahlungen an, dies im Glauben, sie 
könnten den Verfahrenshelfer dadurch zu größerem Einsatz motivieren. In der 
rechtssuchenden Bevölkerung ist es durchaus verbreitete Ansicht, Rechtsanwälte 
würden bei bezahlten Mandaten größere Bemühung zeigen als in unbezahlten 
Verfahrenshilfe-Causen.     
 
Dem Honorarverbot der § 16 Abs 2 RAO iVm §§ 57f RL-BA unterliegt der zum 
Verfahrenshelfer bestellte Rechtsanwalt jedenfalls hinsichtlich der Causa, für die er 
bestellt wurde. Das Verbot, Honorar zu fordern oder entgegen zu nehmen, reicht aber 
über diese konkrete Causa hinaus: Denn in der Regel wird der Rechtsanwalt davon 
auszugehen haben, dass die Voraussetzungen für die Gewährung der Verfahrenshilfe 
(ungünstige wirtschaftliche Situation) auch für andere Fälle zutreffen, die jenem 
Verfahren, für das er bestellt ist, ähnliche und gleich gelagert sind.1034 Er darf daher 
auch in einem konnexen Verfahren die Vertretung nicht gegen Entgelt übernehmen oder 
Vertretungskosten für ein solches Verfahren gerichtlich geltend machen. 
 
Nach § 16 Abs 2 RAO und § 57 RL-BA darf der Rechtsanwalt von seinem 
Verfahrensbeholfenen ein Honorar ausschließlich nach Maßgabe des vom „unterlegenen 
Gegner“ im Rechtsstreit „ersetzt“ erhaltenen Betrages fordern, entgegen nehmen oder 
sich versprechen lassen. Voraussetzung ist dabei nicht bloß der Zuspruch von 
Kostenersatz durch das Gericht, sondern darüber hinaus auch die tatsächliche Leistung 
                                            
1033 Vgl. Wachter Heinz-Peter, Nova&Varia 2004, 45: „Disziplinär sind alle Verhaltensweisen, die man 
mit mangelndem Einsatz für Verfahrensbeholfene umschreiben könnte. […] Dem kann man nur 
durch besonderen Fleiß und ausgesuchte Höflichkeit zuvorkommen. […]“. 
1034 OBDK 11 Bkd 10/00, AnwBl 2002, 57 [Strigl Walter]. 
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des Betrages durch den Gegner. Der zum Verfahrenshelfer bestellte Rechtsanwalt trägt 
somit grundsätzlich das Risiko der Einbringlichkeit der Kostenersatzforderung.1035  
 
Es ist freilich nicht erforderlich, dass es in formeller Hinsicht zu einer Zahlung an den 
Verfahrensbeholfenen kommt – eine solche kann auch im Wege der Aufrechnung 
erfolgen: Im Jahr 2005 wurde an den Ausschuss der Wiener Rechtsanwaltskammer 
folgende Frage herangetragen: Die Partei, der ein Rechtsanwalt als Verfahrenshelfer 
beigegeben war, unterlag im eigentlichen Streitverfahren in allen Instanzen, was einen 
Kostenersatzanspruch ihres Gegners zur Folge hatte. Dem Verfahren ging jedoch ein 
Zwischenstreit über die Berechtigung der Gewährung von Verfahrenshilfe voraus, in 
dem die Verfahrenshilfe genießende Partei rechtskräftig obsiegte. Auch blieb ein vom 
Gegner erhobener Kostenrekurs der Erfolg versagt. Aus dem Zwischenstreit und dem 
Rekursverfahren stand der Verfahrensbeholfenen daher Kostenersatz zu. Da sie jedoch 
im darauffolgenden Streitverfahren unterlag, wurden die wechselseitigen 
Kostenersatzforderungen (entsprechend der gängigen prozessualen Praxis) saldiert, 
sodass die Verfahrensbeholfene keine Zahlung erhielt. Der Ausschuss antwortete in 
seiner Stellungnahme:  
„Die Saldierung schützt den Prozessgegner vor der Uneinbringlichkeit seiner 
Forderung, soll aber nicht gleichzeitig den Verfahrenshelfer um den in § 16 Abs 2 RAO 
vorgesehenen Entlohungsanspruch bringen. Der Verfahrenshilfeanwalt trägt bereits 
das Risiko der Einbringlichkeit seiner Forderung. Einen darüber hinausgehenden 
Schutzzweck von § 16 Abs 2 RAO für die verfahrensbeholfene Partei lässt der 
Gesetzgeber in den Materialien nicht erkennen. Sowohl die von der Rsp bejahte 
Saldierungsverpflichtung bei Kostenetnscheidungen (…) als auch Gesetzesmaterialien 
und juristisches Schrifttum sprechen dafür, dass eine Saldierung von Kosten zu einer 
analogen Anwendung von § 16 Abs 2 RAO berechtigt. (…).  
Der mögliche Einwand, dass der Verfahrensbeholfene damit (bei Saldierung) etwas 
´aus eigenen Mitteln´ an den Verfahrenshelfer zahlen müsste, während er sonst bloß 
den Kostenersatz dazu verwenden müsste, vermag deswegen nicht zu überzeugen, weil 
                                            
1035 RAK 31.08.2005 (nicht veröff), AnwBl 2005, 522 [Maderbacher Gregor]. 
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der Verfahrensbeholfene sich bei Saldierung ja die Zahlung einer (Teil-)Forderung an 
den teilweise obsiegenden Gegner erspart, vor deren Begleichung ihn die 
Verfahrenshilfe nicht schützt, so dass in diesem Ausmaß auch der Zugriff des 
Verfahrenshelfers auf den Verfahrensbeholfenen gerechtfertigt erscheint.“1036  
 
Diese Anfragebeantwortung zeigt deutlich den Schutzzweck des vorgenannten 
Honorarverbotes auf: Der Verfahrensbeholfene soll nicht durch seine ungünstige 
wirtschaftliche Situation daran gehindert werden, einen Rechtsstreit zu führen, der für 
ihn erfolgversprechend wäre. Das Einschreiten eines Rechtsanwaltes zur Vertretung 
seiner Interessen soll ihm keine zusätzliche Liquidität abverlangen. Zahlungen hat er 
daher nur in dem Maße zu leisten, als er infolge des Prozesserfolges selbst derartige 
Zahlungen von der Gegenseite erhält. Hingegen will das Verfahrenshilferecht dem 
Verfahrensbeholfenen nicht auch das Risiko abnehmen, im Falle des Unterliegens 
Kosten an den Gegner zahlen zu müssen. Sofern tatsächliche Auszahlungen infolge 
Aufrechnung mit derartigen Kostenersatzzahlungen ausbleiben, ist insoweit ein 
Liquiditätszuwachs beim Mandanten eingetreten, als er sich finanzielle Mittel zur 
Leistung von Kostenersatz erspart hat. Daher ist der Verfahrenshelfer in einem solchen 
Fall berechtigt, Honorar vom Verfahrensbeholfenen zu verlangen.  
 
Freilich folgert aus § 58 RL-BA auch, dass der zum Verfahrenshelfer bestellte 
Rechtsanwalt nur für den Zeitraum seiner Bestellung kein Honorar von der von ihm zu 
vertretenden Partei übernehmen darf. Umgekehrt kann der Schluss gezogen werden, 
dass der Rechtsanwalt nach Beendigung seiner Tätigkeit grundsätzlich nicht 
standeswidrig handelt, wenn er sich eine Entlohnung für jene Leistungen ausbedingt, 
die er zuvor als freiwegwählter Vertreter erbracht hatte.1037 Da mit Bekanntmachung der 
Bevollmächtigung eines freigewählten anwaltlichen Vertreters es ipso die Bestellung 
zum Wegfall kommt, könnte ein disziplinäres Verhalten nur etwa dann vorliegen, wenn 
der Mandant sich, nachdem ihm Verfahrenshilfe bewilligt worden war, nur deshalb zur 
Wahl eines Dritten zum frei gewählten Vertreter entschließt, da er ungeachtet der 
Vorschrift des § 16 Abs 2 RAO befürchten musste, sein zum Verfahrenshelfer bestellte 
                                            
1036 RAK 31.08.2005 (nicht veröff), AnwBl 2005, 522 [Maderbacher Gregor]. 
1037 Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RL-BA §§ 56-58 Rz 2. 
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Rechtsanwalt werde seine Interessen nicht mit der gleichen Intensität wie ein frei 
gewählter Parteienvertreter wahren.1038 Unter solchen Umständen könnte eine 
nachträgliche Vereinbarung von Honorar für die geleistete Vertretung ungeachtet des 
§ 58 RL-BA disziplinär sein. Gleiches sollte auch für die Entgegennahme von 
Honorarzahlungen von Dritten gelten: Wenngleich der Rechtsanwalt von dritter Seite 
Zahlungen gemäß § 58 RL-BA schon vor Abschluss der Vertretung grundsätzlich 
annehmen darf, ist es dennoch verpönt, wenn er zur Erlangung solcher Zahlungen dem 
Verfahrensbeholfenen oder aber dem Dritten suggeriert, er werde für den Fall solcher 
Zahlungen größeren Eifer bei der Vertretung an den Tag legen. 
 
Aus all dem ergibt sich, dass der Rechtsanwalt beim Umgang mit der ihm zur 
Verfahrenshilfe zugeordneten Partei gerade in Kostensachen mit besonderer Vorsicht 
und Zurückhaltung vorgehen muss.1039 
 
 
Siebenter Abschnitt 
Schranken für freie Honorarvereinbarungen 
infolge kollisionsrechtlicher Vorgaben 
 
In jenen Fällen, wo Mandatsverträge des Rechtsanwalts Bezugspunkte zu ausländischen 
Rechtsordnungen aufweisen (z.B. der Mandant/Anwalt seinen Sitz im Ausland hat, die 
geschuldete anwaltliche Leistung ganz oder zum Teil im Ausland zu erbringen ist, oder 
sich auf einen im Ausland verwirklichten Sachverhalt bezieht), stellt sich die Frage, 
nach dem Recht welchen Staates das Vertragsverhältnis zu beurteilen ist. Aufgabe des 
Kollisionsrechtes ist es, diese Frage zu beantworten. 
 
Das Kollisionsrecht ist auch hinsichtlich der privatautonomen Honorargestaltung von 
Bedeutung. Denn die Beurteilung, inwieweit eine freie Honorarvereinbarung bei solch 
                                            
1038 Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RL-BA §§ 56-58 Rz 2. 
1039 Feil/Wennig, Anwaltsrecht5, RL-BA §§ 56-58 Rz 3. 
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grenzüberschreitenden Mandatsverhältnissen rechtswirksam ist, erfordert zunächst die 
Klärung, nach welchem Recht derartiges zu prüfen ist. Zudem eröffnet das neuere 
Kollisionsrecht den Vertragsparteien weitreichende Möglichkeiten, das anzuwendende 
Recht zu wählen. Nun divergieren infolge unterschiedlicher nationaler 
Rechtstraditionen die anwaltlichen Honorarrechte von Staat zu Staat erheblich1040, und 
eine Rechtsharmonisierung auf diesem Gebiet ist selbst innerhalb der Europäischen 
Union noch nicht erfolgt.1041 Somit ist es für die Parteien des anwaltlichen 
Mandatsvertrages interessant zu prüfen, inwieweit sie für das Honorarschuldverhältnis 
die Anwendung eines solchen Rechts wählen können, das die ihnen hinderliche 
Beschränkungen freier Honorargestaltung nicht (bzw. in geringerem Ausmaß) enthält. 
 
Es soll daher insbesondere am besonders plakativen Beispiel des österreichischen quota 
litis-Verbotes (zu diesem siehe die Ausführungen im zweiten, fünften und sechsten 
Abschnitt) näher untersucht werden, inwiefern Anwalt und Mandant die Anwendung 
dieses Verbotes durch Wahl einer ausländischen Rechtsordnung, die ein solches nicht 
aufweist, verhindert werden kann.                 
 
 
 
                                            
1040 So war im Jahr 2006 bspw die quota litis innerhalb der EU in Griechenland und den neuen 
Mitgliedsstaaten Ungarn, Tschechien, Slowakei, Slowenien und Estland zugelassen; in der 
Bundesrepublik Deutschland wiederum war bis zur E 12.12.2006, 1 BvR 2576/04 des BVfG jegliche 
erfolgsabhängige Anwaltsvergütung verboten (und ist es auch derzeit noch weitgehend); in den 
nordischen Staaten sind reine Erfolgshonorare zulässig, nicht hingegen die quota litis; diese 
Rechtslage gilt seit Ende der 90-er Jahre sinngemäß auch in England und Wales, wo 
erfolgsabhängige „conditional fees“ seither zulässig sind, wohingegen die quota litis nach wie vor 
wegen des alten angelsächsischen „champerty“- bzw. „maintenance“-Verbots für nichtig angesehen 
wird; in den romanischen Staaten ist zwar seit jeher die quota litis (infolge römisch-rechtlicher 
Tradition) und zusätzlich jede rein erfolgsabhängige Entlohnung verboten, Erfolgszuschläge (z.B. in 
Frankreich als „honoraire complémentaire“) werden aber seit einiger Zeit zugelassen; außerhalb der 
EU ist die quota litis seit dem 19. Jhd. in den meisten US-Bundesstaaten („contingency fees“), sowie 
in vielen lateinamerikanischen Ländern sowie Japan und Nigeria ausdrücklich legalisiert, vgl. die 
Darstellung der unterschiedlichen nationalen Regelungen bei Kilian Mathias, dAnwBl 2006, 515 
(517).    
1041  So wird in Art 1.3.2 der CCBE-Standesregeln zwar der Wunsch ausgesprochen, dass diese Regeln 
vom Gemeinschaftsrecht bzw. nationalen Recht in Fällen grenzüberschreitender Tätigkeit für 
anwendbar erklärt würden; derartiges ist bis dato aber noch nicht erfolgt, vgl. Hellwig Hans-Jürgen, 
AnwBl 2002, 191.  
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1. Kapitel Anwendbares Kollisionsrecht: Übereinkommen über das auf 
vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (EVÜ), 
Verordnung über das auf vertragliche Schuldverhältnisse 
anzuwendende Recht (Rom I VO) 
 
Als Ausläufermodell ist das (zum Beitritt den EU-Mitgliedstaaten vorbehaltene) 
Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht 
(EVÜ) derzeit noch auf Altverträge anwendbar. Inzwischen ist bereits eine dem EVÜ 
weitgehend inhaltsgleiche1042 Gemeinschaftsverordnung in Kraft getreten1043: Die 
Verordnung über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht 
(Rom I VO).1044 Da deren Bestimmungen auf Verträge, die nach dem 
17. Dezember 2009 geschlossen wurden, statt dem EVÜ anwendbar ist 
(Art 28 Rom I VO), ist im Folgenden sowohl die alte Rechtslage nach dem EVÜ als 
auch die jeweils entsprechende neue Regelung nach der Rom I VO dargestellt, soweit 
dies im konkreten Zusammenhang bedeutsam ist. 
 
Gemäß Art 1 Abs 1 EVÜ kommen dessen Vorschriften auf „vertragliche 
Schuldverhältnisse“ bei „Sachverhalten“ zur Anwendung, „die eine Verbindung zum 
Recht verschiedener Staaten aufweisen“ (bzw. nach Art 1 Rom I VO auf „vertragliche 
zivil- und handelsrechtliche Schuldverhältnisse, die eine Verbindung zum Recht 
verschiedener Staaten aufweisen“). Auch die Mandatsverträge der Rechtsanwälte zur 
ihren Klienten fallen in den Anwendungsbereich des EVÜ (und auch jedenfalls in jenen 
der Rom I VO).1045 Die kollisionsrechtlichen Vorschriften des EVÜ verdrängen die 
einschlägigen Vorschriften des IPRG (§§ 36-45), die nicht mehr anwendbar sind, sofern 
der Mandatsvertrag nach dem 30. November 1998 abgeschlossen wurde 
                                            
1042  Vgl. die Begründung Punkt 1 u. 2 zum Kommissionsvorschlag KOM (2005) 650 endgültig, wonach 
das EVÜ, das sich bewährt habe, inhaltlich grundsätzlich übernommen werde und lediglich einzelne 
Bestimmungen zu aktualisieren seien – dies insbesondere um erhöhte Rechtssicherheit 
herbeizuführen. 
1043  Die Verordnung wurde am 04.07.2008 im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht und 
tritt daher mit 24.07.2008 – dem zwanzigsten Tag danach – in Kraft (Art 29 Rom I VO). 
1044  VO (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17.06.2008, 
ABl L 2008/177, 6.  
1045  Dies zumal keiner der Ausnahmetatbestände des Art 1 Abs 2 EVÜ bzw. Art 1 Abs 2 Rom I VO auf 
den Anwaltsvertrag zutrifft. 
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(§ 50 Abs 2 IPRG).1046 Gegenüber solchen völkerrechtlichen Verträgen, die 
ausschließlich zwischen Mitgliedsstaaten geschlossen sind (somit auch dem EVÜ), 
kommt die Rom I VO wiederum aufgrund der ausdrücklichen Anordnung des 
Art 25 Abs 2 vorrangig zur Anwendung. Sowohl EVÜ als auch Rom I VO gelten 
gemäß ihrem jeweiligen Art 2 – gleichsam als Einheitsrecht mit universellem 
Geltungsanspruch1047 – auch dann, wenn dies zur Anwendung des Rechtes eines 
Nichtvertragsstaates bzw. Nichtmitgliedsstaates der EU führt.  
 
Es spielt folglich für die Anwendung der kollisionsrechtlichen Vorschriften des EVÜ 
bzw. der Rom I VO keine Rolle, ob der Vertrag des Rechtsanwalts Bezugspunkte zu 
einem EU-Mitgliedsstaat (für den diese Vorschriften gelten1048) oder aber ausschließlich 
solche mit Drittstaaten (beispielsweise Österreich-USA) aufweist.    
 
 
2. Kapitel Grundsatz der Privatautonomie: Vorrang der getroffenen 
Rechtswahl 
 
Gemäß Art 3 Abs 1 EVÜ/Art 3 Abs 1 erster Satz Rom I VO unterliegt der 
Mandatsvertrag zwischen Rechtsanwalt und Klient, der einen Auslandsbezug 
aufweist1049, grundsätzlich dem von den Parteien gewählten Recht. Eine solche 
                                            
1046  Art 17 EVÜ schließt zwar ein rückwirkendes Inkrafttreten aus, jedoch beschloss der Nationalrat  
anlässlich der Genehmigung des Beitrittsübereinkommens offenbar versehentlich gemäß Art 50 B-
VG einen Erfüllungsvorbehalt (BGBl I 1998/166), sodass mit AusführungsG BGBl I 1999/18 die 
Rückwirkung zum 01.12.1998 angeordnet werden musste, zumal sich Österreich gemäß Art 6 Abs 1 
des Beitrittsübereinkommens v. 29.11.1996, (ABl C 1997/15, 1) völkerrechtlich verpflichtet hatte, bis 
zum Beginn des dritten auf die Hinterlegung der Ratifikationsurkunde folgenden Monats – dies war 
der 01.12.1998 – eine dem Übereinkommen entsprechende Rechtslage herzustellen, Verschraegen in 
Rummel II/63, EVÜ Art 17 Rz 1. 
1047  Vgl. Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 2 Rz 1. 
1048 Das Vereinigte Königreich und Dänemark beteiligen sich gemäß den mit diesen Staaten 
bestehenden Sondervertragsbestimmungen nicht an der Anwendung der Rom I VO, vgl. Erwägungen 
45f der Präambel zur Rom I VO. 
1049 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 3 Rz 2;  Hoffmann B. v. in Soergel X12, EGBGB Art 27 
Rz 85; Heiss in Czernich/Heiss, EVÜ Art 3 Rz 50; andernfalls läge lediglich eine sog. „materielle 
Rechtwahl“ (Art 3 Abs 3 EVÜ) vor, dh dass die Parteien die dispositiven Rechtsfolgen abbedingen, 
indem sie die Anwendung der Rechtsfolgen einer anderen Rechtsordnung vereinbaren; vgl. 
hinsichtlich des künftigen Art 3 Abs 3 Rom I VO Leible in Ferrari/Leible, Vorschlag Rom I VO, 54. 
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Rechtswahl kann ausdrücklich oder schlüssig erfolgen1050 (wobei künftig Art 3 Abs 1 
zweiter und dritter Satz Rom I VO klarstellen, dass die Gerichte bei schlüssiger 
Rechtswahl zwecks größerer Rechtssicherheit nur den tatsächlichen, nicht auch den 
hypothetischen Parteiwillen zu ergründen haben1051). Im Unterschied zum älteren IPRG 
bezieht sich eine Rechtswahl im Zweifel nur auf die Sachnormen des gewählten 
Rechts.1052 Die Rechtswahl kann sich auch auf Teilaspekte des Vertrages (etwa 
Formfragen1053) beschränken (Art 3 Abs 1 dritter Satz EVÜ/Art 3 Abs 1 vierter Satz 
Rom I VO). Eine solche Teilrechtswahl findet lediglich dort Grenzen, wo sie nicht mehr 
„in sich sachgerecht“ ist, die Vertragselemente sich also nicht mehr widerspruchsfrei 
verschiedenen Rechtsordnungen unterwerfen lassen.1054 Von Hoffmann will etwa Fragen 
des Konsenses der Parteien1055 oder des Synallagmas1056 („Zusammenhang der 
gegenseitigen Leistungspflichten“) immer einem einzigen Recht unterstellen.  
 
Eine wirksame Rechtswahl verdrängt das bei objektiver Anknüpfung (dazu im 
Anschluss Kapitel 3) berufene Recht (somit allenfalls auch österreichisches Recht) 
einschließlich der zwingenden Vorschriften.1057 Dies betrifft grundsätzlich auch Fragen 
der Gesetz- und Sittenwidrigkeit.1058 Dieser Vorrang des gewählten Rechts findet (im 
gegebenen Zusammenhang des Mandatsvertrages relevante) Grenzen in 
Art 3 Abs 3 EVÜ/Art 3 Abs 3 Rom I VO (reine Inlandsfälle), 
Art 5 EVÜ/Art 6 Rom I VO (Verbraucherverträge), Art 7 EVÜ/Art 9 Rom I VO 
(international zwingenden Eingriffsnormen), Art 16 EVÜ/Art 21 Rom I VO (ordre 
public), sowie im Regime der Rom I-VO auch in Art 3 Abs 4 Rom I VO (reine 
Binnenmarkt-Sachverhalte). Letztgenannte Grenzen sind von Bedeutung, wenn es den 
                                            
1050  So wörtlich Art 3 Abs 1 zweiter Satz EVÜ; vgl. Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 3 Rz 5; 
Heiss in Czernich/Heiss, EVÜ Art 3 Rz 8. 
1051   KOM (2005) 650 endgültig, Begründung 4.2 zu Art 3 Rom I VO. 
1052  Vgl. Art 15 EVÜ, Art 20 Rom I VO; Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 3 Rz 17. 
1053  Heiss in Czernich/Heiss, EVÜ Art 3 Rz 33. 
1054 Lorenz W., IPRax 1987, 272 mwN, als Beispiel wird der Fall genannt, dass die Vertragsauflösung 
wegen Nichterfüllung hinsichtlich des Käufers einem anderen Recht unterstellt wird als hinsichtlich 
des Verkäufers; vgl. auch Heiss in Czernich/Heiss, EVÜ Art 3 Rz 34; Hohloch in Erman, BGB II11, 
EGBGB Art 27 Rz 21.  
1055 Hoffmann B. v. in Soergel X12, EGBGB, Art 27 Rz 58; vgl. Heiss in Czernich/Heiss, EVÜ Art 3 
Rz 35. 
1056 Hoffmann B. v. in Soergel X12, EGBGB, Art 27 Rz 59. 
1057 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 3 Rz 22; Heiss in Czernich/Heiss, EVÜ Art 3 Rz 33, 48. 
1058 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 3 Rz 10. 
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Vertragsteilen darum geht, „lästigen“ Schranken des österreichischen Honorarrechts, die 
in der gewählten Rechtsordnung nicht bestehen, aus dem Weg zu gehen (zu denken 
wäre etwa an die Vereinbarung einer quota litis oder eine andere, zivil- oder 
standesrechtlich untersagte Honorarvereinbarung, zu den zivilrechtlichen Schranken 
siehe fünfter Abschnitt, zu den standesrechtlichen Schranken sechster Abschnitt). Diese 
Frage ist näher in den Kapiteln vier bis acht behandelt. 
 
 
3. Kapitel  Anwendbares Recht bei Fehlen einer Rechtswahl 
 
Haben die Parteien im Fall eines Vertrags mit Auslandsberührung keine Rechtswahl 
getroffen, so soll auf den Vertrag gemäß Art 4 Abs 1 EVÜ das Recht jenes Staates zur 
Anwendung kommen, mit dem der Vertrag die engsten Verbindungen aufweist. Diese 
„engsten Verbindungen“ werden gemäß Art 4 Abs 2 erster Satz EVÜ grundsätzlich mit 
dem Recht jenes Staates vermutet, in dem die Partei, welche die charakteristische 
Leistung zu erbringen hat, im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt (natürliche Person) bzw. Hauptverwaltung (Gesellschaft, Verein, juristische 
Person) oder Haupt-, allenfalls Zweigniederlassung (bei beruflicher/gewerblicher 
Tätigkeit) hat. Beim Vertrag des Anwalts mit seinem Mandanten ist folglich, wenn 
keine Rechtswahl getroffen wurde, (grundsätzlich) das Recht am Ort der Niederlassung 
des Anwalts maßgeblich.1059 Freilich behält Art 4 Abs 5 EVÜ auch bei 
Vertragsbeziehungen, in denen (wie beim Anwaltsvertrag) eine charakteristische 
Leistung auszumachen ist, die Anwendung des Rechts eines anderen Staates vor, wenn 
der Sachverhalt zu diesem Staat engere Verbindungen aufweist. Dies könnte etwa der 
Fall sein, wenn ein Anwalt mit Sitz im Staat A ausschließlich im Staat B für den dort 
wohnhaften Mandanten aufgrund eines dort verwirklichten Sachverhaltes tätig wird. 
Das EVÜ enthält somit in Art 4 Abs 2 lediglich eine widerlegliche Vermutung der 
„engsten Verbindungen“. Während eine derartige Ausweichklausel im 
                                            
1059 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 4 Rz 57. 
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Kommissionsvorschlag zur Rom I VO1060 ursprünglich zur Gänze entfallen und die 
Anknüpfungsnormen des Art 4 Abs 1 in feste Regeln umgewandelt werden sollten, 
einigten sich Parlament und Rat jedoch darauf, die Ausweichklausel durch Schaffung 
eines entsprechenden Abs 3 beizubehalten.1061  
 
Ein Rechtsanwalt, der im Rahmen eines in Österreich gelegenen Kanzleisitzes ein 
Mandat übernimmt, unterliegt mangels Rechtswahl nach dem EVÜ bzw. der Rom I VO 
grundsätzlich  den Schranken des österreichischen Privatrechts, sodass sich für ihn die 
Frage einer möglichen Umgehung dieser Schranken durch Wahl einer anderen 
Rechtsordnung stellt. Aber auch bei einem Rechtsanwalt, der von einem ausländischen 
Kanzleisitz aus ein Mandat mit Österreichbezug übernimmt (man denke etwa an einen 
„dienstleistenden europäischen Rechtsanwalt“, Näheres dazu siehe erster Abschnitt, 
Kapitel 5), wäre es denkbar, dass seine Honorarvereinbarung mit dem Mandanten 
aufgrund der oben bereits dargestellten „Ausweichklausel“ des 
Art 4 Abs 5 EVÜ/Art 4 Abs 3 Rom I VO dennoch österreichischem Recht unterliegt.  
 
Abweichend von Art 4 EVÜ/Art 4 Rom I VO ist in den Anwendungsfällen des 
Art 5 EVÜ/Art 6 Rom I VO (bestimmte Verbraucherverträge, dazu weiter unten Kapitel 
6) mangels Rechtswahl das Recht des Staates des gewöhnlichen Aufenthaltes des 
Klienten, der Verbraucher ist, jedenfalls anwendbar. Aber selbst wenn der 
Anwaltsvertrag nach dem EVÜ ausländischem Recht unterliegt, ist zu prüfen, inwieweit 
über Art 7 EVÜ/Art 9 Rom I VO (international zwingenden Eingriffsnormen) und 
Art 16 EVÜ/Art 21 Rom I VO (ordre public) Schranken des österreichischen 
Honorarrechts beachtlich bleiben: So bleiben „international zwingende 
Eingriffsnormen“ (Art 7 EVÜ/Art 9 Rom I VO) trotzdem anwendbar (dazu Kapitel 7), 
und Ergebnisse, die den Grundwertungen der österreichischen Rechtsordnung 
                                            
1060 Vgl. die Erwägungen zu Art 4 im Kommissionsvorschlag vom 15.12.2005, KOM (2005) 650 
endgültig; demnach hätte der Entfall der Ausweichklausel erhöhte Rechtssicherheit schaffen sollen.   
1061 Vgl. Abänderungsantrag 43 des Europäischen Parlaments vom 29.11.2007 sowie Erwägungsgrund 
8h des Ratsdokuments vom 19.11.2007, 2005/0261 (COD), 15316/07; demnach sei eine 
"Ausweichklausel" notwendig, die Spielraum für solche „Ausnahmefälle“ lasse, in denen die 
Anknüpfungspunkte in Artikel 4 Absatz 1 oder 2 „zu einem unbefriedigenden Ergebnis“ führen 
würden, weil sich „aus der Gesamtheit der Umstände klar ergebe“, dass der Vertrag eine 
offensichtlich engere Verbindung zu einem anderen Staat aufweist (vgl. Artikel 4 Absatz 3).  
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widersprechen, sind unter Berufung auf den ordre public 
(Art 16 EVÜ/Art 21 Rom I VO) nicht anzuwenden (dazu Kapitel 8).   
 
 
4. Kapitel Rechtswahlschranken bei fehlendem Auslandsbezug 
(Art 3 Abs 3 EVÜ/Art 3 Abs 3 Rom I VO) 
 
Schon Art 3 Abs 3 EVÜ (Gleiches normiert Art 3 Abs 3 Rom I VO) setzt einer 
möglichen Rechtswahl Grenzen: Sind bis auf die Rechtswahl selbst (allenfalls ergänzt 
durch eine Gerichtsstandsvereinbarung) alle Teile des Sachverhalts (bzw. 
„Sachverhaltselemente“ nach der Rom I VO) im Rechtswahlzeitpunkt in einem einzigen 
Staat belegen, bleiben die bei objektiver Anknüpfung maßgeblichen „zwingenden 
Vorschriften“ von der Rechtswahl unberührt (so genannte „materielle Rechtswahl“).1062 
Die geforderte Auslandsberührung muss somit ein Mindestmaß an Intensität 
aufweisen1063, die über bloße Rechtswahl bzw. Gerichtsstandsklausel hinausgehen 
muss.1064 Zwar werden der Abschlussort im Ausland oder die fremde 
Staatsangehörigkeit einer Partei für eine Auslandsberührung grundsätzlich als 
ausreichend angesehen.1065 Günstiger ist freilich, wenn einer der in 
Art 4 EVÜ/Rom I VO angeführten Anknüpfungspunkte für das objektiv maßgebliche 
Recht im Ausland liegt: gewöhnlicher Aufenthalt, Wohnsitz, Niederlassung, 
Belegenheit der Sache oder Erfüllungsort.1066 Folglich kann der Rechtsanwalt dem 
zwingenden österreichischen Zivilrecht (§ 879 ABGB etc.) nicht schon dadurch 
entgehen, dass er mit seinem Mandanten für die Honorarvereinbarung einfach die 
Anwendung ausländischen Rechts vereinbart.  
 
                                            
1062 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 3 Rz 2. 
1063 Vgl. Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 3 Rz 2. 
1064  Martiny in Reithmann, IPR der Schuldverträge6, Rz 96. 
1065 Verschraegen in Rummel II/6, EVÜ Art 3, Rz 3 unter Verweis auf die Materialien; zweifelnd 
Martiny in Reithmann, IPR der Schuldverträge6, Rz 97 – der Autor weist auf den Meinungsstreit in 
der Lehre hin.  
1066 Verschraegen in Rummel II/6, EVÜ Art 3 Rz 3; Martiny in Reithmann, IPR der Schuldverträge6, 
Rz 97; vgl. die Faktoren der „engsten Verbindungen“ nach Art 4 bei Heiss in Czernich/Heiss, EVÜ 
Art 4 Rz 13ff.  
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Fraglich ist, ob Anwalt und Mandant das zwingende Privatrecht bereits dann 
„abwählen“ können, wenn sie sich zum Abschluss in ein anderes Land begeben, oder – 
was Knöbl als „zweifellos ausreichend“ ansieht1067 – die Mandatserteilung an einen 
ausländischen Rechtsanwalt mit dem Auftrag ergeht, in der Folge einem 
österreichischen Anwalt einen Substitutionsauftrag zu erteilen. Im gegebenen 
Zusammenhang stellt sich die Frage, ob hier gegen ein kollisionsrechtliches 
Umgehungsverbot1068 verstoßen wird. Nun wird nach Taupitz1069 selbst die Ausnutzung 
spezifischer Situationen zum Nachteil von Verbrauchern als unbedenklich angesehen, 
solange nicht die ausschlaggebenden Anknüpfungsvoraussetzungen selbst manipuliert 
werden. Begeben sich die Vertragsteile aber nur zu dem Zweck ins Ausland, um den 
Mandatsvertrag (der sonst keinen Auslandsbezug aufweist) abzuschließen, so bestehen 
meines Erachtens gewichtige Bedenken gegen die Schaffung des ausländischen 
Anknüpfungspunktes. Nicht anders ist es, wenn ein österreichischer Rechtsanwalt für 
einen österreichischen Rechtssuchenden ein ausschließlich in Österreich zu erfüllendes 
Mandat (z.B. Prozessvertretung vor österreichischen Gerichten, Prozessbegleitung und 
–beratung ausschließlich im Inland) übernehmen soll und ohne erkennbaren sachlichen 
Grund vereinbart wird, dass der Klient das Mandat unmittelbar einem ausländischen 
Rechtsanwalt erteilt, verbunden mit der Weisung, sofort einen Substitutionsauftrag zur 
vollständigen Mandatsausführung an den österreichischen Kollegen zu vergeben. In 
einer solchen Vorgangsweise liegt nach meiner Einschätzung nichts anderes als eine 
bewusste und beabsichtige Manipulation der Anknüpfungsvoraussetzung, zumal kein 
Parteiwille besteht, den ausländischen Anwalt in die Mandatsausführung substantiell 
einzubinden. Der alleinige Grund für diese Konstruktion besteht vielmehr in der 
Ausschaltung zwingenden österreichischen Rechts. Hier eine „Abwahl“ zwingenden 
Rechts zuzulassen widerspricht dem Grundgedanken des EVÜ, wonach nicht 
irgendeine, sondern gerade eine substantielle Auslandsberührung den 
Rechtfertigungsgrund für die Möglichkeit einer Verdrängung zwingenden Rechts 
                                            
1067  Knöbl, RdW 2006, 131. 
1068  Vgl. Magnus U. in Staudinger13, EGBGB Art 29 Rz 92 mwN. 
1069 Taupitz, BB 1990, 651 betreffend die legendären „Gran Canaria“-Fälle in Deutschland; seine 
Überlegungen betreffen zwar Art 27 EGBGB/Art 5 EVÜ, können aber „a maiori ad minus“ auch auf 
Art 3 Abs 3 EVÜ bezogen werden. 
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bildet.1070 Dies lässt sich meines Erachtens auch mit der vorzitierten Lehre zum 
kollisionsrechtlichen Umgehungsverbot vereinbaren: Taupitz zufolge soll keine 
Umgehung zwingender Schutzvorschriften (somit erst recht nicht von zwingendem 
Recht schlechthin) vorliegen, wenn die Anknüpfungsmomente ohne Zutun des 
ausnützenden Vertragsteils eingetreten sind (z.B. Vertragsanbahnung im Ausland 
infolge des ohne Zutun des Unternehmers vorliegenden Auslandsaufenthalts des 
Touristen).1071 Anders ist dies aber, wenn sich der Anwalt und sein Mandant nicht 
bereits im Ausland befinden, sondern nur zum Zweck des Vertragsabschlusses dorthin 
begeben: In einer solchen Konstellation liegt kein ohne Zutun der Parteien eingetretener 
Anknüpfungspunkt vor, vielmehr ist das Anknüpfungsmoment erst für den Zweck der 
Rechtswahl geschaffen worden.1072 Nicht anders verhält es sich, wenn in einem reinen 
Inlandsfall ein Anwalt ein Mandat ausführen soll, und die unmittelbare 
Auftragserteilung an den ausländischen Anwalt notwendig und ausschließlich mit der 
Erreichung dieses Zieles verbunden ist. Keine Manipulation läge meines Erachtens dann 
vor, wenn ein sachlicher Grund für die unmittelbare Beauftragung des ausländischen 
Anwalts erkennbar ist, so z.B., wenn der ausländische Rechtsanwalt Teile des Mandats 
selbst auszuführen hat (z.B. Rechtsberatung, Materialsammlung etc. im Ausland), oder 
aber wenn bereits vor Auftragserteilung eine Vertrauensbeziehung zwischen dem 
Mandanten und dem ausländischen Anwalt bestand und der ausländische Anwalt den 
Substitutionsauftrag an einen österreichischen Kollegen seiner Wahl vergeben kann 
(sodass die substantielle Einbindung in der Auswahl und Überwachung des Substituten, 
sowie Vermittlung des Vertrauensverhältnisses zum Mandanten liegt). Diese Lösung 
                                            
1070 Verschraegen in Rummel II/6, EVÜ Art 3 Rz 2;  Hoffmann B. v. in Soergel X12, EGBGB Art 27 
Rz 85; Heiss in Czernich/Heiss, EVÜ Art 3 Rz 50; Martiny in Reithmann, IPR der Schuldverträge6, 
Rz 96; auch Magnus U. räumt ein (unter Bezugnahme auf Art 5 EVÜ), dass ein im Ausland 
geschlossener Vertrag, dessen gesamte Abwicklung im Aufenthaltsstaat des Verbrauchers stattfinden 
soll und bei der auch ein in diesem Staat ansässiger Unternehmer eingeschaltet wird, eine so starke 
Verbindung zum Aufenthaltsrecht des Verbrauchers aufweist, dass er zumindest den in Art 5 Abs 2 
EVÜ geregelten Tatbeständen gleich zu halten wäre, derselbe in Staudinger13, 
EGBGB Art 29 Rz 94.. 
1071 Taupitz, BB 1990, 651. 
1072 AA Magnus U., wonach ein ausländischer Abschlussort „einem Sachverhalt stets einen 
hinreichenden Auslandsbezug“ vermitteln soll, derselbe in Staudinger13, EGBGB Art 29 Rz 86; 
freilich räumt der Autor ein, dass ein im Ausland geschlossener Vertrag, dessen gesamte Abwicklung 
im Aufenthaltsstaat des Verbrauchers stattfinden soll und bei der auch ein in diesem Staat ansässiger 
Unternehmer eingeschaltet wird, eine so starke Verbindung zum Aufenthaltsrecht des Verbrauchers 
aufweist, dass er zumindest den in Art 5 Abs 2 EVÜ geregelten Tatbeständen gleich zu halten wäre, 
derselbe in Staudinger13, EGBGB Art 29 Rz 94.  
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stünde im Einklang mit der vorgenannten Ansicht von Taupitz, zumal hier ein von den 
Parteien nicht beeinflusstes Anknüpfungsmoment gegeben ist.   
 
Während nach Art 3 Abs 3 EVÜ/Art 3 Abs 3 Rom I VO lediglich zu prüfen ist, ob im 
Falle einer getroffenen Rechtswahl ausreichende Auslandsberührung des Sachverhalts 
vorliegt, so enthalten die Art 5, 7 und 16 EVÜ (bzw. Art 3 Abs 4, 6, 9 und 
21 Rom I VO) Schranken, die ungeachtet eines ausreichenden Auslandsbezuges des 
Sachverhaltes zum Tragen kommen (dazu Kapitel 4 bis 8). 
 
 
 
5. Kapitel Neu: Rechtswahlschranken bei internen Binnenmarktsachverhalten 
(Art 3 Abs 4 Rom I VO) 
 
Schon in der Literatur zum EVÜ war die (teils dogmatische, teils politische) Forderung 
erhoben worden, die EU insgesamt solle – allenfalls durch Schaffung einer dem 
Art 3 Abs 3 EVÜ ähnlichen Regelung – als einheitlicher Staat angesehen werden.1073  
Demnach sollte es nicht möglich sein, die Anwendung zwingenden 
Gemeinschaftsrechts durch eine Rechtswahl auszuschließen, wenn der Vertrag 
Bezugspunkte ausschließlich mit EU-Mitgliedsstaaten habe. In der Vergangenheit hat 
sich die Rechtsprechung in solchen Fällen bisweilen derart geholfen, dass sie einzelne 
zwingende Gemeinschaftsrechtsnormen (z.B. umzusetzendes Richtlinienrecht) als 
Eingriffsnorm gemäß Art 7 EVÜ gewertet hat.1074 Bisweilen ordneten 
gemeinschaftsrechtliche Normen auch selbst an, dass die Mitgliedsstaaten ihre 
Bestimmungen ungeachtet einer Rechtswahl der Parteien zu beachten hätten.1075    
                                            
1073 Vgl. Heiss in Czernich/Heiss, EVÜ Art 3 Rz 51 mwN. 
1074 Bspw betreffend zwingender Ansprüche von Handelsvertretern für Tätigkeiten innerhalb der EU, 
vgl. EuGH Rs C-381/98, Slg 2000, I-9305; der EuGH begründete dies mit der Notwendigkeit, in 
diesem Punkt einheitliche Rechtsstandards im Binnenmarkt herzustellen.  
1075 Vgl. Art 6 Abs 2 der RL 93/13/EWG des Rates vom 05.04.1993 über missbräuchliche Klauseln in 
Verbraucherverträgen,  ABl L 95/29: „Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, 
damit der Verbraucher den durch diese Richtlinie gewährten Schutz nicht verliert, wenn das Recht 
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Dem Ziel, die Abwahl zwingenden Gemeinschaftsrechts bei reinen 
„Binnenmarktsachverhalten“ zu verhindern, kommt nun Art 3 Abs 4 der Rom I VO 
nach. Dieser lautet in der Fassung, auf die sich Rat und Parlament geeinigt haben1076:  
 
„Sind alle anderen Elemente des Sachverhalts zum Zeitpunkt der Rechtswahl in einem 
oder mehreren Mitgliedstaaten belegen, so berührt die Wahl des Rechts eines 
Drittstaats durch die Parteien nicht die Anwendung der Bestimmungen des 
Gemeinschaftsrechts – gegebenenfalls in der von dem Mitgliedstaat des angerufenen 
Gerichts umgesetzten Form – von denen nicht durch Vereinbarung abgewichen werden 
kann.“  
 
Von praktischer Bedeutung könnte diese Rechtswahlbeschränkung für 
grenzüberschreitende Anwaltsverträge dann werden, wenn diese zwar keinen außerhalb 
der EU liegenden Anknüpfungspunkt aufweisen, der Rechtsanwalt aber dennoch 
zwingende Bestimmungen einer Gemeinschaftsverordnung, oder aber einer in 
innerstaatliches Recht umgesetzten Richtlinie, ausschließen möchte.  
 
 
6. Kapitel Rechtswahlschranken bei „Verbraucherverträgen“ 
(Art 5 Abs 2 EVÜ/Art 6 Rom I VO)  
 
Art 5 Abs 2 EVÜ enthält Schranken für eine Rechtswahl im Fall, dass der Mandant den 
Vertrag als „Verbraucher“ eingegangen ist. Als „Verbraucher“ gilt jede Person, die den 
                                                                                                                                
eines Drittlands als das auf den Vertrag anzuwendende Recht gewählt wurde und der Vertrag einen 
engen Zusammenhang mit dem Gebiet der Mitgliedstaaten.“ aufweist. 
1076  Im Kommissionsvorschlag, KOM (2005) 650 endgültig, war die Bestimmung ursprünglich 
entgegen der offensichtlichen Kommissionsabsicht dahin gehend formuliert, dass sämtliche 
„zwingenden Bestimmungen“ des Gemeinschaftsrechts von einer Rechtswahl ausgeschlossen waren, 
sofern sie „im konkreten Fall anwendbar wären“; die Abänderung (Abänderungsantrag 42 des 
Europäischen Parlaments vom 29.11.2007) folgte der diesbezüglich in der Lehre geäußerten Kritik, 
vgl. Leible in Ferrari/Leible, Vorschlag Rom I VO, 53.  
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Vertrag nicht zu Zwecken einer von ihr ausgeübten beruflichen oder gewerblichen 
Tätigkeit abschließt. Die in Art 5 EVÜ genannte „Erbringung von Dienstleistungen“ 
erfasst gemäß der vertragsautonomen Auslegung des EVÜ auch Verträge über 
anwaltliche Dienstleistungen.1077 Art 6 Rom I VO umfasst (grundsätzlich1078) alle von 
„Verbrauchern“ mit „Unternehmern“ geschlossenen Verträge, sodass die Einbeziehung 
der Anwaltsverträge nicht zu bezweifeln ist.   
 
Nach dem EVÜ darf eine Rechtswahl dem Mandanten als Verbraucher nicht den 
„zwingenden Schutz“ des Staates seines gewöhnlichen Aufenthaltes entziehen. Dies 
freilich nur, sofern eine der in Abs 2 genannten Fallvarianten erfüllt ist, wobei im 
Zusammenhang mit dem Anwaltsvertrag nur die ersten beiden Fälle in Frage kommen: 
Art 5 Abs 2 erster Spiegelstrich verlangt, dass im Staat des gewöhnlichen Aufenthaltes 
des Verbrauchers ein ausdrückliches Angebot1079 oder eine Werbung1080 des 
Rechtsanwaltes erfolgt ist, und der Mandant in diesem Staat auch die „zum Abschluss 
des Vertrages erforderlichen Rechtshandlungen vorgenommen“ (folglich die 
Annahmeerklärung abgegeben) hat. Art 5 Abs 2 zweiter Spiegelstrich erfordert zwar 
keine Anwaltswerbung, jedoch muss der Anwalt die „Bestellung“ (das Vertragsanbot) 
des Mandanten im Staat von dessen gewöhnlichem Aufenthalt selbst oder durch 
Vertreter entgegen genommen haben. Die restriktive Formulierung des 
Art 5 Abs 2 EVÜ verfolgt den Gedanken, dass ein Verbraucher, der sich aus eigenem 
Antrieb in das Gebiet einer fremden Rechtsordnung begibt und dort Verträge im Sinn 
des Abs 1 abschließt, nicht schutzbedürftig ist.1081 Dementsprechend wird auch eine 
analoge Ausweitung der Fallvarianten des Art 5 Abs 2 nur in wenigen Ausnahmefällen 
                                            
1077 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 5 Rz 16 mwN. 
1078 Von den in Abs 4 ausgenommenen Verträgen kommt bei Mandatsverträgen lediglich lit a in Frage: 
Demnach unterliegen Verträge, bei denen die anwaltlichen Leistungen ausschließlich in einem 
anderen als dem Staat erbracht werden müssen, in dem der Mandant seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat, nicht der Anwendung von Art 6 Rom I VO.  
1079 Mochar Veronika/Seidl Simone wollen dafür eine Einladung zur Offertenstellung genügen lassen – 
ein Angebot im Sinn der materiellen Begriffsverständnisses nationaler Rechtsordnungen soll 
demnach nicht erforderlich sein, dieselben, ÖJZ 2007, 241; daran erscheint mir fraglich, aus welchem 
Grund dann andererseits vom Verbraucher sehr wohl verlangt werden sollte, dass er die zum 
Vertragsabschluss „erforderlichen Rechtshandlungen“ vornimmt. 
1080 Als eine solche wird eine Einladung zur Offertenstellung jedenfalls als ausreichend angesehen, vgl. 
E. Wagner in JBl 2001, 420. 
1081 Hohloch in Erman, BGB II11, EGBGB Art 29 Rz 9; vgl. für die Rom I VO nunmehr Solomon in 
Ferrari/Leible, Vorschlag Rom I VO, 101.   
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für zulässig erachtet.1082 Auch Art 6 Abs 2 Rom I VO garantiert dem Verbraucher den 
„Schutz“ derjenigen Bestimmungen des Rechtes seines gewöhnlichen 
Aufenthaltsstaates, von denen nach diesem Recht „nicht durch Vereinbarung 
abgewichen werden darf“. Im Unterschied zum EVÜ ist dafür lediglich vorausgesetzt, 
dass der Unternehmer a) in dem Staat, in dem der Verbraucher seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, eine berufliche oder gewerbliche Tätigkeit ausübt oder b) eine solche 
Tätigkeit auf irgend einem Wege auf diesen Staat oder auf mehrere Staaten, 
einschließlich dieses Staates, ausrichtet, und dass der Vertrag ferner in den Bereich 
dieser Tätigkeit fällt (Art 6 Abs 1 Rom I VO).1083   
 
Nun meint Knöbl, dass Anwendungsfälle des Art 5 EVÜ bei Anwaltsverträgen nach 
derzeitigen Gepflogenheiten kaum vorkommen dürften.1084 Dies trifft meines Erachtens 
nur dann zu, wenn der Anwalt, der mit einem Mandanten mit gewöhnlichen Aufenthalt 
in Österreich kontrahiert, seinen Kanzleisitz nicht in Österreich hat (zu denken ist an 
Mandatsübernahmen durch „dienstleistende europäische Rechtsanwälte“): In solchen 
Fällen wird Anwaltswerbung im Inland (mit anschließender Auftragsübermittlung des 
Mandanten vom Inland aus) nicht dermaßen häufig vorkommen1085 und der 
Rechtsanwalt sich auch kaum zur Auftragsentgegennahme ins Inland begeben. 
Hingegen besteht für beide Fallvarianten ein breites Anwendungsfeld, wenn in 
Österreich „niedergelassene europäische Rechtsanwälte“ (Näheres zu diesen siehe erster 
Abschnitt, Kapitel 5) Mandate in Österreich übernehmen. Bei solchen Mandaten ist 
zwar auch ohne Vornahme einer Rechtswahl schon aufgrund des Kanzleisitzes des (die 
charakteristische Vertragsleistung erbringenden) Anwaltes das Vertragsverhältnis nach 
österreichischem Recht zu beurteilen (sofern nicht die Ausnahmeklausel greift, siehe 
Kapitel 3), allerdings wird eine Rechtswahl wohl nicht am gemäß Art 3 Abs 3 EVÜ zu 
fordernden Auslandsbezug scheitern (dazu Kapitel 4). In solchen Situationen werden – 
                                            
1082 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 5 Rz 49. 
1083 Diese Formulierung wurde bewusst an Art 15 Abs 1 lit c EuGVVO angelehnt, um einen 
Gleichklang mit dem System der Gerichtszuständigkeit zu erzielen, vgl. Erläuterungen im 
Kommissionsvorschlag, KOM (2005), 650 endgültig. 
1084 Knöbl, RdW 2006, 131; immerhin ist Anwaltswerbung in Österreich immer noch gewissen 
Beschränkungen unterworfen, vgl. §§ 45-47 RL-BA. 
1085 Die Werbeinserate ausländischer Rechtsanwälte bspw. im AnwBl richten sich in erster Linie an 
österreichische Kollegen, könnten aber grundsätzlich auch zu einer Mandatserteilung durch 
Verbraucher von Österreich aus führen. 
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anders als beim „dienstleistenden europäischen Rechtsanwalt“ – Vertragsanbahnung 
und -abschluss regelmäßig in Österreich stattfinden. Art 6 Rom I VO wird künftig auch 
bei Mandatsverträgen „dienstleistender europäischer Rechtsanwälte“ wegen des weit 
formulierten Tatbestandes in jedem Fall ein breiteres Anwendungsfeld haben.  
 
Aus den vorgenannten Erwägungen ist es eine nähere Prüfung wert, ob das 
österreichische quota litis-Verbot in diesen Fällen auf dem Weg über den zwingenden 
Verbraucherschutz nach Art 5 EVÜ/Art 6 Rom I VO zum Tragen kommt: 
 
 
1.      Beschränkung des „zwingenden Schutzes“ auf             
     Konsumentenschutzvorschriften? 
 
Nach gefestigter Rechtsprechung1086 soll der Hauptzweck des österreichischen quota 
litis-Verbotes der „Schutz unerfahrener Klienten“ sein (dies ist freilich, wie der zweite 
Abschnitt gezeigt hat, nicht der einzige Zweck dieser Norm). Jedenfalls aber schützt das 
quota litis-Verbot Verbraucher wie Nicht-Verbraucher als Klienten gleichermaßen. 
Daher ist weiters zu untersuchen, ob § 879 Abs 2 Z 2 ABGB überhaupt unter den von 
Art 5 EVÜ angesprochenen „zwingenden Schutz“ des Verbrauchers zu subsumieren ist:  
 
Unter den zwingenden Schutzvorschriften im Sinn des Art 5 EVÜ sind jedenfalls alle 
speziell den Verbraucher schützenden Vorschriften zu verstehen. Während in der 
österreichischen Literatur Verschraegen1087 und Heiss1088 nach Art 5 auch Vorschriften 
angewendet sehen wollen, die nicht speziell den Verbraucher schützen sollen (z.B. 
Wucher), hat es in Deutschland noch 1998 Reinhart abgelehnt, solche zwingende 
Schutzvorschriften darunter zu subsumieren, auf die sich Verbraucher, aber auch andere 
                                            
1086 Vgl. OGH 26.04.2006, 7 Ob 8/06m; 10 Ob 91/00f, SZ 73/144. 
1087 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ, Art 5 Rz 51.  
1088  Heiss in Czernich/Heiss, EVÜ Art 5 Rz 61. 
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Vertragspartner berufen könnten, wie z.B. allgemeine Gute-Sitten-Klauseln.1089 Eine 
vermittelnde Ansicht in Deutschland wiederum möchte alle Vorschriften unter Art 5 
subsumieren, die zumindest allgemein auf den Schutz des schwächeren Vertragspartners 
abzielen.1090 Zwar gesteht Heiss zu, dass der Wortlaut von Art 5 für eine Beschränkung 
auf Verbraucherschutzvorschriften spräche.1091 Allerdings argumentiert der Autor 
sodann überzeugend, eine teleologischen Auslegung des Art 5 Abs 2 EVÜ gebiete es, 
dem Verbraucher das Risiko eines „Ganges ins fremde Recht“ abzunehmen. Zudem 
könnte es in einer Rechtsordnung gerade deshalb wenig Verbraucherschutzvorschriften 
geben, weil das allgemeine Schutzniveau sehr weitgehend ist:1092 Es wäre unbillig, den 
Schutz durch bestimmte Rechtsvorschriften einem Verbraucher, an dessen Wohnsitz 
dieser Schutz jedermann zusteht, vorzuenthalten, während der gleiche Schutz dem 
Verbraucher eines anderen Wohnsitzstaates, wo dieser Schutz ausschließlich 
Verbrauchern vorbehalten ist, sehr wohl zu Gute kommt. Dieses Argument sollte 
überzeugen. Der vorgenannten Lösung folgt nunmehr in Deutschland nicht nur die 
herrschende Lehre1093, sondern auch der BGH, indem er das quota litis-Verbot unter 
jenen „zwingenden Schutz“ im Sinn des Art 5 EVÜ subsumiert.1094 Wenngleich in der 
österreichischen Rechtssprechung hiezu keine Entscheidungen ersichtlich sind1095, 
sprechen die gemeinsamen Rechtsgrundlagen und das Gewicht der vorgenannten 
Argumente dafür, diese Lösung für den österreichischen Bereich anzuerkennen. 
 
 
                                            
1089 Reinhart in Staudinger12, EGBGB, Art 29 Rz 94; aA nunmehr in der aktuellen Auflage 
ausdrücklich Magnus U. in Staudinger13, EGBGB, Art 29 Rz 102.  
1090 Hohloch in Erman, BGB II11, EGBGB Art 29 Rz 17; so noch in der vorletzten Auflage Reinhart in 
Staudinger (1998)12, EGBGB, Art 29 Rz 94 mwN. 
1091 Heiss in Czernich/Heiss, EVÜ Art 5 Rz 61. 
1092 Heiss in Czernich/Heiss, EVÜ Art 5 Rz 61. 
1093 Magnus U. in Staudinger13, EGBGB Art 29 Rz 102 mwN. 
1094 BGH 24.07.2003, IX ZR 131/00. 
1095  Ergebnis einer Judikaturrecherche unter www.ris2.bka.gv.at/jus/, Abfragedatum: 08.05.2008. 
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2.       Der Günstigkeitsvergleich 
 
Da folglich das quota litis-Verbot des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB auf dem Weg über 
Art 5 EVÜ grundsätzlich durchschlagen kann, ist weiters zu prüfen, ob dies im Ergebnis 
für den Klienten als Verbraucher günstiger wäre:   
 
Um festzustellen, ob die zwingenden Verbraucherschutznormen des Aufenthaltsstaates 
zur Anwendung kommen, ist nach Art 5 EVÜ ein Günstigkeitsvergleich anzustellen: 
Dabei genügt es, die Aussage der im konkreten Einzelfall einschlägigen zwingenden 
Norm des Aufenthaltsrechts der Aussage der funktional vergleichbaren Vorschriften des 
gewählten Rechts (etwa bezüglich der Frage, ob ein Widerrufsrecht besteht, ob eine 
Klausel unwirksam ist oder ein Schadenersatzanspruch besteht) gegenüberzustellen.1096 
Der Umfang dieses (vornehmlich vom Richter im Einzelfall anzustellenden) 
Normenvergleichs ist möglichst gering zu halten und auf jene Rechtsprobleme zu 
beschränken, die im konkreten Rechtsfall entscheidungserheblich sind.1097 So hat 
insbesondere auch eine Miteinbeziehung günstigerer anderer Vorschriften des 
gewählten Rechts zu unterbleiben, da die zwingende Natur der unmittelbaren Geltung 
der Schutzbestimmungen des Rechtes des Aufenthaltsstaates die Annahme einer 
diesbezüglichen Kompensation verbietet.1098  
 
Ergibt der Günstigkeitsvergleich, dass die Schutznormen des gewählten Rechts hinter 
dem Schutzniveau des Rechts im Aufenthaltsstaat des Verbrauchers zurückbleiben, 
kommt es zu einer so genannten „Vertragsspaltung“.1099 Die im konkreten Fall 
günstigere Schutznorm des Aufenthaltsstaates kommt anstelle der ihr entsprechenden 
                                            
1096 Sog. „konkreter Ergebnisvergleich“, Magnus U. in Staudinger13, EGBGB, Art 29 Rz 106 mwN; 
vgl. Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ, Art 5 Rz 50. 
1097 Reinhart in Staudinger12, EGBGB, Art 29 Rz 86f; in der aktuellen Auflage wird dies kurz 
sinngemäß angesprochen, indem ein „abstrakter Vergleich“ abgelehnt wird, vgl. Magnus U. in 
Staudinger13, EGBGB, Art. 29 Rz 108. 
1098  Magnus U. in Staudinger13, EGBGB, Art. 29 Rz 108. 
1099 Sog. „dépécage“, Reinhart in Staudinger12, EGBGB, Art 29 Rz 83; in der aktuellen Auflage wird 
dies nicht mehr deutlich zum Ausdruck gebracht, vgl. Magnus U. in Staudinger13, EGBGB, Art. 29 
Rz 100 (105). 
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Vorschriften des gewählten Rechts zur Anwendung. Im Übrigen bleiben jedoch die 
Normen des gewählten Rechts für das Vertragsverhältnis bestimmend.  
 
 
 
2.1          Exkurs: Folgen der Nichtigkeit nach § 879 Abs 2 Z 2 ABGB 
 
Knöbl meint, dass ein „Günstigkeitsvergleich“ regelmäßig die Unanwendbarkeit des 
quota litis-Verbotes erfordere, da § 879 Abs 2 Z 2 ABGB zur Vertragsnichtigkeit 
führe.1100 Meines Erachtens trifft es aber nicht zu, dass der Mandatsvertrag diesfalls zur 
Gänze nichtig ist: Zwar ist es durchaus häufig zu beobachten, dass Klienten die 
Mandatserteilung von der Möglichkeit des rein erfolgsabhängigen, anteilsmäßig am 
Ersiegten orientierten quota litis-Honorars abhängig machen. In Österreich besteht 
freilich eine Meinung1101, die im Fall der Gesetzwidrigkeit nach dem Normzweck 
beurteilen will, ob der Vertrag teilweise gültig oder zur Gänze ungültig ist. Demnach 
soll unbeachtlich sein, ob der Mandant den Vertrag ohne den unerlaubten Inhalt nicht 
geschlossen hätte – bei teilweiser Unerlaubtheit komme es auf den hypothetischen 
Parteiwillen grundsätzlich nicht an.1102 Im Zweifel sei der Restgültigkeit des Vertrages 
zudem der Vorzug zu geben.1103 All dem folgt der OGH in ständiger 
Rechtsprechung.1104 Nur wenn der Verbotszweck weder für noch gegen Restgültigkeit 
                                            
1100 Knöbl, RdW 2006, 132, wo der Autor ausführt: „ ... Dem damit [Vertragsspaltung nur hinsichtlich 
der Auswirkungen der Schutz- oder Eingriffsnormen] verbundenen Günstigkeitsvergleich steht die 
Nichtigkeitsfolge des § 879 Abs 2 ABGB entgegen, mit der Auswirkung, dass auch diese 
Bestimmung  ... nicht als Eingriffsnorm gem Art 7 EVÜ zu werten ist.“ 
1101 Gschnitzer in Klang IV/12, 187; demnach hat die III. Teilnovelle die Regel, wonach die Frage der 
Restgültigkeit vom hypothetischen Parteiwillen abhängt, auf den Fall des teilweise Unmöglichen 
eingeschränkt; Mayer-Maly in GdS Gschnitzer, 283, der neben entstehungsgeschichtlichen 
Argumenten zur III. Teilnovelle auch dogmengeschichtliche Überlegungen anstellt und dabei die ö. 
Rechtslage insbesondere gegenüber dem dt. § 139 BGB abgrenzt (der dem Autor zufolge auch in D 
nicht durchgehend als vom Grundsatz der Gesamtnichtigkeit getragen angesehen wird); in der 
neueren Lehre Apathy in Schwimann IV3, § 879 Rz 37;  
1102 Vgl. Apathy in Schwimann IV3, § 879 Rz 7 u. 37.  
1103  Ehrenzweig, Privatrecht I/12, 286 mwN; für die Rsp vgl. OGH 04.07.2007, 7 Ob 142/07v. 
1104 OGH RS0016431; 28.10.1971, 1 Ob 282/71; 12.04.2001, 8 Ob 15/01s; zuletzt 04.07.2007, 
7 Ob 142/07v. 
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bzw gänzliche Unwirksamkeit spricht, soll es gemäß einer neueren Entscheidung1105 in 
analoger Anwendung von § 878 zweiter Satz ABGB doch vom hypothetischen 
Parteiwillen abhängen, ob der Vertrag teilweise aufrecht bleibt oder nicht – dies  soll 
demnach auch bei teilweise unerlaubter Hauptleistung gelten.  
 
Ausgehend von dieser Rechtsansicht ist in einem nächsten Schritt zu untersuchen, ob 
dem § 879 Abs 2 Z 2 ABGB ein auf Gesamtnichtigkeit des Mandatsvertrages 
hindeutender Normzweck zu entnehmen ist: § 879 Abs 2 Z 2 ABGB steht nach seiner 
Teleologie der Annahme einer Restgültigkeit des Mandatsvertrages nicht entgegen, 
zumal die Nichtigkeitssanktion nur eine bestimmte Rolle des Anwalts bei der 
Mandatsausführung missbilligt1106, nicht aber die Ausführung des Mandates an sich.1107 
Ganz in diesem Sinn ist nach der Rechtsprechung1108 beim Mandatsvertrag des 
Rechtsanwalts – ausgehend vom Zweck des „Angemessenheitsregimes“ nach 
§ 1152 ABGB/§ 354 UGB1109 (dazu Näheres im vierten Abschnitt) – im Falle einer 
unerlaubten Entgeltsvereinbarung (wie bei § 879 Abs 2 ABGB) von Teilnichtigkeit des 
Mandatsvertrages auszugehen: So hält der OGH den Mandatsvertrag bei Vorliegen 
einer nichtigen Streitanteilsvereinbarung ohne weiteres Eingehen auf den Parteiwillen 
aufrecht und spricht dem Anwalt das angemessene Honorar zu.1110  
 
Aus diesen Gründen ist zu schließen, dass im Falle der „Gewährung“ des durch 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB vorgesehenen „Schutzes“ an den Mandanten der 
Mandatsvertrag aufrecht bliebe und anstelle der nichtigen quota litis ein tarifmäßiges, 
allenfalls ein „angemessenes“ Honorar geschuldet wäre. Zum selben Ergebnis gelangen 
auch in Deutschland Gerichte aufgrund der dortigen Rechtslage: Demnach kommen bei 
Vereinbarung eines nichtigen Erfolgshonorars und Wahl eines ausländischen Rechts, 
                                            
1105 OGH 04.07.2007, 7 Ob 142/07v. 
1106  Vgl. Thiele, Anwaltskosten, 13. 
1107 Das dagegen denkbare Gegenargument, wonach die Mandatsausführung bei solchen 
Honorarabreden die Gefahr unlauterer Vorgangsweise mit sich bringe, kann dadurch entkräftet 
werden, dass eine derartige Gefahr ungeachtet der Teil- oder Gesamtnichtigkeit des Vertrages – 
schon wegen der Hoffnung auf die faktische Erfüllung des Geschäftes – immer besteht. 
1108 OGH 2 Ob 390/55, JBl 1955, 624; ähnlich die E des VwGH 15.12.1992, 90/08/0190 in einem obiter 
dictum zu § 879 Abs 2 Z 4 ABGB (Wucher).  
1109 Krejci in Rummel I3, § 1152 Rz 4. 
1110 OGH 2 Ob 390/55, JBl 1955, 624. 
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das eine solche Vereinbarung zulässt, die inhaltlich entsprechenden deutschen 
Honorarvorschriften zur Anwendung1111 – seit 01. Juli 2008 ist dort gesetzlich 
ausdrücklich normiert, dass fehlerhafte Honorarvereinbarungen die gesetzliche 
Vergütung zur Folge haben (§ 4b dRVG).  
 
 
2.2         Durchführung des Günstigkeitsvergleichs ex ante oder ex post? 
 
Abschließend wäre bei Verwirklichung der Tatbestandsmerkmale des Art 5 Abs 2 EVÜ 
(aber auch jener des Art 6 Rom I VO) zu prüfen, ob das mangels Honorarvereinbarung 
aufgrund des RATG bzw. § 354 UGB (zu diesen Honorargrundlagen siehe erster 
Abschnitt Punkte 3 und 4) geschuldete Honorar im konkreten Fall niedriger ausfallen 
würde als der vereinbarte Anteil an der erstrittenen Sache (und somit die Anwendung 
der entsprechenden österreichischen Normen für den Verbraucher „günstiger“ wäre). 
Selbst dieser letzte Prüfungsschritt wirft bei näherer Betrachtung erhebliche Probleme 
auf: Denn bei erfolgsorientierten Honorarformen ist vor rechtskräftigem Abschluss des 
Rechtsstreites noch nicht bekannt, ob bzw. in welcher Höhe der Mandant als 
„Verbraucher“ ein Honorar schuldet. Im Vertragsabschlusszeitpunkt entsteht für ihn 
lediglich ein Risiko, Honorar zahlen zu müssen, das proportional der Chance entspricht, 
im Prozess die erstrittene Sache zu erhalten (beim „An-Sich-Lösen“ der Streitsache 
bzw. bei der quota litis, siehe dazu Näheres im fünften und sechsten Abschnitt) bzw. 
zumindest zu obsiegen (bei jeder Art von Erfolgshonorarvereinbarung). Es stellt sich 
daher die Frage, zu welchem Zeitpunkt der Günstigkeitsvergleich anzustellen ist – im 
Vertragsabschlusszeitpunkt oder doch erst nach Verfahrensausgang?  
 
Knöbl zufolge soll der Günstigkeitsvergleich erst durch eine im Nachhinein 
anzustellende Betrachtung des Verfahrensausgangs geschehen.1112 Für diese Lösung 
                                            
1111 OLG Frankfurt/Main 01.03.2000, 9 U 83/99, NJW-RR 2000/19, 1367; in dieser Rechtssache war 
dem Anwalt ungeachtet der Wahl US-amerikanischen Rechts das nach der deutschen BRAGO 
zustehende Honorar zuerkannt worden. 
1112  Knöbl, RdW 2006, 132. 
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spricht auf den ersten Blick der Umstand, dass erst dann die Höhe des erkämpften 
Streitanteils feststellbar ist. Es ist jedoch fraglich, ob eine solche ex post-Betrachtung 
zulässig ist: Diesfalls würde im Zeitpunkt des Vertragsabschluss noch nicht feststehen, 
ob die gewählte Honorarform wirksam ist und auf welcher Grundlage der 
Honoraranspruch des Anwalts sich errechnet. Es ist fraglich, ob es mit dem Konzept des 
Kollisionsrechts – somit auch EVÜ und Rom I VO – vereinbar wäre, bei 
Verwirklichung eines Sachverhaltes die Anknüpfung „in der Schwebe“ zu belassen und 
von künftig eintretenden Entwicklungen abhängig zu machen. Aussagen dazu finden 
sich in der österreichischen Rechtsprechung soweit ersichtlich1113 weder zum 
Günstigkeitsvergleich nach Art 5 EVÜ noch zum vergleichbaren früheren 
§ 41 Abs 1 IPRG.  
 
Gegen eine ex post-Beurteilung spricht, dass im Fall einer ex post-Durchführung des 
Günstigkeitsvergleiches vor Verfahrensende nicht feststellbar wäre, auf welcher 
Rechtsgrundlage ein Honoraranspruch berechnet werden sollte: So werden zumindest 
das tarifliche und das „angemessene“ Honorar im Fall der vorzeitigen 
Mandatsbeendigung (wozu der Anwalt jederzeit berechtigt ist, vgl. § 11 Abs 2 RAO) 
jedenfalls fällig.1114 Aber auch bei Vereinbarung einer quota litis oder eines 
Erfolgshonorars würde sich aus §§ 1021, [analog] § 1168 ABGB meines Erachtens 
zumindest im Fall der Mandatsbeendigung aus vom Mandanten zu vertretenden 
Gründen ein Anspruch des Anwalts auf das Honorar ergeben.1115 Wenn aber erst der 
Verfahrensausgang abgewartet werden müsste um festzustellen, ob ein Erfolgshonorar 
überhaupt geschuldet ist, könnte eine solche Honorareinforderung nicht durchgeführt 
werden. Somit wäre im Falle einer vorzeitigen Mandatsniederlegung der 
Honoraranspruch mangels Sicherheit über die Rechtsgrundlage nicht durchsetzbar – ein 
solches Ergebnis wäre unannehmbar. Jener Unsicherheitsfaktor würde noch erheblich 
verstärkt, wenn der Mandant nach Mandatszurücklegung  (allein oder mit einem 
anderen Anwalt) weiterprozessiert: Der Rechtsanwalt müsste diesfalls trotz Beendigung 
                                            
1113  Ergebnis einer Judikaturrecherche unter www.ris2.bka.gv.at/jus, Abfragedatum: 08.08.2008. 
1114  OGH 3 Ob 55/98d, SZ 71/95; vgl. Korab/Reidinger, AnwBl 1999, 212. 
1115 Zumal es ständige Rechtsprechung ist, dass eine Bedingung, deren Eintritt von demjenigen, zu 
dessen Nachteil sie gereicht, wider Treu und Glauben verhindert wird, als eingetreten gilt, vgl 
RS0012728, zuletzt vgl. 9 ObA 22/08p, wbl 2008/390/188. 
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seiner Tätigkeit (und Erbringung seiner Leistungen) den Verfahrensausgang abwarten, 
um einen Honoraranspruch geltend machen zu können. Abgesehen davon, dass bis 
dahin ein unzumutbar langer Zeitraum liegen kann, wäre dieses Ergebnis schon deshalb 
inakzeptabel, da der Anwalt nach Vollmachtsbeendigung den Prozesserfolg selbst gar 
nicht in Erfahrung bringen könnte (da ihm mehr kein Recht auf Akteneinsicht zukäme).     
 
All diese Gründe sprechen deutlich gegen eine Durchführung des 
Günstigkeitsvergleichs ex post. 
 
Soll der Günstigkeitsvergleich hingegen schon im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
durchführt werden, so ist zu klären, wie die Unsicherheit der Verfahrensausgangs (und 
damit der Höhe eines erfolgsabhängigen Honorars) ex ante bewertet und dem (der Höhe 
nach ex ante ebenfalls nicht genau feststehenden) tariflichen Entgelt gegenüber zu 
stellen ist. Ein denkbarer Ansatz wäre, zunächst die Wahrscheinlichkeit des 
Verfahrenserfolges (die wahrscheinliche Obsiegensquote bzw. die wahrscheinliche 
Höhe des erstrittenen Betrages) zu ermitteln und sodann die wahrscheinliche Höhe des 
tariflichen Honorars. Letzteres hängt vom Ausmaß der erforderlichen anwaltlichen 
Leistungen ab, also wie viele Schriftsätze, Tagsatzungen erforderlich sein werden, ob es 
zu Rechtsmittelverfahren kommt etc. Es zeigt sich, dass auch dieses Ausmaß der 
Leistungen ex ante nie genau feststeht und von vielen Unwägbarkeiten abhängt. Ebenso 
ist der potentielle Verfahrensausgang ex ante  schwer bis gar nicht vorhersagbar. Ein ex 
ante-Vergleich liefe somit zwangsläufig auf die Gegenüberstellung von zwei sehr 
vagen, durch Prognosen zu ermittelnden  Honorarbeträgen hinaus. Die Unsicherheit 
wäre dabei groß, und die quota litis könnte sich ex ante je nach Betrachtungsweise 
entweder als günstiger oder als ungünstiger darstellen (weil die Schwankungsbreiten der 
beiden Prognosen sich oft überschneiden werden). Auch wäre eine im Vorhinein 
anzustellende Beurteilung der voraussichtlich entstehenden Honorarschuld sehr stark 
von der subjektiven Einschätzung der beurteilenden Person abhängig und würde so von 
Jurist zu Jurist deutlich variieren. Folglich bedeutete ein ex ante-Vergleich zwar keine 
„Schwebe“ der geltenden Rechtslage, würde aber eine äußerst schwierige und kaum 
vorhersehbare Prognose durch das im Streitfall zuständige Gericht erfordern. 
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Faktum ist, dass der BGH in IX ZR 131/001116 (wo er eine quota litis-Vereinbarung 
letztlich als Verstoß gegen das in Art 5 Abs 2 EVÜ vorgesehene Schutzniveau 
beurteilte) den Günstigkeitsvergleich erst ex post vornehmen konnte, zumal der 
zugrunde liegende Rechtsstreit erst nach Verfahrensende entstanden war.1117 In gleicher 
Weise war auch in der älteren deutschen Rechtsprechung1118 der jeweilige, 
kollisionsrechtlich zu beurteilende Rechtsstreit erst nach Verfahrensbeendigung 
aufgetreten. Gerade für solche Fälle, wo schon vor Verfahrensende ein Honorarprozess 
entsteht (etwa wegen vorzeitiger Mandatsbeendigung), kann diese Judikatur keinen 
Aufschluss geben. Eine Klärung der Frage nach dem Zeitpunkt des vorzunehmenden 
Günstigkeitsvergleiches ist in Deutschland soweit ersichtlich1119 bislang nicht erfolgt.  
 
Zur Frage, in welchem Zeitpunkt der Günstigkeitsvergleich nach Art 5 Abs 2 EVÜ 
(bzw. künftig jener nach Art 6 Rom I VO) anzustellen ist, fehlen Aussagen auch in der 
Rechtsprechung der EVÜ-Vertragsstaaten Frankreich1120, Belgien1121 und 
Großbritannien1122. 
 
Da so zu dieser wichtigen Rechtsfrage bislang noch keine anderweitigen Aussagen in 
Lehre und Rechtsprechung auffindbar sind, möchte ich ausgehend von meinen obigen 
Erwägungen eigene Überlegungen anstellen und so eine Lösung vorschlagen:  
 
Das Kollisionsrecht ist jedenfalls berufen, eine Anknüpfung in jenem Zeitpunkt zu 
ermöglichen, in dem die rechtliche Beurteilung eines Sachverhaltes (sei es im Streitfall 
durch ein Gericht) erforderlich ist. Nun liegt es aber in der Natur der Sache, dass 
Rechtsfragen im Zusammenhang mit einem Vertrag bereits ab Beginn der 
Vertragsverhandlungen immer denkmöglich sind: Behauptet ein Teil das Bestehen eines 
                                            
1116 BGH 24.07.2003, IX ZR 131/00. 
1117 Vgl. den Sachverhalt der E OLG Frankfurt/Main 01.03.2000, 9 U 83/99, IPRax 2002, 399. 
1118 Vgl. BGH 15.11.1956, VII ZR 249/56, BGHZ 22, 162; 18.10.1965, VII ZR 171/63, BGHZ 44, 184; 
09.01.1969, VII ZR 133/66, BGHZ 51, 290. 
1119 Ergebnis einer Recherche unter www.BGH.de, Abfragedatum: 22.08.2008. 
1120 Ergebnis einer Recherche unter www.courdecassation.fr/jurisprudence_2/, Abfragedatum: 
22.08.2008. 
1121 Ergebnis einer Recherche unter http://jure.juridat.just.fgov.be/?lang=fr, Abfragedatum: 22.08.2008. 
1122 Ergebnis einer Recherche unter http://www.bailii.org/form/search_cases.html, Abfragedatum: 
10.09.2008. 
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ihm aus dem Vertrag entstandenen Anspruchs, so muss es möglich sein zu beurteilen, 
ob der Vertrag überhaupt zustande gekommen ist und ob der behauptete Anspruch 
gemäß diesem Vertrag tatsächlich besteht. So wie es ab diesem Zeitpunkt Sachnormen 
geben muss, müssen auch Kollisionsnormen schon in diesem Stadium eindeutig auf 
bestimmte Sachnormen verweisen.1123  
 
Folglich muss auch für den Fall, dass vor der Beendigung einer vom Anwalt 
übernommenen Vertretung Ansprüche auf das Honorar erhoben werden, eruierbar sein, 
nach welchem Recht das allfällige Bestehen des Honoraranspruchs zu beurteilen ist. 
Ausgehend von dieser Feststellung muss der Günstigkeitsvergleich grundsätzlich ex 
ante vorgenommen werden, jedenfalls immer dann, wenn sich eine konkrete 
Rechtsfrage schon vor dem (rechtskräftigen) Verfahrensende stellt. Dies wird praktisch 
dann vorkommen, wenn etwa ein Mandatsverhältnis, dem eine Streitanteilsvereinbarung 
zugrunde liegt, vorzeitig endet. Zu denken ist an Fälle, wo einfach während des 
laufenden Verfahrens die Vertrauensbasis zwischen Anwalt und Mandant schwindet, 
oder aber wenn der Anwalt stirbt oder seine Berufsberechtigung sonst wie erlischt. 
Nach Mandatsbeendigung – egal wodurch – wird der Anwalt (im Fall von dessen 
Ableben der Rechtsnachfolger) naturgemäß ein Honorar für seine Tätigkeit 
beanspruchen. In diesem Fall muss nun ex ante der voraussichtliche Verfahrensausgang 
bzw. der voraussichtlich erstrittene Betrag geschätzt werden. Davon ist die Quote 
gemäß Vereinbarung zu errechnen. Sodann ist das im bisherigen und im (hypothetisch) 
weiteren Verfahrenslauf sich ergebende Honorar nach dem RATG bzw. das 
„angemessene Entgelt“ zu errechnen und der zuvor ermittelten hypothetischen 
Prozessquote gegenüber zu stellen.    
  
Dieses aufwändige und unsichere Prognose-Verfahren ersparen sich die Gerichte 
freilich, wenn (was, ausgehend von den auffindbaren Rechtsprechungsfällen in der 
Praxis den Regelfall darstellen dürfte) ein Rechtsstreit über das Honorar erst nach 
rechtskräftiger Verfahrensbeendigung eintritt: In diesem Fall steht sowohl die Höhe der 
                                            
1123 Vgl. Magnus U., wonach im Zeitpunkt des Vertragsschlusses das für den Vertrag geltende Recht 
feststehen muss, derselbe in Staudinger13, EGBGB Art 29 Rz 101. 
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Quote als auch die des tariflichen oder „angemessenen“ Entgelts eindeutig fest – der 
Günstigkeitsvergleich kann ex post vorgenommen werden. 
 
Ergibt nun der Günstigkeitsvergleich, dass der Rechtsanwalt durch die quota litis ein 
höheres Honorar erhielte als ihm vergleichsweise nach dem RATG bzw. als 
„angemessenes Entgelt“ zustünde, so hätte dies gemäß 
Art 5 Abs 2 EVÜ/Art 6 Abs 2 Rom I VO zur Folge, dass anstelle der quota litis der 
nach den dispositiven österreichischen Vorschriften (RATG, § 354 UGB, § 1152 ABGB 
etc.) errechnete Honorarbetrag geschuldet wäre.  
 
 
2.3       Konsequenzen eines Günstigkeitsvergleichs bei der Bestimmung   des § 879 
Abs 2 Z 2 ABGB als „zwingende Schutznorm“ 
 
Knöbl1124 ist beizupflichten, dass in der Praxis das nach Tarif, insbesondere aber nach 
AHK errechnete Honorar bei längeren Verfahren nicht selten denjenigen Betrag 
übersteigt, der sich aufgrund der vereinbarten quota litis ergeben würde. Freilich bringt 
ein Blick in die Rechtsprechung durchaus auch Fälle zum Vorschein, wo im Gegenteil 
das aufgrund der Streitanteilsvereinbarung errechnete Honorar ein tarifliches oder 
angemessenes Honorar um ein Vielfaches übersteigt.1125 Ob letztlich die Fälle, in denen 
das als Streitanteilsvereinbarung festgesetzte Honorar für den Mandanten ungünstiger 
ist, im Durchschnitt überwiegen, kann mangels verlässlichen empirischen Materials 
nicht gesichert beantwortet werden. Eine Grobschätzung der Kosten nach RATG (Stand 
07.05.2008), ausgehend von einem straff geführten Verfahren1126 (ohne Verzögerungen, 
unter der Annahme eines „streitigen“, aber äußerst kostensparenden 
                                            
1124 Knöbl, RdW 2006, 132. 
1125 Vgl. etwa den Sachverhalt in der E OGH 26.04.2006, 7 Ob 8/06m: aufgrund der 
Streitanteilsvereinbarung ergab sich ein Honorar von € 2,775.000, während die Gerichte nach 
§ 1152 ABGB eine angemessene Entlohnung von nur € 112.834,90 ermittelten. 
1126 Klage TP 3A, vorbereitender Schriftsatz TP 3A, vorbereitende Tagsatzung TP 3A, Dauer 1 Halbe, 
fortgesetzte Tagsatzung mit Beweisaufnahmen TP 3A, Dauer 5 Halbe, Berufung TP 3B, 
Berufungsverhandlung ohne Beweiswiederholung; sämtliche Verhandlungen außerhalb der 
Gemeinde des Kanzleisitzes. 
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Verfahrensverlaufes – was zwar nicht das am häufigsten vorkommende, aber dennoch 
ein mögliches Idealszenario bildet) erlaubt freilich folgenden Schluss: Bei niedrigen 
Streitwerten (etwa € 5.000,-- oder weniger) wird der Tarif für den Mandanten in den 
aller meisten Fällen ungünstiger1127 als eine quota litis1128 sein, hingegen bei hohen 
Streitwerten (etwa € 100.000,--) wegen des degressiven Anstiegs der tariflichen 
Honorars – wenn auch nicht immer (da das Verfahren auch wesentlich aufwändiger 
ausfallen kann), so doch tendenziell günstiger.1129  
 
Aufgrund meiner Überlegungen gelange ich zum Schluss, dass bei der Untersuchung 
danach zu unterscheiden sein wird, ob das Verfahrensende bereits eingetreten ist oder 
nicht:  
 
Zumeist werden sich bei Eingehen einer quota litis die Honorarfragen erst nach 
Verfahrensbeendigung stellen, weil ja der Anwalt aufgrund der getroffenen 
Streitanteils- oder Erfolgshonorarvereinbarung vorher kein Honorar fordern wird. 
Diesfalls wird das quota litis-Verbot als „Schutzvorschrift“ im Sinn des Art 5 EVÜ / 
Art 6 Rom I VO bei niedrigen Streitwerten jedenfalls nicht Platz greifen, bei höheren 
Streitwerten1130 unter Umständen schon, wobei die Wahrscheinlichkeit mit 
zunehmendem Streitwert zunimmt und zudem bei rasch und mit wenig Aufwand 
geführten Verfahren größer ist als bei langen, aufwändigen Verfahren. Sofern hingegen 
infolge vorzeitiger Mandatsbeendigung schon vor dem Verfahrensende 
Honorarforderungen erhoben werden, so kommt zu obigen Problemen die Unsicherheit 
(i) des Verfahrensausgangs sowie (ii) des Verfahrensaufwandes (der für die Höhe des 
tariflichen bzw. „angemessenen Entgelts“ entscheidend ist) hinzu. Bei einem sehr 
                                            
1127 Bei einem Streitwert von € 5.000,-- ergibt sich ein Honorar (reiner Verdienst) von € 2.113,90 
(42,28%). 
1128 Als marktüblich dürften sich unter Anwälten wohl ähnliche Quoten wie bei Prozessfinanzierern 
herausbilden, so verlangt etwa der österreichische Prozessfinanzierer Advofin Prozessfinanierung AG 
zwischen 20 % und 50 % vom erstrittenen Ertrag, vgl. die Angaben auf www.advofin.at, 
Abfragedatum 23.05.2008.  
1129 Bei einem Streitwert von € 100.000,-- ergibt sich ein Honorar (reiner Verdienst) von € 10.855,80 
(10,86%). 
1130 So gibt etwa die Advofin Prozessfinanzierung AG auf ihrer Homepage an, ab einem Streitwert von 
ca. € 50.000,-- das Prozesskostenrisiko zu übernehmen, vgl. www.advofin.at, Abfragedatum: 
23.05.2008.  
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riskanten Prozess wird die vereinbarte Quote für den Mandanten tendenziell günstiger 
sein, ebenso dann, wenn das Verfahren voraussichtlich mit hohem Verfahrensaufwand 
verbunden ist. Denn diesfalls ergibt sich ein hohes Honorar nach Tarif bzw. 
§ 354 UGB/§ 1152 ABGB/§ 1104 ABGB, zumal bei derartiger Honorarberechnung der 
Umfang der erbrachten Leistungen eine Rolle spielt (siehe Näheres dazu im ersten 
Abschnitt Punkt 4, sowie im vierten Abschnitt).  
 
 
7. Kapitel  Rechtswahlschranken durch „international zwingende 
Eingriffsnormen“ (Art 7 EVÜ/Art 9 Rom I VO) 
 
Art 7 EVÜ wiederum behandelt die Frage, inwieweit zwingende Vorschriften privat- 
oder öffentlich-rechtlicher Natur, die im öffentlichen Interesse erlassen wurden 
(Eingriffsnormen), im Fall, dass nach dem EVÜ ein anderes Recht zur Anwendung 
kommt, dennoch zu beachten sind:1131  Zum einen kann den Eingriffsnormen eines 
Staates, mit dem der Sachverhalt eine enge Verbindung aufweist, ungeachtet des nach 
dem EVÜ anzuwendenden Rechtes Wirkung verliehen werden (Abs 1), zum anderen 
bleiben durch das nach dem EVÜ berufene Recht die Eingriffsnormen im Staat des 
angerufenen Gerichtes (lex fori) unberührt (Abs 2). Inhaltlich übereinstimmend mit dem 
EVÜ normiert Art 9 Abs 2 Rom I VO, dass die Verordnung die Anwendung der 
„Eingriffsnormen des angerufenen Gerichts“ nicht berührt. Nach Art 9 Abs 3 Rom I VO 
kann den Eingriffsnormen des Staates, „in dem die durch den Vertrag begründeten 
Verpflichtungen erfüllt werden sollen oder erfüllt worden sind“, Wirkung verliehen 
werden, soweit diese Eingriffsnormen „die Erfüllung des Vertrags unrechtmäßig werden 
lassen“.   
 
Art 7 EVÜ definiert Eingriffsnormen als „zwingende Bestimmungen“, die „ohne 
Rücksicht darauf anzuwenden sind, welchem Recht der Vertrag unterliegt“ (Abs 1), 
bzw. „Bestimmungen, die ohne Rücksicht auf das auf den Vertrag anzuwendende Recht 
                                            
1131 Vgl. Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ, Art 7 Rz 1.  
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den Sachverhalt zwingend regeln“ (Abs 2). Art 9 Rom I VO definiert die Eingriffsnorm 
in Abs 1 nunmehr als „zwingende Vorschrift, deren Einhaltung als so entscheidend für 
die Wahrung der öffentlichen Interessen eines Staates, insbesondere solcher der 
politischen, sozialen oder wirtschaftlichen Organisation angesehen wird, dass ihre 
Anwendung auf alle Sachverhalte, die in ihren Anwendungsbereich fallen, 
vorgeschrieben ist, ungeachtet des nach Maßgabe dieser Verordnung auf den Vertrag 
anzuwendenden Rechts“.  
 
 
1. „International zwingende Eingriffsnorm“ und sonstige „zwingende“ 
Vorschriften 
 
Bereits zum EVÜ wurde vertreten, dass Eingriffsnormen nicht das zwingende Recht 
schlechthin umfassen, sondern nur jene zwingenden Vorschriften, die aufgrund der 
damit verfolgten überindividuellen Interessen vom jeweiligen Staat mit 
„internationalem Geltungswillen“ ausgestattet wurden.1132 Es handle sich dabei um 
Vorschriften mit besonderem ordnungspolitischen Gehalt und staatlichem 
Lenkungsziel1133, vor allem strafrechtliche Verbotsvorschriften, Jugendschutz- und 
Währungsbestimmungen, außenwirtschaftrechtliche Vorschriften (Handelsverbote) und 
grundverkehrsrechtliche Beschränkungen, kultur- und denkmalschutzrechtliche 
Verkehrsbeschränkungen, Vermittlungsverbote des Maklerrechtes, aber auch 
Schutzvorschriften des Wohnungsmiet-, Teilzeitnutzungs- und 
Bauträgervertragsrechtes, sofern die betroffene Immobilie im Inland gelegen ist.1134 
Schacherreiter spricht vom Eingriffsrecht als typischerweise „öffentlichrechtlich 
aufgeladenem“ Privatrecht.1135  Zwar soll die Zuordnung zum privaten oder öffentlichen 
                                            
1132 Vgl. Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 7 Rz 5. 
1133 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 7 Rz 14. 
1134 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 7 Rz 15ff. 
1135 Schacherreiter, Leading Decisions IPR, Rz 58. 
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Recht nicht ausschlaggebend sein.1136 Sofern aber zwingende Schutzbestimmungen 
überwiegend privaten Interessen dienen, wie das Widerrufsrecht beim 
„Haustürgeschäft“ nach den §§ 3ff KSchG, sollen sie nicht „international zwingend“ 
sein.1137 Ebenso werden auch Generalklauseln betreffend Sittenwidrigkeit wie 
§ 879 Abs 1 ABGB lediglich zu den „einfach zwingenden Normen“ gezählt.1138 
Letztgenannte Klauseln werden daher (außer im Fall der reinen Inlandsfälle nach 
Art 3 Abs 3 EVÜ) verdrängt, wenn die Parteien fremdes Recht vereinbaren oder solches 
infolge objektiver Anknüpfung zum Tragen kommt.1139  
 
Entscheidend kommt es auf die Absicht des jeweiligen Gesetzgebers einer Norm an, ob 
sie vorrangig der Erreichung ordnungspolitischer, überindividueller Interessen dient.1140 
Grundsätzlich ist es jedem Staat selbst überlassen, welche Normen er mit 
internationalem Geltungswillen ausstattet.1141 Es bestehen jedoch völkerrechtliche 
Schranken für eine solche zwingende Anknüpfung: Danach dürfen sinnwidrige 
Regelungen (z.B. Anwendung der lex fori auch ohne Inlandsbezug) nicht aufgestellt 
werden.1142 
 
Die Rom I VO unterscheidet sich vom EVÜ durch den Versuch einer näheren 
Definition der „Eingriffsnorm“, wobei sie in gleicher Weise wie das EVÜ einen über 
die bloße „zwingende“ Ausgestaltung der Norm hinausgehenden „internationalen 
                                            
1136 Dies zumal nicht selten ein und dasselbe ordnungspolitische Ziel sowohl über öffentlich-rechtliche 
als auch über privatrechtliche Regeln erreicht werden kann, Martiny in Reithmann, IPR der 
Schuldverträge, Rz 389. 
1137 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 7 Rz 6 mit Verweis auf Mankowski; letzterer begründet 
dies freilich damit, dass bei Vertragstypen im Anwendungsbereich von Art 5 EVÜ, bei denen der dort 
geforderte Inlandsbezug fehlt, eine Anwendung von Verbraucherschutzvorschriften über den ordre 
public ausscheiden müsse, derselbe, RIW 1998, 291. 
1138 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 7 Rz 14. 
1139 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 7 Rz 4. 
1140  In diesem Sinn Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ, Art 7 Rz 11. 
1141 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ, Art 7, Rz 8 mwN; ihr folgend OGH 3 Ob 230/05b, SZ 
2006/41. 
1142 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ, Art 7; immerhin wird für die Anwendung der 
Eingriffsnormen von Drittstaaten, die aufgrund der „Öffnungsklausel“ (Art 7 Abs 1 EVÜ) als 
fakultativ angesehen wird, eine enge Verbindung zu diesem Staat verlangt, vgl. Heiss in 
Czernich/Heiss, EVÜ, Art 7 Rz 36ff; ein Mindestmaß an Inlandsbezug ist folglich auch für 
Eingriffsnormen der lex fori anzunehmen, vgl. auch  Martiny in Reithmann, IPR der Schuldverträge, 
Rz 393. 
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Geltungswillen“ verlangt.1143 Neu ist im Wortlaut die Einschränkung auf solche 
Vorschriften, die für die Wahrung der öffentlichen Interessen eines Staates, 
insbesondere solcher der politischen, sozialen oder wirtschaftlichen Organisation, als 
erforderlich angesehen werden.1144 Diese Definition ist (wie auch die Erläuterungen zum 
Kommissionsvorschlag ausführen1145) dem Arblade-Urteil des EuGH1146 entnommen. 
Die Erläuterungen im Kommissionsvorschlag1147 verweisen darauf, dass der EuGH im 
gegebenen Zusammenhang das Erfordernis der Übereinstimmung nationaler Normen 
mit den Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts (konkret der Binnenmarktfreiheiten) 
betont hatte.1148 Leible zufolge wird der Begründungsspielraum des nationalen 
Gesetzgebers bei der Verleihung internationalen Geltungswillens künftig eingeschränkt 
sein, da der Wortlaut der Rom I VO im Unterschied zum EVÜ qualifizierte 
Allgemeininteressen fordere.1149 Meiner Meinung nach lässt der vorgenannte Verweis 
der Kommission auf das „Arblade“-Urteil den Schluss zu, dass nationale Vorschriften in 
einem sachlichen Zusammenhang mit einem größeren Ordnungskonzept – insbesondere 
politischer, sozialer oder wirtschaftlicher Art – stehen und sich in das vom nationalen 
Gesetzgeber gewählte Wertsystem sachgerecht einfügen sowie ferner zu dessen 
Verwirklichung geeignet und notwendig sein müssen.1150 Denn auch Beschränkungen 
von Binnenmarktfreiheiten müssen auf diese Art und Weise durch Allgemeininteressen 
sachlich rechtfertigbar sein.1151 Jedenfalls können nationale Vorschriften dann nicht als 
„erforderlich angesehen“ werden, wenn deren Anwendung im konkreten Fall zu einer 
Verletzung des EG-Vertrages (insbesondere zur Verletzung der Binnenmarktfreiheiten) 
führen würde.1152 Das diesbezügliche Spannungsverhältnis österreichischer 
Honorarvorschriften wurde bereits im dritten Abschnitt behandelt.  
 
                                            
1143 Leible in Ferrari/Leible, Vorschlag Rom I VO, 131. 
1144 Leible in Ferrari/Leible, Vorschlag Rom I VO, 132. 
1145 KOM (2005) 650 endgültig, Begründung 4.2 zu Art 8 [in der beschlossenen Fassung Art 9]. 
1146 EuGH 23.11.1999, verb Rs C-369/96 u C-376/96, Slg 1999, I-8453, Rn 30. 
1147 KOM (2005) 650 endgültig, Begründung 4.2 zu Art 8 [in der beschlossenen Fassung Art 9]. 
1148 EuGH 23.11.1999, verb Rs C-369/96 u C-376/96, Slg 1999, I-8453, Rn 31. 
1149 Leible in Ferrari/Leible, Vorschlag Rom I VO, 134. 
1150 Vgl. EuGH verb Rs C-369/96 u C-376/96, „Arblade“, Slg 1999, I-8453, Rn 35.  
1151 Streinz, Europarecht, 316; so erstmals judiziert in EuGH Rs C-33/74, Slg 1974, I-01299, „Van 
Binsbergen“, Rn 10/12. 
1152 Limmer in Reithmann, IPR der Schuldverträge, Rz 400. 
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2. Art 5 Abs 2 EVÜ/Art 6 Rom I VO lex specialis zu Art 7 EVÜ/Art 9 Rom 
I VO? 
 
Darüber hinaus fragt es sich, ob die (nun auch vom deutschen BGH1153 bejahte) 
Subsumtion des quota litis-Verbots unter die Verbraucherschutzvorschriften des 
Art 5 Abs 2 EVÜ deren Charakterisierung als „Eingriffsnormen“ nicht entgegensteht: 
Sowohl in der deutschen1154 wie auch österreichischen1155 Lehre ist die Meinung 
verbreitet, dass eine Verbraucherschutzvorschrift, die in den sachlichen 
Anwendungsbereich des Art 5 EVÜ fällt, dann nicht als Eingriffsnorm gemäß 
Art 7 EVÜ Platz greifen kann, wenn es an dem in Art 5 Abs 2 EVÜ genannten 
Inlandsbezug fehlt. Anliegen des Verbraucherschutzes könnten nur dort unter Berufung 
auf Art 7 EVÜ angewendet werden, wo Art 5 Abs 2 EVÜ Lücken aufweise, etwa weil 
kein „Vertrag“ im Sinn des Art 5 EVÜ vorliege, oder weil ein solcher nicht von einem 
„Verbraucher“ geschlossen worden wäre. Hingegen soll in Fällen, in denen der 
Unternehmer bloß nicht mit ausreichender Intensität auf dem Inlandsmarkt tätig 
geworden wäre, die Regelung des Verbraucherschutzes abschließend über Art 5 EVÜ 
erfolgen. Dieser Ansicht hat sich auch die Rechtsprechung in Deutschland1156 und 
Österreich1157 angeschlossen. In der neueren deutschen Lehre setzt sich die vermittelnde 
Ansicht durch, wonach Art 5 EVÜ und Art 7 EVÜ (gleiches gilt wohl auch für das 
Verhältnis Art 6 Rom I VO zu Art 9 Rom I VO) voneinander unabhängige 
Anwendungsvoraussetzungen aufweisen und daher grundsätzlich nebeneinander 
anwendbar sind.1158   
                                            
1153 BGH 24.07.2003, IX ZR 131/00. 
1154 Reinhart in Staudinger12, EGBGB, Art 29 Rz 91; Junker Abbo, IPRax 1998, 69; diff Magnus in 
Staudinger12, EGBGB, Art 34 Rz 36, der Vorschriften im Sinn von Art 5 EVÜ unter dem 
Gesichtspunkt des Art 7 EVÜ anwenden möchte, wenn dies für den Verbraucher günstiger ist;.  
1155 Heiss in Czernich/Heiss, EVÜ, Art 5 Rz 51 (57); zust Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ, 
Art 5 Rz 45 ; 
1156 BGH IX ZR 42/93, BGHZ 123, 380 (390); VIII ZR 316/96, NJW 1997, 1697 (1699); III ZR 191/03, 
NJW 2006, 230. 
1157 OGH 3 Ob 230/05b, SZ 2006/41. 
1158 So hält Limmer bei entsprechend engem Inlandsbezug eine parallele Anwendung von Art 7 EVÜ 
auf Verbraucherschutzvorschriften durchaus für möglich, derselbe in Reithmann/Martiny, IPR der 
Schuldverträge (2004), Rz 398; vgl. Magnus U. in Staudinger (2002)13, EGBGB, Art 29 Rz 90, 
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Immerhin fällt auch das quota litis-Verbot des § 49b Abs 2 dBRAO (bzw. des 
österreichischen § 879 Abs 2 Z 2 ABGB) in den sachlichen Anwendungsbereich des 
Art 5 EVÜ, zumal es auf „Verträge“ angewendet wird und (gemäß den in Kapitel 6 
getätigten Ausführungen) als „Schutznorm“ gemäß Art 5 Abs 2 EVÜ zu qualifizieren 
ist. Müsste nicht ausgehend von oben genannter Ansicht eine Charakterisierung des 
quota litis-Verbotes als „Eingriffsnorm“ ausscheiden? 
 
Eine mögliche Gegenposition stellen in Großbritannien Plender/Wilderspin1159 in den 
Raum: Art 7 EVÜ komme kraft seines Wortlauts1160 eine grundlegend anderer Charakter 
zu als den einzelnen Sonderanknüpfungen, wie auch Art 5 EVÜ eine darstellt. Letztere 
könnten daher erstere nicht (quasi als lex specialis) verdrängen. Vielmehr ermögliche es 
Art 7 EVÜ dem Staat des angerufenen Gerichtes, aufgrund gewichtiger öffentlicher 
Interessen einzelne seiner Normen bzw. solcher eines Drittstaates ungeachtet der im 
EVÜ enthaltenen Anknüpfungsregeln anzuwenden. Meines Erachtens durchaus 
überzeugend führen die Autoren das Beispiel an, dass die Eingriffsnormen der lex fori 
zwingend ein geringeres Schutzniveau vorsehen als jene des gewählten Rechts. Genau 
dieser Fall ist auch gegeben, wenn der nach Art 5 Abs 2 EVÜ vorgenommene 
Günstigkeitsvergleich ergibt, dass der Mandant mit einer quota litis als Honorar 
günstiger aussteigt als bei dem mangels Vereinbarung geschuldeten Honorar. Denn das 
Verbot der quota litis dient diesfalls nicht der Verschaffung eines Vorteils für den 
Klienten, sondern der Gewährleistung anderer, überindividueller Ziele und erfordert so 
ein geringeres Schutzniveau für den Klienten. 
 
Trotz der oben dargestellten Argumente scheint zumindest die Rechtsprechung diese 
Sichtweise nicht zu teilen: Denn nicht unähnlich dem quota litis-Verbot stellt die 
Klagbarkeit der Gewinnzusage nach § 661a dBGB bzw. § 5j KSchG eine Vorschrift 
                                                                                                                                
wonach eine Verbrauchervorschrift bei Vorliegen der Voraussetzungen auch des Art 7 EVÜ die 
Rechtsfolgen beider Bestimmungen nach sich zieht. 
1159 Plender/Wilderspin, The Rome Convention (2001)2, 9-17. 
1160 Arg. Art 7 Abs 2 EVÜ: „Dieses Übereinkommen berührt nicht die Anwendung der nach dem Recht 
des Staates des angerufenen Gerichtes geltenden Bestimmungen, die ohne Rücksicht auf das auf den 
Vertrag anzuwendende Recht den Sachverhalt zwingend regeln.“ 
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dar, die (wie der OGH1161 wortwörtlich ausführt) „demnach als nicht als eine Norm des 
Verbraucherschutzes, sondern als eine im öffentlichen Interesse erlassene, dem 
Gemeininteresse dienende … wettbewerbspolitische Eingriffsnorm zu beurteilen“ ist. 
Nichtsdestotrotz knüpft das Höchstgericht die Anwendbarkeit von Art 7 EVÜ offenbar 
an den Umstand, dass im konkreten Fall kein „Vertrag“ gemäß Art 5 EVÜ vorgelegen 
hatte, geht also auch bei dieser Norm (deren Eingriffscharakter er grundsätzlich bejaht) 
von einer Subsidiarität von Art 7 EVÜ gegenüber Art 5 Abs 2 EVÜ aus. Ausgehend 
von den rationes dieser Rechtsprechungslinie müsste die Anwendbarkeit von 
Art 7 EVÜ bei Streitanteilsvereinbarungen in Anwaltsverträgen (die jedenfalls sachlich 
unter Art 5 EVÜ fallen) aber stets ausscheiden, wenn der Mandant diese als 
„Verbraucher“ abschließt.  
 
Dieser wohl herrschenden Ansicht ist kritisch zu entgegnen, dass unter 
Art 5 Abs 2 EVÜ/Art 6 Rom I VO auch solche Normen fallen, die den 
Verbraucherschutz nicht hauptsächlich bezwecken. Es genügt bereits, dass die Norm 
auch Verbrauchern zu Gute kommt, während die Norm in erster Linie andere Zwecke – 
auch wichtige staatliche Ordnungsinteressen – verfolgen kann. Es kann aber keinem 
Staat zugemutet werden, auf die Verfolgung vorrangig öffentlicher Ordnungsziele zu 
verzichten, nur weil den Regelungen, mit denen derartige Ziele verfolgt werden, 
daneben auch Schutzfunktion für Verbraucher zukommt. Auch das deutsche quota litis-
Verbot bezweckt nach Lehre und Rechtsprechung vorrangig, die Stellung des Anwalts 
als unabhängiges Organ der Rechtspflege abzusichern. Dies stellt einen 
überindividuellen Ordnungszweck dar, der auch dann berührt wird, wenn die 
unzulässige quota litis für den Mandanten günstiger ist als das tarifliche Honorar. Daher 
sollte eine Qualifikation als „Schutznorm“ gemäß Art 5 Abs 2 EVÜ einer gleichzeitigen 
Anwendung von Art 7 EVÜ nicht entgegenstehen. Stattdessen wäre aus Art 5 EVÜ für 
die Auslegung von Art 7 EVÜ abzuleiten, dass bloßer Verbraucherschutz als 
Normzweck für eine internationale Eingriffswirkung nicht ausreichen kann, zumal 
dessen Relevanz – verglichen mit dem Tatbestand des Art 7 EVÜ – an zusätzliche 
Voraussetzungen gebunden wurde. Werden mit einer Norm, die unter 
                                            
1161 3 Ob 230/05b, SZ 2006/41. 
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Art 5 Abs 2 EVÜ/Art 6 Rom I VO fällt, aber hauptsächlich überindividuelle Interessen 
verfolgt, sollte die kumulative Anwendung auch von Art 7 EVÜ/Art 9 Rom I VO bejaht 
werden. 
 
Da ich aus obigen, (eigener Meinung zufolge) fundierten Gründen der referierten 
Ansicht in Lehre und Rechtsprechung nicht folgen kann, möchte ich davon ausgehen, 
dass die Qualifikation des quota litis-Verbots – ungeachtet von dessen gleichzeitig 
gegebenen Charakters als „Schutznorm“ im Sinn des Art 5 Abs 2 EVÜ – auch als 
„Eingriffsnorm“ gemäß Art 7 EVÜ denkbar ist.  
 
 
3.        Internationaler Eingriffscharakter von § 879 Abs 2 Z 2 ABGB? 
 
Vereinbaren daher bei einem Mandatsvertrag mit ausreichender Auslandsberührung die 
Parteien eine quota litis als Honorar sowie die Anwendung eines Rechts, das eine solche 
Vereinbarung zulässt, so wäre zu prüfen, ob das zivilrechtliche quota litis-Verbot 
(§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB) zu den „international zwingenden“ oder doch nur den 
„einfach zwingenden“ Eingriffsnormen gehört.  
 
 
3.1 Bisheriger Meinungsstand in Österreich 
 
Knöbl zufolge soll § 879 Abs 2 Z 2 ABGB – wie auch § 879 Abs 1 – keinen 
international zwingenden Charakter aufweisen, wobei er dies damit begründet, 
Art 7 Abs 1 letzter Satz EVÜ sehe einen Günstigkeitsvergleich vor und dieser ergebe, 
dass der Verbraucher zumeist schlechter aussteige als bei Zulassung der quota litis-
Vereinbarung.1162 Die Annahme eines schlichten Günstigkeitsvergleichs ähnlich 
                                            
1162 Knöbl, RdW 2006, 132, wo der Autor ausführt: „ ... Dem damit [Vertragsspaltung nur hinsichtlich 
der Auswirkungen der Schutz- oder Eingriffsnormen] verbundenen Günstigkeitsvergleich steht die 
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Art 5 EVÜ ist aber verfehlt: Sofern Vertragsstreitigkeiten vor österreichischen 
Gerichten auszutragen sind, kommt Art 7 Abs 2 EVÜ (künftig Art 9 Abs 2 Rom I VO) 
zur Anwendung, demzufolge zwingende Eingriffsnormen (bzw. deren Anwendung im 
Staate) des angerufenen Gerichtes „unberührt bleiben“. Weitere Voraussetzungen 
bestehen bei Eingriffsnormen der lex fori nicht. Solche ergeben sich nur, wenn die 
österreichische Eingriffsnorm (als diejenige eines Drittstaates) aufgrund der 
„Öffnungsklausel“1163 gemäß Art 7 Abs 1 EVÜ/Art 9 Abs 3 Rom I VO vor Gerichten 
eines anderen EU-Mitgliedsstaates geprüft wird. Darüber hinaus stellt Art 7 Abs 1 EVÜ 
im Unterschied zu Art 5 nicht ausschließlich auf die Vorteile des Mandanten ab, 
weshalb nicht von einem „Günstigkeitsvergleich“ gesprochen werden sollte. Nach Art 7 
Abs 1 zweiter Satz EVÜ sind die „Natur“ bzw. der „Gegenstand“ der Eingriffsnorm 
sowie alle „Folgen“ zu berücksichtigen, die sich aus der Anwendung oder 
Nichtanwendung der Eingriffsnorm ergeben. In ähnlicher Weise normiert 
Art 9 Abs 3 Rom I VO, dass bei der Entscheidung, ob den Eingriffsnormen eines 
fremden Staates Wirkung verliehen werden soll, „Art und Zweck“ dieser Normen sowie 
die „Folgen, die sich aus ihrer Anwendung oder Nichtanwendung ergeben würden“, zu 
berücksichtigen sind. Auch im künftigen Regime der Rom I VO ist daher kein 
„Günstigkeitsvergleich“, sondern vielmehr, wie ich meine, eine „Folgenabschätzung für 
das öffentliche Interesse“ anzustellen.  
 
Nun argumentiert Knöbl, dass mit dem Wucherverbot nach § 879 Abs 2 Z 4 ABGB die 
öffentlichen Interessen am Schutz unerfahrener Klienten bereits hinreichend gewahrt 
wären.1164 Auch diese Argumentation dürfte nicht tragen: Zwar trifft es zu, dass der 
OGH in gefestigter Rechtsprechung1165 den Klientenschutz als hauptsächlichen Zweck 
des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB ansieht. Anders als der Wuchertatbestand soll aber 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB bereits eine „abstrakte Gefährdung“ des Mandanten 
                                                                                                                                
Nichtigkeitsfolge des § 879 Abs 2 ABGB entgegen, mit der Auswirkung, dass auch diese 
Bestimmung  ... nicht als Eingriffsnorm gem Art 7 EVÜ zu werten ist.“ 
1163 Heiss in Czernich/Heiss, EVÜ, Art 7 Rz 39. 
1164 Knöbl, RdW 2006, 132; diese Ansicht vertritt – freilich eher als rechtspolitische Kritik verstanden  – 
schon Jahoda, vgl. derselbe, ÖJZ 1954, 608, der zudem auch die laesio enormis als mögliches 
Korrektiv bezeichnet. 
1165 OGH 10 Ob 91/00f, SZ 73/144; 26.04.2006, 7 Ob 8/06m. 
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unterbinden1166, weshalb die quota litis auch bei im Ergebnis nicht unangemessener 
Honorarhöhe für unzulässig angesehen wird.1167 Zudem dient § 879 Abs 2 Z 2 ABGB 
meiner Ansicht nach in erheblichem Maße auch anderen öffentlichen Interessen als dem 
Individualschutz des unerfahrenen Klienten, so der Verhinderung unlauterer 
Prozessführung, dem Ansehen des Anwaltsstandes und der anwaltlichen 
Unabhängigkeit. Die letztgenannten Interessen könnten nicht allein durch das 
Wucherverbot durchgesetzt werden.  
 
In der österreichischen Literatur haben sich mit dieser Frage neben Knöbl auch andere 
Autoren beschäftigt. So hat erst jüngst D. Fuchs1168 unter Berufung auf im Wesentlichen 
den deutschen Meinungsstand (Näheres zu diesem weiter unten) ausgeführt, die 
herrschende Lehre gehe von der Zulässigkeit der quota litis-Vereinbarung aus, soweit 
eine solche nach dem Recht am Ort der Niederlassung des Anwalts möglich sei. Sodann 
behauptet der Autor, das Standesrecht als Ganzes sei als „qualifiziert zwingende Norm 
zu bezeichnen, die auch bei grenzüberschreitenden Fällen teils zwingende Anwendung 
findet“. Genauso sei es aber möglich, das quota litis-Verbot als „rein öffentlich-
rechtliche Vorschrift zu qualifizieren, die IPR-unabhängig Anwendung findet und die 
quota litis-Abrede privatrechtlich wegen Gesetzwidrigkeit mit Nichtigkeit bedroht“.1169  
 
Auch E. Wagner1170 bejaht im Ergebnis grundsätzlich den Eingriffscharakter des 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB, wobei sie auf ältere österreichische Rechtsprechung verweist, 
die letztlich auf der höchstgerichtlichen Entscheidung SZ 24/931171 aufbaut. In der 
Anwaltschaft rezipiert1172 wird mitunter die Ansicht Thieles, der wiederum aus der 
                                            
1166 Vgl. Wagner Erika, wonach der Anwalt selbst über den „Verdacht“ erhaben sein soll, sein besseres 
Fachwissen auszunützen, dieselbe, JBl 2001, 431.   
1167 Lohsing/Braun, Anwaltsrecht2, 244; vgl. OGH 6 Ob 311/66, SZ 39/160. 
1168 Fuchs Dominik, WBl 2007, 319 (323). 
1169   Fuchs Dominik, WBl 2007, 323.  
1170   Wagner Erika, JBl 2007, 416 (431).  
1171   OGH 04.04.1951, 1 Ob 194/51.  
1172 Vgl. etwa die Anwaltshomepage www.advokatur-loacker/service.html, Abfragedatum: 18.05.2008, 
wobei eine Bezugnahme auf Thieles Ansicht (nebst Empfehlung zum weiterführenden Studium von 
dessen Monographie) zu finden war. 
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Entscheidung SZ 24/93 genau den gegenteiligen Schluss zieht – § 879 Abs 2 Z 2 ABGB 
weise keinen international zwingenden Charakter auf.1173  
 
 
3.2 Die Relevanz der auf SZ 24/93 beruhenden Judikatur 
 
Abgesehen davon, dass bisweilen zu Unrecht den Eindruck erweckt wird, die 
Entscheidung SZ 24/93 habe die Streitanteilsvereinbarung in Österreich für 
durchsetzbar erklärt,1174 wurde bislang offenbar nicht beachtet, dass besagte Judikatur 
noch auf der Grundlage des vor dem Inkrafttreten des IPRG am 01.01.1979 
(BGBl Nr 304/1978) in Österreich anwendbaren Kollisionsrechts ergangen ist. Die 
Entscheidung SZ 24/93 wird aber meines Erachtens erst vor dem Hintergrund dieser 
Rechtslage verständlich. Bei näherer Betrachtung erweist sie sich daher für die 
Auslegung der Tatbestände des Art 7 EVÜ oder Art 9 Rom I VO als äußerst 
problematisch: Denn das damalige Kollisionsrecht wies für Schuldverträge in den 
§§ 35-37 ABGB alt sowohl inhaltlich als auch im Aufbau Anknüpfungsregeln auf, die 
sich vom nun maßgeblichen Regime von EVÜ und Rom I VO grundlegend 
unterschieden:1175 Zwar wurde bereits damals eine (gesetzlich nicht allgemein 
verankerte1176) „Vorbehaltsklausel“ als gegeben angenommen: Demnach war 
ausländisches Recht nicht anzuwenden, wenn dies einen Verstoß gegen die öffentliche 
Ordnung oder die guten Sitten bewirkt hätte.1177 Die Reichweite dieser 
                                            
1173 Vgl. Thiele, Anwaltskosten, 13.  
1174 Vgl. Thiele, Anwaltskosten, 13.  
1175 So war die Möglichkeit einer Rechtswahl bereits ausgeschlossen, wenn an einem „wechselseitig 
verbindenden Geschäft“ ein österreichischer Staatsbürger beteiligt war und das Geschäft in 
Österreich geschlossen wurde (§ 36); maßgebliches Schuldstatut war grundsätzlich das Recht des 
Abschlussortes, vgl. Walker/Verdross-Drossberg/Satter in Klang I/1, 236; auch bei zulässiger Wahl 
ausländischen Rechts waren, wenn ein Vertrag in Österreich „rechtliche Folgen nach sich ziehen 
sollte, also hier zu erfüllen“ war, die zwingenden Vorschriften des österreichischen Rechts zu 
beachten, so bspw auch das privatrechtliche Ratengesetz, dieselben in Klang I/1, 237; ebenso konnte 
ein nach dem Recht des Erfüllungsortes bestehendes Leistungsverbot die Erfüllung „auch vom 
Standpunkte des Obligationenstatuts als eine unmögliche und den Vertrag als anfechtbar erscheinen 
lassen“ , dieselben in Klang I/12, 240. 
1176 Als deren Ausfluss wurden etwa im Exekutionsrecht § 81 Z 4 EO bzw. im Eherecht § 18 der 
4. DVEheG angesehen, Walker/Verdross-Drossberg/Satter in Klang I/12, 220. 
1177 Walker/Verdross-Drossberg/Satter in Klang I/12, 220. 
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Vorbehaltsklausel ging aber über das hinaus, was nach dem EVÜ (bzw. der Rom I VO) 
als „international zwingende Eingriffsnormen“ verstanden wird (siehe die obigen 
diesbezüglichen Ausführungen): So wurde darunter auch die Nichtigkeit von Verträgen 
subsumiert, die gegen die guten Sitten (§ 879 Abs 1 ABGB) verstoßen1178 – die 
Zugehörigkeit eben dieser Gute-Sitten-Klausel zu den „Eingriffsnormen“ gemäß 
Art 7 EVÜ wird nun aber abgelehnt (siehe obige Ausführungen). Für die Anwendung 
der Vorbehaltsklausel war ein wichtiges ordnungspolitisches Anliegen des Staates 
keineswegs gefordert. Es genügte bereits, dass eine Vorschrift den „besonderen Schutz 
von Inländern in eine bestimmte Richtung“ bezweckte.1179  
 
Nun fällt auf, dass das Höchstgericht angesichts dieser bei weitem restriktiveren 
Rechtslage die Subsumtion des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB unter die Vorbehaltsklausel 
ablehnt. Dabei führt der OGH wortwörtlich aus:  
 
„Ebenso ist die Revision im Recht, wenn sie sich gegen die Rechtsauffassung des 
Berufungsgerichtes wendet, daß die Vorbehaltsklausel der Anerkennung eines nach 
ausländischem Recht zu beurteilenden quota litis-Vertrag entgegenstehe. Der bloße 
Umstand, daß das ausländische Recht vom inländischen abweicht und daß das Ausland 
einen Vertrag zuläßt, der von inländischem Recht nicht anerkannt wird, kann noch nicht 
die Anwendung der sogenannten Vorbehaltsklausel rechtfertigen; anders nur dann, 
wenn die Anwendung des fremden Rechtes zu Ergebnissen führt, die nach heimischer 
Rechtsauffassung gänzlich unerträglich sind. Das kann aber bei der quota litis nicht 
gesagt werden; sie ist ihrem Wesen nach ein partiarischer Vertrag. Partiarische 
Verträge sind aber nach unserem Recht, z. B. bei Vereinbarungen mit Agenten usw. 
ohneweiters zulässig. Was die quota litis nach der kontinentalen Auffassung unzulässig 
macht, ist die besondere Stellung, die der Anwalt gegenüber seinem Klienten einnimmt. 
Wenn ein ausländisches Recht den Anwaltsvertrag wie einen gewöhnlichen 
Provisionsvertrag behandelt, so kann nicht gesagt werden, daß die Anwendung des 
ausländischen Rechtes zu gänzlich unerträglichen Ergebnissen führt. Die 
                                            
1178 Vgl. Walker/Verdross-Drossberg/Satter in Klang I/12, 220. 
1179 Walker/Verdross-Drossberg/Satter in Klang I/12, 221. 
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Vorbehaltsklausel steht daher der Anerkennung eines nach amerikanischem Recht 
abgeschlossenen quota litis-Vertrages nicht entgegen.“ 
 
Obwohl die Kriterien für die Anwendung der Vorbehaltsklausel damals weniger streng 
waren als jene für die Anwendung des Art 7 EVÜ/Art 9 Rom I VO, hat der OGH einen 
Verstoß des quota litis-Verbotes gegen diese Vorbehaltsklausel verneint. Thieles 
Meinung könnte nun im Ergebnis dadurch gestützt werden, indem man ihm unterstellt, 
er habe aus SZ 24/93 einen Größenschluss auf die nunmehr großzügigere Rechtslage 
gezogen. Ich halte es aber für fraglich, ob ein solcher angesichts der gänzlich anderen 
Gesetzessystematik angebracht ist: Immerhin hat der damaligen Rechtsordnung ein dem 
Art 7 EVÜ vergleichbares Institut gefehlt. Denn die Vorbehaltsklausel war nicht nur 
weiter gefasst als Art 7 EVÜ, sondern gelangte andererseits – insbesondere wegen des 
(weder in EVÜ noch IPRG vorgesehenen) Ausschlusses jeglicher Rechtswahl bei 
Inlandsgeschäften von Österreichern (§ 36 ABGB alt)1180 – seltener zur Anwendung. 
Ferner wurde „ein am Erfüllungsort bestehendes Leistungsverbot“ als nicht abdingbar 
betrachtet1181 – ein Fall, der auch in SZ 24/93 vorgelegen hatte und letztlich 
herangezogen wurde, um § 879 Abs 2 Z 2 ABGB zum Durchbruch zu verhelfen. Auf 
die Vorbehaltsklausel musste besagte Judikatur daher gar nicht zurückgreifen. Dies 
könnte das Höchstgericht davon abgehalten haben, deren Anwendbarkeit – obiter dicto 
– zu bejahen.  
 
Neuere kollisionsrechtliche Entscheidungen zum quota litis-Verbot (auf der Grundlage 
von IPRG oder EVÜ), die die vorgenannte ältere Rechtsprechung stützen oder 
entkräften würden, sind in Österreich derzeit nicht auffindbar.1182 Gleichermaßen finden 
sich keine weiteren, fundierten Aussagen in der österreichischen Literatur.1183  
 
 
                                            
1180So bspw in OGH 05.10.1966, 6 Ob 311/66, SZ 39/160, wo aufgrund des österreichischen 
Vertragsabschlussortes und der ebensolchen Staatsangehörigkeit des Rechtsanwalts die Möglichkeit 
der Rechtswahl – und somit der „Abwahl“ des quota litis-Verbots – verneint wurde. 
1181 Vgl. Walker/Verdross-Drossberg/Satter in Klang I/12, 237. 
1182 Ergebnis einer Suchabfrage „quota litis“ unter www.ris2.bka.gv.at/jus/ vom 08.05.2008. 
1183 Ergebnis einer Suchabfrage „quota litis“ unter www.lexisnexis.com, Abfragedatum: 25.06.2008, 
und unter uni.rdb.at, Abfragedatum: 04.07.2008.  
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3.3 Lösungsansätze durch rechtsvergleichende Betrachtung von Lehre und 
Judikatur in Deutschland 
 
Wegen der vorgenannten Bedenken gegen einen auf SZ 24/93 gestützten Lösungsansatz 
soll hier ein eigener Lösung entwickelt werden, wobei die in der Lehre zu Art 7 EVÜ 
bzw zum ordre public-Vorbehalt entwickelten Grundsätze näher zu prüfen sind.  
Zweckmäßig erscheint dabei ein rechtsvergleichender Blick auf die Judikatur des EVÜ-
Vertragsstaates Deutschland: Dort haben erst jüngst Gerichte1184 dem Verbot von 
Erfolgshonoraren für bestimmte Berufsgruppen (für Rechtsanwälte § 49b dBRAO, 
näheres zu dieser Bestimmung siehe zweiter Abschnitt) international zwingenden 
Charakter zugebilligt. So führt das Oberlandesgericht Frankfurt/Main – unter 
Bezugnahme auf entsprechende Lehrmeinungen und eingehend auch auf die 
Gegenansicht von Bendref (dazu unten) – in seinem Berufungsurteil im Jahr 20001185 
aus, dem Verbot des § 49 b dBRAO komme selbst dann überindividuelle Bedeutung zu, 
wenn der betroffene Anwalt neben einer inländischen (deutschen) auch über die 
Zulassung eines Staates verfüge, nach dessen Recht eine quota litis als Honorar 
wirksam vereinbart werden könne. Zwar sei § 49 b dBRAO auf Anwaltsverträge 
ausländischer Rechtsanwälte grundsätzlich nicht anzuwenden, jedoch sei bei einer 
Doppelzulassung (in Deutschland und im Ausland) darauf abzustellen, in welcher 
Funktion der Anwalt den Mandatsvertrag (in dessen Rahmen die Honorarvereinbarung 
getroffen wurde) eingegangen ist.1186 Im entschiedenen Fall sei von einer Beauftragung 
des deutsch-amerikanischen Doppelanwaltes in seiner deutschen Funktion deshalb 
auszugehen, da das Mandat dem Anwalt in dessen deutscher Kanzlei übertragen worden 
war und er dieses auch von Deutschland aus erfüllte.1187 Die dagegen erhobene Revision 
                                            
1184 LG Essen, 4 O 144/00, IPRax 2002, 396 betreffend Steuerberater; OLG Frankfurt/Main 9 U 83/99, 
NJW-RR 2000, 1367 betreffend Rechtsanwälte; dazu Kommentierung von Krapfl Claudia, 
IPRax 2002, 380. 
1185 OLG Frankfurt/Main 9 U 83/99, NJW-RR 2000, 1367 (1369). 
1186 Im entschiedenen Fall bestand das Mandat in der Geltendmachung und Abwicklung erbrechtlicher 
Ansprüche nach einem US-amerikanischen Erblasser, dessen Wohnort zuletzt durch 30 Jahre 
hindurch in den USA gelegen war und zu dessen Nachlass unter anderem dort befindliches 
Liegenschaftsvermögen gehörte. Die Mandantin des Anwalts war deutsche Staatsbürgerin. 
1187 Im konkreten Fall bestand die anwaltliche Tätigkeit im Verfassen einer größeren Zahl von 
Schreiben, überwiegend in deutscher Sprache.  
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wurde vom BGH1188 nicht angenommen (wobei dieser die Durchbrechung der Wahl 
ausländischen Rechts jedoch mit der Anwendbarkeit von Art 29 EGBGB/Art 5 EVÜ 
rechtfertigte, sodass sich die Frage einer Beurteilung hinsichtlich Art 7 EVÜ nach 
Ansicht des Höchstgerichts nicht stellte).  
 
C. Krapfl begrüßt in ihrer Entscheidungsbesprechung1189 die Rechtsansicht der zweiten 
Instanz: Der Gesetzgeber habe mit dem Erfolgshonorarverbot bzw. Verbot der quota 
litis-Vereinbarung bezweckt, die Stellung des Rechtsanwalts in Deutschland als 
unabhängiges Organ der Rechtspflege zu wahren. Dabei sei der zentrale 
Anknüpfungspunkt die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft in Deutschland1190 – das 
Gericht habe daher die internationale Eingriffswirkung zu Recht von einem 
hinreichenden Inlandsbezug abhängig gemacht. Zwar würde ausländischen 
Rechtsanwälten überwiegend gestattet, Erfolgshonorare zu vereinbaren, sofern das 
Recht ihres Niederlassungsortes oder das (gewählte) Statut des Anwaltsvertrages dies 
erlaubten.1191 Berühre aber die Tätigkeit des ausländischen Rechtsanwaltes nachhaltig 
den deutschen ordre public, so sei das deutsche Verbot von Erfolgshonoraren auf den 
Sachverhalt anzuwenden.1192 Offensichtlich hält die Autorin eine derartige, „nachhaltige 
Berührung des deutschen ordre public“ durch Vereinbarung eines Erfolgshonorars 
jedenfalls für gegeben, wenn die Vereinbarung „Tätigkeiten als deutscher Anwalt“ 
betrifft.  
 
Außer der im Jahr 2003 ergangenen, die Qualifikation des § 49b Abs 2 dBRAO offen 
lassenden Entscheidung des Höchstgerichts1193 ist weitere deutsche Rechtsprechung zu 
dieser Frage soweit ersichtlich1194 nicht ergangen. Auch in der aktuellen deutschen 
Lehre wird der internationale Eingriffscharakter des Verbots von Erfolgshonoraren 
                                            
1188 BGH 24.07.2003, IX ZR 131/00. 
1189 Krapfl Claudia, IPRax 2002, 380. 
1190 Krapfl Claudia, IPRax 2002, 382. 
1191 So die ältere dt. Rsp vgl. BGH 15.11.1956, VII ZR 249/56, BGHZ 22, 162; 18.10.1965, 
VII ZR 171/63, BGHZ 44, 184; differenzierter hingegen 09.01.1969, VII ZR 133/66, BGHZ 51, 290; 
vgl. Krapfl Claudia, IPRax 2002, 382. 
1192 Krapfl Claudia, IPRax 2002, 382. 
1193 BGH 24.07.2003, IX ZR 131/00. 
1194 Ergebnis einer Abfrage der seit 01.01.2000 online abrufbaren Judikatur unter www.BGH.de, 
Abfragedatum: 13.05.2008. 
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wiederholt1195 vertreten – dies unter Verweis auf den hohen Stellenwert der 
anwaltlichen Unabhängigkeit. Von Hoffmann etwa will das Verbot von 
Erfolgshonoraren immer durchgreifen lassen, wenn Anwälte – auch niedergelassene 
oder dienstleistende europäische – vor deutschen Gerichten tätig werden.1196 Überhaupt 
wird argumentiert, dass berufsrechtliche Vorschriften stets internationale Geltung 
beanspruchen, wenn die Berufstätigkeit im Inland ausgeübt wird.1197 Martiny hält 
hingegen bei freien Berufen einschließlich der Rechtsanwälte die Zugehörigkeit zum 
inländischen Berufsstand – somit die Zulassung im Inland – für ausschlaggebend.1198  
 
Bendref1199 lehnt den Eingriffscharakters des quota litis-Verbots schon dem Grunde 
nach ab: Er argumentiert, die Möglichkeit der freien Rechtswahl sei nach der Teleologie 
des EVÜ bei Vertragsverhältnissen mit Auslandsbezug extensiv auszulegen. Demgemäß 
müssten Beschränkungen dieser Freiheit gravierenden öffentlichen Interessen dienen, 
wie dies bei Kartellverboten oder dem Verbot des „Handels mit dem Feind“ der Fall 
wäre.1200 Auf keinen Fall aber könnte das quota litis-Verbot darunter subsumiert 
werden, da dieses bei internationalen Sachverhalten keine nur annähernd vergleichbare 
Gefahr für das „Leben und Gedeihen“ in Deutschland darstellte, wie dies bei verbotenen 
Kartellen oder Auslandsgeschäften der Fall wäre.1201  
 
 
3.4 Eigene Kritik des deutschen Meinungsstandes 
  
Es dürfte zu weit gehen, wenn etwa Martiny jeder einzelnen berufsrechtlichen 
Vorschrift ein derartiges ordnungspolitisches Gewicht beimisst, sodass diese bloß 
infolge Ausübung einer inländischen Anwaltszulassung weltweit (privatrechtlich) 
                                            
1195 Hoffmann B. v. in Soergel X12, EGBGB Art 34, Rz 46; Hohloch  in Erman, BGB II11, EGBGB 
Art 34, Rz 15. 
1196 Hoffmann B. v. in Soergel X12, EGBGB Art 34, Rz 46. 
1197 Hoffmann B. v. in Soergel X12, EGBGB Art 34, Rz 41; Hohloch  in Erman, BGB II11, EGBGB 
Art 34, Rz 16. 
1198 Martiny in Reithmann, IPR der Schuldverträge, Rz 407. 
1199 Bendref, dAnwBl 98, 309 (310). 
1200 Bendref, dAnwBl 98, 310. 
1201 Bendref, dAnwBl 98, 310. 
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zwingende Anwendbarkeit beanspruchen kann. C. Krapfl und die vorgenannte deutsche 
Judikatur haben im Fall inländischer Anwaltszulassung auch nur deshalb ausreichende 
Berührung des ordre public angenommen, da das quota litis-Verbot den hohen 
Stellenwert der anwaltlichen Unabhängigkeit in Deutschland absichere. Ein ordre 
public-Verstoß sollte aber nicht mit dem bloßen Verstoß gegen berufsrechtliche 
Vorschriften begründet werden. Inwieweit eine universale Eingriffswirkung des quota 
litis-Verbotes infolge inländischer Anwaltszulassung tatsächlich anzunehmen ist, wird 
in diesem Kapitel unter Punkt 3.7 näher behandelt. 
 
Ausgehend von einer Gesamtsicht der Anwendungsfälle von Art 7 EVÜ kann ich auch 
der Argumentation Bendrefs, eine international zwingende Eingriffsnorm müsse dem 
Schutz des „Leben und Gedeihen“ in Deutschland dienen, grundsätzlich nicht 
beipflichten: So wäre auch bei Wegfall z.B. des Mieterschutzes hinsichtlich inländischer 
Liegenschaften (dessen international zwingender Eingriffscharakter anerkannt wird) 
keine derartig gravierende Gefahr zu befürchten. Auch nach der Rom I VO kommen 
privatrechtliche Regelungen als „Eingriffsnormen“ grundsätzlich in Frage, sofern 
hierdurch hauptsächlich qualifizierte Allgemeininteressen verfolgt werden (als Beispiel 
genannt werden z.B. das Kartell- oder Wettbewerbsrecht).1202 Entscheidend sollte nicht 
eine Sicherung des „Leben und Gedeihen“ durch die Eingriffsnorm sein, sondern – dies 
hat erst jüngst in Österreich der OGH zu § 5j KSchG ausgesprochen1203 – ein 
„überindividueller“ Hauptzweck der Norm, neben dem der Schutz Privater in den 
Hintergrund tritt. Sowohl das EVÜ als auch die Rom I VO will den Staaten meines 
Erachtens die Möglichkeit belassen, bei „überindividuellen“ (bzw. nach der Rom I VO 
zusätzlich „qualifizierten“) Ordnungsanliegen den „freien Wettbewerb verschiedener 
Rechtsordnungen“ zu unterbinden. Solche vorrangigen, „überindividuellen“ 
Ordnungsanliegen könnten beim Mieterschutz in der Sicherstellung humaner 
Wohnbedingungen im Inland bzw. der Verhinderung inländischer Obdachlosigkeit 
gesehen werden (wobei sich im vorgenannten Beispiel über einen Vorrang der 
überindividuellen vor privaten Interessen durchaus streiten lässt). Eindeutiger ist der 
hauptsächlich überindividuelle Ordnungscharakter beim Wettbewerbs- und Kartellrecht, 
                                            
1202 Leible in Ferrari/Leible, Vorschlag Rom I VO, 133. 
1203 OGH 3 Ob 230/05b, SZ 2006/41. 
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dessen Verletzung auch nicht zur Gefährdung des „Leben und Gedeihen“ führt (dessen 
Einhaltung aber trotzdem für die Wahrung öffentlicher Ordungsanliegen als in der 
qualifizierten Hinsicht des Art 9 Abs 1 Rom I VO erforderlich anerkannt wird1204). 
Hingegen dürften derartige Ordnungsbestrebungen bei ganz allgemeinen Gute-Sitte-
Klauseln oder reinen Konsumentenschutzbestimmungen (denen kein internationaler 
Eingriffscharakter beigemessen wird) fehlen.  
 
Es ist in einem nächsten Schritt zu hinterfragen, ob der Wahrung der anwaltlichen 
Unabhängigkeit in Deutschland ausreichendes ordnungspolitisches Gewicht zukommt. 
Dabei erscheint es mir nötig getrennt zu prüfen, (i) ob die Absicherung der anwaltlichen 
Unabhängigkeit überhaupt sachlich gerechtfertigt erscheint, und sodann gegebenenfalls 
(ii) welches Maß an Inlandsbezug eine solche Rechtfertigung bewirkt.  
 
Meines Erachtens sollte das von § 49b Abs 2 dBRAO verfolgte ordnungspolitische Ziel 
– die Unabhängigkeit der Anwaltschaft als Garantie für das Funktionieren des 
Rechtsstaates zu bewahren – zumindest in gleichem Maß als Ordnungsziel anerkannt 
werden wie z.B. die Erhaltung funktionsfähigen Wettbewerbs im Kartellrecht. Ob eine 
derart rigide Statuierung anwaltlicher Unabhängigkeit auch zweckmäßig ist, entschied 
bisher allein der deutsche Gesetzgeber, zumal es diesem nach dem Regime des EVÜ 
grundsätzlich freisteht, wieviel Gewicht er den von ihm erlassenen Normen beigibt.1205 
Die Wahrung der Unabhängigkeit inländischer bzw. im Inland tätiger Anwälte enthält 
auch einen ausreichenden Inlandsbezug, um völkerrechtlich zulässig zu sein. Und nicht 
zuletzt hat auch das BVfG lediglich punktuell eine Verfassungswidrigkeit in 
§ 49b Abs 2 dBRAO festgestellt1206 – somit dürften keine Bedenken gegen eine 
ausreichende Gewichtung dieser Norm im Gefüge der deutschen Rechtsordnung 
bestehen. Folglich erfüllt § 49b Abs 2 dBRAO meines Erachtens die Voraussetzungen 
des Art 7 EVÜ. Unter dem neuen Regime der Rom I VO wäre ergänzend die 
qualifizierte Rechtfertigung des deutschen Verbotes (sachliche Stimmigkeit innerhalb 
des Ordnungskonzeptes, Eignung und Notwendigkeit zur Zielerreichung) zu prüfen. 
                                            
1204 Leible in Ferrari/Leible, Vorschlag Rom I VO, 133. 
1205 Verschraegen in Rummel II/6, EVÜ, Art 7 Rz 8 mwN. 
1206 BVfG 12.12.2006, 1 BvR 2576/04. 
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Nach derzeitigem Rechtsprechungsstand des EuGH (insbesondere aufgrund der 
Rechtssache „Wouters“1207)  dürfte die international zwingende Anwendung des quota 
litis-Verbots in grenzüberschreitenden Fällen freilich keinen Verstoß gegen 
Binnenmarktfreiheiten bewirken, zumal die öffentlichen Interessen an der Bewahrung 
einer bestimmten Rolle des Rechtsanwalts innerhalb des Rechtsschutzsystems, bzw. in 
diesem Zusammenhang auch die Wahrung des anwaltlichen Standesansehens eine 
entsprechende Freiheitsbeschränkung erforderlich macht (zusätzlich zur 
„Erforderlichkeit“ wird eine Interessenabwägung derzeit nicht verlangt, siehe dazu 
Näheres im dritten Abschnitt). 
 
Eigener Meinung kann dem Ziel der Wahrung anwaltlicher Unabhängigkeit aus all 
diesen Gründen jedenfalls ausreichendes Gewicht beigemessen werden, um einen 
internationalen Eingriffscharakter des deutschen quota litis-Verbotes zumindest dem 
Grunde nach zu bejahen. 
 
In einem nächsten Schritt ist nun zu prüfen, ob dieser Eingriffscharakter weltweit (im 
Sinn einer Universalität des quota litis-Verbotes) bzw. bei welchem Ausmaß an 
Berührung des deutschen Rechtskreises anzunehmen ist.  
 
 
3.5 Die Eingriffsnorm und das Territorialitätsprinzip 
  
Die Annahme international zwingender Wirkung des § 49b Abs 2 dBRAO erscheint 
aufgrund in aller Regel wohlbegründet, sofern es sich um anwaltliches Tätigwerden im 
Inland handelt: Denn in einem souveränen Staat ist grundsätzlich davon auszugehen, 
dass sämtliche anwaltliche Betätigung auf dem Staatsgebiet ihre Berechtigung aus dem 
Recht dieses Staates ableitet. Davon ausgehend ist es zutreffend, anwaltliche Tätigkeit 
auf deutschem Boden als „Kernbereich“ für die international zwingende 
Eingriffswirkung des § 49b Abs 2 dBRAO zu definieren: Denn sofern ausländische 
                                            
1207 EuGH Rs C-309/99 „Wouters“, Slg 2002, I-01577, Rn 108. 
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Anwälte nicht unbefugt in Deutschland tätig werden, liegt bereits in der Einräumung der 
Befugnis zum Einschreiten durch den deutschen Staat ein Zustand des 
„Unterworfenseins“ unter deutsches Recht (einschließlich von dessen 
Wertevorstellungen). 
 
Die vorgenannten Überlegung könnte grundsätzlich jene deutsche Lehrmeinung1208 
untermauern, die das Erfolgshonorarverbot des § 49b Abs 2 dBRAO bei jedem 
anwaltlichen Tätigwerden in- wie ausländischer Rechtsanwälte auf deutschem 
Territorium als international zwingend ansieht. Dieser Ansicht ist freilich entgegen zu 
halten, dass neben der objektiven Nähe des Sachverhalts zum deutschen Rechtskreis 
auch der subjektive Anwendungswille jener nationalen Norm, die international 
zwingend angewendet werden soll, konkret zu prüfen ist.1209  
 
Nun meint Von Hoffmann, dass § 49b Abs 2 dBRAO international zwingende 
Eingriffswirkung stets bei anwaltlicher Vertretung vor deutschen Behörden habe.1210 
Dieser Ansicht kommt Berechtigung zu: Denn der Zweck der Bestimmung kommt 
hauptsächlich in diesem Segment anwaltlicher Tätigkeit zum Tragen, während er bei 
außerbehördlichem Tätigwerden (wo die deutsche Rechtspflege nicht dermaßen tangiert 
wird) weniger bedeutsam ist.  
 
Sofern außerbehördliche Amwaltstätigkeiten auf deutschem Boden vorliegen, so sollte 
dem Erfolgshonorarverbot nicht notwendigerweise international zwingende 
Eingriffswirkung beigemessen werden, sondern weiters nach dem konkreten Ausmaß 
der Berührungspunkte von In- und Ausland im Zuge eines „beweglichen Systems“ 
(dazu Näheres in diesem Kapitel unter 3.9) unterschieden werden. Ganz in diesem Sinn 
hat auch die unterinstanzliche Rechtsprechung in einem obiter dictum1211  (sowie 
zustimmend C. Krapfl1212) quota litis-Vereinbarungen auf deutschem Boden in solchen 
                                            
1208 Hoffmann B. v. in Soergel X12, EGBGB Art 34, Rz 41; Hohloch in Erman, BGB II11, EGBGB 
Art 34, Rz 16. 
1209 Limmer in Reithmann, IPR der Schuldverträge, Rz 393; Verschraegen in Rummel II/63, 
EVÜ Art 7 Rz 12. 
1210 Hoffmann B. v. in Soergel X12, EGBGB Art 34, Rz 46. 
1211 OLG Frankfurt/Main 01.03.2000, 9 U 83/99, NJW-RR 2000, 1367 (1369). 
1212 Krapfl Claudia, IPRax 2002, 380. 
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Fällen für zulässig erachtet, wo dies nach dem Recht einer ausländischen 
Anwaltszulassung möglich wäre. Es ist daher im Zuge der weiteren Untersuchung 
danach zu differenzieren, ob der Rechtsanwalt über eine Zulassung nach deutschem 
Recht verfügt oder nicht (wie bereits gezeigt wurde, ist ein Tätigwerden im Inland ohne 
Ermächtigung durch die nationale Rechtsordnung grundsätzlich nicht möglich). Sofern 
eine Zulassung sowohl in Deutschland als auch im Ausland vorliegt, kann im Zuge des 
beweglichen Systems tatsächlich die Frage bedeutsam sein, in welcher Funktion der 
Anwalt die Honorarvereinbarung geschlossen hat.  
 
 
3.6 Exkurs: Die Eingriffsnorm bei Ausübung von EU-Binnenmarktfreiheiten 
 
Aufgrund der EG-Mitgliedschaft der EVÜ-Vertragsstaaten kann eine Berechtigung zum 
Tätigwerden nunmehr auch auf supranationalem Gemeinschaftsrecht beruhen: Sofern 
ein Rechtsanwalt seinen Beruf aufgrund einer im Gemeinschaftsrecht beruhenden 
Berufsberechtigung ausübt (etwa aufgrund der Binnenmarktfreiheiten), richtet sich die 
Anwendbarkeit inländischer Rechtsschranken ausschließlich nach den die 
Berufsberechtigung verleihenden Normen des Gemeinschaftsrechts (siehe dazu erster 
Abschnitt Punkt 5). Nun sieht freilich Art 6 Abs 1 RL 98/5/EG (und in dessen 
Ausführung in Österreich z.B. §§ 4, 13 EiRAG) vor, dass bei im Inland ausgeübten 
Tätigkeiten auch europäische Rechtsanwälte (vollständig oder grundsätzlich) dem 
inländischen Standesrecht und darüber hinaus der Aufsicht der dortigen 
Disziplinarorgane unterliegen. Allerdings muss die Anwendbarkeit öffentlich-
rechtlicher Sanktionen nicht notwendig auch die zivilrechtliche Konsequenz eines 
international zwingenden Eingriffscharakters nach sich ziehen. Wäre dies anders, 
müsste jeder öffentlich-rechtlichen Norm der Charakter einer Eingriffsnorm zukommen, 
da öffentlich-rechtliche Sanktionen vertraglich nie ausgeschlossen werden können.  
 
Zur Lösung der Frage nach der Eingriffswirkung des quota litis-Verbots bei 
europäischen Rechtsanwälten sollte meines Erachtens auf den besonderen 
supranationalen Rechtscharakter des Gemeinschaftsrechts und dessen autonom zu 
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ermittelnde Absichten Bedacht genommen werden: Da das Gemeinschaftsrecht 
unabhängig vom nationalen Recht gilt, müssen auch die durch derartige Rechtsnormen 
eingeräumten Berechtigungen einem autonomen Wertekanon unterliegen, nicht aber 
(unmittelbar) jenem einer nationalen Rechtsordnung. Art 6 Abs 1 RL 98/5/EG schränkt 
die Niederlassungsfreiheit europäischer Rechtsanwälte ein, indem sie die „Berufs- und 
Standesregeln“ des Aufnahmestaates für anwendbar erklärt. Da es Aufgabe der 
Richtlinie ist, die Niederlassungsfreiheit (die bis dahin auf dem Anwaltssektor nicht 
gegeben war1213) erst herbeizuführen, sollten die in der Richtlinie genannten 
Beschränkungen dieser Freiheit restriktiv ausgelegt werden. Aus diesem Grund sollte 
der Vorbehalt des Art 6 Abs 1 zu Gunsten der „Berufs- und Standesregeln“ des 
Aufnahmestaates nicht auch auf die zwingende Anwendbarkeit 
schuldvertragsrechtlicher Wirkungen ausgedehnt werden, und zwar selbst dann nicht, 
wenn solche mit einer berufsrechtlichen Vorschrift (wie dies § 16 Abs 1 zweiter 
Satz RAO hinsichtlich § 879 Abs 2 Z 2 ABGB ist) einhergeht. Ungeachtet der 
Bestimmung des Art 6 Abs 1 RL 98/5/EG sollte der vertragliche Ausschluss 
honorarrechtlicher Schranken im Anwendungsbereich der Richtlinie nicht prinzipiell 
unmöglich sein. Denn es macht einen Unterschied, ob der Abschluss einer 
Honorarvereinbarung bestimmter Art vom Aufnahmestaat des europäischen 
Rechtsanwalts (ausschließlich dem Rechtsanwalt gegenüber) standesrechtlich 
sanktioniert wird, oder ob durch eine internationale Eingriffswirkung honorarrechtlicher 
Normen auch die Vertragspartner des Rechtsanwalts mitberührt werden (indem auch die 
Gerichte die gewählte Honorarform im Zivilrechtsstreit als unwirksam behandeln).    
 
Faktum ist, dass ein Erfolgshonorarverbot für Rechtsanwälte auf 
gemeinschaftsrechtlicher Ebene in Wahrheit nicht besteht (siehe dazu erster Abschnitt, 
Punkt 6). Dessen ungeachtet sollte ein nationales honorarrechtliches Verbot gegenüber 
europäischen Rechtsanwälten (ungeachtet des kraft Art 6 Abs 1 RL 98/5/EG 
anwendbaren standesrechtlichen Verbotes) in privatrechtlicher Hinsicht im Zuge eines 
einheitlichen Beurteilungssystems gemeinsam mit inländischen und sonstigen 
ausländischen Rechtsanwälten eingestuft werden. Der Grund dafür liegt darin, dass mit 
                                            
1213 Vgl. Erwägung Nr. 6 der Richtlinie RL L 98/5/EG.  
 371 
EVÜ und Rom I VO nunmehr kollisionsrechtlich universales Einheitsrecht besteht, das 
nicht mehr zwischen EU-Bürgern und sonstigen Personen unterscheidet. Im Rahmen 
dieses beweglichen Beurteilungssystems sollten ausschließlich der konkrete 
Auslandsbezug sowie dessen Auswirkung auf die Normzwecke des Verbots 
Berücksichtigung finden. Nicht hingegen sollte dem Sondercharakter der 
Berufsberechtigung eines europäischen Rechtsanwalts eigenständiges Gewicht 
beigemessen werden.  
 
Daher ist von Hoffmann1214 im Ergebnis zuzustimmen, dass § 49b Abs 2 dBRAO bei 
Vertretungstätigkeit vor deutschen Gerichten und Verwaltungsbehörden auch für 
europäische Rechtsanwälte zwingende Wirkung entfaltet, zumal diese Frage nicht 
anders als bei sonstigen Rechtsanwälten zu lösen ist (siehe Punkt 7.3.5).  
 
 
3.7 Universale Eingriffswirkung des quota litis-Verbots aufgrund 
inländischer Anwaltszulassung? 
 
Wie im gegenständlichen Kapitel unter Punkt 3.3 und 3.5 gezeigt wurde, wollen die 
deutsche Judikatur (und Teile der Lehre) die zwingenden Eingriffswirkung des 
§ 49b Abs 2 dBRAO offenbar auf jede außerhalb Deutschlands stattfindende Ausübung 
einer deutschen Anwaltszulassung – quasi weltweit – erstrecken. Auch dieser Ansatz 
könnte – ähnlich dem unter Punkt 3.5 behandelten Territorialitätsprinzip – für sich in 
Anspruch nehmen, mit dem die Berufsberechtigung verleihenden Statut den 
„Kernanwendungsbereich“ des deutschen Erfolgshonrarverbots darzustellen. Dies 
zumal es sich bei § 49b Abs 2 dBRAO um eine standesrechtliche Vorschrift handelt, die 
der Ausgestaltung eines bestimmten nationalen – des deutschen – Rollenbildes des 
Rechtsanwaltes dient. Allerdings erscheint auch eine bedingungslose Anknüpfung an 
die deutsche Anwaltszulassung fragwürdig. 
 
                                            
1214 Hoffmann B. v. in Soergel X12, EGBGB Art 34, Rz 46. 
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Denn insbesondere Art 9 Rom I VO wird künftig verlangen, dass sich das quota litis-
Verbot in ein Ordnungskonzept (insbesondere wirtschaftlicher, sozialer oder politischer 
Art) sachgerecht einfügen lässt. Inhalt dieses Konzeptes ist im Fall des quota litis-
Verbots die Ausgestaltung des Rollenbildes des deutschen Anwalts, die mehr jene eines 
(wenn auch nicht unparteiischen) „Garanten der Rechtspflege“ sein soll als die eines 
„Gesellschafters“ der von ihm vertretenen Partei. In dieses Konzept fügt sich die 
Statuierung des quota litis-Verbots wohl sachgerecht ein, sofern das Tätigwerden des 
deutschen Anwalts (was den Normalfall bildet) eine den deutschen Rechtskreis 
berührende Rechtsverfolgung bzw. Rechtsfürsorge zum Gegenstand hat. Weist das 
Mandatsverhältnis hingegen außer der Zulassung des Anwalts keinen weiteren 
Bezugspunkt zu Deutschland auf, so erscheint mir eine international zwingende 
Eingriffswirkung des quota litis-Verbotes nach den Maßgaben des Art 9 Rom I VO 
sachlich keinesfalls gerechtfertigt. Es ist aber auch zweifelhaft, ob in solchen Fällen 
unter dem Regime des bisherigen Art 7 EVÜ eine derartige „Ausstrahlung“ deutscher 
Wertvorstellungen über den deutschen Rechtskreis hinaus zulässig ist.  
 
Daher sollte näher untersucht werden, wann bei Auslandsätigkeit von deutschen 
Rechtsanwälten – ausgehend von den bisher entwickelten kollisionsrechtlichen 
Kriterien – eine „ausreichende Berührung des deutschen ordre public“ tatsächlich 
gegeben ist.     
 
 
 
3.8 Lösungsvorschlag: Einzelfallbeurteilung im Rahmen eines „beweglichen 
Systems“ (Abwägung Inlandsnähe – Eingriffswille) 
 
Zu Art 7 EVÜ besteht eine Ansicht, derzufolge die Entscheidung des nationalen 
Gesetzgebers, eine Norm mit internationalem Geltungswillen auszugestalten, immer 
auch durch einen hinreichenden Nahebezug zu diesem Staat gedeckt sein muss. 
Wiederholt wurde vertretenen, dass die internationale Eingriffswirkung einer Norm 
neben dem „Eingriffswillen“ (subjektives Element) zusätzlich das Merkmal der 
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„genügend engen räumlichen Beziehung“ des Sachverhaltes erfordert.1215 Dabei müsse 
der Inlandsbezug umso stärker sein, je weniger stark der subjektive Anwendungswille 
der Eingriffsnorm ausgeprägt ist – letzteres sei jeweils durch Auslegung zu 
ermitteln.1216 Art 9 Rom I VO dürfte diesen Gedanken aufgegriffen haben: Denn nach 
dieser Norm kann wohl kein ausreichend qualifiziertes politisches, soziales oder 
wirtschaftliches Ordnungsinteresse bejaht werden, wenn zu viele Schutzaspekte der 
untersuchten nationalen Norm wegfallen.  
 
 
3.9 Beurteilung des § 49b Abs 2 dBRAO nach dem „beweglichen System“ 
 
Im Fall des deutschen quota litis-Verbotes bestehen die Schutzaspekte in der Wahrung 
der Unabhängigkeit des Anwaltsstandes als Garant der Rechtspflege – gemeint ist 
meines Erachtens die deutsche Rechtspflege. Eine international zwingende 
Eingriffswirkung des quota litis-Verbotes setzt nun voraus, dass die konkret gegebene 
„Inlandsnähe“ des Sachverhaltes eine Anwendung des Verbotes erfordert, will man 
einen mit dem Ziel anwaltlicher Unabhängigkeit unvereinbaren Zustand hintan halten. 
Würde man dem deutschen Anwalt nun im Inland (jedenfalls vor deutschen Behörden 
als Kernbereich des „Rechtspflegesystems“, aber auch darüber hinaus, siehe sogleich) 
Vertretungstätigkeit aufgrund von quota litis-Vereinbarungen gestatten, so wäre die 
erwünschte Rechtsdurchsetzung in Deutschland durch wirtschaftlich unabhängige und 
unbeteiligte Anwälte nicht mehr ausnahmslos gewährleistet. So normiert § 1 dBRAO 
programmatisch: „Der Rechtsanwalt ist ein unabhängiges Organ der Rechtspflege“, 
und in Ausführung dieses Grundsatzes besagt § 43a Abs 1 leg.cit.: „Der Rechtsanwalt 
darf keine Bindungen eingehen, die seine berufliche Unabhängigkeit gefährden.“. Eine 
Rechtsverfolgung, bei der der Vertreter diese Voraussetzungen nicht aufweist, kann vor 
dem Hintergrund der von der deutschen Rechtsordnung intendierten 
                                            
1215  Limmer in Reithmann, IPR der Schuldverträge, Rz 393; Verschraegen in Rummel II/63, 
EVÜ Art 7 Rz 12. 
1216  Limmer in Reithmann, IPR der Schuldverträge, Rz 393, wonach die Durchsetzung einer 
bestimmten Wirtschafts- oder Sozialordnung erst ab einer bestimmten Nähe zur Rechtsordnung Sinn 
macht. 
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Rechtsfürsorgefunktion des Anwaltes meines Erachtens dann als „unerträglich“ 
qualifiziert werden, wenn Vertretungstätigkeit zwischen deutschen Staatsbürgern oder 
Personen mit Wohnsitz in Deutschland vorliegt, Vertretungstätigkeiten mit Bezug auf in 
Deutschland gelegenes Vermögen oder Sachverhalte mit Deutschlandbezug, sowie 
ferner (dies bildet den „Anwendungskern“, siehe Punkt 3.5) bei Parteienvertretung vor 
deutschen Behörden. In all den vorgenannten Fällen dürften die Betroffenen 
überwiegend „vom deutschen Rechtskreis berührt“ werden, zumal die besondere 
Qualität der „Unabhängkeit“ anwaltlicher Parteienvertretung in erster Linie bei jenen 
Auseinandersetzungen eingreifen soll, die innerhalb der deutschen Rechtsgemeinschaft 
entstehen bzw. dem Regime des deutschen Rechts unterworfen sind. Hier kann sich die 
vom Gesetzgeber gewünschte Rolle des Anwalts bei der Rechtsdurchsetzung in 
ausreichender Weise auf das deutsche (und nicht irgendein) System der Rechtspflege 
auswirken.  
 
Meines Erachtens dürfte bereits die Parteienvertretung für oder gegen Bewohner oder 
Bürger Deutschlands für eine international zwingende Eingriffswirkung ausreichen, 
selbst wenn sich sowohl der zugrunde liegende Sachverhalt als auch eine der beteiligten 
Parteien der außerbehördlichen Auseinandersetzung außerhalb Deutschlands befinden. 
Zwar kann dem bloßen Schutz Privater allein kein ordnungspolitisches Gewicht 
zukommen. Eigener Meinung zufolge kann aber das erwünschte Rollenbild eines in 
Deutschland zugelassenen Anwalts als „unabhängigen Parteienvertreters“ bereits dann 
ausreichendes ordnungspolitsches Gewicht erlangen, wenn die vertretene Partei oder 
aber die Gegenpartei einen Bezug zur deutschen Rechtsgemeinschaft aufweist. Gleiches 
sollte bei in Deutschland zugelassenen Rechtsanwälten meines Erachtens – aufgrund 
eines Größenschlusses aus Art 4 Abs 1 und Abs 2 RL 77/249/EWG bzw. Art 6 Abs 1 
RL 98/5/EG, die sich mit den auf bestimmte ausländische, nämlich europäische, 
Rechtsanwälte anwendbaren Berufs- und Standesregeln befassen (dazu sogleich) – auch 
stets dann gelten, wenn deutsche Rechtsanwälte das Mandat von Deutschland aus 
ausführen.  
 
Hingegen tritt bei jedem sonstigen Tätigwerden deutscher Anwälte meines Erachtens 
keine ausreichende Beeinträchtigung der Funktionsfä
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ein. Denn durch den Abschluss einer quota litis-Vereinbarung würde z.B. bei der 
Vertretung von Ausländern gegen Ausländern im Ausland aufgrund eines ausländischen 
Sachverhalts die Unabhängigkeit deutscher Anwälte nach der immanenten Teleologie 
dieses Rechtsinstituts nicht gefährdet. Sicher könnte sich bei Anwälten, die häufig im 
Ausland Anwaltsleistungen erbringen, eine Tendenz hin zu einem „Gesellschafter 
seines Mandanten“ herausbilden. Auch könnte argumentiert werden, dass bei Zulassung 
von quota litis-Vereinbarungen das Ansehen des deutschen Anwaltsstandes im Ausland 
beeinträchtigt würde. Diese Argumente können aber letztlich nicht überzeugen: So kann 
eine quota litis in einer anderen Rechtsordnung, wo ein vergleichbares Berufsbild der 
Anwälte unter Umständen nicht besteht, im Rechtssinn wohl keinen „Anstoß erregen“ 
und auch für das dortige System der Rechtspflege, das (möglicherweise) auf einem 
anderen Rollenverständnis des Parteienvertreters aufbaut, keine Beeinträchtigung 
schaffen. Es erscheint nicht angebracht, anderen Rechtsordnungen die deutsche 
Betrachtungsweise der Standesehre gleichsam „aufzuzwingen“. Ferner dürfte die 
Gefahr, dass deutsche Anwälte durch ausschließlich bei Auslandstätigkeiten vereinbarte 
quota litis-Honorare insgesamt ihre von der deutschen Rechtsordnung gewünschte 
Unabhängigkeit verlieren, wohl quantitativ wie qualitativ zu geringfügig sein, um eine 
internationale Eingriffswirkung des quota litis-Verbotes rechtfertigen zu können. Was 
eine Schutzfunktion des Verbots zugunsten des Klienten anlangt, kann eine solche wohl 
nur hinsichtlich deutscher bzw. in Deutschland aufhältiger Klienten gegeben sein. Denn 
dem deutschen Grundgesetz kann ein universaler Ordnungsgedanke im Bezug auf 
detailierte (wenn auch bedeutsame) Strukturen seiner Rechtsdurchsetzung, wie dies die 
anwaltliche Unabhängigkeit gegenüber seinem Mandanten darstellt, nicht entnommen 
werden.1217 Soweit daher die vorzitierte Rechtsprechung auch bei gänzlich im Ausland 
erfolgender Ausübung des deutschen Anwaltsberufes § 49b Abs 2 dBRAO international 
zwingend angewendet wissen will, erscheint dieses Ergebnis von der Warte der – wie 
ich es nenne – „Wechselbeziehung Inlandsnähe-Normzweck“ nicht gerechtfertigt.  
 
                                            
1217  So sind die allgemeinen, für alle Menschen gleich geltenden Grundprinzipien der Rechtsordnung 
in Art 1 bis 3 GG nicht geeignet, eine für Nicht-Staatsbürger bzw. außerhalb des Staatsgebiets 
bestehende Geltung dieses (keinesfalls in allen westlichen Demokratien existierenden) Rollenbildes 
des Rechtsanwalts zu statuieren.   
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Im Ergebnis sollte beim deutschen quota litis-Verbot von einer international 
zwingenden Eingriffswirkung nur bei solchen Honorarvereinbarung ausgegangen 
werden, die in Zusammenhang mit Tätigkeiten als „deutscher Anwalt“ erfolgen, sofern 
darüber hinaus ein wesentlicher zusätzlicher Inlandsbezug gegeben ist. Soweit die 
auffindbare einschlägige Rechtsprechung (sowie ein Großteil der Lehre) davon 
abweichend bei Tätigkeiten deutscher Anwälte weltweit Platz greifen lassen will, ist 
dem nicht zu folgen.  
 
Umgekehrt erfordert das Verbot in bestimmten Fällen inländischer Anwaltstätigkeit 
auch dann die zwingende Anwendung des deutschen quota litis-Verbots, wenn der 
betroffene Rechtsanwalt über keine deutsche, sondern eine bestimmte ausländische 
Anwaltszulassung verfügt. Dies ist vor allem für dienstleistende oder niedergelassene 
europäische Rechtsanwälte bedeutsam: Für sie ist § 49b Abs 2 dBRAO freilich nicht in 
allen Fällen international zwingend, in denen dies für deutsche Rechtsanwälte zutrifft, 
sondern lediglich bei Parteienvertretung vor deutschen Behörden und bei sonstiger 
Parteienvertretung, die in ein Verfahren vor deutschen Behörden münden könnte, was 
grundsätzlich einen Sachverhalt in Deutschland oder eine Anspruchsverfolgung gegen 
eine Person mit Wohnsitz in Deutschland erfordert. Keine derartige außerbehördliche 
Parteienvertretung, die in ein Verfahren vor deutschen Behörden enden könnte, liegt in 
der Regel vor, wenn aufgrund eines außerhalb Deutschlands gelegenen Sachverhalts 
gegen eine Person ohne Wohnsitz in Deutschland vertreten wird. In solchen Fällen fehlt 
grundsätzlich der ausreichende Inlandsbezug, der dem § 49b Abs 2 dBRAO 
ausreichendes ordnungspolitisches Gewicht für eine Eingriffswirkung verleihen könnte. 
Einen solchen kann die deutsche Rechtsordnung auf ausländische Rechtsanwälte aber 
nur beim Vorliegen rechtfertigender Ziele erstrecken – bloßes Tätigwerden auf 
deutschem Boden genügt diesem Erfordernis meines Erachtens nicht, weil die 
anwaltliche Unabhängigkeit ihre Bedeutung erst im Zusammenhang mit der – deutschen 
– Rechtspflege erhält.   
 
Fraglich ist freilich, ob nicht schon die Vertretung für einen deutschen 
Staatsangehörigen bzw. eine Person mit Wohnsitz in Deutschland für sich allein 
genommen ausreicht. Zwar würde das Ziel des Klientenschutzes für die Einbeziehung 
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dieser Gruppe in die international zwingende Eingriffswirkung sprechen. Allerdings 
kommt bei § 49b Abs 2 dBRAO auch anderen Zwecken entscheidende Bedeutung zu, 
insbesondere der Sicherung der anwaltlichen Unabhängigkeit im Interesse der 
deutschen Rechtspflege, sowie die Wahrung des Ansehens des deutschen 
Anwaltsstandes. Diese Zwecke fallen aber weg, wenn der Rechtsanwalt weder eine 
deutsche Anwaltszulassung hat, noch der Rechtsstreit zumindest potentiell in ein 
Verfahren vor deutsche Behörden münden könnte. Dem bloßen deutschen Wohnsitz 
bzw. der deutschen Staatsangehörigkeit des Mandanten dürfte nach dem Konzept der 
deutschen Rechtsordnung kein ausreichendes ordnungspolitisches Gewicht zukommen, 
zumal dies auf den Schutz bloß individueller Interessen hinausläuft, die jedoch – für 
sich allein genommen – einer Norm weder nach Art 7 EVÜ noch nach Art 9 Rom I VO 
international zwingende Wirkung verleihen.  
 
In allen Fällen außerbehördlicher Parteienvertretung durch ausländische Rechtsanwälte, 
die nicht in ein behördliches Verfahren vor deutschen Behörden münden könnte, bedarf 
es meines Erachtens eines zusätzlichen Anknüpfungsmerkmals, das dann den Ausschlag 
gibt – der Tätigkeit vom Inland aus. Es sollte daher in sinngemäßer Anwendung des 
Art 4 Abs 1 und Abs 2 RL 77/249/EWG (betreffend den anwaltlichen 
Dienstleistungsverkehr)1218 bzw. Art 6 Abs 1 RL 98/5/EG (betreffend die anwaltliche 
Niederlassung)1219 danach differenziert werden, ob der ausländische Rechtsanwalt von 
einem inländischen Kanzleisitz aus tätig geworden ist: Denn während das 
Richtlinienrecht niedergelassene europäische Rechtsanwälte (somit jene, die von einer 
dauerhaften inländischen Kanzleieinrichtung aus tätig werden) in vollem Umfang dem 
Standesrecht im Aufnahmestaat unterwirft, geschieht dies bezüglich der 
dienstleistenden europäischen Rechtsanwälte nur hinsichtlich der „mit der Vertretung 
                                            
1218 Abs 1: „Die mit der Vertretung oder der Verteidigung eines Mandanten im Bereich der Rechtspflege 
oder vor Behörden zusammenhängenden Tätigkeiten des Rechtsanwalts werden im jeweiligen 
Aufnahmestaat unter den für die in diesem Staat niedergelassenen Rechtsanwälte vorgesehenen 
Bedingungen ausgeübt, wobei jedoch das Erfordernis eines Wohnsitzes sowie das der Zugehörigkeit 
zu einer Berufsorganisation in diesem Staat ausgeschlossen sind.“ Abs 2. „Bei der Ausübung dieser 
Tätigkeit hält der Rechtsanwalt die Standesregeln des Aufnahmestaats neben den ihm im 
Herkunftsstaat obliegenden Verpflichtungen ein.“ 
1219 „Der unter seiner ursprünglichen Berufsbezeichnung tätige Rechtsanwalt unterliegt neben den im 
Herkunftsstaat geltenden Berufs- und Standesregeln hinsichtlich aller Tätigkeiten, die er im 
Aufnahmestaat ausübt, den gleichen Berufs- und Standesregeln wie die Rechtsanwälte, die unter der 
jeweiligen Berufsbezeichnung des Aufnahmestaates praktizieren.“ 
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oder der Verteidigung eines Mandanten im Bereich der Rechtspflege oder vor Behörden 
zusammenhängenden Tätigkeiten“ (Art 4 Abs 1 RL 77/249/EWG). Wenn aber das 
Gemeinschaftsrecht schon hinsichtlich der Anwendung berufs- und standesrechtlicher 
Regelungen deutlich nach dem Kriterium der Niederlassung im Aufnahmestaat 
unterscheidet, so müsste dies nach dem gemeinschaftsrechtlichen Wertekanon auch für 
eine international zwingende Wirkung standesrechtlicher Normen bedeutsam sein. 
Daher wird vorgeschlagen, die Eingriffswirkung des § 49b Abs 2 dBRAO bei 
ausländischen Rechtsanwälten mit ständigem Sitz in Deutschland dann zu bejahen, 
wenn sie zusätzlich Parteienvertretung für Deutsche oder Bewohner Deutschlands 
ausführen – in allen übrigen Fällen außerbehördlicher Parteienvertretung sollte 
hingegen keine Eingriffswirkung angenommen werden.   
 
 
3.10 Übertragbarkeit des „beweglichen Systems“ auf Österreich – Kriterien 
des OGH in EvBl 1987/145  
 
Die bisherigen Ausführungen zur deutschen Rechtslage haben eine eventuelle Bejahung 
des Eingriffscharakters im Rahmen eines „beweglichen Systems“ ergeben. Zu 
untersuchen ist, ob diese für § 49b Abs 2 dBRAO entwickelte Ansicht auf das 
österreichische Verbot des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB übertragbar ist.  
 
Zumindest die Intensität des „subjektiven Eingriffswillens“ einer Norm findet sich als 
Prüfkriterium auch in der österreichischen Rechtsprechung: So hat das Höchstgericht in 
EvBl 1987/145 der zivilrechtlichen Wirkung der für Immobilienmakler berufsrechtlich 
statuierten Höchstpreisregelung des § 10 ImmMV (iVm § 917a ABGB) den Charakter 
einer „international zwingenden Eingriffsnorm“ (damals noch „Grundwertungen der 
österreichischen Rechtsordnung“ gemäß § 6 IPRG) versagt.1220 Dabei führte der OGH 
aus, dass weder die ImmMV noch die GewO 1973, auf deren Grundlage die ImmMV 
erlassen worden war, eine Bestimmung darüber enthalte, dass ihre Vorschriften 
                                            
1220 OGH 8 Ob 575/86, EvBl 1987/145 S 534 = MietSlg XXXVIII/50. 
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zivilrechtlichen Inhaltes auch dann anzuwenden wären, wenn ein Maklervertrag nach 
den Vorschriften des IPRG1221 nach ausländischem Recht zu beurteilen wäre. Derartiges 
könne auch aus dem Zweck dieser Normen – der in der Regelung gewerblicher 
Tätigkeit ausschließlich im Inland gelegen sei – nicht abgeleitet werden.  
 
Der OGH hat in diesem Erkenntnis ausdrücklich auf den Anwendungswillen der 
entsprechenden berufsrechtlichen Preisvorschrift für Zivilmakler Bezug genommen und 
festgestellt, dass die zum Gewerberecht zählende Vorschrift solchen nur bei Tätigkeiten 
im Inland beanspruche. Das Höchstgericht erachtet es offenbar auch kollisionsrechtlich 
für beachtlich, wie weit der öffentlich-rechtliche Anwendungsbereich einer Vorschrift, 
die auch zivilrechtliche Wirkungen nach sich zieht, reicht. Ausgehend von den rationes 
dieser Entscheidung wäre daher in gleicher Weise auch der Anwendungswille der dem 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB entsprechenden standesrechtlichen Verbotsnorm zu 
untersuchen: § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO.   
 
 
3.11 (Internationaler) Anwendungswille von § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO und 
kollisionsrechtliche Schlussfolgerungen für die Nichtigkeitssanktion  
 
Gemäß einem Erkenntnis des VfGH1222 zu  territorialen Anwendungsgrenzen des 
anwaltlichen Berufsrechts (Judikatur der ordentlichen Gerichte ist offenbar nicht 
verfügbar1223) kann bereits der Schutz österreichischer Klienten oder die Eintragung des 
Rechtsanwalts in Österreich die Anwendbarkeit des Standesrechts rechtfertigen. Aus der 
                                            
1221 Im konkreten Fall hatte ein in Deutschland ansässiger Immobilienmakler die Alleinvermittlung 
österreichischer Liegenschaften für einen österreichischen Auftraggeber übernommen; das 
Vertragsverhältnis unterlag damals nach der unwiderleglichen Anknüpfungsregel der §§ 1 Abs 2, 
36 IPRG dem Recht der Niederlassung des Immobilienmaklerunternehmers, zumal dieser die 
„charakteristische Leistung“ schuldete.   
1222 Vgl. VfSlg 17312/2004: „ ... Schon angesichts des Zwecks der Regelung, nämlich des Schutzes der 
Klienten, besteht ein hinreichender Bezugspunkt zum Inland (Schutzprinzip). Im Übrigen haben 
sowohl österreichische als auch ausländische Rechtsanwälte, die gemäß den §§ 9 ff. EiRAG bei einer 
österreichischen Rechtsanwaltskammer in die Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte 
eingetragen sind, einen hinreichenden persönlichen Bezug zum österreichischen Recht. Zur Regelung 
der Zugehörigkeit solcher Rechtsanwälte zu einer zweiten Gesellschaft (im Inland und im Ausland) 
ist der österreichische Gesetzgeber daher nicht von vornherein unzuständig“. 
1223 Ergebnis einer Judikatursuche unter http://www.ris2.bka.gv.at/Jus/, Abfragedatum: 09.03.2008. 
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vorgenannten Entscheidung des VfGH ist ableitbar, dass zumindest die Anwendbarkeit 
der RAO einerseits an den Schutz inländischer Klienten (österreichischer Wohnsitz des 
Klienten) anknüpft sowie an jede darüber hinausgehende Berufsausübung durch einen 
bei einer österreichischen Kammer eingetragenen Rechtsanwalt (bezugnehmend auf die 
Eintragung des Rechtsanwaltes in Österreich). Bereits der Wortlaut der RAO1224 zeigt, 
dass die in ihr aufgestellten oder von ihr abgeleiteten berufsrechtlichen Vorschriften an 
die „Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte“ geknüpft sind. Wer ansonst 
gewerbsmäßig die Parteienvertretung übernimmt, ist als „Winkelschreiber“ vor 
Behörden nicht zur Vertretung zuzulassen1225, strafbar1226 und nicht berechtigt, die 
Bezeichnung „Rechtsanwalt“ zu führen (§ 8 Abs 4 RAO). Für eine Anwendung des 
Berufsrechts der RAO auf solche Personen, die ihre Eintragung in die österreichische 
Anwaltsliste nicht erwirkt haben, lässt der Gesetzeswortlaut zwar keinen Raum (siehe 
aber nunmehr die ausdrückliche Ausdehnung ihrer Anwendung auf „europäische 
Rechtsanwälte“ durch das EiRAG, erster Abschnitt, Punkt 5). Auch die Rechtsprechung 
nimmt bei unbefugter Ausübung von Tätigkeiten, die einer an § 879 Abs 2 Z 2 ABGB 
gebundenen Berufsgruppen vorbehalten ist, nur dann die zivilrechtliche Nichtigkeit 
einer quota litis-Vereinbarung an, wenn derart Unbefugte ihrem Vertragspartner 
gegenüber den unrichtigen Anschein erweckt hatten, dieser Berufsgruppe 
anzugehören.1227  
 
Die Gesetzesmaterialien1228  der Advocatenordnung (so der Gesetzestitel der RAO in 
der Stammfassung) von 18681229) lassen erkennen, dass mit diesem Gesetz jedwede 
Ausübung der gemäß ihrem § 1 erworbenen Anwaltschaft reglementiert werden sollte. 
                                            
1224 § 5 Abs 1: „Wer die Rechtsanwaltschaft erlangen will, hat ... seine Eintragung in die Liste der 
Rechtsanwälte zu erwirken.“; ähnlich unterliegen auch der standesrechtlichen Disziplinargewalt nur 
Personen, die als Rechtsanwalt oder Rechtsanwaltsanwärter in die entsprechende Liste einer 
Rechtsanwaltskammer eingetragen sind, Feil/Wennig, Anwaltsrecht5 DSt § 1, Rz 1. 
1225 § 29 Abs 3 ZPO; § 10 Abs 3 AVG.  
1226 WinkelschreibereiV, RGBl 1857/114; § 57 Abs 2 RAO; § 1 Abs 1 Z 1 EGVG; § 78 Abs 1 Z 4 PatG; 
siehe auch § 308 StGB; Feil/Wennig, Anwaltsrecht5 RAO § 8, Rz 3; gem. § 8 Abs 2 RAO ist die 
Befugnis zur Parteienvertretung grs. den (gem. § 5) eingetragenen Rechtsanwälten vorbehalten. 
1227 OGH 13.04.1999,  4 Ob  81/99m, wo dies aus der im Handelsrecht entwickelten 
Rechtsscheinhaftung abgeleitet wird; nicht ganz zutreffend Scheuba, ecolex 2005, 747 (749), die das 
quota litis-Verbot bei Winkelschreiberei offenbar immer gelten lassen will. 
1228 Vgl. die parlamentarischen Beratungen StProt AH, I. Sess, S. 103, 2958; S. 104, 2984; S. 105, 3020; 
S. 128, 3928; StProt HH, IV. Sess, S. 47, 1021; S. 48, 1055.  
1229 G. v. 06.07.1868, RGBl 1868/96. 
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Dabei wurde die Parteienvertretung vor allen inländischen1230 Gerichten und Behörden 
als Anwendungskern hervorgehoben.1231 Die außergerichtliche Parteienvertretung – in 
den parlamentarischen Beratungen eher als Nebengebiet behandelt – sollte aber 
ebenfalls erfasst sein.1232 Die Berechtigung zur Ausübung des Anwaltsberufes sollte 
untrennbar mit der Beachtung anwaltlichen Standesrechts verbunden sein.1233 Letzteres 
würde vorerst einmal die Annahme universaler Anwendbarkeit des anwaltlichen 
Standesrechts untermauern, sofern Tätigkeit in Ausübung der nach der RAO erlangten 
Anwaltschaft vorliegt. Solches ist tatsächlich bezüglich der unmittelbaren, öffentlich-
rechtlichen Sanktionen, die das anwaltliche Berufsrecht bereit hält, der Fall: Vereinbart 
ein österreichischer Anwalt irgendwo auf der Welt eine quota litis als Honorar, so 
würden die standesrechtlichen Sanktionen der RAO (insbesondere Disziplinarstrafen) 
eingreifen.  
 
Aber greift auch die zivilrechtliche Nichtigkeitssanktion des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB in 
all diesen Fällen ein, obwohl auf den Anwaltsvertrag ausländisches Recht anzuwenden 
wäre?  
 
Wie schon bei Erörterung der deutschen Rechtslage gezeigt wurde, kann (entgegen 
einer auch bei uns in Österreich1234 auffindbaren Meinung) richtigerweise nicht jeder im 
konkreten Fall anwendbaren standesrechtlichen Vorschrift automatisch ausreichendes 
ordnungspolitisches Gewicht für eine international zwingende Eingriffswirkung 
zukommen. Wie E. Wagner völlig richtig ausführt, findet jedes Standesrecht seine 
                                            
1230 In der Stammfassung in allen „im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern“, was auf 
heute umgelegt mit dem gesamten Bundesgebiet zu vergleichen ist. 
1231 Dies wird schon in der Stammfassung des § 8 RAO zum Ausdruck gebracht und auch im 
Abgeordnetenhaus des Reichsrates eingehend erörtert, StProt AH, S. 103, 2960. 
1232 Vgl. die Ausführungen des Berichterstatters im Abgeordnetenhaus, v. Perger, StProt AH, I. Sess, 
S. 103, 2958f; nach damaliger Diktion wurde außergerichtliche Tätigkeit noch sprachlich als 
„Anwaltschaft“ von der „Advokatur“, der behördlichen Vertretungstätigkeit, getrennt, wobei  v. 
Perger allerdings darauf hinweist, dass die RAO – im Unterschied zu anderen Rechtsordnungen – 
beide Institute in einem Anwaltsbegriff ohne rechtliche Unterscheidung zusammenfasse. 
1233  So wurde in beiden Häusern eingehend die Regelung der disziplinären Verantwortlichkeit der 
Anwälte erörtert, insbesondere die Frage, ob die Advocatenordnung nicht erst gleichzeitig mit einem 
Disziplinarstatut in Kraft treten sollte, StProt AH, I. Sess, S. 103, 2958; StProt HH, IV. Sess, S. 47, 
1021.  
1234  Fuchs Dominik, WBl 2007, 323; Wagner Erika, JBl 2001, 431. 
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Rechtfertigung ausschließlich in den dahinter liegenden Wertungen.1235 Zu fragen ist 
daher in einem nächsten Schritt, ob die ordnungspolitischen Ziele des österreichischen 
quota litis-Verbots bei jeder Ausübung der österreichischen Anwaltschaft dessen 
Anwendung erfordern, oder ob zusätzliche „Inlandselemente“ dem Verbot ein 
ausreichendes Gewicht verleihen.  
 
So wie ich das deutsche quota litis-Verbot anhand des beweglichen Systems auf die 
erforderliche Inlandsnähe in Bezug auf die Intensität seines Anwendungswillens, bzw. 
hinsichtlich der Kritierien nach Art 9 Rom I VO zusätzlich auf die qualifiziert 
gemeinschaftsrechtliche Sachlichkeit, Eignung und Notwendigkeit des Verbotes geprüft 
habe, ist nun auch das österreichische Verbot des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB nach dieser 
(kollisionsrechtlich wohl zutreffenden) Methode zu untersuchen:  
 
Ähnlich wie bei der deutschen Parallelbestimmung des § 49b Abs 2 dBRAO ist 
zunächst zu prüfen, ob dem österreichischen Verbot aufgrund der dahinterstehenden 
Allgemeininteressen überhaupt Eingriffswirkung nach Art 7 EVÜ bzw. Art 9 Rom I VO 
zugebilligt werden kann: 
 
Wie im zweiten Abschnitt dargestellt ist, verfolgt § 879 Abs 2 Z 2 ABGB durchaus 
ähnliche Ziele wie die deutsche Parallelbestimmung. Wenngleich die Materialien zur 
Verbotsbestimmung des § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO im Besonderen nichts 
aussagen1236, lässt eine historische Interpretation der RAO im Allgemeinen erkennen, 
dass der Absicherung der Unabhängigkeit des Anwaltsstandes als Garantie für den 
(damals noch jungen) liberalen und konstitutionellen Rechtsstaat große Bedeutung 
beigemessen wurde.1237 Dies stellt jedenfalls ein taugliches „überindividuelles“ 
Ordnungsziel ähnlich jenen des § 49b Abs 2 dBRAO dar. Im Zuge der 
Grundrechtsprüfung des österreichischen quota litis-Verbotes wurden (im zweiten 
Abschnitt dieser Arbeit) etliche weitere Rechtfertigungsgründe angeführt, so die 
                                            
1235 Wagner Erika, JBl 2001, 431. 
1236  Vgl. StProt AH, I. Sess, S. 103, 2958ff.; StProt HH, IV. Sess, S. 47, 1029. 
1237  Vgl. den Vortrag des Berichterstatters v. Perger im Abgeordnetenhaus, StProt AH, I. Sess., 
S. 103, 2958, wo dieser u.a. ausführt: „Gerade dort, wo die Advocatur frei ist, erringt dieser Stand 
eine würdevolle Stellung, und der constitutionelle Staat kann des freien Advocatenstandes gar nicht 
entbehren.“. 
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„Wahrung des Ansehens des Anwaltsstandes“ (das diesem deshalb zukommen soll, da 
seine Angehörige im Zusammenhang mit der österreichischen Rechtspflege agieren1238), 
die „Verhinderung unlauterer Prozessführung“, sowie – und dies soll nach gefestigter 
Rechtsprechung1239 der Hauptzweck des österreichischen quota litis-Verbotes sein – der 
„Schutz unerfahrener Klienten“. Als Normzweck erwähnt werden können ferner die 
Wahrung der besonderen Rolle der Angehörigen bestimmter Berufsstände, sich für 
andere in rechtlichen Fragestellungen einzusetzen.1240 Das Verbot will die 
Rechtsanwälte dazu anhalten, ihr besonderes Fachwissen und ihre Erfahrung ihrem 
Rollenbild entsprechend zur Rechtsdurchsetzung für andere (und nicht, auch nicht 
teilweise, für sich selbst) einzusetzen (siehe weitergehende Ausführungen im fünften 
und sechsten Abschnitt).  
  
Von all den vorgenannten Normzwecken dürfte der bloße Klientenschutz – sosehr er in 
der Rechtsprechung im Mittelpunkt steht – schon deshalb als Eingriffsziel ausscheiden, 
da ihm der „überindividuelle“, ordnungspolitische Charakter fehlt. Bereits zu 
Art 7 EVÜ war unstrittig, dass reine Verbraucherschutzvorschriften nicht darunter zu 
subsumieren sind (siehe dazu Punkt 7.1).1241 Aber selbst wenn das Anliegen des 
Klientenschutzes im Sinn des Art 7 EVÜ/Art 9 Rom I VO als „überindividuelles“ 
Ordnungsinteresse anerkannt würde, so könnte diesem Ziel gemäß Art 9 Rom I VO aber 
keinesfalls ausreichendes Gewicht für eine Eingriffswirkung zukommen: Denn der 
durch das Verbot bewirkte Schutz unerfahrener Klienten kann (wie Knöbl1242 zu Recht 
ausführt) bereits durch das Wucherverbot, aber auch anderweitige Verbotsvorschriften 
insbesondere des Konsumentenschutzrechts, weitgehend erreicht werden (zur 
diebezüglichen verfassungsrechtlichen Problematik siehe die Ausführungen im zweiten 
Abschnitt). Somit kann dieser Umstand, für sich allein genommen, unter dem strengeren 
Regime sachlicher Rechtfertigung des Art 9 Rom I VO, nicht als „qualifiziertes“ 
Allgemeininteresse im Sinn des Art 9 Rom I VO angesehen werden. Auch zur 
                                            
1238 Wagner Erika, JBl 2001, 431. 
1239 Vgl. OGH 26.04.2006, 7 Ob 8/06m; 10 Ob 91/00f, SZ 73/144. 
1240 Wagner Erika, JBl 2001, 431. 
1241 Verschraegen in Rummel II/63, EVÜ Art 7 Rz 6 mit Verweis auf Mankowski; letzterer begründet 
dies freilich damit, dass bei Vertragstypen im Anwendungsbereich von Art 5 EVÜ, bei denen der dort 
geforderte Inlandsbezug fehlt, eine Anwendung von Verbraucherschutzvorschriften über den ordre 
public ausscheiden müsse, derselbe, RIW 1998, 291. 
1242 Knöbl, RdW 2006, 131. 
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„Verhinderung unlauterer Spekulationen“ dürfte das quota litis-Verbot per se nicht 
erforderlich sein, zumal die bestehenden verfahrens-, disziplinar- und strafrechtliche 
Vorkehrungen zu seiner Verwirklichung im Sinne der EuGH-Urteile „Wouters“, 
„Cipolla“ und „Meloni“ ausreichen. Jedoch dürften die übrigen Normzwecke den 
Erfordernissen der vorgenannten EuGH-Rechtsprechung genügen und für sich allein 
ausreichendes Gewicht haben, um das österreichische quota litis-Verbot als 
gemeinschaftsrechtskonform bezeichnen zu können (siehe dazu die näheren 
Ausführungen im dritten Abschnitt).  
 
Somit erscheint auch das österreichische quota litis-Verbot – sowohl nach Maßgabe des 
Art 7 EVÜ als auch gemäß Art 9 Rom I VO – für eine internationale Eingriffswirkung 
grundsätzlich geeignet.  
  
Sowohl der Schutz der anwaltlichen Rolle innerhalb des Rechtssystems als auch die 
Wahrung des Ansehens des Anwaltsstandes stellen entscheidend auf die Vertretung 
fremder rechtlicher Interessen, insbesondere gegenüber den österreichischen Behörden, 
ab. Aus diesem Grund muss Parteienvertretung vor österreichischen Behörden – ähnlich 
wie beim zuvor behandelten § 49b Abs 2 dBRAO – den „Kernbereich“ des 
Anwendungswillens auch des österreichischen (standes- wie zivilrechtlichen) Verbotes 
darstellen. Dem historischen Gesetzgeber des Jahres 1868 kam es hauptsächlich darauf 
an, Qualitätsstandards im Bereich behördlicher Parteienvertretung aufzustellen. Ein 
Auftreten ausländischer Anwälte vor österreichischen Behörden dürfte damals noch 
nicht vorstellbar erschienen sein. Um dem wichtigen Anliegen der Qualitätssicherung 
bei behördlicher Parteienvertretung gerecht zu werden, muss nunmehr in gleicher Weise 
das Auftreten ausländischer Anwälte vor österreichischen Behörden der 
Eingriffswirkung des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB unterstellt werden. Bezüglich 
außerbehördlicher Parteienvertretung dürfte der „Wahrung des anwaltlichen 
Rollenbildes“ geringere Bedeutung zukommen, zumal der Gesetzgeber bei Verfolgung 
dieses Zwecks grundsätzlich „Prozessführung“ vor Augen hatte. Die (dem Gesetzgeber 
infolge objektiv-teleologischer Interpretation weitergehend unterstellte) Intention, den 
Rechtsanwalt zur Einhaltung seiner Rechtsschutzaufgabe anzuhalten (siehe dazu die 
vorherigen Ausführungen), kann freilich auch bei außergerichtlicher Parteienvertretung 
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eine Beachtung des quota litis-Verbotes erforderlich machen. Daher sollte – dem 
Rechtsstaatlichkeitskonzept des Gesetzgebers von 1868 wie auch des heutigen 
Bundesgesetzgebers folgend – eine ausreichende Berührung des österreichischen ordre 
public auch dann angenommen werden, wenn österreichische Rechtsanwälte Vertretung 
für oder gegen österreichische Parteien oder aufgrund eines österreichischen 
Sachverhalts oder um eine in Österreich gelegene Sache übernehmen. Liegt hingegen 
keine dieser Voraussetzungen vor (der österreichische Rechtsanwalt vertritt einen 
Ausländer gegen einen anderen Ausländer aufgrund eines im Ausland gelegenen 
Sachverhalts und bezüglich einer ausländischen Sache), so kann der Anwendungswille 
der hinter dem österreichischen quota litis-Verbotes stehenden Ziele meines Erachtens 
keine international zwingende Wirkung nach sich ziehen. Der bloße Umstand, dass es 
sich um einen eingetragenen österreichischen Rechtsanwalt im Sinn des § 1 RAO 
handelt, kann unter derartigen Umständen nicht genügen. Immerhin geht es ja nur um 
die Frage der zivilrechtlichen Beurteilung der Honorarabrede inter partes, und nicht um 
die (allein den Rechtsanwalt treffende) disziplinäre Verantwortlichkeit. In einer 
Kostellation, wo alle Anknüpfungspunkte außer der Eintragung des Rechtsanwalts auf 
eine andere Rechtsordnung verweisen, ist aber der maßgebliche Wahrnehmungshorizont 
der übrigen Beteiligten nicht mehr auf das österreichische Rechtssystem und seine 
Wertvorstellungen gerichtet. Daher macht es in solchen Fällen meines Erachtens Sinn, 
zwischen standesrechtlicher Zulässigkeit und zivilrechtlicher Gültigkeit einer quota 
litis-Vereinbarung zu unterscheiden: Der österreichische Rechtsanwalt kann wegen der 
Vereinbarung standesrechtlich belangt werden, sein Mandant wird sich im 
Honorarprozess aber sehr wohl auf die nach dem gewählten Recht getroffenen 
Vereinbarung berufen können.  
 
Fraglich ist, ob das quota litis-Verbot darüber hinaus auch dann international zwingend 
wirkt, wenn ein eingetragener österreichischer Rechtsanwalt eine zur Gänze 
„ausländische Parteienvertretung“ (ausländische Beteiligte, ausländischer 
Streitgegenstand, ausländischer Sachverhalt) in Österreich übernimmt und zur Gänze 
von seinem österreichischen Kanzleisitz aus ausführt. Eigener Meinung zufolge kann 
dem „Ort der anwaltlichen Tätigkeit“ allein gewisse rechtliche Bedeutung zukommen. 
Dies ist für den Bereich europäischer Rechtsanwälte ausdrücklich in den 
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entsprechenden Richtlinien betreffend die Dienstleistung- und Niederlassungsfreiheit 
der Rechtsanwälte festgeschrieben, wonach der „niedergelassene“ Rechtsanwalt 
sämtliche Berufs- und Standesregeln des Aufnahmestaates zu beachten hat, der nicht 
„niedergelassene“ Rechtsanwalt hingegen nur in eingeschränktem Maß (siehe 
Punkt 3.6). Diese universale (da auch auf andere als EU-Bürger anwendbare) Wertung 
sollte auch für das Kollisionsrecht tragen, da dieses nunmehr ebenfalls auf 
Gemeinschaftsebene geregelt ist. Zum Einen stellt das Staatsgebiet grundsätzlich den 
„Anwendungskern“ jeder Rechtsordnung dar, sodass auch der RAO ein intensiver 
subjektiver Anwendungswille bei inländischen Verhaltensweisen unterstellt werden 
kann. Tätigkeit auf österreischischem Territorium fällt sicher in den „engerer 
Anwendungskreis“ der RAO. Zum Anderen liegt in der Inlandstätigkeit des 
Rechtsanwalts ein weiterer Anknüpfungspunkt, der neben jenen der Eintragung in die 
österreichische Anwaltsliste hinzutritt und dem (eigener Meinung zufolge) 
kollisionsrechtlich entscheidendes Gewicht zukommt. Aus all diesen Überlegungen 
schließe ich, dass das quota litis-Verbot auch dann international zwingend wirkt, wenn 
ein österreichischer Rechtsanwalt außergerichtliche Parteienvertretung in einem reinen 
„Auslandsfall“ übernimmt, das Mandat aber in Österreich übernimmt und zur Gänze 
von seinem österreichischen Kanzleisitz aus erfüllt.  
 
Sofern wiederum ausländische Rechtsanwälte in Österreich anwaltlich tätig werden, ist 
meines Erachtens danach zu differenzieren, ob sie die quota litis für behördliche oder 
außerbehördliche Parteienvertretung vereinbaren. Für den Bereich der 
Parteienvertretung vor österreichischen Behörden hat das österreichische quota litis-
Verbot in gleichem Maße zu greifen wie bei österreichischen Rechtsanwälten – dies 
gebietet die Intensität der Berührung der verfolgten Schutzzwecke. Liegt hingegen 
außerbehördliche Parteienvertretung vor, so sollte (in gleicher Weise wie dies zuerst für 
die deutsche Parallelbestimmung des § 49b Abs 2 dBRAO vertreten wurde) 
ausschlaggebend sein, ob der außerbehördliche Rechtsstreit hypothetisch in einem 
Verfahren vor österreichischen Behörden enden könnte. Denn derartige 
Anspruchsverfolgung kann wohl sachlich nicht anders behandelt werden als die 
nachfolgende behördliche Rechtsverfolgung. Andernfalls wäre es rein vom Zufall 
abhängig, ob § 879 Abs 2 Z 2 ABGB im Einzelfall international zwingend ist, weil das 
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Verfahren außergerichtlich nicht bereinigt werden konnte, oder (durch Wahl eines 
entsprechenden ausländischen Rechts) doch verdrängt werden kann, weil die Parteien 
sich vor Gerichtsanhängkeit vergleichen. Folglich ist eine international zwingende 
Eingriffswirkung der Nichtigkeitssanktion dann zu bejahen, wenn nach den 
maßgeblichen Gerichtsstandsnormen (insbesondere EuGVVO) bzw. nach den 
Bestimmungen des internationalen Straf- bzw. Verwaltungsrechts österreichische 
Gerichte oder Verwaltungsbehörden zur Entscheidung über den Rechtsstreit zuständig 
wären oder zuständig gemacht werden könnten. Dies wird vor allem bei 
österreichischem Wohnsitz des Anspruchsgegners, sowie grundsätzlich bei 
Auseinandersetzungen aus rein österreichischen Sachverhalten der Fall sein. In den 
verbleibenden Fallvarianten, in denen die außerbehördliche Parteienvertretung nicht in 
eine nachträgliche behördliche Vertretung in Österreich münden könnte, wird darauf 
abzustellen sein, wo der Rechtsanwalt das Mandat erfüllt. In diesen Grenzfällen – und 
nur in diesen Fällen – kommt dem österreichischen Territorium – dem Raum mit der 
größten „Bezugsdichte“ österreichischer Normen – entscheidendes Gewicht zu. 
Allerdings wird – anders als bei österreichischen Rechtsanwälten – die das bloße Setzen 
von Vertretungshandlungen im In- oder Ausland nicht das entscheidende Gewicht 
zukommen (solches wäre in der Praxis auch nur schwer nachweisbar). Ähnlich der 
zuvor für § 49b Abs 2 dBRAO vertretenen Ansicht (siehe Punkt 3.6) sollte maßgeblich 
sein, ob der ausländische Rechtsanwalt eine dauerhafte Einrichtung zwecks Ausübung 
inländischer Anwaltstätigkeit unterhält (Niederlassung, ständiger Kanzleisitz). Nur 
wenn die Vertretungstätigkeit von einem solchen, in Österreich gelegenen Kanzleisitz 
aus erfolgt, sollte aufgrund der vorhin bereits genannten Wertungen der Art 4 Abs 1 und 
Abs 2 RL 77/249/EWG bzw. Art 6 Abs 1 RL 98/5/EG auch bei ausländischen 
Rechtsanwälten von einer international zwingenden Wirkung ausgegangen werden. 
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3.12 Schlussfolgerungen für die Qualifikation von § 879 Abs 2 Z 2 ABGB im 
Lichte von Art 7 EVÜ/Art 9 Rom I VO 
 
Aufgrund der vorhin angestellten Überlegungen ist zu schließen, dass 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB jedenfalls nicht immer zur Anwendung gelangt, wenn das 
Honorarschuldverhältnis vor österreichischen Gerichten zu beurteilen ist. Dies dürfte im 
Einzelfall davon abhängen, wie stark sich der Inlandsbezug des Sachverhaltes im 
Einzelfall darstellt:  
(i) Bei Vertretungsleistungen österreichischer wie ausländischer Rechtsanwälte vor 
österreichischen Behörden muss der Inlandsbezug für eine zwingende 
Eingriffswirkung jedenfalls ausreichen;  
(ii) Bei außerbehördlicher Parteienvertretung genügt bei österreichischen 
Rechtsanwälten entweder die Tätigkeit für oder gegen österreichische 
Staatsangehörige oder Personen mit Wohnsitz in Österreich, Tätigkeit aufgrund 
eines zur Gänze österreichischen Sachverhalts oder um eine in Österreich 
gelegene Streitsache, schließlich (eigener Meinung zufolge) auch 
Vertretungstätigkeiten, die zur Gänze von einem österreichischen Kanzleisitz 
aus erbracht wurden;  
(iii)Erbringt ein österreichischer Rechtsanwalt Parteienvertretung vor ausländischen 
Behörden, so kommt § 879 Abs 2 Z 2 ABGB in den zuvor unter (ii) genannten 
Fällen international zwingender Charakter zu, in denen dies schon bei 
außerbehördlicher Parteienvertretung der Fall wäre.   
(iv) Bei außerbehördlicher Parteienvertretung ausländischer Rechtsanwälte muss 
hingegen entweder ein Rechtsstreit vorliegen, für den eine österreichische 
Verwaltungsbehörde oder ein österreichisches Gericht zuständig gemacht 
werden könnte, oder der ausländische Rechtsanwalt muss die Tätigkeit zur 
Gänze von einem ständigen, in Österreich gelegenen Kanzleisitz ausführen; 
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(v) In allen Fällen der Parteienvertretung österreichischer Rechtsanwälte, wo kein 
weiterer Bezug zu Österreich vorliegt als die Eintragung als österreichischer 
Anwalt, sollte § 879 Abs 2 Z 2 ABGB hingegen kein international zwingender 
Eingriffscharakter zugebilligt werden; 
(vi) § 879 Abs 2 Z 2 ABGB kommt bei Parteienvertretung ausländischer 
Rechtsanwälte dann keine international zwingende Eingriffswirkung zu, wenn 
dies aufgrund eines Rechtsstreits geschieht, für den österreichische Behörden 
nicht zuständig gemacht werden könnten, und der auch nicht zur Gänze von 
einem ständigen, in Österreich gelegenen Kanzleisitz aus erbracht wird. 
 
 
8. Kapitel Rechtswahlschranken durch ordre public (Art 16 
EVÜ/Art 21 Rom I VO) 
 
Gemäß Art 16 EVÜ kann die Anwendung einer Norm des nach dem EVÜ 
anzuwendenden Rechts ferner dann versagt werden, „wenn dies offensichtlich mit der 
öffentlichen Ordnung des Staates des angerufenen Gerichtes unvereinbar ist“. Gemäß 
Art 21 Rom I VO kann die Anwendung einer Norm des nach dieser Verordnung 
bezeichneten Rechts nur versagt werden, wenn dies mit der öffentlichen Ordnung des 
Staates des angerufenen Gerichts offensichtlich unvereinbar ist. Die sogenannte „ordre 
public-Klausel“ kommt nur zum Tragen, wenn die Anwendung einer konkreten Norm 
fremden Rechts „offensichtlich“ zu einem mit der öffentlichen Ordnung im 
Gerichtsstaat unvereinbaren Ergebnis führt.1243 Die Anwendung der Norm muss im 
Ergebnis unvertretbar sein1244, also den Kernbestand der eigenen Rechtsordnung in 
Frage stellen.1245  
 
                                            
1243 Verschraegen in Rummel II/6, EVÜ Art 16, Rz 2. 
1244 Verschraegen in Rummel II/6, EVÜ Art 16, Rz 6. 
1245 Verschraegen in Rummel II/6, EVÜ Art 16, Rz 7. 
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Das System des EVÜ (und künftig auch jenes der Rom I VO) verfolgt eine Trennung in 
so genannte „Eingriffsnormen“ (Art 7 EVÜ/Art 9 Rom I VO) einerseits und den „ordre 
public“-Vorbehalt (Art 16 EVÜ/Art 21 Rom I VO). Eine solche Trennung bzw. der 
Begriff der „Eingriffsnorm“ war dem in Österreich vormals für Schuldverträge 
maßgeblichen IPRG unbekannt, da dieses in § 6 einheitlich vorsah (und außerhalb des 
Schuldrechts weiterhin vorsieht), dass eine Bestimmung des fremden Rechts nicht 
anzuwenden ist, wenn dies zu einem Ergebnis führen würde, das mit den 
Grundwertungen der österreichischen Rechtsordnung unvereinbar ist. Unter 
§ 6 IPRG subsumiert wird aber auch die Anwendung österreichischer Normen, die 
unabhängig von dem sonst auf den Sachverhalt anwendbaren Recht zu erfolgen 
hatte.1246 Dieser in Österreich so genannte „positive ordre public“ entspricht aber dem 
System der „Eingriffsnormen“ in Art 7 EVÜ.1247 
 
Meines Erachtens stellen somit „Eingriffsnormen“ und „ordre public“ Kehrseiten ein 
und desselben Prinzips dar: Während das System der Eingriffsnormen in 
Art 7 EVÜ/Art 9 Rom I VO einer bestehenden positiven Regelung wegen ihrer 
besonderen Qualität der Verfolgung öffentlicher (staatlicher) Interessen ungeachtet der 
Anknüpfung an fremdes Recht Durchbruch verschafft, verhindert 
Art 16 EVÜ/Art 21 Rom I VO die Anwendung einer Regelung des fremden Rechts 
wegen deren besonderen „Diskrepanz“ mit den öffentlichen (staatlichen) Interessen (so 
genannter „negativer ordre public“). 
 
Somit kann die richtige Einordnung von § 879 Abs 2 Z 2 ABGB unter den Tatbestand 
des Art 16 EVÜ/Art 21 Rom I VO nur im Einklang mit der Beurteilung des 
„internationalen Geltungswillens“ nach Art 7 EVÜ/Art 9 Rom I VO erfolgen. Die 
Untersuchung führt daher zum Ergebnis, dass ein Verstoß gegen 
Art 16 EVÜ/Art 21 Rom I VO in all jenen Fällen vorstellbar ist, in denen das quota 
litis-Verbot auch unter Art 7 EVÜ/Art 9 Rom I VO subsumiert werden kann.  
 
                                            
1246 Czernich in Czernich/Heiss, EVÜ Art 16, Rz 2. 
1247 Czernich in Czernich/Heiss, EVÜ Art 16, Rz 2. 
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9. Kapitel      Schlussfolgerung für die „Abwahlmöglichkeit“ österreichischer 
Honorarschranken 
 
Im Ergebnis ist somit davon auszugehen, dass eine „Ausschaltung“ der 
privatrechtlichen Schranke des quota litis-Verbotes durch Wahl einer dieses Verbot 
nicht enthaltenden ausländischen Rechtsordnung unter Umständen möglich ist. Andere 
im österreichischen Privatrecht enthaltene Beschränkungen für den Abschluss freier 
Honorarvereinbarungen sind in dieser Arbeit bewusst ungeprüft geblieben. Dies zumal 
das quota litis-Verbot in jüngster Zeit in besonderem Maß Gegenstand theoretischer 
Dispute wie tatsächlicher Auseinandersetzungen war. Da es einem Bedürfnis der Praxis 
entsprechen dürfte, nähere Klarheit über die kollisionsrechtliche Beurteilung gerade 
dieser Norm zu schaffen, erschien es zweckmäßig, die Untersuchung hierauf zu 
beschränken.     
 
Nicht möglich dürfte die Abwahl aber immer dann sein, wenn der „Österreichbezug“ 
des Sachverhaltes eine gewisse Intensität erreicht: Dabei können zwei unterschiedliche 
Schranken einer solchen Abwahl entgegenstehen – Art 5 Abs 2 EVÜ / Art 6 Rom I VO 
und Art 7 EVÜ / Art 9 Rom I VO. Beide Schranken sind voneinander abzugrenzen, da 
sie an unterschiedliche Voraussetzungen gebunden sind:  
 
Da Art 7 EVÜ / Art 9 Rom I VO im Unterschied zu Art 5 Abs 2 EVÜ keinen 
Günstigkeitsvergleich erfordert, ist aber Voraussetzung für die Anwendung der ersten 
Schranke, dass der Österreichbezug des Sachverhaltes eine – im Vergleich zu der 
letzteren Schranke – größere Intensität erreicht. Dies ist anzunehmen bei von einem 
österreichischen Rechtsanwalt übernommenen, von Österreich aus oder sonst mit 
Österreichbezug verbundenen Mandat. Ebenso kann dies auch bei Mandaten 
ausländischer Rechtsanwälte angenommen werden, wenn das Mandat entweder in 
Parteienvertretung vor österreichischen Behörden besteht oder im Fall 
außerbehördlicher Parteienvertretung österreichische Behörden für die 
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Auseinandersetzung, deretwegen der Anwalt die Partei vertritt zuständig gemacht 
werden könnten. Dies ist nicht immer schon dann der Fall, wenn österreichische 
Gerichte nachträglich für Streitigkeiten aus dem Mandatsverhältnis zuständig gemacht 
werden könnten – was bei österreichischem Wohnsitz des Mandanten immer der Fall 
wäre. Besteht das zugrunde liegende Mandat jedoch in einer Forderungseintreibung, so 
kommt dem österreichischen Wohnsitz des Mandanten für die Zuständigkeitsfrage 
grundsätzlich keine Bedeutung zu. Bei Rechtsstreitigkeiten mit ausländischer 
Gegenpartei ist sie zumeist nicht gegeben.  
 
In allen anderen Fällen dürfte die „Abwahl“ der Schranken des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB 
aber kollisionsrechtlich möglich und wirksam sein, sofern nicht ein Klient mit 
gewöhnlichem Aufenthaltsort in Österreich den Mandatsvertrag als „Verbraucher“ im 
Sinn des Art 5 EVÜ bzw. Art 6 Rom I VO abgeschlossen hat. Ist Letzteres der Fall, so 
müssen ergänzend die Voraussetzungen des Art 5 Abs 2 EVÜ bzw. (bei 
Honorarvereinbarungen, die ab 18. Dezember 2009 geschlossen wurden) die 
Voraussetzungen des Art 6 Rom I VO geprüft werden. Stammt die 
Honorarvereinbarung aus der Zeit vor dem 18. Dezember 2009, und hat der Mandant 
seine auf Beauftragung gerichtete Vertragserklärung aufgrund erfolgter 
Anwaltswerbung in Österreich abgegeben, oder ist dem Anwalt die Vertragserklärung 
in Österreich zugegangen, so kann die Schranke des Art 5 Abs 2 EVÜ Platz greifen. 
Derartiges wird in der Praxis freilich nur bei Rechtsanwälten vorkommen, die dies von 
einem österreichischen Kanzleisitz aus tun (österreichischen oder „niedergelassenen 
europäischen Rechtsanwälten“). Da das quota litis-Verbot bei dieser Gruppe aber 
ohnehin stets eine international zwingende Eingriffsnorm darstellt, kommt 
Art 5 Abs 2 EVÜ praktisch kein Anwendungsbereich zu. Anders ist dies ab sofort nach 
Art 6 Rom I VO:   Bei Honorarvereinbarungen, die ab 18. Dezember 2009 geschlossen 
wurden, genügt es, wenn der Klient mit gewöhnlichem Aufenthalt in Österreich 
aufgrund einer auch Österreich umfassenden anwaltlichen Tätigkeit eines ausländischen 
Anwalts diesem ein Mandat erteilt, das nicht ausschließlich außerhalb Österreich zu 
erfüllen ist. Eine Parteienvertretung wegen eines außerbehördlichen Rechtsstreits kann 
aber durchaus teilweise in Österreich ausgeführt werden, obwohl dafür Österreichs 
Behörden nicht zuständig gemacht werden könnten. In all diesen Fällen wird 
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Art 6 Rom I VO künftig ein eigenständiger Anwendungsbereich neben Art 9 Rom I VO 
zukommen. In diesen Fällen ist daher ein Günstigkeitsvergleich anzustellen. Dabei ist 
zu prüfen, ob der Mandant aufgrund der quota litis-Vereinbarung im Vergleich zu 
einem tariflichen (RATG) bzw. „angemessenem Entgelt“ schlechter aussteigt, d.h. 
konkret ein höheres Honorar zu zahlen hätte. Dies wird eher bei höheren Streitwerten 
bzw. straffer Verfahrensführung anzunehmen sein. Dabei wird der Streitwert, ab dem 
die quota litis ungünstiger als der Tarif ausfallen kann, € 100.000,-- kaum 
unterschreiten, je nach Verfahrensaufwand aber auch höher sein. Aus eben diesen 
Gründen dürfte auch die Schranke des Art 6 Abs 1 Rom I VO in der Praxis nur bei 
Mandaten mit hohen Streitwerten einer „Abwahl“ des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB im Wege 
stehen. 
 
Im Ergebnis zeigt sich, dass die Möglichkeit, die Honorarschranke des 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB – außer bei gänzlich im In- bzw. Ausland gelegenen 
Sachverhalten – stark von den Umständen des Einzelfalls abhängen dürfte. Die 
Methodik eines „beweglichen Systems“ erscheint aufgrund der vorgegebenen 
kollisionsrechtlichen Grundlagen das am besten geeignete Instrument für die Klärung 
dieser Frage zu sein. Das hier dargestellte Ergebnis der Beurteilung des 
Eingriffscharakters nach Art 7 EVÜ/Art 9 Rom I VO nach dem „beweglichen System“ 
stellt jedenfalls nur meine eigene Meinung dar und ist auf eigene Schlussfolgerungen 
aus den Normzielen des § 879 Abs 2 Z 2 ABGB abgeleitet. Mit Sicherheit ist diese 
Frage aber äußerst komplex – anderweitige Lösungswege wurden des Öfteren als 
vertretbare Alternativen in den Raum gestellt. Freilich  bleibt ein jeglicher 
Antwortversuch für den Praktiker mit einem erheblichen Unsicherheitsfaktor behaftet, 
zumal aktuelle österreichische Rechtsprechung, die sich konkret mit 
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB beschäftigen würde, fehlt und hierzu bislang1248 auch keine 
diesbezügliche Vorabentscheidung durch den EuGH ergangen ist.1249  
 
                                            
1248 Die Zuständigkeit des EuGH im Vorabentscheidungsverfahren wurde durch Art 1 des Ersten 
Protokolls betreffend die Auslegung des EVÜ vom 19.12.1988, ABl L 1989/48, 1 geschaffen; eine 
Vorabentscheidungsfrage können in Österreich VfGH, VwGH, OGH sowie alle als 
Rechtsmittelinstanz entscheidenden Gerichte stellen (Art 3).  
1249 Ergebnis einer Judikaturrecherche unter http://curia.europa.eu, Abfragedatum: 18.07.2008. 
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Schlussbetrachtung 
 
Der zweite und dritte Abschnitt dieser Arbeit haben gezeigt, dass der freien 
Honorarvereinbarung hinkünftig eine verstärkte Bedeutung für die Praxis zukommen 
wird1250. Die gegenwärtige Entwicklung erlaubt durchaus den Schluss, dass hinkünftig 
nicht wie bisher bei Fehlen einer Vereinbarung über das Honorar ein vorgefertigtes „Set 
an Entgeltssätzen“ zur Anwendung kommt und so dem Rechtsanwalt im Verhältnis zu 
seinem Mandanten ein gesichertes Honorar für seine Leistungen gewährleistet. 
Vielmehr dürften die Rechtsanwälte in Zukunft vermehrt gehalten sein, bei Übernahme 
eines Mandates mit dem Rechtssuchenden auch eine gesonderte Vereinbarung über die 
Höhe des Honorars zu treffen. Derartiges folgerte bereits 2006 richtungsweisend 
Thiery1251.  
 
Krejci1252 wies Ende 2007 in einem Vortrag auf die zwecks Erreichung der „Lissabon“-
Ziele im Rahmen der Europäischen Union verfolgte Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
gerade auf dem Gebiet der freien Berufe hin. Infolge der aus diesem Grund betriebenen 
zunehmenden wettbewerbspolitischen Modernisierung des Rechtes der freien Berufe sei 
die Demontage der Honorarordnungen freier Berufe bereits „voll im Gange“.1253 Diese 
wettbewerbspolitischen Intentionen insbesondere auf gemeinschaftsrechtlicher Ebene 
lassen die freie Honorarvereinbarung künftig vermehrt ins Zentrum auch der 
anwaltlichen Berufspraxis rücken. 
 
Dieser beachtlichen und künftig noch stark zunehmenden praktischen Bedeutung freier 
Honorarvereinbarungen steht zurzeit aber noch eine verhältnismäßig geringe 
                                            
1250 Thiery, AnwBl 2006, 464. 
1251 Der Autor u.a. wörtlich: „Verstärkter Honorar-Wettbewerb bewirkt, dass sich der Rechtsanwalt 
künftig nicht mehr im gleichen Ausmaß wie in der Vergangenheit im „Schoß des 
Anwaltstarifgesetzgebers“ ausruhen kann. [...] Der Rechtsanwalt wird mehr als in der Vergangenheit 
gefordert sein, ein aktives Honorarmanagement zu betreiben. Dazu gehört, in jedem Fall die für ihn 
optimale und für den Klienten akzeptable Honorarvereinbarung zu treffen.“, Thiery, AnwBl 2006, 
464. 
1252 Krejci, ÖZW 2007, 94ff. 
1253 Krejci, ÖZW 2007, 94. 
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wissenschaftliche Auseinandersetzung (verglichen mit den tariflich vorgegebenen 
Rechtsgrundlagen des Anwaltshonorars) gegenüber.1254 Dabei ist zusätzlich noch zu 
berücksichtigen, dass das anwaltliche Honorarrecht schon als solches einen 
unvollständig erforschten Rechtsbereich darstellt.1255 
 
Die Abschnitte vier und fünf wiederum haben aufgezeigt, dass diesem künftig 
bedeutsamen Rechtsinstitut durch eine Reihe von Vorschriften zivil- wie 
standesrechtlicher Natur Grenzen gesetzt sind. Gerade bei Ausübung eines traditionell 
streng reglementierten Berufes wie jenem des Rechtsanwaltes kommt den öffentlich-
rechtlichen Beschränkungen des Berufsrechts eine zentrale Bedeutung zu. Die an einen 
Verstoss gegen Berufsrecht geknüpften, öffentlich-rechtlichen Sanktionen stehen in der 
Praxis zumeist im Vordergrund. Dagegen werden die zivilrechtlichen Sanktionen – sei 
es infolge zivilrechtlicher Ingerenz aus berufsrechtswidrigen Abreden, sei es aufgrund 
der Verwirklichung originär zivilrechtlicher Tatbestände – in Lehre und 
Rechtsanwendung (bzw. Rechtsprechung) weit weniger häufig behandelt. Durch die 
Untersuchung ist zu Tage getreten, dass bestimmte allgemeine Schranken der 
Privatautonomie bisweilen auch beim Mandatsvertrag zwischen Rechtsanwalt und 
Mandant durchaus einschlägig sein können. Zugleich sind tatsächliche 
Anwendungsfälle für zivilrechtliche Tatbestände eher selten zu beobachten. Die 
Untersuchung musste sich daher bisweilen darauf zurückziehen, Anwendungsfälle zu 
konstruieren. Dort wo die Honorarvertragsfreiheit in der Rechtsanwendung schon bisher 
an zivilrechtliche Grenzen gestoßen ist, konnte die Arbeit in geringfügigem Ausmaß 
Querverbindungen zwischen zivilrechtlicher Dogmatik und anwaltlicher Berufspraxis 
herstellen. Im Großen und Ganzen ist dieser Versuch aber gescheitert. Die Arbeit hat 
stattdessen eher das Bild einer eng begrenzten praktischen Relevanz zivilrechtlicher 
Schranken für den Anwaltsberuf aufgezeigt. Neuere Entwicklungen im 
                                            
1254 Darauf weist bereits Thiele bereits Anfang 2000 im Vorwort der Erstauflage seiner Monographie 
hin, derselbe, Anwaltskosten, V; vgl. auch Thiery in AnwBl 2006, 465 hin; beispielsweise widmet 
Thiele der freien Honorarvereinbarung in seiner umfangreichen Monographie unter dem Kapitel I. D 
„Das Recht der freien Vereinbarung und seine Grenzen“ lediglich wenige Seiten, vgl. denselben, 
Anwaltskosten und Anwaltskosten2. 
1255
  So schreibt selbst Thiele im Vorwort seiner Monographie: „Das anwaltliche Kostenrecht gehört 
zu denjenigen Materien, deren unvollständige wissenschaftliche Erschließung zu ihrer praktischen 
Relevanz in ebenso großem Missverhältnis steht wie zu dem rechtswissenschaftlichen Reiz der 
Materie. [...]“, Thiele, Anwaltskosten, V. 
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Verbraucherschutzrecht – insbesondere auch aufgrund gemeinschaftsrechtlicher 
Vorgaben – dürften hierbei nur punktuell eine künftig größere Bedeutung erhalten. 
 
Im Zentrum der gesamten Arbeit stand aber eine bestimmte Form frei vereinbarten 
Anwaltshonorars – das (rein) erfolgsorientierte Honorar, speziell in der Fallvariante 
pactum de quota litis. In diesem Teilbereich der Arbeit konnten (auch aufgrund der 
quantitativen wie qualitativen Schwerpunktsetzung im Zuge der Recherchen) einige 
neue Erkenntnisse gewonnen werden. So wurde insbesondere die Grenze der 
gesetzlichen Tatbestände in § 879 Abs 2 Z 2 ABGB und § 16 Abs 1 zweiter Satz RAO 
näher herausgearbeitet, wobei im Interesse von Praktikern versucht wurde, auch den 
aktuellen Standpunkt der Rechtsprechung darzustellen. Ein besonderes eigenes 
Anliegen war es, die oftmals verwechselten Arten erfolgsabhängiger Honorierung 
begrifflich klar voneinander abzugrenzen und dabei geeignete Begriffsdefinitionen zu 
bilden. Damit wurde versucht, einen besseren Überblick in diesem Bereich zu erzielen 
und neue Thesen zum dogmatischen Verständnis zu entwickeln.  
 
Schließlich hat der siebente Abschnitt dargelegt, dass eine „Umgehung“ der in 
Österreich bestehenden Grenzen freier Honorarvereinbarung durch die Wahl 
ausländischen Rechts unter bestimmten Umständen möglich ist. Dies aber nur unter der 
Voraussetzung, dass der Anwaltsvertrag Bezugspunkte zu einer fremden Rechtsordnung 
aufweist, wobei darauf geachtet werden sollte, dass ein Berührungspunkt nicht bloß 
zum Zweck der Rechtswahl herbeigeführt wird, sondern eine sachliche Begründung im 
auszuführenden Vertrag findet. Was das im Brennpunkt der Arbeit stehende quota litis-
Verbot betrifft, so dürfte dessen „Abwahl“ freilich selbst bei Sachverhalten mit 
Auslandsbezug nicht  immer möglich sein. Ein „internationaler Eingriffscharakter“ 
dieses Verbotes dürfte – auch unter dem neuen Regime der Rom I VO – im Rahmen 
eines beweglichen Systems je nach der Intensität des Österreichbezuges grundsätzlich 
zu bejahen sein.   
 
Als Ergebnis dieser Arbeit kann gesagt werden, dass trotz der aufgezeigten Grenzen 
großer Gestaltungsraum für freie Honorarvereinbarungen bestehen bleibt. Diese 
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Freiräume sollten von der Anwaltschaft genutzt werden, um ihre grenzüberschreitende 
Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und ein den übereinstimmenden Interessen von 
Anwalt und Mandant bestmöglich entsprechendes Honorarmodell für den Einzelfall zu 
finden. 
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Zusammenfassung (abstracts)  
 
Die Arbeit beschäftigt sich zunächst mit den rechtlichen Rahmenbedingungen, durch die in 
Österreich die Möglichkeit des Abschlusses freier Honorarvereinbarungen zwischen 
Rechtsanwalt und Mandant gewährleistet wird. Beleuchtet werden dabei die 
verfassungsrechtliche Absicherung der Privatautonomie durch den Grundrechtsschutz, aber 
auch die gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben in Gestalt der Binnenmarktfreiheiten und des 
Europäischen Kartell- und Wettbewerbsrechts. Im gegebenen Zusammenhang finden aktuelle 
höchstgerichtliche Entscheidungen näher Berücksichtigung, wobei das Erkenntnis des VfGH 
vom 24.09.2008, B 330/07 betreffend die Verfassungskonformität des sogenannten „quota 
litis-Verbotes“ (§ 16 Abs 1 zweiter Satz RAO und § 879 Abs 2 Z 2 ABGB) im Mittelpunkt 
der Erörterung stehen. Hierbei wird versucht, einen eigenen Lösungsansatz bezüglich der 
Verfassungs- wie auch der Gemeinschaftsrechtskonformität dieser Verbotsnormen zu finden. 
 
In weiterer Folge kontrastiert die Arbeit eine Abgrenzung der „freien Honorarvereinbarung“ 
von den sonstigen Rechtsgrundlagen einer Honorarschuld und versucht dadurch, 
nachgiebiges, dispositives Honorarrecht klar von den (in weiter Folge ausschließlich zu 
untersuchenden) zwingenden Honorarvorschriften abzugrenzen. 
 
Sodann wird das zwingende Honorarrecht (die „Grenzen freier Honorarvereinbarung“) im 
Detail dargestellt. Zunächst die rein zivilrechtlichen Schranken privatautonomer 
Entgeltfestsetzung, die in allgemeinen Bestimmungen des ABGB, aber auch (betreffend 
Verbrauchergeschäfte) im KSchG enthalten sind. Nach einer ausführlich gehaltenen 
dogmatischen Einführung in den jeweiligen Tatbestand wird versucht, die Besonderheiten des 
Vertragsverhältnisses Anwalt-Mandant darunter zu subsumieren. Gerade in einem besonderen 
Vertragssegment wie beim Anwaltsvertrag kommt darüber hinaus dem öffentlich-rechtlichen 
Berufsrecht eine zentrale Rolle zu. Daher werden sodann die berufsrechtlichen 
Beschränkungen anwaltlicher Honorarvereinbarung detailliert erörtert, wobei am Rande auch 
eine Darstellung von deren zivilrechtliche Ingerenz erfolgt.  
 
 425 
Ein besonderes Augenmerk gilt bei Darlegung der Honorarschranken jeweils 
jenen Grenzen, die das österreichische Zivil- und Berufsrecht den Erfolgshonoraren setzt. 
Diese Gestaltungsform frei vereinbarter Honorare, die gerade in jüngster Zeit intensiv 
rechtlich thematisiert wurde, wird in ihren verschiedenen, rechtlich zu differenzierenden 
Ausprägungsformen dargestellt, wobei die unterschiedliche Beurteilung der rechtlichen 
Zulässigkeit aufgezeigt wird. Dabei steht eine besondere Form erfolgsabhängigen 
Anwaltshonorars im Zentrum – das pactum de quota litis. Die Arbeit unternimmt den 
Versuch, die Grenzen des zivilrechtlichen Nichtigkeitstatbestandes zu definieren und zu 
hinterfragen, inwieweit ein berufsrechtlicher Verbotstatbestand besteht bzw. woraus sich 
dieser dogmatisch tragfähig herleiten lässt. Zur quota lits in scharfen Kontrast gesetzt wird 
das pactum de palmario, dessen Gültigkeit und Zulässigkeit näher untersucht wird. 
Schließlich wird vom Autor eine Begriffssystematik vorgeschlagen, die der gefundenen 
rechtlichen Differenzierung gerecht werden soll. 
 
Im letzten, kollisionsrechtlichen Abschnitt prüft der Autor die Frage, inwieweit die zuvor 
gezeigten Grenzen freier Honorarvereinbarung auch bei Sachverhalten mit 
Auslandsberührung zur Anwendung kommen. Dabei wird die Prüfung parallel sowohl nach 
dem vormaligen – bei Beginn der Abfassung dieser Arbeit anwendbaren – Kollisionsregime 
des EVÜ, als auch nach der nunmehr bereits zur Anwendung gelangenden Rom I VO 
vorgenommen. Dabei wird vor allem untersucht, inwieweit durch die Wahl einer vorteilhaften 
Rechtsordnung unliebsame Honorarschranken des österreichischen Rechts umgangen werden 
könnten. Die verschiedenen Grenzen einer möglichen Rechtswahl nach EVÜ wie Rom I VO 
werden zunächst allgemein dogmatisch beleuchtet. Sodann wird konkret geprüft, inwieweit 
das im Zentrum dieser Arbeit stehende quota litis-Verbot ungeachtet einer Wahl 
ausländischen Rechts auf freie Honorarvereinbarungen zwingend zur Anwendung zu kommen 
hat. 
 
Die Arbeit gelangt so zum Ergebnis, dass der gegenwärtige nationale wie 
gemeinschaftsrechtliche Rahmen durchaus beachtliche Möglichkeiten für eine freie 
Gestaltung des anwaltlichen Honorars eröffnet. Dem Rechtsanwalt ist zwar 
höchstwahrscheinlich die Möglichkeit nicht genommen, seinen Honoraranspruch auf 
dispositive Rechtsgrundlagen zu stützen. Dennoch sollten sich Rechtsanwälte nicht prinzipiell 
dem Gedanken um die Vereinbarung ihres Honorars und um ein gründliches Honorargespräch 
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mit dem Mandanten verschließen, um eine für beide Seiten bestmögliche Grundlage für 
die Mandatsausführung zu gewährleisten. 
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